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Das Gesetz über Rechte an eingetrage- 


nen Schiffen und Schiffsbauwerken 88 119, 123, 142 BGB.; $$ 133, 161 HOB. | DR, 1941, 641 Nr. 7 ( 
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Bischen und reichsrechtlichen Vor- 
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Fechts FTIR 
Friedrich Schmidt: Das Reich als Auf- 
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6321 dem Unfall weiterbeschäftigt wird, so ist 


Bürgerliches Gesetzbuch Dienstverhältnisses maß esc 


henden Beweismittel, gen, RG. 


schäftsgrundlage nicht zulässig; der betrof- it werden. 


fene Gesellschafter kann nur aus wichtigem | Ne, AUS 9 vater M 

0 | Grunde gemäß § 133 HGB. auf Auflösung 643 Nr. GB. Da der ichen or 
der Gesellschaft klagen. RG.: DR. 1941, 88 1643, 1822 B yutdrechtli ig 
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633 Nr. 1 (Lenz) 
8 119 BGB.; 8 92 HGB.; $ 81 ZPO. Es 


geben. RQ.: DR. 1941, 637 Nr. 2 

88 249, 276, 459, 480 BGB.; 88 253, 256 
ZPO. Wenn jemand im eigenen Namen für 
Rechnung eines Dritten eine Sache kauft, so 
ist er berechtigt, den Schaden, der dem 
Dritten durch mangelhaite Lieferung ent- 
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stückskaufvertraß» 
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RG.: DR. 1941, 637 Nr.3 (Herschel) 
88 249, 254, 844, 1360 BGB. Da nach § 249 
BGB. beim Schadensersatz der Zustand 


wiederhergestellt werden soll, der ohne das | nehmung der er 

schadenstiftende Ereignis bestanden haben Reichskommise? Raerl Nr. m 

würde, kann eine Witwe nach § 844 BGB. | RAnz. Nr. 55 > om Laue den, 
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verlangen, so gestellt zu werden, wie sie 
unter Berücksichtigung des § 1360 Abs. 1 
BOB. bei Fortführung der Ehe gestanden 
haben würde. Dazu gehören u. U. auch ihre 
Freistellung von beruflicher Arbeit sowie 
Aufwendungen für eine Haushaltshilfe gae 
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250. Der Anspruch auf Herausgabe nicht tscher Verla, Bzerund gel! | 
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8 839 BGB. Züchtigungsrecht der Lehrer 
an Berufsschulen. RG.: DR. 1941, 641 Nr. 6 

8 843 BGB.; § 1542 RVO.; § 265 ZPO. 
Wenn ein Angestellter, der durch einen Ver- 
kehrsunfall dauernden Schaden an seiner 
Gesundheit erlitten hat, trotz einer Minde- 
rung seiner beruflichen Leistungsfähigkeit 
von seinem Arbeitgeber zu den gleichen 
Arbeits- und Entgeltsbedingungen wie vor 
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lhrte Werke aus dem Beamtenrecht 


Das Standardwerk des deutfchen Beamtenrechts 


Deutſches Beamtengeſetz 


ern: 
Berücksichtigung des in sonstigen Gesetzen, Verordnungen und Erlassen enthaltenen deutschen Beamtenrechts 
erläutert von Dr. Oskar Georg Fischbach, Geh. Reg.-Rat, 
| Ministerialdirigent im Reichsfinanzministerium, 
Mitglied des Ausschusses für Beamtenrecht der Akademie für Deutsches Recht. 


Zweite vermehrte Auflage. 1940. 
2 Bände, 1528 Seiten. Preis geb. 46.— RM. 


J rüste 
Er: Firokbagen Wert eines Kommentars ist letztlich der Dienst, den er der Praxis leistet. Auch in dieser Hinsicht wird das 
der hfsprechn allen Ansprüchen gerecht. Die mit der eigenen Erläuterung Hand in Hand gehende umfassende Verwertung 
de Bestes, a sowie auch die erschöpfende Wiedergabe und Verarbeitung des fast unübersehbaren Materials an Vorschriften 
Er Antennen a Ungen und Erlasse machen das Werk zu einem kaum entbehrlichen literarischen Ratgeber auf dem Gebiet 
en hat, Ea ts. Verwaltungsbehörden und Gerichte, Beamte und Anwälte, ja jeder, der eine beamtenrechtliche Frage zu 
ün zu diesem Werk mit Erfolg seine Zuflucht nehmen.“ Rechtsanwalt am Kammergericht Hermann Reuß. 


Entfcheidungen des Reichsdienſtſtrafhofes 


Herausgegeben von Mitgliedern des Gerichtshofes. 


2 Band 1 1939, 226 Seiten. Preis brosch. 7.— RM., geb. 8.40 RM. 

ù 100 Band 2 1940, 176 Seiten. Preis brosch. 5.60 RM., geb. 7.— RM. 
Rei ebhatt 
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thig ha und de begrüßen, daß auch der Reichsdienststrafhof entsprechend der Überlieferung anderer höchster Geriohtshöfe 
EN Beispiele 5 Länder seine wichtigsten grundsätzlichen Entscheidungen in einer Sammlung der Öffentlichkeit unterbreitet. 
kb Beamteng T dem Inhalt der beiden Bände zeigen die große Bedeutung der Tätigkeit des Reichsdienststrafhofes für die 
sidera schaft wie auch für die übrige deutsche Öffentlichkeit. Den Mitgliedern des Gerichtshofes gebührt daher der 

~ Reichsverwaltungsblatt. 


Beichsdienſtſtrafordnung 


Kommentar für die Praxis von Oberregierungsrat Dr. Kurt Behnke 
Vertreter der Obersten Dienstbehörde beim Reichsdienststrafhof. 


Zweite. völlig neubearbeitete und erweiterte Auflage 1940. 
837 Seiten. Preis geb. 25.— RM. 


eg 
en. die Systematik der Reichsdienststrafordnung darzulegen, die Zusammenhänge der einzelnen gesetz 
ht „ufzuweisen und dank seiner souveränen Beherrschung der Entscheidungen sowohl des Preußischen Ober- 
10 = des Reichsdienststrafhofes seiner Neuanflage eine Fülle und Tiefe zu geben, die der Rechtsprechung 
x urch die glückliche Verbindung von Wissenschaft und Praxis steht dieses Werk an der Spitze der zur 
; en erschienenen Erläuterungsbücher; es ist ebenso geeignet zur Einarbeitung in das Dienststrafrecht wie 
ten n Ratgeber für den Dienststrafrichter und die mit der Bearbeitung von Dienststrafsachen befaßten Be. 
iita n in de en allen es nur wärmstens empfohlen werden kann. Hierzu glaube ich befugt zu sein, da ich seit 
' titig bin e öchsten Dienststrafgerichten, seit der Errichtung des Reichsdienststrafhofes ala Vorsitzender eines Dienst. 
s Von Salpius, Senatspräsident beim Preuß. Ol G., Stellvertreter des Präsidenten des Reichsdienststrafhofes, 

in der Zeitschrift „Reichsverwaltungsblatt.“ 


Erftattungsgefet 


8 
Verfahren für die Erstattung von Fehlbeständen an öffentlichen Vermögen vo 


Kommentar von Hermann Reuß, Rechtsanwalt am Kammergerioht. 
Mig Dozent der Verwaltungsakademie Berlin. 
Ray St 


1939. 362 Seiten. Preis geb. 8.— RM. 

enden Kommentar entgegen. Die hochgespannten Er- 
i das nunmehr erschienene Buch in jeder Hinsicht erfüllt, ja übertroffen worden. Durch das Buch des Ver- 
nzige, große, wissenschaftlich und praktisch gleich bedeutsame Erläuterungswerk geschaffen worden. Das Buch 
er Zuvor aller Verwaltungen einschließlich der Wehrmacht und des Reichsarbeitsdienstes und für die Gerichte ein 
Assiger Helfer und Berater.“ Landgerichtspräs. a. D. Prof. Dr. Brand in „Deutsches Recht‘ (verein. m. J. W.) 


m 18. April 1937. 
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Zu beziehen durch alle Buchhandlungen. 


5 A Carl Heymanns Verlag, Berlin W 8 


auch eine Vergleichsgebühr 

ben der für den Prozeßbevð 
entstehenden Vergleichsgebühff 
und nach Maßgabe des 3 
ZPO. erstattungsfähig sein, 50 
Anwälte entscheidend ZU_ 

schluß mitgewirkt hat. KG. 
Nr. 25 (Wegener) 


§ 1 ArmAnwG.; § 30 RACI 
GebO. Ist in einem besonder 


— 
lich gerechtfertigte Maß übersteige. RG.: 88 115, 127 ZPO.; AllgVig. des RI M. vom 
DR. 1941, 643 Nr. 10 (Lampe) 12. Aug. 1935. 


§ 1 PreisstopVO. v. 26. Nov. 1936 (RGBl. Die Entschädigung dritter Personen, wel- 
I, 955). War ein Hypothekendarlehn mit che in einem Rechtsstreit zur erbbiologi- 
einem Disagio (Damnum) auf mehrere schen Untersuchung herangezogen werden, 
Jahre fest gegeben und ist nach Eintritt der richtet sich nach den Bestimmungen der 
Fälligkeit seine Laufzeit verlängert worden, ZeugGebO. Demgemäß ist eine Beschwerde 
so ist ein hierbei neu vereinbarter Zinssatz | gegen die gerichtliche Entsch. nach $ 6 VO. 
zwecks Feststellung seiner Zulässigkeit mit Y- 4. Okt. 1939 ausgeschlossen. 
dem gesamten früheren Nutzungsentgelt| Die Entschädigung der Partei selbst für 
einschließlich des auf die bisherige Laufzeit | Reisekosten, falls sie mittellos ist, richtet 
verteilten Disagios zu vergleichen. KG.: sich nach AllgVig. v. 12. Aug. 1935 und ist 
DR. 1941, 647 Nr. 11 Verwaltungsangelegenheit, welche nur 

Dienstaufsichts-, keine Sachbeschwerde aus- 
Vertragshilfe und Mietrecht 


löst. 
8 4 VertragshilfeVO. Für die Mieteherab- Ist jedoch der Partei das Armenrecht be- 
setzung durch richterliche Vertragshilfe ist| willigte dann handelt es sich um eine ge- 
der Zeitpunkt der Antragstellung nicht von 


setzliche Armenrechtsbewilligung. Die Ent- 

entscheidender Bedeutung. OLG. Hamburg: scheidung über die Reisekostenentschädi- 
DR. 1941, 648 Nr. 12 (Vogels) gung der Partei obliegt Band ED Gericht 
f 5 und ist mit der (durch Beschwerdesumme 
. 9 519 Dar nicht eingeschränkten) Beschwerde nach 
sie von der Rspr. nicht bloß auf Sachmän- 


$ 127 ZPO. anfechtbar. 
gel, sondern auch bei der Auswirkung Entschädigung für die Begleitperson einer 
öffentlich-rechtlicher Maßnahmen auf die 


solchen Partei (z.B. minderjähriges Kind) 
Miet- bzw. Pachtsachen angewandt wird, ist als Entschädigung der Partei selbst zu 
ist von den Bestimmungen der Vertrags- 


behandeln. Ob eine Begleitung notwendig 
hilfeVO. unberührt geblieben. OLG. Celle: | ist, unterliegt dem pflichtgemäßen Ermessen 
DR. 1941, 648 Nr. 13 (Vogels) 


des Vormundes, welches für das Gericht so 
Die Möglichkeit richterlicher Vertrags- lange maßgebend ist, als nicht von dem Er- 

hilfe hindert den Mieter oder Pächter ge- | messen ersichtlich unangemessener Ge- 

werblicher Räume nicht, auf Grund der | brauch gemacht wird. 

Kriegsverhältnisse Minderung geltend zu 


önli nehmt 
gen persönlichen Wahr hi 
rt anzu, 


vollen Gebühren und A! 
wärtige Rechtsanwalt I 
ordnung nach den 
Reichskasse erstattet 


für den BerBekl. er 
rücknahme zwecks E 
urteils läßt für den Ai 
gebühr nur nach dem Stre iz 
entstehen, da trotz OMi u 
noch ein Verlusturteil ufun 
Rechtsstreit durch die B Erled 
in der Hauptsache seine m Nr. 2 
den hat. KG.: DR. 194], 0 > 
88 4, 77, 79 GKG. 
Bei verschiedener Be. 
genossen am echtes KO) 
stellerhaftung G. 77 A rei 
Maß der Beteiligung, 10 
dungshaftung G 79 i 


Die von dem beauftragten gerichtlichen 
machen. Dieser Einwand kann aber bei der | Sachverständigen abgegebenen Erklärungen, 
Pacht einer Tankstelle nicht auf die Neu-| Vorladungen und sonstigen Maßnahmen 
regelung der Abgabe von Betriebsstoffen | sind in ihrer kostenrechtlichen Auswirkung 
oder den Umsatzrückgang, sondern nur auf| wie Erklärungen und Maßnahmen des Ge- 
die Einstellung der Betriebsstofflieferung | richts selbst zu werten, solange sich der 
gestützt werden. KG.: DR. 1941, 650 Nr. 14 Sachverständige im Rahmen seiner Befug- 
MietSchG. Gegen die Entscheidung des | nisse hält. KG.: DR. 1941, 654 Nr. 21 
LG. über die Beschwerde gegen die Ent-“ 8 606 ZPO.; Art. 29, 17 EGBGB. Schei- 
scheidung über die Verlängerung der Räu- dung von Polen. OLG. Jena: DR. 1941, 655 
mungsfrist 108 2 Er weitere Beschwerde | Nr. 22 (Lauterbach) 
nicht statt. 5 . 1941, 650 Nr. 15 ; 
Auch wenn der Untermieter nicht einen 9.13 Zif. 3 RAGebO. 5; 
Rechtsanspruch auf Küchenbenutzung hat, Ein selbst gegenseitig abgegebener 
kann er in den Räumen eine selbständige Rechtsmittelverzicht bedeutet für sich allein 
Haushaltung im Sinne der Mieterschutzvor- noch keinen Prozeßvergleich. 
schriften führen. KG.: DR. 1941, 650 Nr. 16 Im Eheprozeß kann eine vergleichsweise 
Beilegung durch Rechtsmittelverzicht nur 


auf dem Wege über einen Gesamtvergleich 
erfolgen, welcher zur Beilegung sowohl des 
Eheprozesses als auch zur Regelung der 
Unterhaltsansprüche der Parteien geschlos- 
sen wird. Andernfalls gehört der Verzicht 
zu einem nur der vereinfachten und be- 
schleunigten Abwicklung des Eheprozesses 
dienenden Vereinbarung, welche sich als — 
gebührenrechtlich bedeutungsloser — Zwi- 
schenvergleich darstellt. KG.: DR. 1941, 658 
Nr. 23 

8 13 Ziff. 3 RAGebO. Ein Prozeßvergleich 
verlangt das Aufgeben einer wirklichen 
Rechtsposition, ein Nachgeben in bezug auf 
konkrete Ansprüche. Dazu gehört ein Ver- 
zicht auf bloße in der Zukunft liegende 
Möglichkeiten nicht. Deshalb liegt in dem 
gegenseitigen Unterhaltsverzicht von aus 
gleicher Schuld geschiedenen Ehegatten re- 
gelmäßig kein Vergleich, auch nicht in Ver- 
bindung mit einem Rechtsmittelverzicht im 
Eheprpzeß. KG.: DR. 1941, 658 Nr. 24 


88 13 Ziff. 3, 42, 43, 45 RAGebO, 
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Schuldenbereinigungsgesetz 


8 3 SchuldBereinG, n. F. Wer einen selb- 
ständigen Beruf mit Hilfe erheblicher sach. 
licher Mittel ausgeübt hat, kann gleichwohl 
den Schutz des § 3 SchuldBerein. n. F. in 
Anspruch nehmen, wenn die, Mittel ihm 
nicht gehörten und deshalb nicht zur Be- 
friedigung der Gläubiger hingegeben wer- 
den konnten. KG.: DR. 1941, 651 Nr. 17 

SchuldBereinG, Die Behandlung von So- 
zialversicherungs forderungen. 

Einfluß der VO. v. 22. Febr. 1939 über die 
Durchführung des Vierjahresplanes auf dem 
Gebiete der Handwerkswirtschaft auf ein 
Schuldenbereinigungsverfahren. 

Bereinigung des Nachlasses eines im Ver- 
fahren verstorbenen Schuldners. AG. Bre- 
men: DR. 1941, 651 Nr. 18 (Vogel) 


außerhalb der En ſests 
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g 41 Abs. 
weg für 
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Saltungsbehörde ne PL 
die Bestimmun It 


Freiwillige Gerichtsbarkeit 


815 FGG. Auch wenn die uneheliche Mut- 
ter bereit ist, über die Person des Erzeu- 


ent e e e aT a ‚Ent atn Die Tätigkeit des Substituten läßt Gebüh- | satzes für das anne 
TRE aug 8 1258 RVO. darzutun, darf das ren grundsätzlich nur in der Person des puaa a V. 
1 f e 1 Hauptbevollmächtigten entstehen, außer | nac 
e No verneh-| yenn das Gesetz selbst — so in § 45 RA-|die Ruhegeh@ 
5 2 5 4 2 GebO. etwas anderes vorsieht. Das gilt | zogen ist. 195 
auch für die Vergleichsgebühr, die sonst] Eine Ander 


Verfahren, Gebühren- und Kostenrecht 


8 4 ZPO. Zinsen und gleichartige Neben- 
forderungen stehen in einem engeren Zu- 
sammenhang zur Hauptsache als die Pro- 
zeßkosten. Wenn auch diese Nebenſorde- 
rungen nicht mehr im Streite sind, können 
die Prozeßkosten zur Hauptsache werden, 
RG. DR. 1941, 654 Nr. 20 


grundsätzlich eine Mitwirkung desjenigen g st u 
Anwalts voraussetzt, welcher die Ver- kürzt waren, e 
gleichsgebühr für sich beansprucht, aussetzungen ni 
Wird dagegen außer dem Prozeßbevoll- | waltungsakten 
mächtigten auf Verlangen der Partei noch | Pflicht. Der Sti 0 
ein anderer Anwalt tätig (88 42, 43 RA- nicht dahin Zu An 
GebO.), dann kann außer den für letzteren 
vorgesehenen besonderen Gebühren für ih 
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In Kürze erſcheint in dritter Auflage: 


Die Reichsdienſtſtraforöͤnung 


(RDStO) 


kommen“, Körperſchafts⸗, 
erſteuergeſetz 


€ t t 1 
due von Senatspräſident Zülow und Oberregierungs⸗ 
eſtering. Oktav. Aber 400 Seiten. 1941. RM. 7.20 


utt 
entagſche Sammlung Deuiſcher Relchsgeſetze Nr. 190 4 


Nitelonders klarer und knapper Ausdrucks⸗ 
ne hier aus berufenſter Feder eine für den, 
nützliche kerle r ebenſo wie für den Steuerberater 
ſchafts⸗ rläuterungsausgabe des Einkommen, Körper- 
Buch zeichndt Wurgerſteuergeſeges vorgelegt. Das teine 
tigen puei ſich aus durch die Auswertung der wid- 
tigſten Rua; und die Wiedergabe der wich 


i FH⸗ Urteile. 
Eiffler, 


Kommentar zum Arkundenſteuergeſetz 


aum 5 Loeck⸗Eiffler, Preußiſches Stempelſteuergeſetz) 

e 1936 mit amtlicher Begründung, Durchfüh⸗ 
ungen und anderen ergänzenden Beſtim⸗ 

iter e ont Einführung. Bon dr. Kurt Eiffter, Mi- 
ttan, 780 im Reichsfinanzminiſterium. 2. Auflage. 


vom 26. Januar 1937 mit der amtlichen Begründung, 
den Durchführungs- und Ergänzungsvorſchriſten 
unter befonderer Berückſichtigung des Kriegs⸗ 
Dienſiſtrafrechts und der für die Oſtmark, 
den Sudetengau, das Protektorat Göhmen und 
Mähren und die eingegliederten Oſtgebiete err 
gangenen dienſtſtrafrechtlichen 
Sondervorſchriſten 


Kommentar 
von Profeſſor Dr. Arthur Brand 


Seiten. G ö Landgerſchtspräſident a. D. in Dresd 
Gebunder M 18.— andgerſchtsp . D. in Dresden 
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an a 
erita t 0 der Benutzung dieſes Werkes immer wieder 
ind. Der E die Fülle der Fragen, die hier behandelt 
deshalb RN Eiffler gegebenen Löſung kommt aber auch 
arbeite beſondere Bedeutung zu, weil er der Be 
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71. JAHRESBERICHT 


über das 


Geschäftsjahr 1940 


ist erschienen und steht jetzt bei allen unseren 
Geschäftsstellen zur Verfügung der Interessenten 


COMMERZBANK 


Aktiengesellschaft 


Ende März erscheint: 


Der 
STAATSANWALT 


und sein Arbeitsgebiet mit Beispielen 


Von 


DR. KARL BURCHARDI 


ORERSTAATSANWALT IN BERTIN 


unter Mitwirkung von 


DR. GERH. KLEMPAHN 


STAATSANWALT IN BERLIN 


Das neue Werk führt in den Aufgabenbereich des Staats- 
anwalts beim Landgericht ein und gibt Ratschläge und 
Anleitungen für die sachliche und formelle Erledigung 
seiner Amtsgeschäfte. Dem erfahrenen Staatsanwalt er- 
leichtert es seine Arbeit durch Wiedergabe der Vor- 
schriften, die sonst an vielen Stellen verstreut sind, und 
hilft bei der Ausbiidung der Referendare, dem Referen- 
dar aber hilft es in seiner kurzen Ausbildungszeit bei 
der Staatsanwaltschaft, die formalen Schwierigkeiten 
des staatsanwaltschaftlichen Dienstes zu überwinden 
und zu dem sachlichen Kern seiner Aufgaben vorzu- 
dringen. Aufbau und Gliederung der Staatsanwaltschaft 
werden geschildert und die Folgerungen aus dem Auf- 
sichts- und Weisungsrecht der vorgesetzten Dienst- 
stellen. Bei Darstellung des Geschäftsganges werden 
Grundsätze für den Schriftverkehr und den Umgang 
mit dem Publikum wiedergegeben. Das Ermittlungs- 
verfahren ist besprochen, die Fahndungsmaßnahmen, 
das Recht der Untersuchungshaft, der Beschlagnahme 
und Akteneinsicht. Das Verhältnis zum Verteidiger wird 
erörtert. Beispiele für Einstellungsbescheide und An- 
klageschriften zeigen deren zweckmäßige Gestaltung. 
Hauptverfahren und Hauptverhandlung werden be- 
sprochen und Ratschläge für den Schlußvortrag erteilt. 
Es folgen Ausführungen über Rechtsmittel, außer- 
ordentliche Rechtsbehelfe und Wiederaulnahmeveı- 
fahren, die Aufgaben des Staatsanwalts nach der Rechts- 
kraft, insbesondere in Strafvollstreckung und Gnaden- 
verfahren, über Straflöschungssachen und Berichter- 
stattung in Entschädigungssachen. Ein Überblick über 
die sonstigen Aufgaben des landgerichtlichen Staats- 
anwalts bildet den Schluß. 
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Die 
Dortragshilfe dos Richters 
aus Anlafı des Krieges 


verordnung vom 30. November 1939 


Kommentar von 


Rechtsanwalt Dr. habil. Gerhard ſiuberna 


und 


Syndikus Dr. Karl Künne 


zii | 


on det 
große Popularität errungen, weil fie unabhängig v > 


Grenzen beſtimmter Berufskreiſe grundſätzlich jenek 
treffen kann. Alle Gläubiger und Schuldner werden o die 
Verordnung potentiell betroffen. Insbeſondere ijt fie 455 
Wirtſchaft von größter Bedeutung. Zahlreiche werden 


Induſtrielle, Gewerbetreibende und baudwerter“ offen. 
ers hart er 


in der 


Die Vertragshilfeverordnung vom 30. November 1930 


durch die Auswirkungen des Krieges beſond 
Ihnen kommt der Staat unter beſtimmten, 
nung geregelten Vorausſetzungen zur Hilfe. — D 

hilfe gewährt der Staat aber erft, nachdem a 
außergerichtliche Einigung geſcheitert iſt. Wie ? ! 1 
vor ſich zu gehen habe, ſagt die Verordnung N f 
auch das möchte und muß der Praktiker wijfen- us? 
beſondere, ihn über alles einſchlägige Schrifttum p w 
hebende Note erhält nun der vorliegende Kommen jid 
durch, daß er in 14 Abſchnitten (ausführlich ert t 
finien für vie Bearbeitung augergerichl aier À p die 
enthält, die aus der Praxis gewonnen wurden w ſt⸗ 
in der Praxis bewährt haben. Auch das Recht ad 
mark, insbeſondere das öſterreichiſche „gerfabt ee 
Streitſachen“, ift berüdfichtigt. Ebenſo iſt 1 al wit 
Schrifttum bereits verarbeitet, jo daß der 


t 
lich einen Kommentar auf dem neueſten 
Hand bekommt. 


80 
Preis: kartoniert RM. 4 


geriet 


D 
1 ireti ® 
Zu beziehen durch den Buchhandel oder 5 


= Be 
Berlin W 35, Hildebrandſtraß 


Auslieferung für Oſtmark und 


121 1 
Deutſcher Rechtsverlag G. m. b. H., Wien N 


p4 


Deutsche Girozentrale 
— Deutsche Kommunalbank - 


Abgekürzte Bilanz für den 31.Dezember 1940 


Barreserve: Aktiva AM 
bestand et a d a a D FE RM. 221 644.58 
ll te Zin auf Reichsbankgiro- und Postscheckkonto . . .. sone ee 0e nenn . RM. 185 777 232,96 185 998 937,54 
Scheer, und Dividendenschein 20er nn An ER T 14 950 399,68 
Wechsel 11111 Eee ande 70 151,86 
ee nt nen e E 1 038 314 296,73 
echsel und unveızinsliche Schatzanweisungen des Reichs und derdLander. al en a e a 1 457 226 507,03 


Anlage der Liquiditätsreserven: 
enthalten in 


Bos. Barreserve oa once u MU EN: en: RM. 171 200 000,— 
| een!!! „ N RM. 477 389 381,61 
* Pos. Schatzwechsel us ew. RM. 385 665 618,39 


1034 255 000,— 


O anue eE ET O d. 88 244 414 478,76 
ee 234 507 191,89 Wertpapiere, die die Reichsbank beleihen darf. 


| Schuldner orderungen unzweifelhafter Bonität und Liquidität gegen Kreditinstitute. ee 32 757 659,04 
ar Langtrisen // /// ee ee De TE 45 635 145,91 
% 6 „„ 694 352 061,50 
Zin und oas Deckungsregister eingetragene Kommunaldarlehen RM. 624 506 787,31 
Durchtaugen ide Malfungskostenbeiträge von langfristigen Ausleihungen 2 576 645,49 
Beteiligungen Kredite (nur Treuhandgeschäfte) e. = .. 1 673 424,59 
nn // / - CCCXͥI.. Tr 995 805,.— 
deuten n r ee Mn Te ee L 1000 (01,— 
Posten, die Geschäftsausstattung a A ee . a A aS 1,— 
er Rechnungsabgrenzung er ee A ER e 2 003 077,03, 
— 3721 968 592,25 
"ker 2 Passiva RM 
1 Einlagen 1 ae Kundschaft bei Dritten benutzte Kredite. RM. 135 006,51 
r on ere ditinstitute 0 San Re ae s F RM. 2 971 035 414,83 
Se Glau r 7 O S T, RAL 28 964 352.19 3 000 194 773,53 


Liquiditätsreserven der Spar- (und Giro)kassen: 


f 
i enthalten in Pos. Gläubiger. RM. 1034 255 000,—- 
À 
Daten una auf 47 476,44 
[| Vor on Schuld e SE en eh. ee N oe 2 632 647 476, 
11 > Oste und Sverschreibungen im Umlauf RM. 624 308 071,88 
d Asen für DEF digte Seliiläwerschreibinpene nenn. a aa a ee = > ieh 3 6 545 064,47 
4 liebe de en EL Alfgenominene Darlehen ee ne 157 1250 
S le f Vestnimarreuhandgeschälte), -m orr ara i 8 
i Rieka pit. E 30 000 000,— 
OO o O 18 000 000,— 
S H -A 
einge E der De a % ee . , aA 5 10 220 19205 
Gewinn. nung sabgrenzung dienen ; ll Te EZ i 
v 
i S ECC RM. 310 87607 
| -o odao a RER er DEE E a E ean: TCC 
1 3 721 968 592,25 
| 
i 
R j l Gewinn- und Verlustrechnung für den 31. Dezember 1940 
üj 
E 5515 „77... e a 4 698 916,04 
i 1 für den Deutschen Sparkassen- und Glroverband * Pi i sa = i E Are & š 12 99 
EEE a er a 140 32301 
r hen RE IE En S E 300 000.— 
G vin Re a a RE 
A’ inn 1940 ee ER 10 876,07 
) 2 i e a Er T TL Sn RM._3 509 611,82 4 320 492,89 
Mi 15 855 094,45 
A Gew. 
4 Zins Vortrag \ Ertrag 510 80 
Zinsen y sehuß und %%% ee ee TTT „07 
7 K 4 Vet Provisionen „„ e N 11 798 167,77 
| Außer, By auf wunßskostenbeiträge a aus Deckungsdarlehen und Dt. Rentenbank- -Kreditanstalts-Darleen.. . . . . . 830 050,— 
f j Sons tdentliche Ert 7 28 „piere, Devisen, Sorten sowie aus Gemeinschaftsgeschälten . . . ..... + -- urn 1 603 376,28 
ge Ert ui 644 591,07 
i Tåge D s er e a a a 
| r . e / 5 168 033,26 
{ 15 855 094,45 


Unentbehrlich 
für alle Gerichte, Rechtsanwälte, Treuhänder 
und Wietschaftseüfee! 


MINISTERIALRAT IM RWM. ALFKRÜGER 


Die Löſung 
der Judenfrage 
in der deutſchen 

Wirtſchaft 


KOMMENTAR ZUR JUDENGESETZGEBUNG 


Umfang 420 Seiten . Leinen RM 9.80 


Eine zusammenfassende Darstellung der Gesetzge- 
bung des Deutschen Reiches, soweit sie die Entjudung 
der Wirtschaft in weiterem Sinne zum Gegenstand 
hat, sowie der Judengesetzgebung im Protektorat 
und Generalgouvernement; mit einem Überblick 
über die Entwicklung des Judentums in der deut- 
schen Wirtschaft und einer übersichtlichen Statistik. 


Krüger hat mit seinem Werk eine Lücke aus- 

gefüllt. Es wird allen ein wertvolles Hilfsmittel 

sein, die bei der Entjudung der deutschen Wirt- 

schaft mit der Überführung wirtschaftlicher 
Werte befaßt sind. 

Reg. Rat Dr. Carl Johanny im „Deutschen Recht“. 


Bezug durch jede Buchhandlung 


WILHELM LIMPERT-VERLAG . BERLIN SW 68 


„RECHTSPFLEGE UND VERWALTUNG« HEFT 15 
al 


Arbeitsrecht 


Amtsgerichtsrat Dr. Johannes Loschke 
Kartoniert RM 2.10 


Die Schrift will dem Leser Klarheit über die arbeitsrecht- 
lichen Grundbegriffe vermitteln und ihn befähigen, sich 
auf dem außerordentlich weitverzweigten und schwer 
übersehbaren Gebiete des Arbeitsrechtes so zurechtzu- 
finden, wie es der praktische Dienst für das Arbeitsleben 
erfordert. Beginnend mit einer Erklärung der Grund- 
werte des Arbeitslebens erläutert der Verfasser die ein- 
zelnen aus dem Arbeitsleben entstehenden Begriffe, die 
Betriebsgemeinschaft und deren Arbeits- und Lehrver 
hältnis, die Dienstgemeinschaft und die Hausgemein- 
schaft. Die Verfahren der Arbeitsgerichtsbarkeit und der 
sozialen Ehrengerichtsbarkeit werden unter Berücksich- 
tigung der Gesetzgebung bis Oktober 1940 eingehend 
behandelt. Das Heft gibt dem lernbeflissenen Leser 
Anregung und ist ihm Wegweiser zu weiterer eigener 
Vertiefung seiner Kenntnisse. 
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Das Gesetz über Rechte an eingetragenen Schiffen und 
Schiffsbauwerken vom 15. November 1940 


Von Oberlandesgerichtsrat Dr. Däubler, Berlin 


Am 1 Allgemeines allgemeinen in gleicher Weise die See- und Binnen- 
rechts Jan. 1941 sind auf dem Gebiet des Schiffs- schiffe, die im Schiffsregister eingetragenen und die 
deutsa; zahlreiche rechtlich und wirtschaftlich be- nicht eingetragenen Schiffe, in der Mehrzahl ihrer 
Geset € Rechtsvorschriften in Kraft getreten: das Rechtsbeziehungen als bewegliche Sachen behan- 
Se it über Rechte an eingetragenen delt. Dies galt insbesondere für die Ubereignung 
1949 (ROI und Schiffsbauwerken v. 15. Nov. der Schiffe, die sich, soweit nicht für Seeschiffe 

GBI. I, 1499), die Schiffsregisterord- besondere Erleichterungen geschaffen waren, nach 


nun J 

ERA 19. Dez. 1040 (RGBI. I, 1501) und die den 88 929 ff. BGB. richtete, und für die Bestellung 

ABI ührungs verordnung v. 21. Dez. 1940 des Schiffspfandrechts, das allerdings, von dem 
Das (p. 1000). allgemeinen Pfandrecht an beweglichen Sachen teil- 


eng dert v. 15. Nov. 1040 enthält eine Neu- Weise abweichend, als Registerpfandrecht ausge- 
See. ung der dinglichen Rechte an eingetragenen staltet war (88 1259 fl. BGB.). Auf der epean 
der Sep; p Atenschiffen und Schiffsbauwerken. In Seite unterlagen schon bisher die eingetragenen 
beenden iSregisterordnung sind die grund- Schiffe der Zwangsvollstreckung in das unbeweg- 
„ru ig ien über die Einrichtung und liche Vermögen (8 15 e 
Eisters 1 und des Schiffsbau- 1 den Sun SE nach 8 5 des Ges 
1 15 registriert Waren. $ 
fangrej r en en wa iber die Bestellung von Pfandrechten an im Bau 
urchführungsverordnung ent- befindlichen Schiffen v. 4. Juli 1926 (RGBL I, 367) 
ore, Lohe Zahl von i assun a die Vorschriften der ZPO. über, die Zwangsvoll- 
Nämlich emen des Ges. v. 15. Nov. 1040 haben Streckung ins bewegliche Vermögen mit — — 
= derung zahlreicher Bestimmungen EN anzuwenden che, a cr 
elun a Ka n 
Die Dur und anderer cee ee gegenüber macht das Gesetz „ 15. ON AIAD 
a aA: bringt ferner TER An T cinen klaren und einde ED en 
Orhana ie Bel Gleichstellung der eingetragenen Scarre 
punct nen Schiferegietee 19 5 en an EN e Grundstücken. Es stellt für die Be- 
enden gehenden Pfandrechte und der schwe- gründung, Übertragung, Belastung und Aufhebung 
chende gulfsregistersachen schließlich auch ein- der Rechte an eingetragenen Schiffen im Sent 
dervo ee lich das Erfordernis der Eintragung im chiffs- 
Otmar bee am register. auf und ersetzt das Schiffspfandrecht des 
er nd den ch Sudetenland e BGB. durch die der Hypothek des Grundstücks- 
sten olgenden Übersicht sollen die wichtig- rechts nachgebildete Schiffshypothek. Das Gesetz 
ert werderschriften des Gesetzes kurz at schließt sich in weitem Umfang an die für dingliche 
ord r 2 Rechte an Grundstücken e . e des 
dny chandi Fie _ BGB. an, sieht jedoch aus Zweckmä igkeitsgründen 
Re estehen e Schiffe in der Rechts- fast durchweg von Verweisungen auf das BGB. ab. 
deln, r kaun die 8. Elle Nenn Rei einander entsprechenden Vorschriften wählt es 
ar 15 zie sind, Raunen als 1 5 B im allgemeinen den gleichen bzw. entsprechenden 
u ihren die aber auch, insbesondere 11110 Rücksicht Wortlaut. Da und dort sind aber auch Fassung und 
rÜcke ei elfach erheblichen Wert, den für Grund- Wortlaut der übernommenen Vorschriften des BGB. 
er geſtenenden Grundsätzen unterwerfen. Das bis- der heutigen Gesetzessprache angepaßt worden. 


gel en 
de Recht hat die Schiffe, und zwar im Die Gleichstellung der eingetragenen Schiffe mit 
77 


610 


den Grundstücken, die die neue Schiffsgesetzgebung 
gebracht hat, greift in ihren Auswirkungen über 
den Bereich der dinglichen Rechte hinaus: In der 
DurchfVO. sind auch schuldrechtliche Vorschriften, 
die bisher nur für Grundstücke galten, in dem 
Sinne geändert oder ergänzt worden, daß sie jetzt 
auch auf eingetragene Schiffe Anwendung finden. 
So ist durch Art.2 Nr.12 der DurchfVO, ein neuer 
8580a in das BGB. eingefügt, der die 88 571, 572, 
576 bis 579 BGB. — d.h. den Grundsatz „Kauf 
bricht nicht Miete“ — im Falle der Veräußerung 
oder Belastung eines im Schiffsregister eingetra- 
genen Schiffs für entsprechend anwendbar erklärt, 
Trotzdem wäre es falsch, anzunehmen, daß alle gc- 
setzlichen Vorschriften, die für Grundstücke gelten, 
auf Schiffe entsprechend angewendet werden könn- 
ten. Soweit nicht die eingetragenen Schiffe durch aus- 
drückliche Gesetzesbestimmung den Grundstücken 
gleichgestellt sind, ist vielmehr eine solche entspre- 
chende Anwendung grundsätzlich ausgeschlossen. 
So kann, um nur ein Beispiel zu nennen, die für 
Grundstücke geltende Vorschrift des 8313 BGB. 
nicht auf Schilfe angewendet werden. 

Das Gesetz gilt, wie 81 Abs. 1 bestimmt, 
nur für Schiffe, dieim Schiffsregister 
eines deutschen Gerichts eingetragen 
sind. Es findet also keine Anwendung auf Schiffe, 
die in einem ausländischen Schiffsregister einge- 
tragen sind, ebensowenig auf Schiffe, die über- 
haupt nicht in einem Schiffsregister eingetragen 
sind, auch wenn sie ihren Heimathafen oder Hei- 
matort “n Reichsgebiet haben. Hieraus folgt, daß 
auf diese Schiffe grundsätzlich die für bewegliche 
Sachen geltenden allgemeinen Vorschriften des bür- 
gerlichen Rechts Anwendung finden. Ein kleines 
Motorboot, das in das Schiffsregister gar nicht 
eingetragen werden kann, kann sein rechtliches 
Schicksal nur außerhalb des Schiffsregisters finden. 
Es muß als bewegliche Sache behandelt werden. 

Da das Gesetz auch in den Reichsgauen der Ost- 
mark, im Reichsgau Sudetenland und in den ein- 
gegliederten Ostgebieten gilt, schafft es zugleich für 
das ganze Großdeutsche Reich einheitliches Recht 
auf dem Gebiet der dinglichen Rechte an See- und 
Binnenschiffen und Schiffsbauwerken. Dies ist in- 
sofern besonders wichtig, als die Gesetze der Ost- 
mark und des Sudetenlands bisher weder ein Pfand- 
recht noch eine Hypothek an Schiffen kannten. Bei 
der zunehmenden Bedeutung der Binnenschiffahrt 
im allgemeinen und der Donauschiffahrt im beson- 
deren bestand aber vor allem in der Ostmark ein 
dringendes Bedürfnis, den Schiffskredit durch die 
Ermöglichung der Bestellung von Schiffshypotheken 
zu beleben. 


Die Übereignung eingetragener Schiffe 

Das Gesetz unterscheidet zwischen der Übereig- 
nung von Seeschiffen und der von Binnenschiffen. 
Bei der Übereignung von Binnenschiffen 
gilt der oben erwähnte Grundsatz des Er- 
fordernisses der Eintragung im Schiffs- 
register. 83 Abs. 1 des Ges. bestimmt, daß zur 
Übertragung des Eigentums an einem im Binnen- 
schiffsregister eingetragenen Schiff die Einigung 
des Eigentümers und des Erwerbers und die Ein- 
tragung des Eigentumsübergangs in das Binnen- 
schiffsregister erforderlich ist. Es ist aber nicht 
nötig, daß diese Einigung wie im Grundstücksrecht 
bei gleichzeitiger Anwesenheit beider Teile vor dem 
Registergericht erklärt wird; eine Auflassung im 
Sinne des $925 BGB. gibt es im Schiffsrecht nicht. 
Nach den 8830, 37 der SchiffsregisterO. muß aber 


Aufsätze 


[Deutsches Recht, Wochenausgaßf 


die Einigungserklärung entweder zur Niederschrill 


des Registerrichters abgegeben oder durch © a 
liche oder öffentlich beglaubigte Urkunden nd 
gewiesen werden. € 5 An 

Anders vollzieht sich die Übereignung 4 
Seeschiffen. Hier ist im Gegensatz 2 die 
sonst in dem Gesetz verwirklichten Grundsatz en 
bisher geltende Regelung beiben aber, 
worden. Nach § 2 Abs. 1 des Ges. ist es Zur lor 
tragung des Eigentums an einem Seeschill e 
derlich und genügend, daß der Eigentümer un tum 
Erwerber darüber einig sind, daß das iche em 
auf den Erwerber übergehen soll. Wie nac fes 
— jetzt aufgehobenen — 8 474 HGB. bedar 
also nicht einmal der Besitzübergabe, vielmelt 
die formlose Einigung über den Eigentums sich 
gang ausreichend. Der Grund für diese 3 Be- 
auffällige Regelung liegt, wie in der amtliche den 
gründung (DJ. 1940, 1329) ausgeführt ist, in iel 
Erfordernissen der Praxis. Seeschiffe wer ar das 
häufiger als Binnenschiffe im Ausland oder 1 u. L. 
Ausland veräußert. Solche Veräußerungen, die icht 
rasch vollzogen werden müssen, dürfen abe 
durch Formvorschriften übermäßig gehemm ber- 
gar vereitelt werden. Vollzieht sich also die pilis 
eignung von Seeschiffen außerhalb des ng des 
registers, so folgt hieraus, daß die Eintrag ne Be 
Eigentumswechsels in das Schiffsregister © geiter 
richtigung darstellt, die sich nach den ce 
den Vorschriften der Schiffsregister O. ric = 

In diesem Zusammenhang ist zu erwähne e920 
durch Art. 2 Nr. 15 der DurchfVO. ein neue ie der 
in das BOB. eingefügt ist, der die Ubereis schilfe 
nicht im Schiffsregister eingetragenen den ein 
regelt. Bei diesen ist — ähnlich wie bel nicht er 
getragenen Seeschiffen — die Übergabe 
forderlich, wenn der Eigentümer und der über” 
darüber einig sind, daß das Eigentum so 
gehen soll. , ae See 

Eine allgemeine Vorschrift für eingetr e es Ges. 
schitfe und Binnenschiffe trifft §1 ADS Verlust de 


Danach bestimmt sich der Erwerb un egiste! 
Eigentums an einem Schiff, das im Schite gp den 
eines deutschen Gerichts eingetragen 15t, 
deutschen Gesetzen. 
Die Belastung des sene ein 
Als beschränkt dingliche Rechte, „ keni 
eingetragenes Schiff belastet werden “hek u 


e 
das neue Gesetz nur die Schiffshy gg“ gin 
den Nießbrauch. Andere beschrän A 


8 7 47 — n 
Rechte an Schiffen, insbesondere ein dinge Begrün- 


sprechend davon ab, den Nießbrauch at 200 
ein beschränkt dingliches K Nießbrau ige 
lassen. Nach 89 kann vielmehr ein č amit eng 
einem Schiff nur bestellt werden, Nießbrauch et 
Verpflichtung zur Bestellung eines . eie 
ganzen Vermögen des Eigentümers Vece ist 
Erbschaft oder an einem Bruchteil i 

oder der Erbschaft erfüllt werden Bi entümer Sieh 


hierbei vor allem daran, daß der Eig en Nita 
Schiffs in einer letztwilligen Verfügen achte 
brauch an seinem Nachlaß als e m 


42 pesti des 
ine Ehefrau oder andere Angehörige K und 
Für die Bestellung der Schiffsypotgin tragung 
Nießbrauchs gilt uneingeschränkt das } 
rinzip, und zwar unabhängig 1 
astete Schiff ein Seeschiff oder ein 
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‘t (88 Abs. 2, $9 Abs.2). Dasselbe gilt für die 


“erände 
außer d 


gung in 


Mit 
au 


wenn 
steht. 


rung und Aufhebung dieser Rechte. Stets ist 
er Einigung der Vertragspartner die Eintra- 
1 Schiffsregister erforderlich. 


einer Schiffshypothek kann nach 88 Abs. 3 


der Bruchteil eines Schiffes belastet werden, 


er in dem Anteil eines Miteigentümers be- 


Für 


den Nießbrauch ist eine entsprechende 


Sischrift nicht getroffen. 


diese dingliche Rechtsvorgänge 
das n Vorbild des Liegenschaftsrechts regelt 
Binnen d Gesetz in den 88 5 bis 7 für See- und 
u 


auf enschiffe 
8 1 En u 
0 


È 


10 
Fi 


Si zu 
n 
nach g 


as 


ahre, De 
DM nbesit 


> die Ersitzung, den Verzicht 
Eigentum und das Recht zur An- 


5 herrenloser Schiffe. 85 betrifft die 
Sehin lersitzung durch den als Eigentümer im 

; Zister eingetragenen Nichteigentümer; die 
gsdauer beträgt aber nicht 30 Jahre, wie 


BGB. bei Grundstücken, sondern nur 
em 8927 BGB. entspricht der 86, in 
rsitzung durch einen nicht eingetragenen 
zer geregelt ist. Auch hier beträgt die 


das Eigen, sitzungszeit 10 Jahre, Der Verzicht auf 
um vollzieht sich nach 8 7 wie nach § 928 


BGR 


gerich 
Das tu 


ure 


nd durch Eintragung in das Schiffsregister. 


Erklärung gegenüber dem Register- 


Reich zu Enungsrecht steht ausschließlich dem 


Die 


Vorbild 


di 

Te 
Bi 
À 


m tku 


n 
pfandr 
Igentumg 


Die R 


8 


© 


SE 


25 bis 14 behandeln, ebenfalls nach dem 

iR Sicko ündstücksrechts, die Vormerkung, 

e Auli 
Nschiff } A 

üder oder an einer Schiffshypothek oder auf 

echte u de 15 

e 


— des e auf Einräumung 
ung eines Rechts an einem See- oder 


s Inhalts oder des Rangs eines solchen 


g ariffsregister eingetragen wird. Die Vor- 
cht € bisher nur in Beziehung auf ein Schiffs- 


zulässig war, hat jetzt auch fūr die 
Verhältnisse Bedeutung bekommen. 


Qitsvermutung und der öffentliche 
Das pi 
Eintra wi 
vermutun E 


konnt S 
€ hä 
leitet höchstens e 


aube des Schiffsregisters 

i geltende Recht kannte keine an die 
M Schiffsregister geknüpfte Eigentums- 
us der Eintragung im Schiffsregister 

ine tatsächliche Vermutung her- 


e . 5 P 
BORT geltende aneben war die für bewegliche 


alls 


neuen 
der 


Es wir 


in 


Fesehii 


ne 


es 


de 


vermutun 
omm, 


Die y 
n Fr 


Eigentumsvermutung des & 1006 

Schi Schiffe anzuwenden. Für das ein- 
en Spfandrecht wurde zwar eine Rechts- 
Schrifttum angenommen (vgl. RGR- 


ber etlichen Anm. 1 zu 81262 BGB.); an einer 
Auch 


Sdetzes ein 


hi gesetzlichen Bestimmung fehlte es 
er. Demgegenüber stellt § 15 des 
e Rechtsvermutung auf, die 


dense BGB. inhaltlich entspricht: 
ti E 
0 e ein fierf. für jemanden eine Schiffs- 
das efauch einge 


Imutet, d 


igentüme aB Eigentümer des Schiffs ist, 


r im Schiffsregister eingetragen 


ioti echt an einer solchen oder ein 
getragen, so wird vermutet, daß ihm 


7 í 2 . . 
steht; ist ein eingetragenes Recht ge- 


N wi 
5 erhöhte Beamte daß es nicht mehr besteht. 
k der Bister deutung, die das neue Gesetz dem 
e nfi 


‚‚erliehen hat, zeigt sich vor allem 


un 


509 Wie wir ihn b des öffentlichen Glau- 
Bisher te, inn aus dem Grundstücksrecht des 
urd 
gungen ler gute Glaube an die Richtigkeit der 
zt, N; 


detierin liegt eine wichtige Neuerung. 


m Schiffsregister grundsätzlich nicht 
x rt des 81262 Abs. 2 BGE. 
satz für den fehlenden öffentlichen 
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Glauben. Die 88 16, 17 des neuen Gesetzes, die den 
öffentlichen Glauben des Schiffsregisters regeln, ent- 
sprechen den 88 892, 893 BGB. Der Kreis der nach 
816 geschützten Personen umfaßt diejenigen, welche 
das Eigentum, eine Schiffshypothek, ein Recht an 
einer solchen oder einen Nießbrauch durch Rechts- 
geschäft erwerben. Zugunsten dieser Personen gilt 
aber nicht der ganze Inhalt des Schiffsregisters als 
richtig, sondern nur insoweit, als er das Eigentum 
und die andern eben erwähnten Rechte betrifft. Der 
öffentliche Glaube erstreckt sich also nicht auf die 
in der ersten Abteilung des Schiffsregisters ein- 
getragenen tatsächlichen Verhältnisse des Schiffs. 
Mit anderen Worten: der gute Glaube des Erwer- 
bers an die Richtigkeit der eingetragenen tatsäch- 
lichen Verhältnisse, etwa der Ergebnisse der amt- 
lichen Vermessung oder der Tragfähigkeit des 
Schiffs, wird nicht geschützt. Eine weitere wichtige 
Ausnahme von dem Grundsatz des öffentlichen Glau- 
bens gilt für die Eintragung des Korrespondent- 
reeders und für die die Schiffsparten betreffenden 
Eintragungen in der zweiten und dritten Abteilung 
des Schiffsregisters. Da das Gesetz die Schiffspart, 
wie unten noch näher ausgeführt wird, nicht als 
Miteigentumsanteil, sondern als Anteil am Reederei- 
vermögen behandelt, treffen die Voraussetzungen 
des § 16 nicht auf sie zu. 

Dagegen gilt der Grundsatz des öffentlichen Glau- 
bens des Schiffsregisters uneingeschränkt auch für 
die Eintragung der Eigentumsverhältnisse an See- 
schiffen. Da sich die Eigentumsübertragung bei 
Seeschiffen, wie oben erwähnt, auch in Zukunit 
außerhalb des Schiffsregisters vollzieht, könnte die 
vom Gesetz getroffene Regelung widerspruchsvoll 
erscheinen. Denn gerade wenn das Eigentum ohne 
Eintragung im Schiffsregister übergeht, kann es 
öfters vorkommen, daß die Eigentumseintragung im 
Schiffsregister unrichtig ist. Der nicht eingetragene 
Berechtigte ist aber, worauf auch die amtliche Be- 
gründung hinweist, jederzeit in der Lage, die Be- 
richtigung des Schiffsregisters zu veranlassen oder 
durch Eintragung eines Widerspruchs die Berufung 
eines Dritten auf den Registerinhalt auszuschlieben. 
Ferner sieht 8 33 der Schiffsregisterordnung einen 
Berichtigungszwang in dem Sinne vor, daD dan 


Aus der Einführung des öffentlichen Glaubens 
des Schiffsregisters ergeben sich die Vorschriften 
über die Berichtigung des unrichtigen Registers 
und über den Widerspruch gegen die Richtig- 
keit des Schiffsregisters (88 18 bis 21). Diese Vor- 
schriften entsprechen den für Grundstücke geltenden 


88 16, 17 enthält Art. 14 der DurchfVO. Für einen 
Zeitraum von 3 Monaten vom Inkrafttreten des Ge- 
setzes an, also bis 31. März 1941, erfährt der Grund- 
satz des öffentlichen Glaubens des Schiffsregisters 
eine Beschränkung, wenn am 1. Jan. 1941 das Schiffs- 
register unrichtig War. Derjenige, dessen Recht 
nicht oder nicht richtig eingetragen oder durch die 
Eintragung einer nicht bestehenden Belastung oder 
Beschränkung beeinträchtigt war, soll die Möglich- 
keit haben, innerhalb des genannten Zeitraums das 
Register berichtigen oder einen Widerspruch ein- 
tragen zu lassen. Tut er dies, so kann sich ein 
Dritter ihm gegenüber auf die Vorschriften über 
den öffentlichen Glauben des Registers nicht be- 
rufen. 
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Die Schiffshypothek 

Von großer Bedeutung ist die Neuregelung der 
Schiffshypothek in den §§ 24 bis 75 des Ges. Im 
Altreich galten für die eingetragenen Schiffe bisher 
die Vorschriften der §§ 1259 bis 1272 BGB. Danach 
konnte ein eingetragenes Schiff mit einem Pfand- 
recht belastet werden, für dessen Entstehung die 
Eintragung im Schiffsregister erforderlich war. Das 
Schicksal des einmal begründeten Schiffspfandrechts, 
seine Übertragung, Änderung und Aufhebung, voll- 
zog sich aber außerhalb des Schiffsregisters, dem kein 
öffentlicher Glaube verliehen war. Sodann fehlte es 
vor allem an einer eingehenden, dem Grundstücks- 
hypothekenrecht ähnlichen Ausgestaltung des Schifis- 
pfandrechts, wie sie für einen in größerem Maßstab 
organisierten Schiffskredit Voraussetzung gewesen 
wäre. Zwar gab es schon seit einiger Zeit Bank- 
institute, die See- und Binnenschiffe gegen Bestel- 
lung von Schiffspfandrechten beliehen und sich das 
hierfür erforderliche Geld durch Ausgabe von 
Schiffspfandbriefen beschafften (vgl. das Ges. über 
Schiffspfandbriefbanken v. 14. Aug. 1933 [RGBI. I, 
5830). Aber die Beträge der bisher ausgegebenen 
Schiffspfandbriefe bewegten sich in engen Grenzen, 
da weder die Lombardfähigkeit noch die Mündel- 
sicherheit dieser Pfandbriefe anerkannt war. So 
waren die Möglichkeiten der See- und Binnenschiff- 
fahrt, sich Realkredit zu beschaffen, sehr beschränkt. 
Nun hat aber die Binnenschiffahrt durch die An- 
spannung der Verkehrslage wie auch durch den 
immer weiteren Ausbau der Binnenwasserstraßen 
neuerdings einen solchen Aufschwung genommen, 
daß alle geeigneten Maßnahmen für eine Vergröße- 
rung der Binnenflotte ergriffen werden müssen. Zu 
diesen Maßnahmen gehört auch die Schaffung einer 
verbreiterten Kreditunterlage. Ähnlich wie in der 
Binnenschiffahrt werden nach dem Krieg die Ver- 
hältnisse bei der Seeschiffahrt liegen. Auch die 
deutsche Seehandelsflotte wird dann in großem Maß- 
stab erweitert werden müssen. Zur Bewältigung 
dieser großen Aufgaben beizutragen, ist der Zweck 
der in dem Gesetz getroffenen Neuregelung des 
Schiffshypothekenrechts. Hierin liegt die große wirt- 
schaftliche Bedeutung des Gesetzes. Die 88 24 bis 75 
des Ges. sind in weiten Umfang den Vorschriften 
des BGB. über die Grundstückshypothek (88 1113 ff.) 
nachgebildet. An die Stelle des nur in knappen Zü- 
gen geregelten Schiffspfandrechts ist die nach dem 
Vorbild des Hypothekenrechts in allen Einzelheiten 
geordnete Schiffshypothek getreten. Schon in der 
Bezeichnung als „Schiffshypothek“ kommt die An- 
lehnung an das geltende Hypothekenrecht zum 
Ausdruck. Da sich die 88 24 ff. des Ges. im allge- 
meinen an die 88 1113 ff. BGB. anschließen, kann 
hier davon abgesehen werden, auf die einzelnen 
Vorschriften einzugehen. Nur die Grundzüge des 
Schiffshypothekenrechts und vor allem die wichtig- 
sten Abweichungen vom Recht der Grundstücks- 
hypothek sollen hier behandelt werden. 

Schon oben ist erwähnt worden, daß das Gesetz 
als beschränkt dingliches Recht an einem Schiff 
außer dem Nießbrauch nur die Schiffshypothek 
kennt. Im Schiffsrecht gibt es weder eine Grund- 
schuld noch eine ihr entsprechende Pfandbelastung 
des Schiffs. Aber auch für die Schiffshypothek selbst 
ist in dem Gesetz nur eine Form vorgesehen. 
Während das BGB. zwischen Verkehrshypothek und 
Sicherungshypothek, Briefhypothek und Buchhypo- 
thek unterscheidet, ist die Schiffshypothek 
ausschließlich als Sicherungshypothek aus- 
gestaltet. Nach 88 Abs. 1 Satz 3 bestimmt sich 
nämlich das Recht des Gläubigers aus der Schiffs- 


hypothek nur nach der Forderung. Eine dem 9 11 
BGB. entsprechende Vorschrift fehlt in dem Giese 
Das bedeutet, daß sich der öffentliche Glaube des 
Schiffsregisters nicht auf die der Schiffshypothe, 1 
grunde liegende Forderung erstreckt. Hieraus 10 
daß der Eigentümer gegen die Schiffshypothek d 
dem persönlichen Schuldner gegen die Fordert 
zustehenden Einreden geltendmachen kann (A 
auch wenn sie nicht im Schiffsregister eingel m 
und dem Schiffshypothekengläubiger nicht beten 
sind. Diese Beschränkung des öffentlichen gla 
bens des Schiffsregisters ist jedoch „für den of 
nisierten Schiffskredit — namentlich der Se die 
beleihungsbanken — ohne Bedeutung; denn Tu 
Schiffsbeleihungsbanken erwerben nur in Ausnd yiu 
fällen Schiffspfandrechte von einem früheren i 
biger. Im Regelfall wird das Schiffspfandrech cite 
sie als ersten Gläubiger in das Schitfsregistel n 
getragen und insoweit würde auch bei der cht 
der Verkehrshypothek der Erwerb des Pfandte 10 
von der Entstehung der Forderung abhän 
(Amtl. Begründung.) i 10 
Da das neue Gesetz keine Grundschpe. 
oder grundschuldähnliche Schiffs ger 
lastung kennt, fehlt auch die Rechtsform der 
Eigentümergrundschuld, und zwar sowol tümer 
ursprünglichen wie der nachfolgenden Eigen ümer 
grundschuld. Soweit die ursprüngliche Eigen me 
grundschuld dem Zweck dient, dem Eigen 
eine Rangstelle offen zu halten, wird sle p 
durch den Rangvorbehalt des § 27. Dana tümer 
sich — entsprechend 8 881 BGB. — der Figes fs 
bei der Belastung eines Schiffs mit einer i 
hypothek die Befugnis vorbehalten, eine Zu mit 
dem Umfange nach bestimmte Schiffshypo en 2 
dem Rang vor jener Schiffshypothek eintrag smer 
lassen. Das Fehlen der nachfolgenden PTE othek 
grundschuld hat zur Folge, daß die SchitfshyP or 
— im Gegensatz zur Crundstückshypotnsf Abs.! 
lischt, wenn die Forderung erlischt (57 nit des 
Satz 1) — hier allerdings mit dem Vorbe er 
Übergangs der Schiffshypothek auf den ger auf 
lichen Schuldner, 859 —, wenn der Gläu Schiffs 
sie verzichtet (8 57 Abs. 2) oder wenn ie person 
hypothek mit dem Eigentum in derselben der 


zusammentrifft (864 Abs. 1). Beim Erlosche „ach“ 
Schiffshypothek aber rücken die im Be jese 


folgenden Schiffshypotheken auf. Wenn mu ge, 8 
A cee reel durchgeführt würde, 

würden nicht nur die im Range Grus 
Schiffshypotheken ohne ausreichenden allem 

günstigt werden, sondern es würde Vor 2 def 
der Eigentümer, der häufig ein Inter ligt seil. 
Erhaltung der Rangstelle hat, benach Ks ie ba, 
$57 Abs.3 gibt deshalb dem Eigentumqpf erte 
fugnis, im Range und bis zur Höhe der bestelle 
Belastung eine neue Schiffshypothek Ze is 


Voraussetzung für die Ausübung der Be icht Mi 
daß die los her Schiffshypothek, noch e * 
Schifksregister gelöscht ist. Da der Figen pun ele 
§ 35 Satz I der Schiffsregister O. zur immu be. 
erloschenen Schiffshypothek die Zus n de 2 
teilen muß, ist sichergestellt, daß er 12 rechtzeitig 
sichtigten Löschung Kenntnis el = kaan: Dis 
von seiner Befugnis Gebrauch e es Sch er- 


Befugnis, die dem jeweiligen Eigentum gem © 
zusteht und nicht übertragbar ist, ist eine d ech 
reichischen Grundstücksrecht entnomm her f 11 
einrichtung, die dem deutschen Recht 3 . 
war. Ergänzende Vorschriften zu 3 für die 
für einige Sonderfälle, insbesondere 
samtschiffshypothek in den 88 68 bis mss 
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15 Gesetz sicht ferner in 8 58 eine Löschungsvor- 
all ung — entsprechend 8 1170 BGB. — für den 
En daß sich der Eigentümer einem anderen 
AS nüber verpflichtet, die Schiffshypothek löschen 

Sn wenn die Forderung erlischt. 
die TAY 832 erstreckt sich die Schiifshypothek auf 
Be sicherungsforderung, wenn der 
eine nt oder für seine Rechnung ein anderer 
Die g ersicherung für das Schiff genommen hat. 
TR S pei. schließen sich an die §§ 1127 ff. BGB. 
schrit alten aber darüber hinaus eingehende Vor- 
die z die in den Bestimmungen des VVG. über 
die Ernantdeversicherung ihr Vorbild haben und 
hung der Sicherheit der Schiffshypothek 
En 10 0 Es würde zu weit führen, sie im ein- 

5 uer zu behandeln. 
setz Sonderkälle der Schiffshypothek hat das Ge- 
die Ge wiederum nach dem Vorbild des BGB. — 
Inhaber uschiffshypothek, die Schiffshypothek für 
SChiffgh, und Orderpapiere und die Höchstbetrags- 
in Ypothek aufgenommen. 

92 An esamtschiffshypothek liegt nach 
derun 8. 1 nicht nur dann vor, wenn für eine For- 
besten, eine Schiffshypothek an mehreren Schiffen 
eigentumsondern auch dann, wenn mehrere Mit- 
hypo her anteile eines Schiffs mit einer Schiffs- 
bestehend belastet sind. Die im Grundstücksrecht 
eigentümer Streitfrage, ob eine von mehreren Mit- 
als eine 5 an ihren Anteilen bestellte Hypothek 
Somm, esamthypothek anzusehen ist (vgl. RGR- 
für das 8 119 Anm. 1 zu 8 1132 BGB.), ist damit 
Ferner 5 iffsrecht in bejahendem Sinn entschieden. 
Samfschjffen für den Fall des Erlöschens der Ge- 
bigers Shiypotlick oder der Befriedigung des Gläu- 
Schuldner n den Eigentümer oder den persönlichen 
vorschriften den 8868 bis 70 eingehende Sonder- 
iften getroffen. 


ur di 

Gone Schiffshypothek Fi eine För 
einer Schuldverschreibung 
dine m 4 ber, aus einem Wechsel oder 
115 74) a eren indossablen Papier (8872 
petung der poo vorgeschrieben, daß sich die Ab- 
hek — Ei Forderung — und damit auch der Hypo- 
fung geltend den für die Abtretung dieser Forde- 
Während 1 en allgemeinen Vorschriften bestimmt, 
p ch der Regel des 8 51 Abs.3 Einigung 
ind. gung in das Schiffsregister erforderlich 


Die Ha 
975 Ochstbet 3 En 
„entspr ragsschiffshypothek ist in 
pihal aber chend dem 8 1100 B 875 
zu cheminister o erdem eine Ermächtigung für den 
Zi Erlasse t der Justiz, ergänzende Vorschriften 
Tabel haben on dieser Ermächtigung, die den 
sepit Dei e Zweifelsfragen, die sich in 
en 'fishypathep Anwendung der Höchtsbetrags- 
re ergeben werden, im Verordnungs- 
Wen. n, ist bisher nicht Gebrauch gemacht 
Sr. Chti x 
VellichypauDergangsvorschriften zum 
5 Betroffen echt sind in Art. 13 der Durchf- 
gester einget Ein am 1. Jan. 1941 im Schiffs- 
big Shypotiny genes Pfandrecht gilt jetzt als 
t ist ferner um Schutze der alten Pfandgläu- 
155 Ian. 1041 Stimmt, daß ein Gläubiger einer 
Seh Ung einer bestehenden Schiffshypothek die 
Blejen den Fehlt Rang vorgehenden oder gleich- 
ner Weise shypothek, falls diese erlischt, in 
"ung des S verlangen kann, wie wenn zur Si- 
gep des. ea Druehs auf Löschung nach §58 
agen Wär Vormerkung im Schiffsregister ein- 
are. Weiterhin sollen die da und dort 
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noch eingetragenen Papiermarkpfandrechte aus dem 
Schiffsregister beseitigt werden. Art.13 Abs. 3 be- 
stimmt daher, daß am 1. Jan. 1941 eingetragene 
Schiffspfandrechte, deren Geldbetrag noch in Mark 
oder in einer anderen nicht mehr geltenden inlän- 
dischen Währung bezeichnet ist, mit dem 31. März 
1941 erlöschen und von Amts wegen gelöscht wer- 
den, wenn nicht vorher der Antrag auf Eintragung 
der Aufwertung gestellt wird. 

Die wertbeständigen Schiffshypotheken und die 
Schiffshypotheken in ausländischer Währung wer- 
den von dem neuen Gesetz nicht berührt. Art. 16 
der DurchfVO. bestimmt ausdrücklich, daß es für 
diese Schiffshypotheken bei den dort aufgeführten 
besonderen gesetzlichen Vorschriften verbleibt. 


Die Schiffshypothek an Schiffsbauwerken 


In das Gesetz sind auch die materiellrechtlichen 
Vorschriften des — in der DurchfVO. aufgehobenen 
— Gesetzes über die Bestellung von Pfandrechten 
an im Bau befindlichen Schiffen v. 4. Juli 1926 
(RGBI. I, 367) aufgenommen; sie sind im sechsten 
Abschnitt (8876 bis 81) enthalten. Eine Schiffs- 
hypothek kann — wie bisher ein Pfandrecht — an 
einem auf einer Schiffswerft im Bau befindlichen 
Schiff (Schiffsbauwerk) bestellt werden, sobald der 
Kiel gelegt und das Schiffsbauwerk durch Namen 
oder Nummer an einer bis zum Stapellauf des 
Schiffs sichtbar bleibenden Stelle deutlich und dauernd 
gekennzeichnet ist. Nicht jedes Schiffsbauwerk kann 
aber mit einer Schiffshypothek belastet werden, Vor- 
aussetzung ist vielmehr eine bestimmte Mindest- 
größe. Das Schiffsbauwerk muß nach der Fertig- 
stellung als Seeschiff mehr als fünfzig Kubikmeter 
Bruttoraumgehalt haben oder als Binnenschiff nach 
den Vorschriften der Schiffsregisterordnung zur Ein- 
tragung in das Binnenschiffsregister geeignet sein. 
Zur Bestellung der Schiffshypothek ist — wie bei 
der Schiffshypothek an einem eingetragenen Schiff 
— Einigung und Eintragung erforderlich. An die 
Stelle des Schiffsregisters tritt aber das Register 
für Schiffsbauwerke (Schiffsbauregister), 
das als ein besonderes Register geführt wird. Nach 
879 erstreckt sich die Schiffshypothek auf das 
Schiffsbauwerk in seinem jeweiligen Bauzustand. 
Sie erstreckt sich ferner nicht nur auf das Zubehör 
(8 31), sondern auch auf die auf der Bauwerit be- 
findlichen und als solche gekennzeichneten Bau- 
teile mit Ausnahme solcher Bauteile, die nicht ın 
das Eigentum des Eigentümers des Schiffsbauwerks 
gelangt sind. Eigentümer des Schiffsbauwerks ist 
regelmäßig der Werftbesitzer, möglicherweise aber 


„ auch der Auftraggeber oder ein Dritter. Auf die Ver- 


sicherungsforderung erstreckt sich nach 8 80 die 
Schiffshypothek nur, wenn der Eigentümer für das 
Schiffsbauwerk eine besondere Versicherung ge- 
nommen hat. im übrigen finden die für die Schiffs- 
hypothek an eingetragenen Schiffen geltenden Vor- 
schriften Anwendung. Ist das Schiff fertiggestellt, 
so bleibt eine am Schiffsbauwerk- bestellte Schiffs- 
hypothek mit ihrem bisherigen Rang an dem Schiff 
bestehen (881). Wird das fertige Schiff in das 
Schiffsregister eingetragen, SO ist eine im Schiffs- 
bauregister eingetragene Schiffshypothek nach 8 16 
Abs. 3 der SchiffsregisterO. von Amts wegen in das 
Schiffsregister zu übertragen. 

Eine wichtige Vorschrift für die Schiffsbauwerke 
selbst enthält 878. Danach gelten von dem Zeit- 
punkt an, in dem die Schiffshypothek in das Schiffs- 
bauregister eingetragen ist, die 88 3 bis 7 auch für 
das Schiffsbauwerk. Dies bedeutet, daß die Eigen- 
tumsübertragung (ebenso die Ersitzung usw.) bei 
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Schiffsbauwerken, die nicht eingetragen sind, sich 
nach den für bewegliche Sachen geltenden Vor- 
schriften bestimmt, während eingetragene Schiffs- 
bauwerke wie Binnenschiffe, also durch Einigung 
und Eintragung, übereignet werden. Hierbei kommt 
es nicht daraut an, ob das Schiffsbauwerk nach der 
Fertigstellung in das Seeschiffs- oder in das Binnen- 
schiffsregister eingetragen wird. 


Der Nießbrauch an eingetragenen 
Schiffen 

Von der Bestellung des Nießbrauchs ist schon 
oben gesprochen worden. Mit Rücksicht auf die 
ebenfalls schon erwähnte geringe praktische Be- 
deutung, die der Nießbrauch an einem eingetra- 
genen Schiff auch in Zukunft haben wird, hat das 
Gesetz von einer eingehenden und selbständigen 
Regelung dieses Rechts abgesehen; es begnügt 
sich hier damit, die für den Nießbrauch geltenden 
Vorschriften des bürgerlichen Rechts für sinngemäß 
anwendbar zu erklären ($82 Abs.1). Eine beson- 
dere Vorschrift wird nur in $82 Abs.2 für das 
Rangverhältnis zwischen Nießbrauch und Schiffs- 
hypotheken getroffen. Entgegen der sonstigen Regel 
bestimmt sich dieses Rangverhältnis nach dem Zeit- 
punkt der Eintragungen, nicht nach ihrer Reihen- 
folge. Erwähnt mag noch sein, daß das Gesetz 
einen Nießbrauch an einem Schiffsbauwerk nicht 
kennt. 


Die Schiffsparten des Seerechts 


Nach 81272 BGB. galten bisher für das Pfand- 
recht an der Schiffspart die gleichen Vorschriften 
wie für das Pfandrecht an einem eingetragenen 
Schiff. Dabei war es zweifelhaft, ob als Schifispart 
i. S. des § 1272 BGB. nur die Schiffspart des See- 
rechts oder auch der Miteigentumsanteil an einem 
Binnenschiff zu verstehen war. Umstritten war fer- 
ner, ob die Schiffspart des Seerechts, die der § 474 
HGB. a.F. als den Anteil an einem zum Erwerb 
durch die Seefahrt bestimmten Schiff bezeichnete, 
einen Miteigentumsanteil oder einen Anteil am Ree- 
dereivermögen, also ein Gesellschaftsrecht, dar- 
stellt. Es kann hier dahingestellt bleiben, welche 
Auffassung über diese Streitfragen vorherrschend 
war und den Vorzug verdiente. Denn das Ges. vom 
15. Nov. 1040 hat die bisher geltende Regelung 
beseitigt und sich dafür entschieden, die Schiffspart 
nicht als Miteigentumsanteil, sondern als Anteil an 
der Reederei zu behandeln. Dies ist freilich dem 
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Gesetz, in dem wohl von Miteigentumsanteilen, abel 
nicht von Schiffsparten die Rede ist, nicht © 
weiteres zu entnehmen. Es wäre ein Irrtum, i 
glauben, daß etwa in §8 Abs.3 des Ges., WO 
der Belastung des Bruchteils eines Schiffs die R 
ist, auch an die Schiffspart gedacht wäre. 
muß vielmehr die DurchfVO. heranziehen, u za 
Behandlung der Schiffspart zu erkennen. 
ist zunächst zu beachten, daß durch die ie | 
hebung des 8 474 HGB. die bisherige Beg" 
bestimmung für die Schiffspart weggefallen ist aa 
ihre Stelle ist jetzt die in § 401 Abs. 1 HGB. (in 
Fassung des Art. 4 Nr. 1 der Durchf VO.) enthal el 
neue Begriffsbestimmung „Anteil der Mitre bet 
getreten. Hieraus ergibt sich, daß der GesetzgE = 
die Schiffspart nicht als Miteigentumsanteil, hen 
dern als Anteil am Reedereivermögen angesti 
wissen will. Dementsprechend kann eine Schlifs Pe 
weder nach den für die Übereignung von, mt 
schiffen geltenden Vorschriften veräußert noc tere 
einer Schiffshypothek belastet werden. Eine Weizen 
Folge ist die, daß die Vorschriften des Ge teil 
die für das Schiff oder für den Miteigentumsäl 

am Schiff gelten, auf die Schiffspart keine sffent 
dung finden. Deshalb erstreckt sich auch der Oair 
liche Glaube des Schiffsregisters nicht auf 
tragungen, die sich auf die Schiffsparten be j auf 
Aus dem gleichen Grunde kann der AnspfVoemel 
Übereignung einer Schiffspart nicht durch sung 
kung gesichert werden. § 503 HGB. in der Taper 
des Art.4 Nr.2 der DurchfVO. regelt die 
tragung und Belastung der Schiffspart. DIE pitis 
liche Übertragung oder Veräußerung der agis 
part bedarf der Eintragung in das Schiffsre 
Für die Belastung der Schiffspart gelten D 
schriften über die Belastung von Rechten. “ piant 
8 1274 Abs. I Satz 1 BGB. die Bestellung de$ raging 
rechts an einem Recht nach den für die UDe 18 auch 
des Rechts geltenden Vorschriften erfolgt, "Schiffs 
für eine Bestellung des Pfandrechts an ET rfordeh 
art die Eintragung in das Schiffsregister © Haß. 
lich Mit den Vorschriften des 8 401 N ge 
n. F. und des 8503 HGB. n. F. ist der Aintgef £ 
macht zu einer gesetzlichen Neuregelung ferm ist 
samten Rechtsverhältnisse der Reederel. ! Ges. el. 
der Reichsminister der Justiz in 8 83 des rechnen 
mächtigt. Es kann deshalb wohl damit „& bis 500 
werden, daß in absehbarer Zeit die 89 Reeder” 
HOB. einer allgemeinen Neuordnung des 

rechts Platz machen werden. 


ziehe! 


Die Schiffsregisterordnung vom 19. Dezember 1940 


Von Oberlandesgerichtsrat Dr. Däubler, Berlin 


Einleitung 


Die bisher geltende Regelung des Schiffsregister- 
rechts war wenig befriedigend. Es fehlte vor allem 
an einer einheitlichen Rechtsquelle; die Vorschriften 
über das Schiffsregister waren in zahlreichen Ge- 
setzen zerstreut. Für das Seeschiffsregister waren 
die grundlegenden Vorschriften in dem Ges. betref- 
fend das Flaggenrecht der Kauffahrteischiffe vom 
22. Juni 1899 (RGBI. S.319) — abgekürzt Flaggen- 
ges. — enthalten, für das Binnenschiffsregister im 
Binnenschiffahrtsgesetz (BSchG.). Die Eintragung 
von Schiffspfandrechten und der sich hieran an- 
knüpfenden Rechtsverhältnisse in das Schiffsregister 
war im FGG. (88 100 bis 124) geregelt, während 
die zugrunde liegenden materiell-rechtlichen Be- 


stimmungen im BGB. getroffen wan i 
zwal jehung, 


war das Schiffsbauregister, und 2 
rechtlicher wie in formellrechtlicher Mr estelon 
einem Sondergesetz, dem Ges. über ( 19 Schi 15 
von Pfandrechten an im Bau befinclit Diese V' 
v. 4. Juli 1926 (ROBI. I, 367) geregel unde, 
falt der Gesetze erschwerte den ee pie 1 
raktische Handhabung der Vorschri ts war fr 
5 1 Regelung des Schiffsrepisten oahlreiche 
auch deshalb nicht befriedigend, well 2 


gen ungelöst blieben. 1 10. Hie 
Nunmehr hat die Schiffsre isterocam geg. ai 
1940 (RGBI. 1, 1591) — abge ürzt SC eine rug 


is n 
am 1. Jan. 1941 in Kraft getreten 18 sreg! 
N Regelung des formellen Schiff 
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rechts 


e über das Schiffsregister in dem Ges. 
A echte an eingetragenen Schiffen und Schiffs- 
S ken v. 15. Nov. 1940 (RGBl. I, 1499) getrof- 
N über dessen wesentlichen Inhalt in dieser 
Schi ritt 1941, 600 ff. berichtet worden ist. Die 
Durch die vom Reichsminister der justiz als eine 
worde O. zu dem Ges. v. 15. Nov. 1940 erlassen 
den ya Sb ersetzt die das Schiffsregister betreffen- 
des poa iiiter des Flaggenges., des BSchG. und 
Schief en Auch die formellen Vorschriften über das 
sbauregister, die bisher in dem Ges. v. 4. Juli 
n alten waren, sind in die SchiRegO. auf- 
alle Irren Darüber hinaus sind in der SchiRegO. 
Schie dwie praktisch bedeutsamen Fragen des 

i 8 tegisterrechts gelöst worden. 
| freimi nifisregisterrecht gehört wie bisher zur 
l Schippe en Gerichtsbarkeit. Trotzdem wird in der 
ED. an keiner Stelle auf Vorschriften des 
forme] erwiesen. Die SchiRegO. regelt vielmehr das 
Auch am. Schiffsregisterrecht ebenso selbständig und 
Grunanndsätzlich abschließend, wie das formelle 
allerdin recht in der GBO. geregelt ist. Soweit 
Lücken S noch in einzelnen Fragen allgemeiner Art 
ae eren handen sind, können Vorschriften des 
die end zur Anwendung kommen. Denn 
Reg. An sregistersachen gehören nach 81 Schi- 
gesetz de en Angelegenheiten, die durch Reichs- 

as Sch nerichten übertragen sind (81 FGQ.). 

lich. reg tli iffsregister hatte schon bisher öffent- 
okkentlie e und privatrechtliche Bedeutung. Die 
das Suctechtliche Bedeutung lag darin, 
destattet ist alsregister, dessen Einsicht jedermann 
Qrö i über Herkunft und Alter, Bezeichnung, 
Schiffes A andere tatsächliche Verhältnisse des 
lichen üskunft erteilt und damit zugleich amt- 
En sichere Unterlagen für ihre behörd- 
Ei ecke gibt. Das Seeschiffsregister dient 
grundsätzlich der Feststellung des Flag- 
e Reich der Befugnis, auf dem Schiff die 
eichsflagge (Handelsflagge) zu führen. 
Beer. 50 ebm Beenges. ist nämlich bei allen Schiffen 
esitz Wes ruttoraumgehalt das Flaggenrecht vom 
usgesteſſten Jon einem deutschen Registergericht 
fikat s N Schiffszertifikats abhängig; das Schiffs- 
k raus, . aber die Eintragung im Schiffsregister 
is Schiffer, privatrechtliche Bedeutung 
rintragungen sers beschränkte sich bisher auf die 
J ag'sters, d N in der dritten Abteilung des Schiffs- 
Das Pfandrechte der Hauptsache auf die Eintragung 
folgt a €. Sie ist jetzt wesentlich erweitert. 


` à Aru on aus dem Ges. v. 15. Nov. 1940, 
del Erlzuter ndsätze aufgestellt hat, die bereits in 
ab worden augen zum Ges. (S. 610, 611) behan- 
1 Ötdernieo,.d: den Grundsatz des Eintragungs- 
Ichen 


i > 
Qla, die Rechtsvermutung und den öffent- 
n des Schiffsregisters. 
FEN eine Übersicht über die wich- 
gegeben Ber SchiRegO. in gedrängter 
gemei 7 
; ne 7 8 p r 
Wie bisher es. Zuständigkeit 


In r. 
listen gend 
Orm 


u 3 x 

a Binnen. übt es auch künftig Seeschiffsregister 
N iSchif E £ a 

reg sregister, die getrennt geführt wer- 


ster „1 SchiRegO. In das Seeschiffs- 
početragen anden nach §3 Abs.2 die Sceschiffe 
Fübrur nach den Vorschriften des Flaggen- 
Be der Reichsflagge berechtigt sind. 
die abe durch die Kauffahrteischiffe, d. h. die zum 
gehen die Seefahrt bestimmten Schiffe und 

ggenges, aufgeführten Schiffe (see- 


chende > F 
“Stjachten, Schulschiffe u. dgl.). Voraus- 
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ebracht, während die materiell- rechtlichen 


setzung für das Flaggenrecht aller dieser Schiffe ist, 
daß sie im ausschließlichen Eigentum von Reichs- 
angehörigen stehen. In das Binnenschiffs- 
register werden nach 83 Abs. 3 die Binnenschiffe 
eingetragen, d. h. die zur Schiffahrt auf Flüssen und 
sonstigen Binnengewässern bestimmten Schiffe. Da 
vermieden werden soll, daß das Schiffsregister durch 
die Eintragung von ganz kleinen Binnenschiflen un- 
nötig belastet wird, ist in § 3 Abs. 3 Satz 2 bestimmt, 
daß nur solche Schiffe eingetragen werden können, 
deren Tragfähigkeit mehr als 10 Tonnen beträgt 
oder die eine eigene Triebkraft von wenigstens 
50 effektiven Pferdestärken haben. Ohne Rücksicht 
auf Tragfähigkeit oder Triebkraft aber können Tank- 
schiffe, Schlepper und Stoßboote eingetragen wer- 
den. Diese Regelung entspricht im wesentlichen dem 
bisher geltenden Recht. Ein Unterschied liegt nur 
in folgendem: während bisher nach § 128 Abs.! 
BSchG. kleinere Binnenschiffe mit einer Tragfähig- 
keit zwischen 10 und 20 Tonnen oder mit einer 
eigenen Triebkraft zwischen 50 und 100 effektiven 
Pferdestärken nur dann eingetragen werden konn- 
ten, wenn sie einem gewerblichen Betrieb dienten, 
ist die Eintragung jetzt ohne diese Voraussetzung 
zulässig. Bei der Eintragung der Binnenschiffe 
kommt es auch künftig nicht darauf an, ob sie im 
Eigentum von Reichsangehörigen stehen; das Bin- 
nenschiffahrtsrecht kennt den Grundsatz der Natio- 
nalität nicht. In einem deutschen Binnenschiffs- 
register können aber naturgemäß nur Schiffe ein- 
getragen werden, die im Inland beheimatet sind. In- 
soweit sind auch der Registrierung der Binnen- 
schiffe nationale Grenzen gezogen. 

Nach 8 1 Abs. 1 SchiRegO. werden die Schiffs- 
register von den Amtsgerichten geführt. 
Dies entspricht der seit 1. Jan. 1936 geltenden Rege- 
lung. Nach §1 Abs. 2 bestimmt der Reichsminister 
der Justiz die AG., bei denen Schiffsregister zu füh- 
ren sind, und die Registerbezirke. Nach seinen An- 
ordnungen, die überwiegend schon vor dem 1. Jan. 
1941 getroffen und insoweit aufrechterhalten Wor- 
den sind, ist die Führung_der Schiffsregister auf 
verhältnismäßig wenige AG. konzentriert). Dabei 
ist bemerkenswert, daß die Seeschiffsregister nach 
Amtsgerichtsbezirken, die Binnenschiffsregister aber 
nach Stromgebieten und Gewässern zusammenge- 
faßt sind. Au 

Für die Eintragung des einzelnen Schiffs ist nach 
84 Abs. 1 das Schiffsregister des Heimat- 
hafens (Seeschiff) oder des Heimatorts (Bin- 
nenschiff) örtlich zuständig. Der Grundsatz der 
Registerfreiheit, wie er hier und da für Seeschiffe 
gefordert worden ist, ist auch in der SchiRegO. nicht 
verwirklicht. Nur dann, wenn die Schiffahrt mit 
einem Seeschiff von einem ausländischen Hafen aus 
betrieben wird oder wenn ein Seeschiff überhaupt 
keinen Heimathafen hat, kann der Eigentümer das 
Schiffsregister, in das das Schiff eingetragen werden 
soll, auswählen. Selbstverständlich muß auch in die- 
sen Fällen das Schiff im ausschließlichen Eigentum 
von Reichsangehörigen stehen. Der Begriff des Hei- 
mathafens ist dem 8 480 HGB. entnommen: der 
Hafen, von dem aus die Seefahrt mit dem Schiffe 
betrieben wird. Entsprechendes gilt für den Heimat- 
ort, dessen Begriffsbestimmung sich in $6 BSchG. 
findet. 


) Zur Zeit gelten für das Seeschiffsregister die AV. 
v. 24. März 1937 (DJ. S. 527), AV. V. 9. Okt. 1940 (D]. 
8. 1428), AV. v. 27. Jan. 1041 (DJ. S. 157), für das Binnen- 
schiffsregister die AV. v. 12. Aug. 1939 (DJ. S. 1361), AV. 
v. 18. Dez. 1030 (DJ. S. 1902), AV. v. 23. Dez. 1940 (DJ. 
1941, 63). 
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Die sachliche Zuständigkeit der Re- 
gisterbeamten ist teils in der SchiRegO,., teils 
in der auf Grund der 88 2, 91 SchiRegO. erlassenen 
neuen Schiffsregisterverfügung v. 23. Dez. 1940: DJ. 
1941, 42 (abgekürzt SchiRegV.) geregelt. Es handelt 
sich hier besonders um die Abgrenzung der Zustän- 
digkeit des Richters und des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle. § 26 SchiRegV. gibt dem Urkunds- 
beamten entsprechend 8 4 der VO. zur Ausf. der 
GBO. v. 8. Aug. 1935 (RGBI. I, 1089) eine erweiterte 
eigene Zuständigkeit. 8 3 SchiRegV. behandelt die 
Übertragung richterlicher Geschäfte auf den Ur- 
kundsbeamten als Rechtspfleger. Wie in $4 Abs. 1 
der jetzt aufgehobenen SchiRegV. v. 5. Mai 1939: 
DJ. S.846, ist in 8 3 Abs. 1 der Grundsatz auf- 
gestellt, daß die Oberlandesgerichtspräsidenten die 
selbständige Erledigung aller vom Richter zu be- 
arbeitenden Geschäfte dem Urkundsbeamten als 
Rechtspfleger übertragen können. Dieser Grundsatz 
wird jedoch in 83 Abs. 2 erheblich eingeschränkt 
dadurch, daß eine Reihe von wichtigen Geschäften 
von der Übertragung ausgeschlossen sind. Im ein- 
zelnen muß auf den Wortlaut des 83 Abs. 2 ver- 
wiesen werden. Nur soviel soll hier gesagt sein, 
daß die gerichtlichen Verfügungen über die eine 
Schiffshypothek betreffenden Eintragungen nicht 
von der Übertragung ausgeschlossen sind, während 
bisher die gerichtlichen Verfügungen über die Ein- 
tragung eines Schiffspfandrechtes nicht übertragbar 
waren. Andererseits sind jetzt die gerichtlichen Ver- 
fügungen über die Eintragung einer Eigentums- 
änderung von der Übertragung ausgeschlossen. Die 
getroffene Regelung ist keine endgültige, wie in $3 
Abs. 2 Satz 2 SchiRegV. zum Ausdruck kommt. Da- 
nach bleibt es dem Reichsminister der Justiz vor- 
behalten, auch die Übertragung der bisher nicht 
übertragbaren Geschäfte zuzulassen. 


Neue Vorschriften allgemeiner Art enthalten die 
88 5 und 6 SchiRegO. Nach 8 5 ist die Eintragung 
des Schiffs nicht deshalb unwirksam, weil in das 
Binnenschiffsregister ein Seeschiff oder in das See- 
schiffsregister ein Binnenschiff eingetragen ist. Nach 
§ 0 kann sich der Eigentümer eines im Seeschiffs- 
register eingetragenen Schiffes nicht darauf berufen, 
daß das Schiff ein Binnenschiff sei. Entsprechendes 
gilt für ein im Binnenschiffsregister eingetragenes 
Schiff. 

Die Vorschrift des 8 7 SchiRegO., wonach jedes 
Schiff eine besondere Stelle im Schiffsregister (Re- 
gisterblatt) enthält und wonach das Registerblatt für 
das Schiff als das Schiffsregister anzusehen ist, ist 
der alten SchiRegV. ($7 Abs. 1) entnommen. 

88 regelt die Einsicht in das Schiffsregister (bis- 
her 85 Flaggenges., § 120 BSchG.). Der öffentlich- 
rechtlichen Bedeutung, die das Schiffsregister auch 
in Zukunft hat, ist dadurch Rechnung getragen, dab 
seine Öffentlichkeit erhalten geblieben ist. Ein- 
sicht in das Schiffsregister ist jedem gestattet, nicht 
nur dem, der ein berechtigtes Interesse darlegt (so 
8 12 GBO.). Dagegen ist nach § 8 Abs. 2 SchitegO. 
die Einsicht in die Schiffsregisterakten nur bei Dar- 
legung eines berechtigten Interesses gestattet. Das 
gleiche gilt für die Einsicht in Urkunden, auf die im 
Schiffsregister zur Ergänzung einer Eintragung Be- 
zug genommen ist, sowie in die noch nicht erledig- 
ten Eintragungsanträge. Unberührt bleiben natur- 
gemäß die Vorschriften des Ges. über die Eintra- 
gung in gerichtliche öffentliche Bücher und Re- 
gister v. 30. Sept. 1936 (RGBI. I, 853). 


Die Eintragung des Schiffes 
Der zweite Abschnitt der SchiRegO. behandelt die 
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— erste — Eintragung des Schiffes, die Anmel 
pflicht, den Inhalt der Eintragung, die Anmeldung 
und Eintragung von Veränderungen und die 1 
schung der Eintragung des Schiffes. ii 
Vorangestellt ist der Grundsatz, daß das schit 
eingetragen wird, wenn der Eigentümer es 3 
nungsmäßig zur Eintragung anmeldet, g9. Bi 
Eintragung des Schiffes von Amts wegen gibt © 
also nicht. Wohl aber stellt die SchiRegO. eine vef 
pflichtung zur Anmeldung auf. Nach § 10% 
der Eigentümer eines Kauffahrteischiffes, dessen 
Bruttoraumgehalt 50 cbm übersteigt, zur Anmel 
verpflichtet. Damit wird für die größeren # 
fahrteischiffe als die wichtigste Kategorie der * 
schiffe eine Anmeldepflicht eingeführt, während 1A 
den Bestimmungen des Flaggenges. nur ein Mi als 
barer Zwang zur Anmeldung insofern bestand, Ai 
die Flaggenführung von der Ausstellung des mach 
fikats abhängig war, ein Zertifikat aber erst rde 
der Eintragung im Schiffsregister ausgestellt WI 
Von der Anmeldepflicht bei Kauffahrteischiffen Kar 
aber der Reichsminister der Justiz im Einvernehng 
mit dem Reichsverkehrsminister durch Verwaltung 
anordnung allgemein oder im Einzelfall Ausng, 
zulassen. Zum Binnenschiffsregister muß der E. ig. 
tümer ein Schiff anmelden, wenn es eine Tragt ele 
keit von mehr als 20 Tonnen oder eine e 
Triebkraft von mehr als 100 effektiven Pferd 
ken hat; ferner sind alle Tankschiffe, Schlepp® 
Stoßboote anzumelden. ‚den 
Der Kreis der Schiffe, die angemeldet Win 
müssen, deckt sich nicht mit dem Kreis, de hie 
tragungsfähigen Schiffe (vgl. oben). Soweit Seine 
die nicht eintragungspflichtig sind, eingetrage gung 
den können, steht dem Eigentümer die Anme 
frei, § 10 Abs. 3. 4 
Was bei der Anmeldung eines Seeschiffes de 
eines Binnenschiffes anzugeben ist, bestimmt ot. 
88 11 und 12. Hier ist die SchiRegO. von ee ul. 
schriften des Flaggenges. und des BSchO. 400 bei 
wesentlich abgewichen. Hervorzuheben ist, das ges 
See- und Binnenschiffen neben der Gattue ist 
Schiffes jetzt auch der Hauptbaustoff anzugeb die 
Dies war bisher gesetzlich nicht vorgeschriebene, 
Angabe und Eintragung des Materials, Wie er 
her hieß, war jedoch allgemein üblich, eder 
setzt die SchiRegO. die Angabe der „Zeit 
bauung“ durch die Angabe des „Jahrs des n Ge 
laufs“, Auch hier hat sich der Gesetzgeber 
pflogenheiten der Praxis angeschlossen. „por 
Bei der Anmeldung des Schiffes ist der N) yo” 
(Seeschiff) oder der Eichschein (Binnense . 
zulegen. Durch diese Urkunden werden ni; 
die Angaben über den Namen, die Gate isst 
Hauptbaustoff des Schiffes und über die fähig 
der amtlichen Vermessung bzw. die Lag angaben 
glaubhaft gemacht. Auch für die übrigen t im 
die bei der Anmeldung zu machen sind, 5 1. rút 
gemeinen Glaubhaftmachung vorgeschri@ zul piir 
die Angabe der Tatsachen, die das Recht ig sich 
rung der Reichsflagge begründen, be mach 
aber die SchiRegO. nicht mit Glaubhaftni cache! 
813 Abs.2 verlangt vielmehr, daß diese sind. pa 
durch öffentliche Urkunden nachzuweisen e Me 
mit soll eine erhöhte Sicherheit dafür £ weise 
werden, daß nur sl en Wi 
haft im ausschließlichen Eigentum VOT 5 
gehörigen stehen, in das deutsche schittsreg 
eingetragen werden. s 
Da 81055 Doppeleintragung eines Schiffes m hiii 
inländischen und in einem ausländischen ka 
register zu mancherlei Schwierigkeiten fü 


a 


an 
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TA deshalb unter allen Umständen vermieden wer- 
; muß, stellt §14 SchiRegO. den Grundsatz auf, 
en ein Schiff nicht in das Schiffsregister eingetra- 
& Werden darf, solange es in einem ausländischen 
sregister eingetragen ist. Das Registergericht 
one Glaubhaftmachung darüber verlangen, 
fol eine solche Eintragung nicht besteht. Hieraus 
dem s der Eigentümer eines Schiffes, das aus 
nnie usland ins Reichsgebiet verbracht worden ist, 
. 0 die Löschung der Eintragung in dem aus- 
len eo Register veranlassen muß. In allen Fäl- 
eren eine Eintragung in einem ausländi- 
Besc „ehiffsregister bestand, ist grundsätzlich eine 
en der ausländischen Registerbehörde 
ureiche Löschung der Eintragung des Schiffes ein- 
tig für Bi Diese Vorschriften sind besonders wich- 
erwähnt innenschiffe, bei denen es, wie schon oben 
nn, Sicht auf die Nationalität ankommt. Für 
Jrunds 1 gilt zwar in den allermeisten Ländern der 
Ausnahn 2 der Nationalität, aber es gibt immerhin 
einer n (Panama); außerdem bleiben die Fälle 
eigenti oppelten Staatsangehörigkeit des Schiffs- 
der Bes. Hier kommt es nicht darauf an, daß 
deutsche tümer auch Reichsangehöriger ist. Das 
angehör: Seeschiffsregister ist auch dem Reichs- 
slän En verschlossen, wenn sein Schiff in einem 
enlepmehe en Schiffsregister eingetragen ist. Dies 
(89 ar übrigens dem bisher geltenden Recht 
Reiches aggenges.). Neu ist aber, daß jetzt ein 
ihm Den zchöriger grundsätzlich verpflichtet ist, ein 
Druttoraurendes Kauffahrteischiff mit über 50 cbm 
Schiftgre gehalt zur Eintragung in ein deutsches 
ausfändischter anzumelden, auch wenn es in einem 
Bei Ben Schiffsregister eingetragen ist. 
i eise Anmeldung eines Schiffes, das ganz oder 
Schi EN or ist, = ferner nach 815 
Rn. E Desc einigung des Registergerichts 
Schitteno. es darüber vorzulegen, ob das Schiff im 
ist, Dj easter (hierüber vgl. unten) eingetragen 
4 des Vorschrift entspricht dem bisher geltenden 
Bestell des. v. 4. Juli 1926. Mit ihr soll sicher- 
dungen den, daß die im Schiffsbauregister ein- 
übertra n Schifkshypotheken in das Schifisregister 
Tücklich werden, was § 16 Abs. 3 SchiRegO. aus- 


Stellun, schreibt. Zugleich bewirkt die Aus- 
dauregfsters Bescheinigung die Sperrung des Schiffs- 
heken (yon für die Eintragung von Schiffshypo- 
Die el. hierüber unten). 

wa aten der SchiRegO. über die Ein- 
EIN Bi. Schiffes (816) entsprechen in- 
mungen (Nenlichen den bisher geltenden Be- 
veringfügi Die Eintragung des Schiffes hat — mit 


dargeschriebe Ausnahmen — die für die Anmeldung 
Siebbriefes nn Angaben, die Bezeichnung des 
intra er des Eichscheines und den Tag der 


n 

10 dem ir enthalten. Bei Seeschiffen ist ferner 
idungss; vom Registergericht zugeteilte Unter- 

Pe die 8 gual sowie die Feststellung einzutragen, 
ts u igentümer einzutragenden natürlichen 
Anmeg angehörige sind. 

ein an ä kann es vorkommen, 

mit bintragun rer gegenüber dem Registergericht 

im der Ton des Anmeldenden als Eigentümers 

Schul des ung widerspricht, daß er Eigen- 
Mützen 8. uiffes sei. Um hier den anderen zu 

daß das 


ale 
g ad F= . * 
uch 9 zugunsten des anderen einen Wider- 
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Abs. 1. Zur Anmeldung, die unverzüglich zu €r- 
folgen hat, ist der Eigentümer, bei einer Reederei 
auch der Korrespondentreeder, verpflichtet. Als die 
wichtigsten Fälle einer Veränderung sind zu er- 
wähnen: Änderung des Namens, Wechsel des Hei- 
mathafens oder Heimatortes, Neuvermessung des 
Seeschiffes, neue Eichung des Binnenschiffes, An- 
derung in der Person des Korrespondentreeders. Zu 
den Veränderungen im Sinne des § 17 gehören aber 
nicht die Änderungen der eingetragenen Rechtsver- 
hältnisse, besonders der Eigentumsverhältnisse. 

Die Eintragung des Schiffes wird ge- 
löscht, wenn zum Schiffsregister angemeldet wird, 
daß das Schiff untergegangen oder ausbesserungs- 
unfähig geworden ist, 58 20 Abs. 1, 17 Abs. 2 
SchiRegO. In diesen Fällen vollzieht sich die Lö- 
schung ohne Schwierigkeiten, insbesondere ohne 
Rücksicht auf etwa eingetragene Schiffshypotheken. 
Weniger einfach verlaufen die übrigen Fälle der 
Löschung: Die Eintragung eines Seeschiffes ist auch 
zu löschen, wenn der Verlust des Rechtes zur Füh- 
rung der Reichsflagge angemeldet wird. Ein See- 
schiff verliert das Flaggenrecht, wenn es in auslän- 
disches Eigentum übergeht oder wenn es nicht mehr 
als Kauffahrteischiff, Lustjacht, Schulschiff u. dgl., 
sondern etwa als Staatsfahrzeug, in Kriegszeiten als 
Hilfskriegsschiff, verwendet wird. Ist allerdings der 
durch die andere Verwendung des Schiffs bedingte 
Flaggenrechtsverlust nur vorübergehend, so ist dies 
nicht zum Schiffsregister anzumelden, $17 Abs. 2 
Satz 2. Die Eintragung eines Binnenschiffes ist auch 
zu löschen, wenn das Schiff seinen Heimatort im 
Ausland erhält, $20 Abs.1 Satz 2 SchiRegO. Schließ- 
lich wird die Eintragung von See- und Binnen- 
schiffen, die eintragungsfähig, aber nicht eintra- 
gungspflichtig sind, auch auf bloßen Ant des 
Eigentümers gelöscht, 8 20 Abs. 1 Satz 3 SchiRegO. 
In allen diesen Fällen kommt zugunsten der Schiffs- 
hypothekengläubiger die Schutzvorschrift des 8 20 
Abs. 2 in Betracht. Danach darf die Eintragung des 
Schiffes nur gelöscht werden, wenn die Schiffs- 
hypothekengläubiger und, falls eine Schiffshypothek 
nach dem Inhalt des Schiffsregisters mit dem Recht 
eines Dritten belastet ist, auch dieser die Löschung 
bewilligen. Liegen im Falle des Verlustes des Flag- 
genrechtes oder der Verlegung des Heimatortes Ins 
Ausland diese Bewilligungen 
nicht vor, so ist nach $ 20 3 L 
Schiffsregister einzutragen, daß das Schiff das Recht 
zur Führung der Reichsflagge verloren hat oder dal 
es seinen Heimatort im Ausland hat. 

Nach 8 19 SchiRegO. kann die Vornahme der An- 
meldung durch Androhung und Verhängung von 
Ordnungsstrafen erzwungen werden. Dies gilt 
für die Anmeldung des Schiffes, sofern es eintra- 
gungspflichtig ist, und für die Anmeldung der Ver- 
änderungen in den eingetragenen Tatsachen, des 
Unterganges, der Ausbesserungsunfähigkeit, des 
Verlustes des Flaggenrechtes und der Verlegung 
des Heimatortes eines Binnenschiffes ins Ausland. 
Es gilt ferner für die Glaubhaftmachung und die 
Pflicht zur Vorlegung von Urkunden. An die Stelle 
der kriminellen Strafe, wie sie $6 Flaggenges. an- 
drohte, ist jetzt auch bei Seeschiffen die schon bis- 
her in 8 127 BSchG. vorgesehene Ordnungsstrafe 
getreten. Für das Ordnungsstrafverfahren gelten die 
88 132 bis 130 FGG. sinngemäß. 

Sehr bedeutsam sind die dem bisherigen Recht 
unbekannten Vorschriften der 88 21, 22 über die 
Löschung der Eintragung des Schiffs von 
Amts wegen. Sie sollen dazu dienen, aus den 
Schiffsregistern, besonders aus dem Binnenschiffs- 
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register, die verhältnismäßig zahlreichen Eintragun- 
gen nicht mehr vorhandener Schiffe zu entfernen. 

Voraussetzung für die Amtslöschung nach 8 21 
ist, daß das Schiff untergegangen oder ausbesse- 
rungsunfähig geworden ist, daß ein Seeschiff das 
Recht zur Führung der Reichsflagge verloren hat 
oder daß der Heimatort eines Binnenschiffes ins 
Ausland verlegt ist. Dazu muß noch kommen, daß 
die Anmeldung der genannten Tatsachen nicht durch 
Ordnungsstrafen herbeigeführt werden kann. Eine 
Amtslöschung ist ferner zulässig, wenn das Schiff 
eingetragen worden ist, obwohl die Eintragung 
wegen Fehlens einer wesentlichen Voraussetzung 
unzulässig war. Für das Löschungsverfahren trifft 
8 21 eingehende Bestimmungen, die den Schutz der 
eingetragenen Berechtigten, insbesondere des Eigen- 
tümers und des Schiffshypothekengläubigers, be- 
zwecken. Das Registergericht hat den eingetragenen 
Eigentümer und die sonstigen aus dem Schiffs- 
register ersichtlichen Berechtigten von der beab- 
sichtigten Löschung zu benachrichtigen und ihnen 
zugleich eine angemessene, nicht weniger als drei 
Monate betragende Frist zur Geltendmachung eines 
Widerspruches zu bestimmen. Die Eintragung des 
Schiffes darf nur gelöscht werden, wenn kein Wider- 
spruch erhoben oder wenn das Registergericht den 
Widerspruch rechtskräftig zurückgewiesen hat. In 
den Sonderfällen des § 21 Abs.4 Satz 2 kommt es 
gar nicht zur Löschung; hier wird vielmehr nur ein- 
getragen, daß das Seeschiff das Recht zur Führung 
der Reichsflagge verloren oder das Binnensclliff 
seinen Heimatort im Ausland erhalten hat. 

Die Voraussetzungen für die Amtslöschung nach 
§ 22 sind folgende: Seit dreißig Jahren darf keine 
Eintragung im Schiffsregister erfolgt sein. Nach An- 
hörung der zuständigen Schiffahrtsbehörde, bei See- 
schiffen auch der Seeberufsgenossenschaft, muß an- 
zunehmen sein, daß das Schiff nicht mehr vorhan- 
den oder nicht mehr zu Schiffahrtszwecken verwend- 
bar ist; schließlich darf weder eine Schilfshypothek 
noch ein Nießbrauch eingetragen sein. Sind diese 
Voraussetzungen erfüllt, so ist die Eintragung des 
Schiffes von Amts wegen zu löschen, ohne daß es 
des Verfahrens nach $ 21 bedarf. 


Die Eintragung von Rechtsverhältnissen 

Im dritten Abschnitt der SchiRegO. (88 23 bis 
59) ist die Eintragung von Rechtsverhältnissen im 
Schiffsregister geregelt. Es handelt sich hierbei um 
die Eintragungen, die in der II. und III. Abteilung 
des Schiffsregisters ihren Platz finden, nämlich um 
die Eintragung von Eigentumsveränderungen, von 
Vormerkungen, Widersprüchen und Verfügungs- 
beschränkungen, die sich auf das Eigentum be- 
ziehen, um alle Eintragungen, die eine Schiffshypo- 
thek oder einen Nießbrauch betreffen, sowie um die 
Eintragung der Übertragung oder Belastung von 
Schiffsparten. Die $$ 23 bis 59 SchiRegO. gehen 
also weit über den Rahmen der — jetzt aufgeho- 
benen — 88 100 bis 124 FGG., die sich nur auf das 
Schiffspfandrecht bezogen, hinaus. Wie das ma- 
terielle Schiffsrecht im Ges. v. 15. Nov. 1940 in 
starkem Maße dem Grundstücksrecht des BGB. 
nachgebildet ist, so lehnt sich der dritte Abschnitt 
der SchiRegO. weithin an die GBO. an. Von Ver- 
weisungen auf die GBO. ist allerdings abgesehen, 
um die praktische Handhabung der neuen Vor- 
schriften zu erleichtern. Dafür stimmen die meisten 
Paragraphen des dritten Abschnitts der SchiRegO. 
wörtlich oder doch inhaltlich mit den entsprechen- 
den Paragraphen der GBO. überein. Es kann des- 
halb hier davon abgesehen werden, sie allgemein 


zu erläutern. Nur einige vom Grundbuchrecht ab 
weichende und dem Schiffsregisterrecht eigentüfl 
liche Vorschriften sollen kurz beleuchtet werden. 

In 828 Abs. 2 SchiRegO. ist von der Eintragung 
eines Schutzvermerks die Rede: Wird im Falk 
der sog. Zwischenverfügung vor Erledigung d 
Antrags eine andere Eintragung beantragt, dun 
die dasselbe Recht betroffen wird, so ist zugunsten 
des früher gestellten Antrags von Amts wegen en 
Schutzvermerk einzutragen. Die Vorschrift entsprie 
dem 8 18 Abs. 2 GBO., wo von einer Vormerkufl 
oder einem Widerspruch die Rede ist. Tatsächlle 
handelt es sich aber hierbei weder um eine Vorma 
kung noch, um einen Widerspruch im Rechtssiſh, 
(vgl. Hesse-Saage-Fischer, 2. Aufl., Anm. le 
zu 8 18 GBO.). Die von der SchiRegO. gewäh g 
richtigere Bezeichnung „Schutzvermerk“ begrüf 18 
also keinen sachlichen Unterschied gegenüber 5 
Abs. 2 GBO. 


830 SchiRegO. schreibt vor, daß im Falle der 
rechtsgeschäftlichen Übertragung des Eigentums 
einem Binnenschiff die Eintragung nur erfol es 
darf, wenn die Einigung des Veräußerers und 150 
Erwerbers erklärt ist. Die Vorschrift deckt sich Any 
mit § 20 GBO., soweit darin der Nachweis der ang 
gung bei der Auflassung eines Grundstücks verl det 
ist. Der Unterschied liegt aber darin, daß bel 
Übereignung von Binnenschiffen die Einigung telle 
bei gleichzeitiger Anwesenheit beider Vertrags ch 
vor dem Registergericht erklärt werden muß.“ der 
eine Bedingung oder Befristung, die es bel des 
Auflassung nicht gibt, ist bei der Einigung 
Schiffsregisterrechts zulässig. nes 

Nach 8 32 SchiRegO. ist die Eintragung fi 
neuen Eigentümers oder des Erwerbers einer SC en 
part auch von dem Nachweis des Flag ech 
rechts abhängig. Damit wird der Tatsache füll 
nung getragen, daß in das deutsche Sees 
register nur solche Schiffe eingetragen werden hen 
nen, denen die Befugnis zum Führen der deut 
Handelsflagge zusteht. Schr 

Wegen des Unterschiedes zwischen 35 e 
RegO. und § 27 GBO. mag ein kurzer Hing eine 
nügen. Nach 8 35 Satz 1 SchiRegO. dar mt 
Schiffshypothek im Wege der Berichtigung nu aus” 
Zustimmung des Eigentümers gelöscht werden, icht 
genommen den Fall, daß die Schiffshypothek e 
zur Entstehung gelangt ist. Handelt es sich U Abs.! 
rechtsändernde Löschung, so ist nach 5 90% im 
des Ges. v. 15. Nov. 1040 gleichfalls die 
mung des Eigentümers erforderlich. ft 

Gegenüber der strengen Formvorschfil ens“ 
829 GBO. bringt 8 37 SchiRegO. eine ber nord 
werte Lockerung, die auch bei einer E h 
nung des Grundbuchrechts als Vorbild de 
Für die Eintragungsbewilligung und die = jreibt 
zur Eintragung erforderlichen Erklärungen ntlichen 
zwar auch 8 37 SchiRegO. die Form der © “nd vol. 
oder öffentlich beglaubigten Urkunde zwing 
Bei den übrigen Voraussetzungen der FE 
aber kann das Registergericht, wenn def it un! 
durch öffentliche Urkunden nicht oder nut erde! 
verhältnismäßigen Schwierigkeiten gefüllt end er 
kann, einen anderen Nachweis für ausrele 
achten, wenn durch ihn die, Tatsache für 
richt außer Zweifel gestellt ist. gini 

Nach §58 SchiRegO. gelten für die eine! 
gung der Rechtsverhältnisse ara gbe! 
Schiffspart die 88 23 bis 57 sinngeman' scho" 
die rechtliche Bedeutung der Schiffspart 15 Auf 
in dem das Ges. v. 15. Nov. 1940 erläutern € 
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Ges (oben S. 614) Näheres ausgeführt worden. Der 
8 ltesber behandelt die Schiffspart nicht mehr 
SR iteigentumsanteil — sonst hätte es auch der 
2 erschrift des 8 58 SchiRegO. gar nicht be- 
e sondern als einen Anteil am Reedereiver- 
Era aber für die Veräußerung und Belastung 
a e ifspart die Eintragung in das Schilfsregister 
re rich ist, werden die Rechtsverhältnisse an 
beh chiffspart registerrechtlich grundsätzlich ebenso 
Be wie die Rechtsverhältnisse des Schiffes 
Li Es mag aber auch an dieser Stelle nochmals 
thek hingewiesen sein, daß es keine Schiffshypo- 
part sondern nur ein Pfandrecht an einer Schiffs- 
i „gibt, daß sich der öffentliche Glaube des Re- 
line nicht auf die Eintragung der Rechtsverhält- 
nn einer Schiffspart bezieht und daß es im 
Wid 1 der Schiffsparten weder Vormerkung noch 
Sefspruch gibt. 
schaft: Fondelstellung nimmt auch die rechtsge- 
Seeschif e bertragung des Eigentums an einem 
2 Da sich nach § 2 des Ges. v. 15. Nov. 
tepisten. „ gentumsübergang außerhalb des Schifls- 
Eigen vollzieht, stellt die Eintragung des neuen 
nac SAN stets eine Berichtigung dar, zu der 
Stimm, l Abs. 2 SchiRegO. grundsätzlich seine Zu- 
ung erforderlich ist. 


„ Die Schiffsur kunden 
69 60 ChiRegO. enthält in ihrem vierten Abschnitt 

hir 64) die grundlegenden Vorschriften über 
n) fsurkunden: das Schiffszertifikat (bei See- 
55 pand den Schiffsbrief (bei Binnenschiffen), 
Und das „ubigten Auszug aus dem Schiffszertilikat 
nd Sel iaterliche Flaggenzeugnis. Schiffszertifikat 
gen ee sind Urkunden, die den vollständi- 
halten. i der Eintragungen im Schiffsregister ent- 
das Schr Schiffszertilikat wird ferner bezeugt, daß 
Die aur Führung der Reichsflagge befugt ist. 
das Bishe bis 64 schließen sich im wesentlichen an 
Sina der ! geltende Recht an. Einige Bestimmungen 
Auch die ten SchiRegV. v. 5. Mai 1939 entnommen. 
der Sch äußere Form der Schiffsurkunden, die in 


von ge IRegV. v. 23. Dez. 1940 geregelt ist, ist — 
verändert, ügigen Abweichungen abgesehen — un- 


Währe geblieben. 

912 ihrend das richterliche Flaggenzeugnis (bisher 
regelt ist Flaggenges.) jetzt in 8 64 SchiRegO. ge- 
912 A für das konsularische Flaggenzeugnis 
Flaggenges. maßgebend geblieben. 


An die Das Schiffsbauregister 

Oben wä Stelle der Formvorschriften des schon 
6e 74 . Ges. v. 4. Juli 1926 sind die 88 65 
blegetzgeber 150 (Fünfter Abschnitt) getreten. Der 


poen 5 lat sich aber auch hier nicht mit einer 
1 0 ne der vorhandenen Vorschriften 
pat ange 8 sie den Bedürfnissen der Gegen- 
Das Regie und vor allem weiter ausgestaltet. 
i bisher Age Schiffsbauwerke (Schiffsbauregister) 
adlichen Sereister für Pfandrechte an im Bau be- 
ister chiffen“ — wird als selbständiges Re- 


dì Stimmt 3 AG. geführt. Wie beim Schiffsregister 
1 TAG. und eichsminister der Justiz die zustän- 
1041 ihre Registerbezirke. Durch AV. vom 


i Jan 
8 A 
vanmung dah; DJ. S. 132 ist eine vorläufige Be- 
N den in getroffen, daß das Schiffsbauregister 
hrs ührt wird, bei denen ein Schiffs- 
des niffes (Bin wird, und daß das Bauwerk eines 
(Bi AG, einz traenschilfes) in das Schifisbauregister 
wärmenschiffs ragen ist, in dessen Seeschiffsregister 
e. wenn der Ster) das fertige Schiff einzutragen 
er Bauort sein Heimathafen (Heimat- 


ort) wäre. Die näheren Vorschriften über die Ein- 
richtung und Führung des Schiffsbauregisters und 
über die sachliche Zuständigkeit der Beamten sind 
in der SchiRegV. v. 23. Dez. 1940 getroffen. Ort. 
lich zuständig ist das Register des Bauortes, $ 67 
Abs. 1. Wie in 82 Abs. 2 des Ges. v. 4. Juli 1926 
ist in 867 Abs. 2 bestimmt, daß das einmal zustän- 
dige Registergericht zuständig bleibt, auch wenn 
das Schifisbauwerk an einen anderen Ort außerhalb 
des Registerbezirkes gebracht wird. 


Im Gegensatz zum Schifisregister ist das Schiffs- 
bauregister nicht öffentlich. Da es nur privatrecht- 
liche Bedeutung hat, ist die Einsicht nur ge- 
stattet, soweit ein berechtigtes Inter- 


esse dargelegt wird, 8 65 Abs. 2 SchiRegO. 


In das Schiffsbauregister werden nicht alle Schiffs- 
bauwerke eingetragen. Eine Anmeldepflicht besteht 
hier nicht. Ein Schiffsbauwerk kann vielmehr nach 
866 nur dann in das Schiffsbauregister eingetragen 
werden, wenn zugleich eine Schiffshypothek einge- 
tragen wird oder wenn die Zwangsversteigerung des 
Schiffsbauwerkes beantragt ist. Zur Anmeldung be- 
rechtigt ist der Inhaber der Schiffswerft, auf der das 
Schiff erbaut wird, § 68. Regelmäßig ist dieser der 
Eigentümer des Schiffsbauwerkes. Ist aber ein an- 
derer Eigentümer, so kann auch dieser das Schiffs- 
bauwerk zur Eintragung anmelden. Ferner ist auch 
der zur Anmeldung berechtigt, der auf Grund eines 
vollstreckbaren Titels eine Eintragung in das Schiffs- 
bauregister verlangen oder die Zwangsversteigerung 
des Schiffbauwerkes betreiben kann. Die Tatsachen, 
die bei der Anmeldung anzugeben sind, sind nach 
869 im wesentlichen die gleichen wie bisher. Der 
in §1 Abs. 2 Satz 2 des Ges. v. 4. juli 1926 ge- 
forderte Eigentumsnachweis, der nach Form und 
Inhalt eine höchst fragwürdige Angelegenheit war, 
ist aber beseitigt. Nur noch in dem als Ausnahme 
angenommenen Fall, daß ein anderer als der Werit- 
besitzer als Eigentümer des Schiffsbauwerkes be- 
zeichnet wird, ist nach 869 Abs. 2 eine gerichtlich 
oder notarisch beurkundete Erklärung des, Werit- 
besitzers einzureichen, in der dargelegt wird, auf 
welche Weise der andere das Eigentum erworben 
hat. Während ferner bisher die Zulässigkeit der 
Pfandbestellung (Kiellegung, Kennzeichnung und 
Mindestgröße des Schiffsbauwerkes) durch eine ge- 
richtliche oder notarische Urkunde nachzuweisen 
war, wird der Nachweis für die Zulässigkeit der 
Schiffshypothekenbestellung jetzt nach 869 Abs.3 
durch eine Bescheinigung der zuständigen Schifis- 
vermessungsbehörde oder Eichbehörde erbracht. Da- 
mit ist das Eintragungsverfahren, dessen Regelung 
bisher nicht recht klar war, erheblich verbessert. 


Veränderungen in den eingetragenen Tatsachen 
und die Fertigstellung des Schiffes sind nach 8 71 
vom Werktbesitzer und Eigentümer unverzüglich 
dem Registergericht anzumelden und glaubhaft zu 
machen. Ist die Fertigstellung angemeldet, so kann 
eine Schiffshypothek im Schiffsbauregister nicht mehr 
eingetragen werden, § 72. Es tritt also insoweit die 
Sperrung des Registers ein. Das gleiche gilt, wenn 
das Registergericht eine Bescheinigung über die 
Eintragung des Schiffsbauwerkes zum Zweck der 
Fintragung des Schiffes in das Schiffsregister erteilt 
hat. Wird das fertige Schiff in das Schiffsregister 
eingetragen, so wird das Registerblatt des Schiffs- 
bauregisters geschlossen und sein Inhalt, soweit er 
noch von Bedeutung ist (Schifishypotheken), in das 
Schiffsregister übertragen. 


Dagegen wird die Eintragung des Schiffsbauwer- 
kes gelöscht. wenn der Weritbesitzer anmeldet, daß 
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das Schiff ins Ausland abgeliefert ist, wenn der 
Eigentümer und der Werftbesitzer die Löschung be- 
antragen oder wenn das Schiffsbauwerk untergegan- 
gen ist, § 73. In den ersten beiden Fällen bedarf es 
aber außer der Anmeldung bzw. dem Antrag noch 
der Löschungsbewilligung des Schiffshypotheken- 
gläubigers und der sonst aus dem Schiffsbauregister 
ersichtlichen Berechtigten. 


Für dieEintragungvonRechtsverhältnissen (Schiffs- 
hypothek, Pfandrecht an einer Schiffspart, Eigen- 
tumsänderung) gelten die Vorschriften des dritten 
Abschnitts sinngemäß. 


Die Beschwerde 

Nach dem Vorbild der GBO. ist in der SchiRegO. 
auch das Beschwerdeverfahren selbständig geregelt. 
Von Verweisungen auf das FGG. ist ganz abgesehen. 
Auch auf Vorschriften der ZPO. ist nur ausnahms- 
weise verwiesen (8 89 Abs. 2). Neben der ein- 
fachen Beschwerde kennt die SchiRegO. auch die 
sofortige Beschwerde, § 90. Sie ist z.B. in 8 21 
Abs.3 vorgesehen. 


ÜbergangsvorschriftenundDurchführuff 


So groß die Änderungen sind, die das Schifis 
registerrecht durch das Ges. v. 15. Nov. 1940 2 
durch die SchiRegO. erfahren hat, so baut = 
das neue Recht auf dem auf, was bisher da Yet 
Dies zeigt sich vor allem in der Fortführung, 0 
bisher angelegten Register. Art.12 der Durch 5 
bestimmt ausdrücklich, daß die nach den bisherige 
Vorschriften geführten Register als Schiffsreg! m 
bzw. Schiffsbauregister im Sinne des Ges. 9 
15. Nov. 1940 und der SchiRegO. gelten. Auch E 
Umschreibung der nach den Vorschriften der tte 
RegV. v. 5. Mai 1939 angelegten Registerbl 
findet nicht statt. Nur geringfügige Änderungen ot 
einigen Überschriften der Vordrucke sind echte 
ſich geworden. Auch die bisher ausgestellten Sch 
urkunden behalten ausnahmslos ihre Gültigkei cht 
ist der Übergang zu dem neuen Schiffsregisteifi, g 
wesentlich erleichtert, und es darf die Hof je 
ausgesprochen werden, daß die getroffene Neut g 
lung in allen beteiligten Kreisen als ein Forist 
betrachtet wird. 


Neuerungen bei der Zwangsvollstreckung in Schiffe 
und Schilfsbauwerke 


Von Amtsgerichtsrat 


Das Ges. über Rechte an eingetragenen Schiffen 
und Schiffsbauwerken v. 15. Nov. 1940 und die 
Schiffsregister O. v. 19. Dez. 19401) haben die Außer- 
kraftsetzung und die Anderung einer großen An- 
zahl von Bestimmungen des BGB., des HGB., der 
ZPO., des ZwVerstG., der KO. und anderer Ge- 
setze erforderlich gemacht. Diese Neuerungen sind 
in der VO. zur Durchführung des Ges. über Rechte 
an eingetragenen Schiffen und Schiffsbauwerken 
v. 21. Dez. 1940 (RGB. I, 1600) zusammengefaßt. 
Sie betreffen, soweit die ZPO. in Frage steht, fast 
durchweg deren achtes Buch, also die Zwangsvoll- 
streckung. Bei den Änderungen des Vollstreckungs- 
verfahrens in Schiffe und Schiffsbauwerke handelt 
es sich zum Teil um eine bloße Anpassung der bis- 
herigen gesetzlichen Bestimmungen an die Neuord- 
nung des Rechts an eingetragenen Schiffen und 
Schiffsbauwerken und des Schiffsregisterwesens; im 
übrigen aber, wie z.B. bei der Arrestpfändung in 
Schiffe, bei der Zwangsvollstreckung in Schiffsbau- 
werke, der Pfändung einer Schiffspart usw., voll- 
zieht sich die Vollstreckung in durchaus neuen und 
neuartigen Rechtsformen. 


J. 


Zwangsvollstreckung wegen Geldforde- 

rungen in eingetragene Schiffe und 

Schiffsbauwerke, die eingetragen sind 
oder eingetragen werden können 


Bei der Zwangsvollstreckung wegen einer Geld- 
forderung in Schiffe und Schiffsbauwerke ist aus- 
zugehen von dem in die ZPO. neueingefügten 
8 870 a. Hiernach erfolgt die Zwangsvollstreckung in 
ein eingetragenes Schiff oder in ein Schiffsbauwerk, 
das im Schiffsregister eingetragen ist oder in dieses 
Register eingetragen werden kann, durch Eintragung 


1) Vgl. hierzu Däubler, „Das Gesetz über Rechte an 
eingetragenen Schiffen und Schiffsbauwerken v. 15. Nov. 
1940“: DR. 1941, 609 und „Die Schiffsregisterordnung 
v. 19. Dez. 1940°: DR. 1941, 614, 


Dr. Sebode, Berlin 
wurch 
einer Schiffshypothek für die Forderung odef EN. 
Zwangsversteigerung (Ausnahme für Arrest sie: die 
Die Vorschrift enthält eine zweifache Neuerung tra. 
Möglichkeit der Zwangsvollstreckung durch = und 
gung einer Schiffshypothek für die Forderung ra- 
die Gleichstellung eines eingetragenen Oder etra 
gungsfähigen Schiffsbauwerks mit einem eing 
genen Schiff. eckung 
1. Schon früher war in der Zwangsvollstri nicht 
zu unterscheiden zwischen eingetragenen Tolgte 
eingetragenen Schiffen. Im ersteren Fall erfo verstei 
Zwangsvollstreckung im Wege der Zwang en 
gerung, im anderen Fall nach den Grundsä Sac 
Pfändung und Verwertung von beweglichen I 864 
Hieran hat sich auch nach der Neufassung ändert 
ZPO. und des 8162 ZwVerstG. nichts Bund e" 
Welche Schiffe eingetragen werden könne egie i 
getragen werden müssen, ist aus der Schiffst ) 
zu ersehen. aA die 
2. Eine grundlegende Neuerung ist aden schit- 
Gleichbehandlung der Schiffbauwerke MU , 
fen. Die Vollstreckung in Schiffsbauwer re Schiffe 
auf einer Schiffswerft in Bau befindlic er des 
unterlag bisher den besonderen Bestimmt fiten m 
Gesetzes über die Bestellung von pa (Ec. 
im Bau befindlichen Schiffen v. 4. Juli nach = 
Bl. I, 367). Danach erfolgte die Pfändung ng, zu 
allgemeinen Vorschriften für Mobiliarp N enehi 
Versteigerung bedurfte es dagegen > war 20 
gung des VollstrGer. Diese einzuholen, „ der qe: 
des Gläubigers. Das Gericht hatte m g des Er 


nehmigung zugleich auch die Hinterlegu é yindtich 


f 1 
löses anzuordnen, wenn das Im echte 
Schiff ausweislich des Registers für A w 
solchen Schiffen mit einem Pfandrec 1 ad 4 
Das Ges. v. 4. Juli 1926 ist nurmehen un di 
DurchfVO. v. 21. Dez. 1940 aufgeho, nach rene 


vorstehend geschilderte Verfahren %25 ng 
Abs. 2 der DurchfVO. nur noch Bedeutunß Mi 
Pfändung von Schiffsbauwerken, d Caf an 
1941 erfolgt ist. Nunmehr kommt es da 


an · 
ob 


P 


- 
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115 Schiffsbauwerk im Register eingetragen ist oder 
os Register eingetragen werden kann. Ist das 
Reit der Fall, so wird auch das Schiffsbauwerk 
Eu anders wie ein nichteingetragenes Schiff in der 
fen. @svollstreckung wie eine bewegliche körper- 
Yi € Sache behandelt. Für die Zwangsvollstreckungs- 
Bi. ist die Sachlage einfach, wenn das Schiffs- 
Tale eingetragen ist, schwieriger, wenn geprüft 
Schiffe muß, ob es eintragungsfähig ist. Welche 
ch oauwerke eintragungsfähig sind, ergibt sich 
en eine etwas komplizierte Verweisung aus $ 102 
auf erstG.n.F., 8 8 66, 68,69 Abs. 2 SchiffsregisterO. 
m 76 Abs. 2 des Ges. über Rechte an eingetra- 
Bin ‚Schiffen und Schiffsbauwerken. Hiernach 
bald Ei Schiffsbauwerk eingetragen werden, so- 
hi er Kiel gelegt und das Schiffsbauwerk durch 
des Peer Nummer an einer bis zum Stapellauf 
en itfes sichtbar bleibenden Stelle deutlich und 
da En gekennzeichnet ist. Ferner ist erforderlich, 
Seeschis Schiffsbauwerk nach der Fertigstellung als 
hat a mehr als 50 Kubikmeter Bruttoraumgehalt 
Binner er als Binnenschiff zur Eintragung in das 
ein schiffsregister geeignet ist. Ob dies der Fall 
Schein FE wird vielfach ohne weiteres durch Augen- 
Ausku estzustellen sein. In Zweifelsfällen wird eine 
re der zuständigen Schiffsvermessungsbe- 
sen 0 der Eichbehörde eingeholt werden müs- 
nötigen an Hand der Bauzeichnungen usw. die 

. Feststellungen treffen kann. 
Zwan der war bei eingetragenen Schiffen eine 
Schrift ypothek unzulässig. Jetzt ist der diese Vor- 
Nach genthaltende 8870 Abs. 2 ZPO. aufgehoben. 
seren 8870 a ZPO. kann im Wege der 
en wer streckung eine Schiffshypothek eingetra- 
Po, 1 Wie die Verweisung in 8 870 a Abs. 2 
entsprich 8 866 Abs. 2 und 3 und 8 867 ZPO. ergibt, 
Sicher Cht das Verfahren dem der Eintragung einer 
der Tungshypotliek an einem Grundstück gemäß 
gshy ache, daß die Schiffshypothek der Siche- 
Grund pothek des BGB. nachgebildet ist. Die 
367 „rätze der Rechtsprechung und Lehre zu 88 866, 
SChiffchypothek a daher im wesentlichen auf 11 5 
Chiff ek aftwendbar sein. Das Schicksal der 
recht Eh bei Fortfall ihrer vollstreckungs- 
— i Oraussetzungen ist im § 870 a ZPO. ge- 
Ei im großen und ganzen 8 868 ZPO. ent- 
daß das ine Abweichung ergibt sich aber daraus, 
0 0 * eine Form der Schiffsbeleihung 
d uld nicht übe inrichtung der Eigentümergrund- 
aer Peir übernommen werden konnte. Während 
n Vorliegen der Voraussetzungen des 
Bte pias ‚ine Eigentümergrundschuld entsteht, 
Öschen et im § 870a Abs.3 ZPO. mit dem Er- 
lichen 12 ‚Forderung auch das Erlöschen des ding- 
sung auf, angeordnet werden. Durch die Ver- 
ap getragene 857 Abs. 3 des Ges. über Rechte an 
leer aue m Schiffen und Schiffsbauwerken steht 
nn n as dem Eigentümer die durch das Er- 
pole 0 lan chiffshypothek freigewordene Rang- 
mei gelöscht it als die Schiffshypothek nicht 

ht ist. 


yon em im Verfahren der Z 5 i 
hif c er Zwangsversteigerung 
Gangs voile und Schiffsbauwerken im Wege der 
de etreten “teckung sind verschiedene Neuerungen 
es uk. Bestimmungen des 2. Abschnitts 
Verl! die Zwangsversteigerung und die 
lich, Sind ne ung 88 162ff. sind 2. T. geändert, 
von wird a Paragraphen eingefügt. Im wesent- 
ö der qie ola genügen, auf Art. 6 der Durchf- 
teg enthält nderungen des ZwVerstG. 88 162 bis 
sten Ne? ZU verweisen. Eine der bemerkenswer- 


_ Nefungen stellt § 169 dar. Die Bestimmung 


des 8 169 Abs. 1 a. F., daß die Vorschriften über 
das geringste Gebot keine Anwendung finden, ist 
in Fortfall gekommen. Der Grundsatz des gering- 
sten Gebots gilt jetzt auch bei der Zwangsverstei- 
gerung von Schiffen und Schiffsbauwerken. Soweit 
das Meistgebot im Versteigerungstermin nicht be- 
richtigt wird, ist für die Forderung gegen den Er- 
steher eine Schiffshypothek an dem Schiff (Schiffs- 
bauwerk) im Register einzutragen. 


II. 


Zwangsvollstreckung wegen Geldfor- 

derungen in nichteingetragene Schiffe 

und nichteingetragene und nichteintra- 
gungsfähige Schiffsbauwerke 


Nichteingetragene Schiffe werden, wie oben aus- 
geführt, in der Zwangsvollstreckung wie bewegliche 
Sachen behandelt. Sie werden daher wie solche nach 
der Regel des 8 808 ff. ZPO. gepfändet und ver- 
wertet. Die Kennzeichnung der Pfändung geschieht 
im allgemeinen in der Weise, daß dem Schiff (tun- 
lichst um den Mast) eine mit Schloß und Siegel ver- 
sehene, mit dem Ufer verbundene Kette angelegt 
wird. Wenn dies nicht angängig ist oder es sich 
um ein kleineres Fahrzeug handelt, wird auch die 
Ersichtlichmachung der Pfändung in der sonst übli- 
chen Art genügen. Ein geeignetes Mittel dürfte auch 
die Sperrung des Steuerruders durch eine Kette 
oder dergleichen sein. Außer der Pfändung hat der 
Vollstreckungsbeamte nach Maßgabe des 8 808 ZPO. 
auch die zur Bewachung und Verwahrung des ge- 
pfändeten Schiffs erforderlichen Maßregeln zu ver- 
anlassen, und zwar, wenn Gefahr im Verzuge ist, 
sofort nach der Pfändung, im übrigen sobald die 
durch die Maßregel voraussichtlich entstehenden 
Kosten gesichert sind. Zur Vollstreckung und Be- 
wachung des Schiffs ist, soweit das erforderlich und 
zweckmäßig erscheint, die Hafenbehörde um ihre 
Unterstützung zu ersuchen. 

Auch die nichteingetragenen und nichteintragungs- 
fähigen Schiffsbauwerke werden wie sonstige be- 
wegliche körperliche Sachen gepfändet und ver- 
wertet. Eine Schwierigkeit kann sich aber für den 
Vollstreckungsbeamten bei der Vollstreckung dar- 
aus ergeben, daß sich nicht immer mit Sicherheit die 
Eigentumsverhältnisse an ihnen werden feststellen 
Inhaber der Schiffsbauwerft, auf der das 
mit dem Eigen- 
zu sein. Durch 
die Verarbeitung wird das Baumaterial, gleich wem 
es vordem gehört hat, j i 
Eigentümers der Schiffswerft werden. Zur Übereig- 
nung des Bauwerks an den etwaigen Auftraggeber 
wird es in der Regel eines besonderenÜbereignungs- 
aktes bedürfen (vgl. 8 69 Abs. 1 SchiffsregisterO.). 
Für den Vollstreckungsbeamten werden die Eigen- 
tumsverhältnisse daher nicht immer klar zu durch- 
schauen sein. Andererseits ist zu berücksichtigen, 
daß die Fragen nur bei den kleineren Schiffsneu- 
bauten akut werden können, SO daß doch im Er- 
gebnis damit gerechnet werden darf, daß der Voll- 
streckungsbeamte von sich aus in der Lage sein 
wird, eine Feststellung darüber zu treffen, ob er 
gegen den Schuldner pfänden darf oder nicht. 


III. 
Pfändung von Zubehör und Bestandteilen 
von Schiffen und Schiffsbauwerken 
Nach 8 865 ZPO. umfaßt die Zwangsvollstreckung 
in das unbewegliche Vermögen auch die Gegen- 
stände, auf die sich die Hypothek erstreckt. Solche 


a 
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Gegenstände dürfen nicht gepfändet werden. Nach 
der neuen Fassung des § 865 ZPO. gilt das gleiche 
für die Gegenstände, auf die sich bei Schiffen 
oder Schiffsbauwerken die Schiffshypothek erstreckt. 
Welche Sachen hierher rechnen, war früher auf 
Grund von Gesetzesverweisungen aus dem BGB. 
zu entnehmen. Jetzt bestimmt das Ges. über Rechte 
an eingetragenen Schiffen und Schiffsbauwerken — 
ohne sachliche Anderungen — selbst den Kreis der 
Zubehörstücke und Bestandteile, auf die sich die 
Schiffshypothek erstreckt. Für Schiffe gilt § 31 des 
Ges., auf den verwiesen werden darf, und der aus 
sich heraus verständlich ist. 

Was Zubehör, was wesentlicher Bestandteil eines 
Schiffes ist, läßt sich heute wie früher nur im all- 
gemeinen sagen. Nach dem auch hier geltenden 
897 BOB. sind Schiffszubehör Sachen, die, ohne 
Bestandteil des Schiffs zu sein, dem wirtschaftlichen 
Zwecke desselben zu dienen bestimmt sind und zu 
ihm in einem dieser Bestimmung entsprechenden 
räumlichen Verhältnisse stehen — falls nicht etwa 
die Benutzung nur eine vorübergehende ist oder der 
Verkehr die Zubehöreigeuschaft der betreffenden 
Sache verneint. Hiernach sind Zubehör z.B. Anker, 
Ankerketten, Kompaß, Signalapparate, Netze, Fisch- 
apparate, Fanggeräte. Zu den Bestandteilen eines 
Schiffes hingegen sind die Stücke zu rechnen, „ohne 
die das Schiff nicht Schiff oder Schiff der betreffen- 
den Art zu nennen wäre“ (Schaps, Seerccht, 
8478 Anm. 2 HOB.), wie Planken, Tauwerk, Segel, 
Steuerruder, Kessel, Maschinen, auch wenn sie nur 
angeschraubt oder angenietet sind. Die dem per- 
sönlichen Gebrauch dienenden Einrichtungsgegen- 
stände der Kajüte sind dagegen von sich aus nicht 
Zubehör. Sind sie aber im Schiffsregister eingetra- 
gen, so sind sie — wie alle anderen im Schiflsinven- 
tar verzeichneten Stücke — nach § 478 Abs. 2 HGB. 
als Zubehör anzusehen. Auch Schiffsboote sind nach 
der ausdrücklichen Bestimmung in 8 478 Abs. 1 
HGB. Zubehör des Seeschiffs. 


Eine gesetzliche Sondervorschrift gilt endlich für 
die Schiffsbauwerke. Hier konnte die rechtliche Be- 
handlung der für den Neubau bestimmten Bauteile, 
die sich auf der Werit befinden, zu Zweifeln An- 
laß geben. Das Gesetz hat im $ 79 die Frage selbst 
entschieden. Die Schiffshypothek erstreckt sich auf 
das Schiffsbauwerk in seinem jeweiligen Bauzustand. 
Sie erstreckt sich ferner neben den oben im 831 
genannten Gegenständen auch auf die auf der Bau- 
werft befindlichen, zum Einbau bestimmten und als 
solche gekennzeichneten Bauteile mit Ausnahme der 
Bauteile, die nicht in das Eigentum des Eigentümers 
der Schiffsbauwerft gelangt sind. $31 Äbs.2 gilt 
entsprechend. 

IV. 


Zwangsvollstreckung in eine Schiffs- 
hypothek; Pfändung eines Anspruchs, der 
ein eingetragenes Schiff oder Schiffsbau— 
werk betrifft; Pfändung einer Schiffspart 


Änderungen des Zwangsvollstreckungsverfahrens 
sind nicht nur insoweit erfolgt, als das Schiff oder 
Schiffsbauwerk selbst Gegenstand der Vollstreckung 
ist, sondern auch insoweit, als Rechte am Schiffe 
und Schiffsbauwerk in Frage stehen, also die Grund- 
sätze über die Zwangsvollstreckung in Forderungen 
und andere Vermögensrechte (8828ff. ZPO.) in 
Betracht kommen. 

1. Hier ist zunächst der neueingefügte 8 830 a 
ZPO. zu erwähnen, der die Pfändung einer For- 
derung betrifft, für die eine Schiffshypothek (an 
einem Schiff oder Schiffsbauwerk) besteht. Die 


Pfändung ist ganz den Bestimmungen über die 
Pfändung einer Buchhypothek angeglichen, wie st 
im 8830 ZPO. geregelt ist. Zur Pfändung ist die 
Eintragung im Register erforderlich. Sie erfo 
auf Grund des Pfändungsbeschlusses. Die zu 88 
ZPO. entwickelten Grundsätze dürften auf i 
Schiffshypothek sinngemäß zu übertragen sein. 1 
den Nebenansprüchen der Schiffshypothek befaßt 
sich § 830a Abs.3 ZPO., der sein Gegenstück u 
8830 Abs.3 ZPO. findet. } 
Zur Überweisung der gepfändeten Schiffshypothek 
genügt, wenn die Forderung zur Einziehung über 
wiesen wird, die Aushändigung des Uberweisungs 
beschlusses an den Gläubiger. Zur Überweisung 4 
Zahlungs Statt ist die Eintragung der Überweisung 
in das Schiffsregister oder in das Schiffsbauregis'" 
erforderlich (8 837 m Auch dies entspricht der Rege 
lung bei der Buchhypothek (8837 ZPO.), bei 4 
Überweisung an Zahlungs Statt entsprechend 
88 873, 1154 BGB. für die Buchliypothek. 1 
2. Neu in die ZPO. eingefügt ist ferner 8 84% 
Nach 8 847 ZPO. ist bei Pfändung eines Anspruch 
welcher eine bewegliche körperliche Sache betri 7 
anzuordnen, daß die Sache an einen vom Gläubig 
zu beauftragenden Gerichtsvollzieher herausztig® 
ist. Entsprechend bestimmt § 848 ZPO., daß bei 
Pfändung eines Anspruchs, welcher eine unbeweR, 
liche Sache betrifft, anzuordnen ist, daß die $o 
an einen auf Antrag des Gläubigers vom AO. us 
belegenen Sache zu bestellenden Sequester hera 
zugeben sei. Nunmehr ist durch 8 847 a ZPO A 
neuer Fall geschaffen: die Pfändung eines l 
spruchs, der ein eingetragenes Schiff oder SEN 
bauwerk betrifft. Hier ist anzuordnen, da den 
Schiff an einen vom VollstrGer. zu bestellen 
Treuhänder herauszugeben ist. Der Unterschief uek - 
Treuhänders vom Sequester liegt mehr im Aus b 
als in der Tätigkeit. Wegen der Aufgaben des 341a 
händers im einzelnen muß auf das Gesetz, 3 
Abs. 2 und 3 ZPO, verwiesen werden. 
3. Erhebliche Neuerungen bestehen bei def a 
dung einer Schiffspart, §858 ZPO. n. F. Die 
ihrem Wesen nach rechtlich umgestaltet. { 
jetzt nicht mehr ein Miteigentumsanteil am pec- 
Schiff, sondern eine Art Gesellschaftsanteil am gl 
dereivermögen (vgl. Art.4 der DurchfVO. 
Abs. 1 HGB. n. F.). Damit ist nicht mehr er iver“ 
am Schiff, sondern nur der Anteil am Reeder 
mögen Gegenstand des Pfandrechts. pishe! 
Die Pfändung einer Schiffspart erfolgte Pfän. 
durch Pfändungsbeschluß. Jetzt bedarf di die auf 
dung der Eintragung in das Schilfsregiste i Her 
Grund des Pfändungsbeschlusses erfolgt. register 
beiführung der Eintragung wird ein an 10 bigers 
gericht gerichteter formloser Antrag des 2 i? 
genügen, dem cine Beschlußausfertigung erscheint 
dungsbeschlusses beiliegt. Eine Klausel g 
nicht erforderlich. Dies entspricht der Rene Ein, 
dem gleichliegenden Fall der Diändungs je 
tragung einer Buchhypothek in 8 830 ZP ;ß hier 2% 
entwickelten Grundsätze dürften sinngema jest e 
zuwenden sein. Zweifelhaft kann aber © usses 


sein, ob es der Zustellung des Pfändungs we zu be- 
an den Schuldner bedarf. Früher war ellung a 


jahen. Die Pfändung wurde mit der Pos 3 Anm 
den Schuldner wirksam (Falkmann, ge 
ZPO.). Jetzt ist die Lage eine andere ung in 5 
Beschlagnahme wird durch die Eintrag emib g5 
Register genügend kenntlich gemacht. | Beteil 
SchiffsregisterO. wird die Eintragung GT ber auch 
ten mitgeteilt. Auf diese Weise erfährt . 0 dal 
der Schuldner von der erfolgten Eintragung 
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CTT —— 
eine Zustellung mit doch dem gleichen Ziel über- 


Buche erscheint (so auch bei der Pfändung einer 
Da ypothek: Falkmann, 8830 ZPO. Anm. 5 a). 
gen soll nach dem Gesetz die Zustellung an 
empfi orrespondentreeder erfolgen. Diese Zustellung 
1 sich immer. Der Korrespondentreeder spielt 
a er Partenreederei eine sehr wichtige Rolle. Die 
kann sich zur Verwaltung der Reederei- 
ar 1 einen Korrespondentreeder bestellen. Dic- 
sehr at nach außen Vertretungsmacht für die oft 
Wien o echen Mitreeder hinsichtlich der gewöhn- 
X eschäfte. Es ist daher stets von Wichtigkeit, 
vor . er von der Pfändung erfährt. Wird ihm 
. Eintragung zugestellt, so gilt sogar die 
bewirkt 2 ihm gegenüber mit der Zustellung als 
N vs 858 Abs. 3 Satz 2 ZPO. n. F.). 
folgi erwertung der gepfändeten Schiffspart er- 
6859 4 wie bisher — im Wege der Veräußerung 
Nehme 254 ZPO. n. F.). Die Überweisung zur Ein- 
übun S mußte fortfallen, da das Recht einer Aus- 
nich lie zur Befriedigung des Gläubigers führt, 
entfällt st. Die Uberweisung an Zahlungs Statt 
äußeru, weil es an einem Nennwert fehlt. Die Ver- 
SchlugseS geschieht auf Grund eines Gerichtsbe- 
entwed S nach Maßgabe des 8 844 ZPO., und zwar 
durch r durch Versteigerung der Schiffspart oder 
250 „eihändigen Verkauf (Falkmann, § 858 
Anm. 5b). 


Sete Pertragung der versteigerten Part an den 
Gerade et nach den Regeln des Zivilrechts. 
getreten ler ist aber eine erhebliche Neuerung ein- 
äußern, Nach 8503 HGB, bedarf jetzt die Ver. 
Schiffer GET Schiffspart der Eintragung in das 
ist, ist fer: Solange die Eintragung nicht erfolgt 
Wenig mS Veräußerung nicht vollzogen. Ebenso- 
For ie nun aber bei der Überweisung einer 
die Übers aus Wechseln oder anderen Papieren 
Behönp sung das Indossament ersetzen kann 
VI, 3) , „Zwangsvollstreckungsrecht“, 8. 28 
A i ensowenig macht etwa der Versteige- 
flüssig Chluß die Eintragung im Register. über- 
Somit nic ie Tätigkeit des Gerichtsvollziehers ist 
un t eher beendet, als nicht die Registerein- 
nach 95 erfolgt ist. Eine Eintragung erfolgt aber 
SC gelen Grundbuchrecht angepaßten Vor- 
jeni er SchiffsregisterO. nur auf Antrag des- 


folgen % „Zu dessen Gunsten die Eintragung er- 
dessen a 10 23 Ahs. 2), und wenn der sie bewilligt, 
dun der sol von ihr betroffen wird (§ 20). Willigt 
ung ein chuldner nicht freiwillig in die Umschrei- 
folge » So kann die Eintragung zunächst nicht 
zutende i der Versteigerung eines auf Namen 
Po ertpapiers hat das Gesetz im 8 822 


dag e den solchen Zustand dadurch vorgebeugt, 
ines Gen jerichtsvollzieher ermächtigt, auf Grund 
hellen. inchsbeschlusses den Antrag selbst zu 
D Man © entsprechende Bestimmung fehlt indes 
elfen 3 sich mit $45 SchiffsregisterO. be- 
ſesctelicher U. wonach in den Fällen, in denen nach 
di istergeri uf eine Behörde befugt ist, das 
55 intra 8 t um eine Eintragung zu ersuchen, 
ute erfoſef e auf Grund des Ersuchens der Be- 
ag 8 Es muß versucht werden, bei Wei- 
Antisre iste chuldners eine Eintragung nach 8 45 
he Wendung 15 . zu erwirken, evtl. in entsprechender 
Fübeizufüteen 3822 ZPO. einen Gerichtsbeschluß 
Arapyn en, der dann die Grundlage für den 
„Auch aosantrag bildet. 
a tech tion Sind vom Vollstreckungsbeamten die 
m ei ein g Voraussetzungen zu berücksichtigen, 
In müssen Veräußerung der Schiffspart erfüllt 
„Hierzu gehört 8 503 Abs. 2 HGB. n. F., 


wonach die Veräußerung einer Schiffspart, infolge 
deren das Schiff das Recht, die Reichsflagge zu 
führen, verlieren würde, nur mit Zustimmung aller 
Mitreeder erfolgen kann. Dieser Fall tritt bei der 
Veräußerung der Schiffspart an einen Ausländer 
ein (Falkmann, 8858 ZPO. Anm.Sb; Gierke, 
„Handelsrecht und Schiffahrtsrecht“, § 761, 1a). 
Ergibt der Auszug aus dem Schiffsregister (8 858 
Abs. 4 und 5 ZPO. n. F.), daß die Schiffspart mit 
einem Pfandrecht belastet ist, das einem anderen 
als dem betreibenden Gläubiger zusteht, so hat das 
Gericht zwar die Veräußerung, aber zugleich die 
Hinterlegung des Erlöses anzuordnen, ohne in eine 
Prüfung des Vorranges eintreten zu dürfen. Es tritt 
dann das Verteilungsverfahren ein. Der Gerichts- 
vollzieher hat somit den Erlös abzuführen. 


V. 


Arrestvollziehung in eingetragene 
Schiffe und Schiffsbauwerke 


Von dem Grundsatz, daß eingetragene Schiffe in 
der Zwangsvollstreckung wegen Geldforderungen 
wie unbewegliche Sachen behandelt werden, hat das 
Gesetz schon früher für das Arrestverfahren eine 
wichtige Ausnahme gemacht, indem dort aus prak- 
tischen Gründen die Schiffe wie bewegliche Sachen 
behandelt wurden (vgl. § 931 ZPO. a. F.). Das 
Verfahren ist insoweit im grundsätzlichen beibehal- 
ten, ist jetzt auf die eingetragenen Schiffsbauwerke 
ausgedelint, im übrigen aber durch die neue Fas- 
sung des 8931 ZPO. in wesentlichen Punkten ab- 
geändert. 

1. Bisher erfolgte die Arrestpfändung in ein ein- 
getragenes Schiff durch Pfändung nach 8808 ZPO. 
Dieses Arrestpfandrecht wurde auf Antrag des Gläu- 
bigers in das Schiffsregister eingetragen. Das Ver- 
fahren hatte aber einen Nachteil. Mit der Pfändung 
erwarb zwar der Gläubiger nach 8931 Abs.1 ZPO. 
a. F. ein Arrestpfandrecht an dem Schiff, dessen 
Rang sich nach 8 804 ZPO. bestimmte. Dieses 
Pfandrecht entstand abweichend von 8 1260 BOB. 
schon vor der Eintragung und war „gutgläubigen 
Dritten gegenüber wegen des öffentlichen Glau- 
bens des Schiffsregisters unwirksam (8 1202 BGB.), 
namentlich gegenüber einem Erwerber des Schiffs“ 
(Jonas 893111; Baumbach, 8931 ZPO. Anm. 2). 
Der Arrestgläubiger war daher in Gefahr, solange 
er nicht nach 8 931 Abs. 3 ZPO. a.F. die Berichti- 
gung des Schiffsregisters durch Eintragung seines 
Pfandrechtes erwirkt hatte. Es galt nun, diesen un- 
befriedigenden Zustand zu beseitigen und zugleich 
das Verfahren der neuen Gestaltung des öffent- 
lichen Glaubens des Registers und der Möglichkeit 
der Eintragung von eee anzupassen. 
Man hätte dieses Ziel vielleicht durch eine völlige 
Anlehnung des Arrestpfandrechts an Schiffen an 
die Grundsätze über die Pfändung von Forderungen 
erreichen können. Das Gesetz ist indes einen Mit- 
telweg gegangen und hat ein Verfahren vorgesehen, 
das teils mit einer Forderungspfändung Ahnlich- 
keiten zeigt und teils auf dem Grundsatz der Pfän- 
dung nach 88 808 ff. ZPO. beruht. 

Entsprechend der bisherigen Regelung begründet 
auch nach 8931 Abs. 2 ZPO. n.F. die Pfändung 
ein Pfandrecht an dem gepfändeten Schiff (Schiffs- 
bauwerk); das Pfandrecht gewährt dem Gläubiger 
im Verhältnis zu anderen Rechten dieselben Rechte 
wie eine Schiffshypothek. Völlig neu ist aber, daß 
jetzt nach 8931 Abs.3 ZPO. n. F. die Pfändung 
einer besonderen, auf Antrag des Gläubigers er- 
gehenden Anordnung des Arrestgerichts als Vollstr- 
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Ger. bedarf, und daß zugleich mit der Anordnung 
das Gericht das Registergericht um die Eintragung 
einer Vormerkung zur Sicherung des Arrestpfand- 
rechts in das Register zu ersuchen hat. Mit dieser 
Eintragung ist der Schutz des Gläubigers vor nach- 
teiligen Verfügungen des Schuldners gewährleistet. 
Die Eintragung des Arrestpfandrechts selbst erfolgt 
alsdann später nach 8 931 Abs. 6 ZPO. n. F. 

An dieses Verfahren schließt sich nunmehr die 
Pfändung des Schiffs oder Schiffsbauwerks als kör- 
perliche Sache durch den Gerichtsvollzicher nach 
8808 ZPO. an. Hier gelten keine Besonderheiten. 
Auch die Bestimmungen des $ 931 Abs. 4 ZPO. n. F., 
daß der Gerichtsvollzieher bei der Vornahme der 
Pfändung das Schiff (Schiffsbauwerk) in Bewachung 
und Verwahrung zu nehmen hat, enthält im Grunde 
nichts Neues, da sich diese Pflicht schon aus der 
allgemeinen Obhutspflicht des Gerichtsvollziehers 
nach 88 808 ff. ZPO. ergibt. 

2. Das neue Verfahren führt aber zugleich zu einer 
Reihe von Fragen, zu denen im Gesetz nicht Stel- 
lung genommen ist, deren Beantwortung aber not- 
wendig erscheint. Der Prüfung bedarf zunächst, ob 
der Gerichtsvollzieher zur Vornahme der Pfändung 
eine Ausfertigung des Beschlusses benötigt und ob 
der Beschluß mit der Vollstreckungsklausel ver- 
sehen sein muß. Das erstere dürfte zu bejahen, 
das zweite zu verneinen sein. Die Anordnung hat 
offensichtlich eine doppelte Funktion. Sie bildet ein- 
mal für das Gericht die Veranlassung, das Register- 
gericht um die Eintragung der Vormerkung zu 
ersuchen, zum anderen aber ist sie nach dem Auf- 
bau des Gesetzes eine Voraussetzung für die Vor- 
nahme der Pfändung als solcher. Daraus ist aber 
zu entnehmen, daß der Gerichtsvollzicher das Vor- 
liegen der Anordnung zu prüfen hat. Dazu muß 
ihm aber eine Ausfertigung der Anordnung vor- 
gelegt werden. Die Urschrift der Anordnung ist ihm 
nicht zugänglich. An ihre Stelle tritt die Ausferti- 
gung, die gemeinhin die Aufgabe hat, die Voll- 
streckungsurschrift im rechtlichen Sinne zu ersetzen. 
Die Beschaffung und Vorlegung an den Gerichts- 
vollzieher dürfte daher notwendig und Sache des 
Gläubigers sein. 

Zu diesem Ergebnis führt auch ein Vergleich mit 
dem nicht ganz fernliegenden Fall der Pfändung 
einer Briefhypothek (8830 ZPO.). Auch dort ist 
die Vollstreckung eine zweiteilige. Es schiebt sich 
in den Akt der Forderungspfändung eine sekundäre 
sog. (Hilfs-) Zwangsvollstreckung ein, deren Zweck 
nun zwar nicht ist, den Hypothekenbrief als be- 
wegliche Sache oder Wertpapier für den Gläubiger 
zu pfänden, sondern ihm den Besitz des Briefes 
durch Wegnahme nach 8 883 ZPO. zu verschaffen, 
durch den sich die Pfändung der Forderung voll- 
endet (h. M. Jonas IV, 2 a. a. O.). Den Titel zu 
dieser Wegnahmevollstreckung bildet nicht der (auf 
Geldleistung lautende) Schuldtitel, auf Grund dessen 
der Gläubiger den Pfändungsbeschluß erwirkt hat, 
sondern eben der Pfändungsbeschluß. Von diesem 
Beschluß muß der Gerichtsvollzieher eine Ausferti- 
gung neben dem Schuldtitel zur Vornahme der 
Vollstreckung besitzen. Die Ähnlichkeit mit dem Fall 
der Pfändung der Briefhypothek wird im übrigen 
noch größer, wenn man mit Falkmann und 
Baumbach in der Inbesitznahme des Hypotheken- 
briefs nicht eine Hilfszwangsvollstreckung auf Weg- 
nahme, sondern eine Hilfspfändung erblickt, die 
sich dann nach 8 808 ZPO. vollzieht. 

Ein Vergleich mit der Pfändung einer Briefhypo- 
thek trägt aber auch mit zur Lösung der Frage bei, 
ob hier die Vollstreckungsklausel notwendig ist. 
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nas IV, 2; Falkmann 6, c). Das gleiche gilt bei 
der Arrestpfändung (Baumbach a.a. O.), Es I8 
aber kein Grund ersichtlich, bei der Arrestpfändulls 
in Schiffe (Schiffsbauwerke) etwas anderes anzi 
nehmen. 

3. Des weiteren ist zu prüfen, ob die Anordunts 
der Zustellung bedarf. Auch bei Beantwortung der 
ser Frage liegt ein Vergleich mit der Pfändung d 
Briefhypothek nahe. Dort wird allgemein angen i 
men, daß, da die Wegnahme des Briefes en 
Zwangsvollstreckung im engeren Sinne ist, . 
Pfändungsbeschluß dem Schuldner mindestens giek 
zeitig zugestellt werden muß. Bei der ArrestVoni 
ziehung in Schiffe wird man nun zwar nicht 50 die 
gehen können, die Pfändungsanordnung für 
Grundlage der Pfändung anzusehen. Immer! 
sie aber nach dem oben Gesagten zum mindes T 
für eine Bedingung für die Pfändung gehalten. die 
sofern ist es aber dann gerechtfertigt, auch fin tel 
Pfändungsanordnung das Erfordernis der ZU, 
lung aufzustellen. Der Zweck der Zustellung in 
Titels ist der, dem Schuldner vor dem Eingfll ot- 
sein Vermögen die als Vollstreckungsgrundlage fl 
wendigen Urkunden bekanntzumachen, um fe 
die Möglichkeit zu geben, einwandfrei nachzupfll a 
ob die für den Gläubiger ausgeübte Zwangsßteck 
rechtmäßig zur Anwendung kommt. Dieser nicht 
würde nur unvollkommen erreicht, wenn ihr $ 
auch die Anordnung zugestellt würde. Denn Er 
dem einmal das Gesetz sie offensichtlich zur der 
aussetzung für die Pfändung gemacht hat, ml 
Schuldner auch in der Lage sein, diese Be Paer 
nachzuprüfen. Es erhält nun zwar der C ng 
auch auf dem Umweg über die Benachrichl! von 
von der Eintragung der Vormerkung Kenntnis it 
der Anordnung des Gerichts. Doch kann, Ong zu- 
teilung ihm erst lange nach erfolgter Pfändu 
gehen. Die Zustellung erübrigt sich also MIC * yani 

4. Eine andere Frage ist allerdings die, a der 
diese Zustellung erfolgt sein muß. Zwische ger 
Anordnung der Pfändung und der Vorne i ver 
Pfändung durch den Gerichtsvollzieher w. 
schiedentlich ein längerer Zeitraum liege wal 
denke nur an den Fall, daß dem GläubIGE, genes 
bekannt ist, daß der Schuldner ein einge indung 
Schiff besitzt und er die Anordnung m ist un 


nin wird 


erwirkt hat, daß aber das Schiff auf Fa = ande 
erst nach einiger Zeit zurückkehrt und Kihllzugs⸗ 
werden kann. Hier wird die Frage der © dere! 


fristen des 8 929 Abs. 2 und 3 ZPO. von ber un 


eingetragene Schiffe. Doch es fragt sich, ger dei 
Frist 90 der Anordnung der Pfändung den soll 
Vollziehung der Pfändung an gerechnet * ebli h 
Nach dem oben Ausgeführten kann als * dune 
Vollziehung nur die Vornahme der Paare oder 
den Gerichtsvollzieher angesehen was ‘yomi 
die Anordnung noch die Eintragung, "recht zu 
kung vermag für sich allein das pjanca tieg 
Entstehung zu bringen. Ohne die pfän verlange 
keine Vollzichung vor. Man muß dahel erhalb de 
daß auch die Pfändung des Schiffes inn 
Monatsfrist erfolgt deme 
Vom Zeitpunkt der Pfändung ab muß ADS, 
sprechend auch die Wochenfrist des Ber auch en 
gerechnet werden. Diese Frist dürfte a e gelle f 
die Zustellung des Anordnungsbeschlus@ iy Grun 
Bei der Pfändung einer Briefhypothek 
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5 Arrestes wird allgemein angenommen, daß 
‚iM rist des 8 929 Abs. 3 ZPO. auch für den Pfän- 
„gsbeschluß zur Anwendung gelangt (Jonas- 
ech a. a. O.), daß also die Wegnahme des 
in e vor der Zustellung erfolgen-kann. Es dürfte 
Eines Sa vorhanden sein, bei der Arrestpfändung 
ein chiffes etwas anderes anzunehmen. Die Zu- 
nerh 15 des Anordnungsbeschlusses wird daher in- 
alb der Wochenfrist nachgeholt werden können. 
des’ 000 geändert hat sich an dem alten Privileg 
fertige 82 HGB. Hiernach darf ein zum Abgehen 
die — (segelfertiges) Schiff nur wegen einer Schuld, 
einge rade zum Zwecke der bevorstehenden Reise 
ee ist, mit Arrest belegt werden. Hat der 
i A Svollzicher Zweifel, ob das Schiff segelfertig 
steil empfiehlt es sich, zu den erforderlichen Fest- 
die Sen einen Sachverständigen zuzuziehen oder 
une der Hafenbehörde in Anspruch 


u neh 


6. Di Be. 

nach dic Befriedigung des Arrestgläubigers erfolgt 
ments en allgemeinen Vorschriften des Schiffspfand- 
eines 0 des Schiffsvollstreckungsrechts auf Grund 
rung 55 Istreckbaren Titels, also durch Versteige- 
Vorschrie Schiffs oder Schiffsbauwerks nach den 
Yon nen des ZwVerstG. Eine Ausnahme hier- 
anerkan, e aber für den Fall des § 930 Abs. 3 ZPO. 
r 4 Ordnete das Vollstr Ger. die Versteige- 
befrächt!; eingetragenen Schiffes wegen der Gefahr 
er Wertverringerung oder wegen unver- 
sollte PN iger Kosten der Aufbewahrung an, so 
durch 4 in diesem Falle als Fahrnisversteigerung 
zerjentsv of. von dem Gläubiger zu beauftragenden 
d ‚Vollzicher nach 88 816 ff. ZPO. bewirkt wer- 
e eingetragenen Schiffspfandrechte sollten 
194, Versteigerung unberührt bleiben (KGJ. 
dung En ombach 8931 Anm. 1). Diese Entschei- 
War Sie ar zweifellos richtig. In formaler Hinsicht 
8 10 urch die direkte Verweisung auf $ 930 

Hinsicht $931 ZPO. a. F. gestützt. In materieller 
lrfniggen sprach dieses Ergebnis allein den Be- 
estaltun T Verkehrs. Auch nach der neuen Aus- 
ntscheiqt, es Arrestverfahrens in Schiffe dürfte die 
eine Verst ng in diesem Sinne zu lauten haben. Nur 
die no tung nach Mobiliarrecht gewährleistet 
tach der naig schnelle Verwertung. Doch fehlt es 
eufassung des 8931 ZPO. an der direk- 


(a 4 5 
Tweisung auf 8 930 Abs.3 ZPO. Gleichwohl 


enn 
— ein er Inhaber eines gewerblichen Betriebes, 
Fonfen wird. werksmeister, zum Wehrdienst ein- 
daß d so hat dies in manchen Fällen zur 

25 Betrieb stillgelegt oder doch stark 
de Nienumternup sen muß. Auf Grund des Einsatz- 
(neren er altsG. v. 26. Juni 1940 (RGBI. I, 911), 
5.) BI J, enen DurchfVO. vom selben Tage 
EU 1040 ne des RdErl. des RMdI. vom 
en oder bel BliV. S. 1363) wird dem Einberu- 
wart, a Angehörigen Familienunterhalt 
An tschaste Unterhalt umfaßt u. U. auch eine 
v, 5 krheitun sbeihilfe“ zur Fortsetzung oder 
son Juli 1045 eines Betriebes (Nr. 122 des RdErl. 
dem tsbeihilfe abgedr. in DJ. 1040, 1358). Die Wirt- 
Zwee rn wird dem Einberufenen u. a. auch zu 
gewährt, daß er die Miete für Räume, 
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wird man nicht umhin können, diese Bestimmung 
hier wenigstens entsprechend anzuwenden. Das 
Stehenbleiben der Pfandrechte beruht jetzt nicht 
mehr auf § 1262 BGB., der aufgehoben ist (Art.! 
der DurchiVO.), vielmehr folgt dies jetzt nach Ein- 
führung des Grundsatzes des ökfentlichen Glaubens 
des Registers aus dem Gesetz ($ 15 ff. des Ges. 
über Rechte an eingetragenen Schiffen und Schiffs- 
bauwerken) selbst. 

7. Bei nicht eingetragenen Schiffen und Schiffs- 
bauwerken vollzieht sich die Arrestvollziehung ohne 
jede Besonderheit wie bei einer sonstigen beweg- 
lichen Sache. Es gelten also nicht die im 89031 
ZPO. n. F. enthaltenen Abweichungen vom allge- 
meinen Verfahren. 


VI. 
Sonstige Anderungen 
von Vollstreckungsvorschriften der ZPO. 


Auch auf dem Gebiet der Zwangsvollstreckung 
zur Erwirkung der Herausgabe von Sachen und zur 
Erwirkung von Handlungen und Unterlassungen 
(sg 883 ff. ZPO.) sind einige, wenn auch nicht allzu 
erhebliche Neuerungen zu verzeichnen. Bisher waren 
nach 8885 ZPO. bei der Herausgabevollstreckung 
den unbeweglichen Sachen die bewohnten Schiffe 
gleichgestellt. Jetzt kommt es nicht mehr auf das 
Bewohntsein, sondern nur auf die Eintragung des 
Schiffes oder Schiffsbauwerks im Register an ($ 885 
ZPO. n. F). Das gleiche gilt bei der Räumung eines 
Schiffes oder Schiffsbauwerks nach abgeschlossenem 
Zwangsversteigerungsverfahren im Auftrage des Er- 
stehers nach 88 162, 93 ZwVerstG., § 885 ZPO. n. F. 

Des ferneren kommt die in 88 165, 170 ZwVerstG. 
vorgesehene Bewachung und Verwahrung jetzt nicht 
nur für Schiffe in Betracht, sondern nach 8 170 a 
ZwVerstG. auch für Schiffsbauwerke. 

Endlich mag noch auf den neugeschaffenen 8 800a 
ZPO. hingewiesen werden. Hiernach gelten die Vor- 
Schriften der 88 700, 800 ZPO. für eingetragene 
Schiffe und Schiffsbauwerke, die mit einer Schiffs- 
hypothek belastet sind, entsprechend. Diese beiden 
Sonderfälle, in denen es ausnahmsweise nicht der 
Zustellung der das Rechtsnachfolgeverhältnis bewei- 
senden Urkunden bedarf, gelten sonach nun auch 
für eingetragene Schiffe und Schiffsbauwerke. 


Verhältnis zwischen der Einsatz-Wirtschaftsbeihilfe 
und der richterlichen Vertragshilfe 


Von Ministerialdirigent Dr. Vogels, Reichsjustizministerinm, Berlin 


in denen sich der eingeschränkte oder stillgelegte 
Gewerbebetrieb befindet, weiterzahlen kann. 

Um die Kosten der Wirtschaftsbeihilfe nicht über 
Gebühr anschwellen zu lassen, haben die zustän- 
digen Verwaltungsstellen in manchen Fällen dem 
Einberufenen zur Pflicht gemacht, daß er beim Ver- 
tragshilferichter auf Grund 84 VHV. v. 30. Nov. 
1930 einen Antrag auf Herabsetzung der Gewerbe- 
raummiete anbringe. Die Voraussetzungen für eine 
solche Herabsetzung werden, wenn der Betrieb in- 
folge der Einberufung stillgelegt oder erheblich ein- 
geschränkt werden mußte, an sich in der Regel 
gegeben sein. 

Einige Gerichte haben jedoch Bedenken getragen, 
die Mietherabsetzung in solchen Fällen auf Grund 
des 84 VHV. vorzunehmen. Denn dort werde die 
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Herabsetzung nur insoweit für zulässig erklärt, als 
„der Gewerbetreibende auch bei angemessener Be- 
rücksichtigung seiner sonstigen Mittel nicht 
in der Lage sei, die bisherige Miete weiterhin zu 
bezahlen“ (84 Abs. 2 Satz 2 VHV.). Zu den son- 
stigen Mitteln im Sinne dieser Vorschrift gehöre 
auch die im Rahmen des Einsatz-Familienunterhalts 
gewährte Wirtschaftsbeihilfe. Da der Gewerbetrei- 
bende durch diese Beihilfe in den Stand. gesetzt 
werde, die Gewerberaummiete trotz der Stillegung 
oder Einschränkung des Betriebs zu bezahlen, sei 
eine Herabsetzung der Miete nicht zulässig (so 
Beschl. des OLG. Nürnberg v. 11. Sept. 1940: 
DR. 1940, 2178). 

Hierbei wird jedoch das Verhältnis zwi- 
schen der Vertragshilfe und der Einsatz- 
Wirtschaftsbeihilfe verkannt. Die VHV. 
geht von der Grundanschauung aus, daß Mieter und 
Vermieter eine Schicksalsgemeinschaft bilden, und 
daß dem Vermieter daher, wenn die Leistungsfähig- 
keit des Mieters infolge der Auswirkungen des Krie- 
ges erheblich sinkt, eine angemessene Herabsetzung 
der Miete zugemutet werden kann. Die Einsatz- 
Wirtschaftsbeihilfe soll nicht dem Vermieter, son- 
dern dem einberufenen Mieter helfen. Sie greift da- 
her nur insoweit ein, als der Mieter auch eine in 
angemessenem Umfang herabgesetzte Miete infolge 
seiner Einberufung nicht aufbringen kann. Um dies 
klarzustellen, hat der Reichsminister des Innern in 
Nr. 122 A Ill 2 seines RdErl. v. 5. Juli 1940 (RM- 
BliV. S. 1363) folgendes bestimmt: 

„In Fällen, in denen den Beteiligten die Vertrags- 
hilfe des Richters auf Grund der VHV. v. 30. Nov. 
1039 oder der VO. über die Abwicklung von Liefer- 
verträgen v. 20. April 1940 zur Verfügung steht, 
kann die Gewährung der Wirtschaftsbeihilfe mit 
der Bedingung oder Auflage verbunden werden, 
daß die Vertragshilfe des Richters in Anspruch ge- 
nommen wird. Von der Inanspruchnahme der Ver- 
tragshilfe kann abgesehen werden, wenn durch frei- 
willige Einigung den besonderen Verhältnissen des 
Betriebes in angemessener Weise bereits Rechnung 
getragen worden ist oder wird. Auf eine solche Eini- 
gung soll der Stadt- 
hinwirken.“ 

Hiernach kann also kein Zweifel darüber be- 
stehen, daß die Gewährung der Einsatz- Wirtschafts- 
beihilfe der Anwendung des 84 VHV. nicht ent- 
gegensteht; vielmehr kann umgekehrt die Gewäh- 
rung der Wirtschaftsbeihilfe davon abhängig ge- 
macht werden, daß die Micte im Wege der richter- 
lichen Vertragshilfe oder auch außergerichtlich an- 
gemessen gesenkt wird. 

Hierzu hat der RJM. in seiner AllgVfg. v. 2. Dez. 
1940 (DJ. S. 1357) eine amtliche Erläuterung ge- 
geben: Der Richter soll bei der Bestimmung des 
Betrages, um den die Miete herabgesetzt werden 
soll, die Möglichkeit einer Einsatz-Wirtschaftsbei- 
hilfe zunächst außer Betracht lassen und zuerst 
lediglich ermitteln, in welcher Höhe dem Vermieter 
eine Herabsetzung der Miete zugemutet werden 
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oder Landkreis gegebenenfalls . 


kann. Stellt sich heraus, daß der Mieter nicht in det 
Betrag 


Lage ist, den auf diese Weise ermittelten 
aufzubringen, so wäre an sich die ee 
Mietverhältnisses geboten (§ 4 Abs. 2 Satz 2 V 
Dies würde jedoch dem Zweck der Wirtschaft 
hilfe widersprechen. Daher soll der Richter 
Mietverhältnis nicht auflösen, sondern dem hr 
berufenen Mieter Gelegenheit geben, eine Entschei" 
dung der Verwaltungsbehörde über die Wirtscha 
beihilfe herbeizuführen. Wird die Beihilfe in €m 
Umfang gewährt, der es dem Mieter ermögllelß 
die nach den Verhältnissen des Vermieters 1 
gemessene Miete zu bezahlen, so nimmt def Rich- 
ter auf Grund 8 4 VHV. eine entsprechende Hera 
setzung der Miete vor. -odet 

Diese (vorstehend dem Sinne nach wies 
gegebene) amtliche Erläuterung v. 2. Dez. 1940 E 
das Verhältnis der Einsatz-Wirtschaftsbeihilie Zo 
Vertragshilfe ist ausdrücklich auf $ 36 VHM 
stützt und daher für die Gerichte und Verwaltung® 
behörden bindend, Sie deckt sich übrigens in 
wörtlich mit den Vorschriften, die der RIM u 
seiner AV. v. 11. Juni 1940 (DJ. S. 701) über haft 
Verhältnis der Gemeinschaftshilfe der Wirts 
zur richterlichen Vertragshilfe getroffen hat. 

Die richterliche Vertragshilfe hat also den 
rang vor der Einsatz-Wirtschaftsbeihilfe (UNE. ces 
der Gemeinschaftshilfe der Wirtschaft). Daß ce 
Verhältnis zeitweilig verkannt werden kong ei en 
klärt sich zum Teil daraus, daß bei einer wich 
anderen Beihilfe das Verhältnis genau urg und 
geregelt wurde: denn die Beihilfe, die auf 
des Erl. des RWiM. v. 30. Dez. 1939 zur 
lung bei gewerblichen Räumen des Han hilei 
währt wird, hat den Vorrang vor der Vertrags die 
hier soll zunächst die Beihilfe gewährt un orge 
richterliche Mietherabsetzung nur insoweit tigung 
nommen werden, als dies auch bei Berücksichtis = 
der Beihilfe noch angemessen erscheint 
gels: DR. 1940, 2178; ferner Vogels, 8. 210 
terungsbuch zur Vertragshilfeverordnung ‚hilfe bei 
sowie Nachtrag S. 2). Diese für die Mietbeini gart 
Handelsbetrieben getroffene Sonderregelv té ötig 
jedoch nicht verallgemeinert werden. 1905 
einwandfrei klarzustellen, ist der Zweck 940 
erwähnten AV. des RIM. v. 2. Dez 1 


OJ. 


odet 
von seinen- Hypothekengläubigern Stundung, y 
Herabsetzung der Zinsen (oder Aussetzung kenkab, 
gungsraten) sowie Stundung des Hypothe ejang. 
tals verlangen. Die Regelung hat also die lasscl. 
des Hausbesitzes keineswegs au . 
Sie hat sich vielmehr bemüht, de 
langen des einberufenen Mieters, des von und der 
herabsetzung betroffenen Hausbesitzer$ homunf 
Hypotliekengläubiger, unter möglichster 
der öffentlichen Mittel, einen angemesse 
gleich herbeizuführen. 
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Aus dem Generalgouvernement 


N € 1. Transitverkehr 
n einer Vereinbarung der slowakischen Staats- 
Wird Rn der Generaldirektion der Ostbahn in Krakau 
i er Verkehr von der Slowakai nach Rußland über 
eneralgouvernement gehen. 


5 Sicherstellung der Energieversorgung 
55 . VO. des Generalgouverneurs über energie- 
51 altliche Maßnahmen v. 20. Febr. 1941 ist die Re- 
& des Generalgouvernements zur Sicherstellung 
Abgabe orgung mit elektrischer Energie befugt, die 
e an 00 zuf Verfügung stehenden elektrischen Ener- 
eit zu ie Verbraucher nach dem Grade der Dringlich- 
8 line, eeln, den Energieversorgungsunternehmen und 
meist von Eigenanlagen die hierzu erforderlichen 
Tischen gen zu erteilen und Auskünfte über ihre tech- 
ist 0 wirtschaftlichen Verhältnisse zu erlangen. 
en guet, alle Maßnahmen zu treffen oder anzu- 
Wichtige ie geeignet sind, die Energieversorgung der 
Asnuta Verbraucher sicherzustellen und die volle 
lei 1 ung der vorhandenen Energieanlagen zu gewähr- 


sten 


3. Einsatz im Straßenverkehr 


esitzer von Beförderungsmitteln zu Lande, von 
Generain. o. dgl., sind auf Grund einer neuen VO. des 
kehr re über den Einsatz im Straßenver- 
zustänqige „Febr. 1941 verpflichtet, auf Anordnung des 
zuszuftfbten Kreis- (Stadt-) Hauptmannes Beförderungen 
Künstigte is oder ausführen zu lassen. Der Einsatzbe- 
leichen A zur Zahlung einer Vergütung verpflichtet. 
ghen ies Maßnahmen nicht aus, um dem öffent- 
euve, zu entsprechen, so ist die Regierung des 
ywie Landyertements berechtigt, Zug- und Tragtiere 
erkeh lenkhrzeuge aller Art im Interesse einer straffen 
Kunsten dritt ung gegen angemessene Entschädigung zu- 
8 Ei er Personen einzusetzen. Mit der Anordnung 
güne erwirbt der in der Verfügung genannte 
z das Eigentum an den Tieren oder 
155 ür bürgerliche Rechtsstreitigkeiten, die 
Pflicht zum Einsatz ergeben, ist, soweit 
yes "ausgeschlossen ist, ausschließlich 
von x Gericht zuständig. Die VO. enthält ferner 
"sätzlich an gegen einsatzpflichtige Personen, die 
ommen er fahrlässig ihrer Einsatzpflicht nicht 
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Aus Norwegen 
Deut 1. Deutsche Kurse 
N Sch 
Ie Wege Š Sprachkurse haben in der letzten Zeit in 
N befordentliche Fortschritte gemacht. Neben 
skommissar eingerichteten deutschen Kur- 
di sich auch das norwegische Polizei- 
en ie Eisenbahn und verschiedene andere 
mit der Vorbereitung von Kursen. 


2. E; 
in i 
N lagensteigerung bei den Banken 


die ch de 

Sr, inla " norwegischen Statistik v. 31. Jan. 1941 sind 
ei den Aktienbanken im januar um 

ronen und bei den Sparbanken um 


en gestiegen. 

dog abakanlieferung À 

A  Tabaktieferung nach Norwegen nach 
g des Landes in die britische Blockade 
or kurzem trafen 100 Tonnen italie- 
orwegen ein, 

i Amtse Aus den Niederlanden 


n 
156 thebung geistlicher Schulleiter 


8 
werks i um Direktor, 
alt bestellt werden. Ferner werden Geist- 


Aufsätze 


die Zeit 


liche oder Ordensangehörige, die in einem Amt als 
Leiter einer Unterrichtsanstalt tätig sind, spätestens am 
30. April 1941 ihres Amtes enthoben. Dieses Verbot gilt 
nicht für Schulen, die der Verwaltung unterrichterteilen- 
der Brüderschaften unterstehen oder die ihre Lehrer 
ausschließlich oder zum größten Teil aus Mitgliedern 
eines Klosterordens beziehen. 


2, Bildung einer Wirtschaftsfront 
Am 22. Febr. 1941 wurde in Gegenwart einiger hun- 
dert führender Persönlichkeiten des holländischen Wirt- 
schaftslebens in Utrecht die holländische Wirtschafts- 
front errichtet. Die Front wird eine zweckmäßige Ord- 
nung des nichtagrarischen Betriebslebens in den Nieder- 
landen vorbereiten. Zum Zwecke der Zusammenfassung 
des gesamten Wirtschaltslebens werden Fachgruppen 
gebildet, und jeder niederländische Unternehmer wird in 

Zukunft der Wirtschaftsfront angehören müssen. 


3, Einführung des numerus clausus 


Eine VO. des Reichskommissars v. 11. Febr. 1941 be- 
stimmt, daß die Immatrikulation von Juden an nieder- 
ländischen Universitäten und Hochschulen durch Vor- 
schriften eingeschränkt wird, die der Generalsekretär im 
Ministerium für Erziehung, Wissenschaften und Kultur- 
verwaltung erläßt. 

jüdische Studenten, die nicht an einer niederländi- 
schen Universität oder Hochschule immatrikuliert sind, 
sind erst nach Genehmigung des Generalsekretärs Zu 
einer Prüfung an einer niederländischen Hochschule zu- 
zulassen. Die VO. bezieht sich auf Personen, die nach 
der früher erlassenen Meldepflicht ganz oder teilweise 
jüdischen Blutes sind mit Ausnahme jener, die von nut 
einem volljüdischen Großelternteil abstammen. 

Zur Ausführung dieser VO. hat der Generalsekretär 
im Ministerium für Erziehung, Wissenschaften und Kul- 
turverwaltung Bestimmungen erlassen, wonach jüdische 
Personen, die sich für das Studienjahr 1941/42 an einer 
niederländischen Universität oder Hochschule immatri- 
kulieren lassen wollen, dazu der Genehmigung des 
Generalsekretärs bedürfen. Juden, die noch nie an einer 
niederländischen Universität oder Hochschule immatri- 
kuiert waren, werden bis auf weiteres nicht immatri- 
kuliert. 

4. Finanzausgleich 

Nachdem durch die neue Einkommensteuerregelung 
(s. DR. 1941, 95) die Grundlagen des öffent- 
lichen Finanzwesens hat sich die 
Notwendigkeit ergeben, auch den Finanzausgleich zwi- 
schen Staat und Gemeinden neu zu regeln., rch eine 
VO. der Generalsekretäre in den Ministerien für Finanzen 
und des Innern werden nunmehr Bestimmungen Se- 
troffen, die den neuen Verhältnissen entsprechen. 


5. Gründung der Niederländisch-Deutschen 
Kulturgemeinschaft 
In einer festlichen Sitzung wurde am 15. Febr. die 
deutsch-niederländische Kulturgemeinschaft feierlich ge- 
gründet, Die Aufgabe dieser Vereinigung besteht darin, 
die kulturellen Beziehungen zwischen Deutschland und 
den Niederlanden noch intensiver zu gestalten. 


6. Steigende Staatseinnahmen 


Die niederländischen Staatseinnahmen sind im Januar 
1941, gemessen an dem Januar des vorigen Jahres, we- 
sentlich gestiegen. So brachten die Steuern 56,37 Millionen 
Gulden (Januar 1940 47,92 Millionen Gulden). Die übri- 

en Staatseinnahmen werden mit 44,59 Millionen Gulden 
angegeben gegen 41,85 Millionen Gulden im Januar 1940. 


Aus Belgien 


1. Beamtenvereinigung 


Im Rahmen der Union der Hand- und Geistesarbeiter, 
in der jetzt alle Schaffenden in Belgien zusammengefaßt 


79* 


628 


werden, ist nunmehr eine Vereinigung aller Staats-, Pro- 
vinzial- und Kommunalbeamten sowie der Eisenbahn- 
beamten gegründet worden. Die Vereinigung hat ihren 
Sitz in Brüssel. 


2. Umbau der Wirtschaft 

Im belgischen Staatsanzeiger erschien am 15. Febr. 
1941 eine VO. der belgischen Generalsekretäre, der eine 
entscheidende Bedeutung zur Neuordnung des belgischen 
Wirtschaftslebens zukommt. Die aus einer Reihe von 
Artikeln bestehenden Gesetzesmaßnahmen lassen sich 
auf die kurze Formel bringen: Gemeinnutz geht vor 
Eigennutz. 

Durch die VO. wird die ganze Wirtschaft privater 
oder öffentlicher Natur dem Staate und damit, dem 
Volkswohl dienstbar gemacht, ohne jedoch der privaten 
Initiative oder der privaten Wirtschaft etwas zu nehmen. 


3. Steuereinnahmen 
Die belgischen Steuereinnahmen im Dezember 1940 
betrugen 875 020 286 gegenüber 845309 409 fr. im Jahre 
1939. Damit erreichen die Gesamtsteuereinnahmen 1940 
die Höhe von 7591953916,64 gegenüber 9603 884 963,88 
im Jahre 1939. 


Aus Frankreich 


1. Kommissarische Verwalter für jüdische 
Bauken in Paris 
Auf Grund einer VO. des Staatssekretariats für Fi- 
nanzen wurden für 29 Pariser Banken, die sich bisher 
in jüdischen Händen befanden, besondere kommissari- 
sche Verwalter eingesetzt. 


2. Erhöhung der Weizenanbaufläche 
Die Weizenanbaufläche im besetzten Gebiet ist auf 
Grund einer Anordnung des Militärbefehlshabers um 
etwa 20% vergrößert worden. In der Umgebung von 
Paris und einigen anderen Provinzen beläuft sich die 
Anbauflächenvergrößerung sogar auf 25%. 


3. Steigende Kohlenförderung 
Die Kohlenproduktion in den nordfranzösischen Berg- 
werken und im Departement Pas de Calais wird für 
Januar 1941 auf 2,4 Mill. Tonnen geschätzt. Die nord- 
französischen Bergwerke erreichten mit dieser Zahl die 
Kohlenförderung vom Dezember 1938. 


Aus Luxemburg 


1. Auflösung von Verwaltungskommissionen 

Durch VO. des CdZ. v. 15. Febr. 1941 wurde die bis- 
herige luxemburgische Verwaltungskommission für die 
Gefängnisse und das sogenannte Bettlerdepot aufgelöst. 
Die Dienstgeschäfte werden vom Kommissar für den 
Strafvollzug beim CdZ. wahrgenommen. 


2, Zahlungsverkehr mit Frankreich 
Der Bereich des CdZ. in Luxemburg ist nunmehr dem 
dentsch-französischen Zahlungsverkehr eingegliedert. Die 
Zahlungen erfolgen auf dem Verrechnungswege durch 
die deutsche Verrechnungskasse und über das Office 
de Compensation de Paris. Die Regelung gilt auch für 
bereits früher fällig gewordene Verbindlichkeiten. 


Berufspflichten der Rechtsanwälte 
auf dem Gebiet der Steuerberatung 


Die folgende Anordnung, die der Präsident der Reichs- 
Rechtsanwaltskammer am 20. Febr. 1941 getroffen hat, 
wird hierdurch zur Kenntnis der Justizbehörden und der 
Finanzbehörden gebracht. 


Anordnung des Präsidenten der Reichs-Rechtsanwalts- 
kammer v. 20. Febr. 1941 über Berufspflichten der Rechts- 
anwälte auf dem Gebiet der Steuerberatung 


Der Rechtsanwalt ist der berufene, unabhängige 
Vertreter und Berater in allen Rechtsangelegenheiten. 


Aufsätze 


Mitteilungen 
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Aus Lothringen 
1. Bezeichnung der Bevölkerung ve 
Der CdZ. hat durch Anordnung v. 13. Febr. 0 
stimmt, daß die Angehörigen der einheimischen an 
gischen Bevölkerung bis auf weiteres einheitlich WM 
„Deutscher Volkszugehörigkeit, Lothringer“ zu bez 
nen sind. 


2. Einführung der Hinterlegungsordnufe 

Durch VO. des CdZ. vom 13. Febr. 1941 wur sähe 
Hinterlegungsordnung v. 10.März 1937 mi Dur 
rungsverordnungen in Lothringen eingeführt. 


3. Schulwesen 

Durch zehn Verordnungen bzw. Anordnung " 
das gesamte Schulwesen in Lothringen (Schulp ufs- 
VO. über das Volksschulwesen, VO. über das regel. 
schulwesen, über das höhere Schulwesen u. A.) ge 
4. Glaubens- und Gewissensfreihell ns- 
Zur Gewährleistung des Grundsatzes der lat 
und Gewissensfreiheit, auch an dert Schulen, pinsicht 


n wu de 
licht VO 
r 


der CdZ. mit Wirkung v. 1. März 1941 an, da ämt⸗ 
lich der Erteilung des Konfessionsunterrichts a itende 
lichen Schulen Lothringens die in der Saarpfa richt 


2 6 
Regelung Anwendung findet. Am Konfessionsuntog Er- 
nehmen nur diejenigen Kinder teil, die dure 
klärung ihrer Eltern dazu angemeldet werden. 


Aus dem Elsaß 

1. Regelung der steuerberatung, eine 
Auch die Steuerberatung hat im Elsaß nunme „kr 
Regelung erfahren. Nach dieser Steuerberatung® stener 
dürfen Personen, die geschäftsmäßig Hilfe S rlaub- 
sachen leisten, dazu der vorherigen allgemeine Bezeicl 
nis des Finanzamtes, Sie sind dann befugt, di 


nung „Helfer in Steuersachen“ zu führen. 
2. Aufbau des Handwerks des Hand- 
Durch eine VO. des CdZ. über den Aufbau KT nalagel 
werks im Elsaß werden die gesetzlichen, and- 
für den organisatorischen Aufbau des elsässisc mit 
werks erbracht. Durch die VO. werden ferner “ptet. 
kung v. 1. Jan. 1041 Handwerkerinnungen = 


T 
3. Wieder Rückgang der Arbeitslos fiers auf 
Nach den Auswirkungen des winterlichen vom 


den Arbeitseinsatz im Elsaß trat in der zen ng i i 
15. Febr. 1941 wieder eine stärkere Entlasm aber na 
allen elsässischen Arbeitsbezirken ein, VOY au w. ) 
den männlichen Arbeitslosen. Am 15. Febr. $ 31. Ja 
gesamten Elsaß 8248 (gegenüber 10085 4 erwerbslos 
arbeitslose Männer und 8775 (gegen 8“ 14808). 
Frauen gezählt, insgesamt 17023 (gegen 

4. LohnpfändungsverordnußE Mat- 


Durch VO. des CdZ. v. 18. Febr. 1941, die S'er pin 
1941 in Kraft trat, hat nunmehr auch im rundlege nf 
dungsschutz für Arbeitseinkommen eine Fahrt sb 
und einheitliche Regelung erfahren. Ef ache und ys- 
den Gläubigern ihre berechtigten duct eines 
andererseits den Schuldnern die Mog 
kömmlichen Einkommens. i 

(Abgeschlossen am * 


Daraus ergibt sich für die Anwaltschaft Steuersachts 
auch der Beratung und Vertretwig m dieser Alig be: 
widmen. je mehr die Anwaltschaft sic 10 die; 
unterzieht, um so mehr ist es ‚erforder 15 Rechtsat ae 
sonderen Berufspflichten, die sich für eben, na diesen 
auf dem Gebiet der st erg Zu 
heitlichen Gesichtspunkten beur s 5 
Zweck weise ich auf das Folgende hin: tragen Stege 
1. Will ein Rechtsanwalt eine ihm aufget garf el 
sache nicht selbst bearbeiten, 59 
Auftraggeber nur an einen ana i 
insbesondere an einen Fachanwä 
verweisen. 
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2. Rechtsanwälte (Fachanwälte für Steuerrecht), die 
ihren Beruf nicht allein ausüben wollen, dürfen sich 
zur gemeinschaftlichen Berufsausübung nur mit 
anderen Rechtsanwälten (Fachanwälten für Steuer- 
recht) oder mit Notaren verbinden. Die gemein- 
schaftliche Berufsausübung mit Angehörigen anderer 
serufe ist untersagt; der Rechtsanwalt (Fachanwalt 
iur recht) kann jedoch Helfer in Steuersachen, 
N irtschaftsprüfer, vereidigte Bücherrevisoren oder 

3 Beuerperater als Angestellte beschäftigen. 

1 5 Rechtsanwalt darf keine Beschäftigung be- 
reiben, die mit dem Beruf als Rechtsanwalt nicht 
vereinbar ist. Es Kann zur Verhinderung der Ent- 
stehung eines besonderen Wirtschaftsanwaltstandes 
g Zukunft einem Rechtsanwalt nicht gestattet 
en, gleichzeitig den Beruf als Wirtschaftsprüfer 
eu zu ergreifen, da der Rechtsanwalt als solcher 
reits alle Voraussetzungen für die Beratung der 
Wirtschaft erfüllt. 

Soweit einige wenige Rechtsanwälte schon bisher 

üb Beruf als Wirtschaftsprüfer gleichzeitig aus- 

1 wird dies die Anwaltschaft unter den folgen- 
1 n Voraussetzungen nicht beanstanden: 

pfl Rechtsanwalt-Wirtschaftsprüfer, der eine 

flichtprüfung durchführt, handelt dabei aus- 
schließlich als Wirtschaftsprüfer. Er ist dem- 
gemäß nicht berechtigt, sich dabei als Rechts- 

b) malt (Fachanwalt für Steuerrecht) zu bezeichnen. 

in Rechtsanwalt-Wirtschaftsprüfer, der in Rechts- 

Sachen, insbesondere auf dem Gebiet des Han- 

elsrechts oder auf dem Gebiet des Steuerrechts, 
at erteilt, die Vertretung übernimmt oder sonst- 

Eh geschäftsmäßig Hilfe leistet, wird dabei aus- 

Chließlich als Rechtsanwalt, nicht als Wirtschafts- 
ae tätig. Er ist demgemäß verpflichtet, sich 
I ei ausschließlich als Rechtsanwalt (gegebenen- 

A S als Fachanwalt für Steuerrecht) zu bezeich- 

d n (Ziffer 60 der Richtlinien für die Ausübung 
Soweit Anwaltsberufs). 
recht) ein Rechtsanwalt (Fachanwalt für Steuer- 
3 als Angehöriger eines anderen Berufes oder 

in inen anderen Beruf berufspolitisch tätig sein 

hat er in erster Linie die allgemeinen Belange 


=> 


ot 


Be 
me 
dung ng der Gebühren bei der Beurkun- 
En Versammiungsbeschlüssen und bei 
ș Die Rek tragungen im Handelsregister 
k 1327) pai ntmachung des RJM. v. 20. Nov. 1940 (DJ. 
DiPitalgese insichtlich der Kostenbestimmungen für die 
© Wer „„chaften erhebliche Ergänzungen gebracht. 
Naben sieh Messungen nach den 9841 und 72 KostO. 
wi, nicht ‚den vier Jahren, seit die KostO. in Kraft 
. Die j echo spielt, wie es wünschenswert gewesen 
0 Ich festgeke tsprechung hatte zwar mannigfache Richt- 
stellen egt, nach denen man die Gebühr so gut 
vichten . daß namentlich bei großen Register. 
kast. kaum sichtlich der Rahmengebühren des 872 
sieh oi Bei noch Erinnerungen und Beschwerden vor- 
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ie Ra rden mit geringerer Praxis konnten 
Mielen, w mengebühren begreiflicherweise nicht so ein- 
5 dü alb hier eine stetige Unsicherheit herrschte. 


h Ur fte 1 
“o ichtlin. ch die in der Bekanntmachung enthalte- 
die ci iA . den beigefügten Staffeln diese Un- 

ER taf K sein. 
drälten erg für den 41 KostO. bringt für die Gesell- 
a ist der oem apital eine Erhöhung; denn bei 
Pe ngen und | ni ‚kaum je über den Regelwert hinaus- 
SopgtäNsätze Pr die in der Staffel vorgesehenen hohen 
tert dagegen Sin angewendet. Die Gesellschaft wäre 
die cn ge eben, ie gelaufen, und es hätte Unstimmig- 
tiw, sellschaft ie dann meist dazu geführt hätten, daß 
e. Wen sich für die Folge einem anderen Notar 
lion ber di n die Gesellschaft in einer Hauptversamm- 
k Resch] e eines Reingewinns von 1 Mil- 
kundung de faßte, begnügte sich der Notar bei der 
er sonst üblichen Beschlüsse mit der An- 


Rechtspolitik und Praxis 


der Rechtsanwaltschaft zu wahren. Widerstreiten die 
Belange der von ihm vertretenen Berufsgruppe den 
allgemeinen Interessen der Anwaltschaft, so muß er 
sich entscheiden, ob er auf die Interessenwahrung 
der Berufsgruppe oder auf die Zugehörigkeit zur 
Anwaltschaft verzichten will. 

6. Rechtsanwälte (Fachanwälte für Steuerrecht), die aus 
der Anwaltschaft ausscheiden, müssen sich bewußt 
sein, daß sie nach dem Ausscheiden keinen Anspruch 
aus der bisherigen Zugehörigkeit zur Anwaltschaft 
herleiten können. Der Reichsminister der Finanzen 
hat durch Erlaß v. 18. Febr. 1937 (RStBl. 1937, 314) 
angeordnet, daß für eine Zulassung als Steuerberater 
nur solche Personen in Betracht kommen können, 
die seit mindestens sechs Monaten als Helfer in 
Steuersachen zugelassen sind. Eine Ausnahme von 
diesem Grundsatz kann ich in Fällen, in denen ein 
Rechtsanwalt aus der Anwaltschaft ausgeschieden 
ist, nicht befürworten, und zwar auch dann nicht, 
wenn es sich um einen ehemaligen Fachanwalt für 
Steuerrecht handelt. 


(Gemeinsamer Erlaß des RJM. u. des RFM. v. 25. Febr. 
1041 [RJM. 3170/1 — I a7 301; RFM. S 1143—69 III Rl. 
— DJ. 1041, 279.) 


Zustellung 


Gegen die Bundesmitglieder Finanzassessor Ulrich 
Wilhelm (Bundesnummer A 17347), früher Göttingen, 
Calsowstr. 7, und Steuerberater Anton von Scheid- 
Weselpfennig (Bundesnummer B 103 855), früher 
Wien 7, Burggasse 68, jetzt unbekannten Aufenthalts, ist 
ein Entscheid ergangen. 

Melden sich die Genannten nicht binnen 14 Tagen 
schriftlich oder persönlich bei der Reichsdienststelle, 
Hauptabteilung Verwaltung, so wird der Entscheid rechts- 
kräftig. 

Berlin, den 22. März 1941. 

Nationalsozialistischer Rechtswahrerbund 
Hauptabteilung Verwaltung 


gez. Mönnich 
Abteilungsleiter. 


nahme des Regelwertes von 20000 At. Nach der nun 
maßgeblichen Staffel wird er für die Beurkundung der 
sonstigen Beschlüsse einen Wert von 520 000 K. “U anzuneh- 
men haben. (1 Million mit 20 vervielfacht ergibt nach der 
Staffel einen Wert von 520000 K.) Die Gebühren er- 
fahren dadurch eine Erhöhung von über 1000 AI 

Bei den Rahmengebühren des 8 72 Nr.3b KostO. wird 
allerdings eine Ermäßigung eintreten. Dadurch, daß das 
KG. in seiner Entsch. v. 25. Sept. 1036 (1a Wx 1419/36) eine 
Gesellschaft mit einem Kapital von 2 Millionen RM als 
mittleres Unternehmen bezeichnet hat und demnach den 
mittleren Satz der Rahmengebühr mit etwa 500 AM für 
angemessen hielt, würde man bei einem Kapital von 
4 Millionen AM schon zum Höchstsatz von 1000 Auf 
kommen. Nach der Staffel wird man aber bei einem 
Kapital von 2 Millionen RM höchstens 250 % und bei 
4 Millionen RM höchstens 350 2M als Gebühr anzusetzen 
haben. Der Höchstsatz von 1000 RA tritt nach der Staffel 
aber erst bei einem Kapital von über 40 Millionen Ra 
ein. Die neue Berechnung nach der Staffel ergibt dem- 
nach eine erhebliche Verbilligung. ; 

Außer dem Kapital ist aber auch der Reingewinn zu 
berücksichtigen, aer mit 20 zu vervielfachen ist. Je nach- 
dem ob das Ergebnis höher oder niedriger ist, wird 
die Wertbemessung nach §41 bzw. die Gebühr des § 72 
Nr. 3b KostO. höher oder niedriger als nach dem eigent- 
lichen Kapital festgesetzt. 

Bei Berücksichtigung dieses Reingewinns entsteht nun 
die Frage, ob nur der in dem Jahresabschluß ausgewie- 
sene Reingewinn, der der Beschlußfassung durch die 
Hauptversammlung unterliegt, oder ob hier auch weiter- 
hin freiwillige Rücklagen und starke Abschreibungen 
hinzuzurechnen sind. Durch das AnlStockG., das aller- 
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dings jetzt abläuft, waren die Gesellschaften verpflichtet, 
eine Dividende von über 6 bzw. über 8% zum Anleihe- 
stock abzuführen. Die Gesellschaften hatten nun eine Ab- 
neigung gegen diese Abführung und das Bestreben, mög- 
lichst wenig dem Anleihestock zuzuführen, aber das 
Mehr zu Rückstellungen und erhöhten Abschreibungen 
zu benutzen. Durch dieses Verfahren wurden die Gesell- 
schaften im Inneren allerdings recht gesund und flüssig. 
Heute ist nun das Bestreben, die Dividende nicht viel 
über den üblichen Zinssatz hinausgehen zu lassen, was 
auch wieder zu Rückstellungen und erheblichen Ab- 
schreibungen führt. Der wirkliche Reingewinn ist also 
meist höher als der im Jahresabschluß zur Beschluß- 
fassung durch die Hauptversammlung ausgewiesene Rein- 
gewinn. Es wird also recht und billig sein, diese Rück- 
stellungen und erhöhten Abschreibungen bei Feststellung 
der Wertstufen hinzuzurechnen. 

Mit der Zeit werden diese Rückstellungen und erhöhte 
Abschreibungen allerdings ihre Grenzen haben, und dann 
muß das Unternehmen mit einer niedrigeren Gewinn- 
spanne arbeiten, wodurch weiterhin von selbst die er- 
wünschte Warenverbilligung eintreten wird. 

Ferner gibt die Bekanntmachung noch Richtlinien für 
Organgesellschaften. Nach der Bekanntmachung versteht 
man hierunter Gesellschaften, die nach dem Gesamtbild 
der tatsächlichen Verhältnisse finanziell, wirtschaftlich 
und organisatorisch derart in ein anderes Unternehmen 
eingegliedert sind, daß sie keinen eigenen Willen haben 
und das Kapital und der Ertrag nicht in angemessenem 
Verhältnis zu ihrer wirtschaftlichen Bedeutung steht. Bei 
der Bewertung ist auch die Bedeutung des hinter der 
Gesellschaft stehenden Unternehmens angemessen zu be- 
rücksichtigen. Der Wert kann dann mit dem doppelten 
Kapitalbetrag bemessen werden. 

Nicht erwähnt ist hier jedoch eine andere Art von 
Organgesellschaften, die auch ein verhältnismäßig ge- 
ringes Kapital haben und keinen oder kaum einen Ge- 
winn ausweisen, dagegen oft mit hohen Zuschüssen 
arbeiten. Es sind dies die Gesellschaften, die für eine 
Mehrheit von Unternehmungen oder Personen eine ge- 
wisse Funktion ausüben; z.B. die Verkaufsorganisation 
der vereinigten Spiegelglasfabriken, Exportvereinigung 
der Steinzeugröhrenfabriken, der Kassenverein der orts- 
ansässigen Banken, die Verwaltung des Vermögens 
mehrerer Familienangehörigen (aus einer Erbschaft), Ver- 
suchsunternehmungen, Einkaufsorganisation der Lebens- 
mittel-Filialgeschäfte usw. Wenn diese Art von Unter- 
nehmungen auch eine gewisse Selbständigkeit haben, so 
wird es doch angebracht sein, außer dem Umsatz auch 
die dahinterstehenden Unternehmen oder Personen in 
bezug auf ihre Kapitalkraft, gegebenenfalls auch die Zu- 
schüsse zu berücksichtigen und dementsprechend die 
Wertstufe bzw. die Gebühren festzusetzen. 

Bei Kommanditgesellschaften auf Aktien sollen dem 
Grundkapital die Einlagen der persönlich haftenden Ge- 
sellschafter, soweit sie nicht auf das Grundkapital ge- 
leistet sind, hinzuzurechnen sein. An sich braucht der 
persönlich haftende Gesellschafter nicht mit eigenem 
Kapital beteiligt zu sein, hat er aber doch Kapital ein- 
gebracht, ist es jedoch meist nicht üblich, in dem zur 
Veröffentlichung bestimmten und durch die Hauptver- 
sammlung festgestellten Jahresabschluß diese Einlagen 
besonders auszuweisen. (In wirtschaftlichen Kreisen ver- 
tritt man den Standpunkt, daß die Einlagen der persön- 
lich haftenden Gesellschafter die Öffentlichkeit nicht 
interessiere, und stellt daher einen Abschluß auf, der 
immerhin als „schief“ zu bezeichnen wäre.) Man wird 
daher die Gesellschaft zur Angabe der Einlagen des per- 
sönlich haftenden Gesellschafters veranlassen müssen, 

Bei Versicherungsvereinen auf Gegenseitigkeit treten 
an Stelle des Kapitals der Gründungsstock und die' ge- 
setzliche Rücklage. Bei älteren Versicherungsvereinen ist 
nun kein Gründungsstock mehr vorhanden. Dieser ist 
durch die Inflation verloren und das Reichsaufsichtsamt 
für Privatversicherungen hat sich mit der allerdings aus- 
reichenden Rücklage begnügt. Wo der Gründungsstock 
nun nicht mehr vorhanden ist, wird man bei der Wert- 
festsetzung also nur die Rücklage berücksichtigen können, 

Bei den Versicherungsgesellschaften in der Form der 
Aktiengesellschaft ist es üblich, nur ein Viertel des 
Grundkapitals einzuzahlen, da diese Gesellschaften ja in 
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Zum andern folgt auch die Widerruflichkeit bei Rück- 
nahme des Umschreibungsantrages schon daraus, daß 
die Bestimmung über die Aushändigung des Briefes eine 
Erledigung des Antrages voraussetzt. Die Erklärung 
wendet sich an das Grundbuchamt und ist verbunden 
mit dem Antrag auf Vermerk der Abtretung im Grund- 
buch. Wird das Grundbuchamt durch Rücknahme an der 
Erledigung des Antrages gehindert, so entfällt auch die 
mit dem Umschreibungsantrag zusammenhängende Ver- 
pllichtung zur Aushändigung des Briefes an den neuen 
Gläubiger, und es muß dem Rückgabeersuchen nach dem 
allgemeinen Grundsatz, daß eingereichte Urkunden dem 
Einreichenden zurückzugeben sind, entsprechen. 

Bei der Neueintragung einer Hypothek besteht dieses 
Problem nicht, da im Falle der Rücknahme des Antrages 
der ja erst nach Erledigung anzufertigende Brief noch 
nicht existiert. Es ist aber die an sich unwiderrufliche 
Eintragungsbewilligung an den Antragsteller zurück- 
zugeben (Güthe-Triebel 819 Anm. 83). Dasselbe 
würde bei der Abtretung für die Abtretungsurkunde gel- 
ten. Es muß auch der Brief an den Antragsteller zurück- 
gegeben werden können, vorausgesetzt, daß er von die- 
sem und nur von diesem eingereicht ist. Dem Wunsche 
des neuen Gläubigers nach Sicherheit für die Behändi- 
gung des Briefes an ihn steht hier das Interesse des Ab- 
tretenden gegenüber, den Brief nicht in unberechtigte 
Hände gelangen zu lassen, wenn triftige Gründe, etwa 
die Nichtzahlung der Valuta oder ein sonstiges Hinfällig- 
werden des materiellen Geschäfts, ihn zu der Rücknahme 
des Antrags veranlaßt haben. 


Assessor W. Buschmann, Neustrelitz. 


Prokura bei Umwandlung einer 
Einzelfirma in eine Kommanditgesellschaft 


Die Prokura wird von dem jeweiligen Inhaber des 
Handelsgeschäfts ausdrücklich erteilt ($48 HGB.). Des- 
halb erlischt die Prokura bei Umwandlung der Firma 
eines Einzelkaufmannes in eine OHG., nicht aber um- 
gekehrt, da dann nur einer von mehreren Inhabern fort- 
gefallen ist eg Groschuff, „HGB.“ Anm. 3b S. 66). 
Es fragt sich nun, welches Schicksal die von einem 
Einzelkaufmann erteilte Prokura bei Umwandlung des 
Geschäftes in eine KommGes. hat. Hier sind zwei Fälle 
zu unterscheiden. 

1. Treten in das Geschäft des Einzelkaufmannes außer 
Kommanditisten auch noch neue persönlich haftende Ge- 
sellschafter ein, so erlischt die Prokura wie bei der Um- 
wandlung in eine OHG. 

2. Anders ist der Fall jedoch zu beurteilen, wenn nur 
Kommanditisten neu eintreten, der persönlich haftende 
Gesellschafter dagegen identisch mit dem früheren In- 
haber der Einzelfirma bleibt. Ein Erlöschen der Prokura 
tritt dann nicht ein, der „jeweilige Inhaber“ des Handels- 
geschäfts ist der gleiche geblieben; daß er statt Einzel- 
kaufmann jetzt alleiniger persönlich haftender Gesell- 
schafter geworden ist, ändert hieran nichts. Die neu 
eintretenden Kommanditisten haben kein Vertretungsrecht 
der Gesellschaft (5 170 HGB.), sind zur Erteilung von 
Prokuren überhaupt nicht ermächtigt. Es hat sich also 
praktisch in der Person des allein vertretungsberechtig- 
ten Inhabers der Firma nichts geändert, nur die Rechts- 
form ist eine andere geworden. Will also der Inhaber, 
daß der für das Einzelgeschäft bestellte Prokurist die 
neue Komm@Ges. nicht vertreten soll, so muß er das Er- 
löschen der Prokura ausdrücklich anmelden. 


AGR. Dr. Joachim Kuttner, Berlin. 


liche geschriebene Studie behandelt zwei Probleme. Sie 
nimmt zunächst die alte Frage nach der rechtlichen Be- 
deutung der Verkehrssitte auf. Die vielfach gehörte Ant- 
wort, es handle sich bei ihr nur um eine kraft Partei- 
willens oder besonderen Rechtssatzes zu befolgende 
tatsächliche Ubung, befriedigt den Verf. nicht. Er mißt 
ihr vielmehr Normqualität bei, weil sie in der Praxis 


u 


A y ausgabe 
632 Schrifttum [Deutsches Recht, WochenauseT7 


stellung des Strafprozesses ist die Kricgsgesetzag 


rechtssatzmäßig verwendet wird und die Rechtsprechung 
von der konstruktiven Geltungsbegründung des vermu- 
teten Parteiwillens sich mehr und mehr abgewandt hat. 
Insoweit gliedert sich also die Untersuchung in die all- 
gemeine Abkehr vom Willensdogma ein. Aber auch die 
Herleitung der Geltung allein aus dem Gesetz hält 
David für verfehlt, weil nicht erst das Gesetz die Be- 
deutung der Verkehrssitte sanktioniert habe, sondern 
weil deren unabhängig bestehende rechtsbildende Kraft 
durch Sanktionierung lediglich einen „höheren Grad von 
Positivität“ erlangen könne. Sehr zutreffend macht Da- 
vid darauf aufmerksam, daß nach der Verkehrssitte 
nicht etwa nur im Streitfall gerichtet, sondern daß 
vor allem in den streitlosen Regelfällen nach ihr gelebt 
wird, und daß sie eben dadurch einen wesentlichen Teil 
der objektiven Rechtsordnung darstellt. Aus dieser Be- 
obachtung leitet er die Unterscheidung vom Gewohnheits- 
recht ab. Letzteres entstehe in erster Linie durch Richter- 
spruch, während der Verkehrsgebrauch sich außerhalb 
der Gerichte bilde. Zu solchem genetischen Unterschied 
trete ein solcher des Inhalts: das Gewohnheitsrecht sci 
meistens wertbetont, der Handelsbrauch dagegen meist 
nur technischregelnd, wertneutral. Letzlich unterschieden 
sich beide Rechtsquellen nur durch ihren Reifegrad; das 
Gewohnheitsrecht sei fertig, endgültig ausgeformt, die 
Verkehrssitte noch ein im Werden befindliches, sich 
wandelndes Recht. Trotzdem soll ihr bereits Rechts- 
normqualität im Sinne der Revisibilität zukommen — die 
wichtigste praktische Schlußfolgerung, die der Verf. zu 
ziehen hat. Angesichts der ständig bejahten Revisibilität 
von typischen allgemeinen Vertragsbedingungen, die 
ihrerseits wieder vielfach in einer Loslösung vom Partei- 
willen begriffen sind, scheint mir das Ergebnis dem 
Zuge der heutigen Rechtsentwicklung zu entsprechen. 
Eine andere Frage wäre, ob nicht angesichts der staat- 
lich-ständischen Durchorganisierung der Wirtschaft und 
der wachsenden Zahl direkter Rechtssetzungsmöglich- 
keiten die Bedeutung jedenfalls der Handelsverkehrs- 
sitte einen starken Rückgang erfahren wird. 

Wenn man nach dem Titel der Schrift annimmt, sie 
befasse sich des weiteren mit dem Verhältnis der Ver- 
kehrssitte gerade zu den zuletzt erwähnten innerständi- 
schen Normen, eben dem „Satzungsrecht‘ des üblichen 
Sprachgebrauchs, so wird man allerdings enttäuscht. 
Denn’ unter „ergänzendem Satzungsrecht“ versteht Da- 
vid das gewöhnliche dispositive Gesetzesrecht. Ihm soll 
der Verkehrsbrauch dann vorgehen, wenn es infolge 
seiner unumgänglichen Abstraktion einen einzelnen Sach- 
verhalt grob unbillig oder unzweckmäßig regelt, wäh- 
rend der Brauch eine angemessene und zweckgerechte 
Ordnung der Verhältnisse enthält. Zur Erkenntnis dieser 
inhaltlichen Wertunterschiede muß auf die gesetzlichen 
Gebotszwecke zurückgegriffen werden. Sie sollen auch 
erkennen lassen, was die Rechtsordnung als notwendige 
Voraussetzung für eine reibungslose und lautere Abwick- 
lung des Verkehrslebens verlangt. Ein Brauch, der sich 
zu derartigen Grundvorstellungen in Widerspruch setzte, 
wäre Mißbrauch und infolgedessen nicht zu beachten. 
Diese Grenzziehung, die David versucht, ist natürlich 
leichter allgemein zu umschreiben als im Einzellfall 
wirklich vorzunehmen. Aber auch hier möchte ich glau- 
ben, daß die Entwicklung uns zur Herausarbeitung sol- 
cher Wertungen führen wird. Für die Parallelfrage des 
Verhältnisses von dispositivem Gesetzesrecht und allge- 
meinen Geschäftsbedingungen hat jüngst Brandt (Dt. 
Rechtsw. 1940, 70 ff.) mit der Forderung der Rechtferti- 
gung abweichender Geschäftsbedingungen aus einer be- 
sonderen, nicht vom Gesetz vorausgesetzten Sachlage 
die Blicke in ähnliche Richtung gelenkt. 


Prof. Dr. Hermann Krause, Heidelberg. 
Dr. Richard Busch, Landgerichtsrat und Dozent der 

Rechte: Strafrecht und Strafprozeß. Deutsche 

Rechtsfibel Heft 90—95. Berlin-Charlottenburg 2, 1939 

u. 1940. Rudolf Lorentz Verlag. 

Der Verf. legt hier einen Grundriß der gesamten 
Strafrechtspflege vor, der das materielle Strafrecht, das 
Strafprozeßrecht und das Strafvollstreckungs- und Straf- 
vollzugsrecht enthält. Darin liegt ein Vorzug gegenüber 
manchen Veröffentlichungen ähnlicher Art. In die Dar- 
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Unsere Kolonien. Die Aufgaben 5. * E 
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seins- und Geltungsanspruch nicht nur h 


die 


rassisch-biologischer körperlicher Eigens 


es begründet ihn viel stärker aus 
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licher Einzelabhandlungen, die z. T. = Eingel 
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Politik der großen Mächte) in Form V 
der ersten kolonialwissenschaftlichen, 
Nürnberg (1940) geboten worden Ne 


betreffen diese Abhandlungen die wa itil (sen 


bleme der Kolonisation und Kolonie ſerzucht, k auch 


wirtschaft, Geologie, Botanik). Danebee 3 
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die Tropenmedizin, Tierheilkunde un 
(kolonialer Rechtsanspruch; Rasserec 
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kunde und Wirtschaftsgeschichte. 
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nannten Aufsatz von Dietzel nur de 
Sprachenfrage in Afrika). Hervorhebe 


11 


Geogra 


n möch 
koloni 


sich AU j 
0 r von Berge got! 


die Übersicht über die deutschen uad das m 


lichen Einrichtungen (Schürmann) 
beigegebene Verzeichnis deutscher 


Polizeiverwaltungsgeset: 
und reichsrechtlichen Vorschriften 
tungsrechts. Textausgabe mit Verw 
verzeichnis. 5., neubearb. Aufl. Münt 


Kol 
Dr. Ernst Gerhard J 
z mit den 


des en une Toll: 
en und Berei 


C. H. Beck’sche Verlagsbuchhandiung- 


1,50 RA. 


Friedrich Schmidt: „Das Reit 
Berlin 1941. Nordland Verlag. 805. 
brosch. 0,90 Rt, 


h als 
Preis 


oniall 


peip” 


U. Jal 
ung 1041 Heft 12] 


0 Bürgerliches Gesetzbuch 


1. RG, — 
le einer in 3388, 119, 123, 142 BGB.; 88 133, 161 HGB. 
yo, ne Anfecht Leben getretenen OHG. oder Kommües. 
n Willensma tung des Gesellschaftsvertrags auf Grund 
auge we sen oder ein Rücktritt vom Gesellschafts- 
den . — l Fortfalls der Geschäftsgrundlage nicht 
alen runde etroffene Gesellschafter kann nur aus wich- 
Schaft klagen. +) § 133 HGB. auf Auflösung der Ge- 
le KJ. . 
Diesen nd 3, Kaufmann L. und Kaufmann N., 
ima p after der zu 1 klagenden OHG. B. & Co. 


und q & C . 2 a 

Ph Ge ‚Co. beschäftigte sich mit der Herstellun 

ach Beh von Obst- und Gemüsekonserven an 
ein ie Betriebseinrichtungen befanden sich 


CM Cir. 

RA ein a yadstück, das der Firma Gebr. R. gehört. 
der h ensamm ttrag v. 27. Dez. 1934 errichtete der KI. 
Z Gbelran Be en mit den Kaufleuten F., B. und Bö. und 
Stay SChäftsführen OHG. unter der Firma H. O. L. & Co. 

K en. wurden der Kl. L., F. und Bö. be- 
hre pie Die 1 Jeschättsfübrer war allein vertretungs- 

äi abrika 8 -zul B. & Co. hatte der Firma L. & Co. 
ung e überlassen. ane sowie eine Anzahl Maschinen und 
bende die Kauil Am 5. Okt. 1937 ließen die Bekl. zu 2 
talig denblatt ej eute Max K. und Willy L., im H. er 
gräg Sich me Anzeige erscheinen, in der ein Kapi- 


tina ven Kantine ausbaufähigen Fischereiindustrie mit 
dag „Ol genten zu beteiligen, gegebenenfalls auch 


ten die KI. pap oufen suchte. Der Makler P., der wußte 
Am brachte „oral zur Abfindung des Kl. zu 3, R., such- 
Ko $ Nov, 1937 8e Anzeige hin die Parteien zusammen. 
U der Co. a schlossen die Firmen B. & Co. und 
Unnderergeij, “erseits und die Bekl, Max K. und Willy 
in Aug alung ie ne sog. „Abmachung“. Darin wurde die 
hakasticht gene ima FIO. L, & Co. in eine Kommües. 
beteiligt Gisele un, an der Willy L. als persönlich 
War ® t Werden chafter und Max K. als Kommanditist 
Wendie Eesehen er In 8 3 Abs. 3 dieses Vertrages 
denne Betriehek- aß der Bekl. Willy L. für das not- 
ark für q Pital sorgen und die ihm in englischer 
ri en Betrieb einer Fisch- und Gemüse- 
8. zu ſerflbotenen 500 000 AM der neuen 
15 ügung stellen sollte. Nach 8 4 des 
Wert 40 Firmen B. & Co. und H. O. L. 
Dilich Markhetri Pital des Kl. R. diesem bei Freigabe 
mer 7 ete sich Ne in bar ausgezahlt werden; dagegen 
Raben Gelhaberschgatt ach der Auszahlung die Löschung 
N A an der Ab vorzunehmen. An demselben Tage 
* u OCmeinga machung“ Beteiligten privatschrift- 
Ng unter S Erklärung“ ab. Danach sollte die 
in em Vorbehalt getroffen sein, daß 
Rem von ihm gegen die übrigen 
lügun gerichtsve 15 05 H. O. L. & Co. eingeleiteten 
i 3 ahren obsiegen und Alleinver- 
J di n würde ster über die Firma H.O. L. & Co. 


K. und w; 

8 illy L. die ihnen angebotenen 

und . in Höhe von 500 000 RM er- 

en zur . ergebenden Summen dem 

nd ia. 21. Dez erfügung stellen würden. 

Kriege en Fise 1 erteilte die Hauptvereinigung 
etrieh SC reiben rtschaft in einem an den Bekl. K. 
es der Pi die Genehmigung zur Erweiterung 

irma H. O. L. & Co. unter den Be- 
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dingungen, daß die gesellschaftsrechtlichen Verhältnisse 
der Firma H. O. L, & Co, einer befriedigenden Lösung 
zugeführt würden und daß der Eintritt der Bekl. K. und 
Willy L. in die Firma rechtlich möglich sei, und daß die 
jetzigen Fabrikationsräume der Firma H. O. L. & Co. aut 
den Kl. Otto L. oder auf die neu zu errichtende Kommdes. 
übergingen, Am 7. März 1038 schlossen die Kl. Otto L. 
und R. als Inhaber der Firma H. W. B. einerseits und die 
Bekl. K. und Willy L. andererseits einen weiteren Ver- 
trag. Danach sollten die Kl. Otto L. und R. als stille Teil- 
haber in die von den Bekl. K. und Willy L. gegründete 
OHG. „H.er Konservenfabrik K. & L. O. H.“ eintreten. 
Die Aktiven der Firma B. & Co. sollten auf die neue 
Firma übertragen und dafür den Kl. Otto L. und R. je 
eine Kapitaleinlage von 50 000 AM gutgebracht werden. 
Die Bekl. K. und Willy L. sollten die am 21. Dez. 1937 
von der Hauptvereinigung erteilte Genehmigung für den 
Betrieb einer Fischkonservenfabrik einbringen und der 
neuen Firma die ihnen angebotenen 500 000 Sperrmark 
zur Verfügung stellen. Für den Fall, daß die Sperrmark 
wider Erwarten bis zum 1. April 1938 noch nicht frei- 
gegeben sein würde, sollte die neue Firma trotzdem mit 
der Erzeugung unter Aufnahme zwischenzeitlicher Kre- 
dite beginnen. Der Kl. R. verpflichtete sich, nach Rück- 
zahlung seiner Einlage von 50000 Ad seine Teilhaber- 
schaft ohne jede Entschädigung aufzugeben. Inzwischen 
hatte der Kl. Otto L. gegen die übrigen Gesellschafter 
der OHG. O.H.L. & Co. ein Schiedsgerichtsverfahren ein- 
geleitet mit dem Antrage, ihn für berechtigt zu erklären, 
die Firma ©. H. L. mit den anerkannten Fabrikations- 
rechten ohne Entschädigung als alleiniger Inhaber, zu 
übernehmen. Das Schiedsgericht wies die Klage im März 
1938 ab. Am 23. März 1938 ersetzten die Parteien den 
Vertrag v. 7. März 1938 durch einen neuen Vertrag. Sie 
errichteten unter der Firma H.er Konservenfabrik SS 
-Fa) ei Persönlich haftende Geselischaf- 
ter wurden die Bekl. K. und Willy L. Kommanditisten 
A Die beiden Kommanditisten ver- 
kauften an die KommGes. die Aktiven (Maschinen und 
Betriebseinrichtungen) der Firma H. W. B. & Co. sowie 
das Fabrikationsrecht für Obst- und Gemüsekonserven 
und Ringäpfel für 100000 AM und beließen den Kauf- 
reis der KommGes. als Einlage. Weiter traten sie der 
KommOes. die Mieterrechte an den von der Firma 
H. W. B. & Co. auf dem Grundstück der Eirma Gebr. R. 
benutzten Räumen ab. Die Bekl. K. und Willy L. sollten 
in die KommGes. besonders die ihnen von der Haupt- 
vereinigung der deutschen Fischwirtschaft erteilte Ge- 
nehmigung zum Betriebe einer Fischkonservenfabrik ein- 
bringen und mit diesen Werten den Kommanditisten 
leichgestellt werden. Der den Bekl. K. und L. angebotene 
Sperrmarkkredit von 500 000 . KL sollte nach Freigabe aus- 
schließlich den Zwecken des Unternehmens dienen. Falls 
der Sperrmarkbetrag bis zum 1. April 1938 nicht frei- 
gegeben sein würde, sollte der Geschäftsbetrieb trotz- 
dem aufgenommen und das nötige Geld durch einen 
Zwischenkredit beschafft werden. In einem Vorwort zu 
dem Vertrage ist gesagt, den Bekl. K. und Willy L. sei 
ein Sperrmarkkredit in Höhe von 500 000 AM angeboten, 
der dafür zu dienen habe, die im Rahmen des Vier- 
jahresplanes liegenden Bestrebungen der KommGes. zu 
fördern. 

Die KommGes. ist am 23. Mai 1938 in das Handels- 
register eingetragen worden. Die Kl. zu 1, die Firma 
H. W. B. & Co., hat die der Firma H. O. L. & Co. über- 
lassenen Maschinen, Einrichtungsgegenstände und Be- 
triebsräume auf Grund eines Vergleiches v.31. Mai 1938 
zurückerlangt und sie der Ha-Ko-Fa übergeben. Die 
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Ha-Ko-Fa arbeitet seit dem August 1938. Die Bekl. K. 
und Willy L. haben den in den Verträgen erwähnten 
Sperrmarkbetrag bisher nicht zur Verfügung gestellt. 
Uuter dem 10. Jan. 1939 haben die KI. durch ihren An- 
walt den Bekl. K. und Willy L. eine Frist bis zum 
31. Jan. 1939 zur Bereitstellung des Sperrmarkbetrages 
gesetzt mit der Androhung des Rücktritts für den Fall 
der Nichteinhaltung der Frist. 

Die Kl. haben beantragt, 

1. die Bekl. zu 1, die Ha-Ko-Fa, zu verurteilen, der Kl. 
zu 1, der Firma H. W. B. & Co., oder den Kl. die in der 
Formel des BU. im einzelnen aufgeführten, der Ha-Ko-Fa 
seinerzeit überlassenen Maschinen, Einrichtungsgegen- 
stände und Fabrikationsräume herauszugeben und zur 
Alleinbenutzung zu überlassen; 

2. die Bekl. K. und Willy L. zu verurteilen, in die 
Löschung der zu 1 beklagten KommGes. einzuwilligen 
und die dazu erforderlichen Erklärungen abzugeben. 

Das LG. hat die Klage abgewiesen. 

Das BG. hat das Urteil des LG. geändert und die 
Bekl. nach dem Klagehauptantrage verurteilt. 

Das RG. hob das Urteil des BG. auf und wies die Be- 
rufung gegen das Urteil des LG. mit folgender Begrün- 
dung zurück: 

Das BG. hat ausgeführt, die Bekl. K. und Willy L. 
hätten sich in der Anzeige v. 5. Okt. 1937 im Fla. er 
Fremdenblatt wahrheitswidrig als Kapitalisten bezeich- 
net, denn sie hätten tatsächlich über kein Kapital ver- 
fügt. Sie hätten nichts in der Hand gehabt, als die ganz 
unverbindliche Erklärung eines Maklers, daß ein Sperr- 
markkredit, wenn die Vorbedingungen dafür erfüllt 
würden, wohl vermittelt werden könnte. Über eine lose 
Fühlungnahme mit dem Makler seien die Bekl. K. und 
Willy E. nicht hinausgekommen. Deshalb hätte bei dem 
Vertragsschluß auch ehrlicherweise nicht die Rede davon 
sein können, daß der Sperrmarkkredit aus alten Ver- 
bindungen heraus „angeboten“ worden sei, und daß die 
Freigabe zum 1. April 1938 erwartet werde. Das gesamte 
Auftreten der Bekl. K. und Willy L., ihre Anzeige und 
die von ihnen geschlossenen Abmachungen und Verträge 
seien geeignet gewesen, bei den Kl. unrichtige Vorstel- 
lungen über die Kapitalkraft der Bekl. zu 2 und 3 zu er- 
wecken. Das Verhalten der Bekl. K. und Willy L. möge 
aber trotz alledem nicht wissentlich auf eine Täuschung 
der Kl. berechnet gewesen sein. Die Bekl. hätten viel- 
leicht die Erklärungen des Londoner Maklers für ernst- 
licher und verbindlicher gehalten, als sie es verdient 
hätten und als es ein vorsichtiger Kaufmann getan haben 
würde. Für die Kl. sei der Eingang des Sperrmarkkredits 
jedenfalls eine wesentliche Bedingung (conditio sine qua 
non) der Verhandlungen und Abschlüsse zu jeder Zeit 
gewesen. Auch der für den Kl. Otto L. ungünstige Ver- 
lauf des Schiedsgerichtsverfahrens habe in der Stellung 
der Kl. zu den Bekl. nichts geändert. Die KI. hätten 
nach wie vor das Kapital der Bekl. K. und L. nutzen 
und ihrerseits nur die Fabrikeinrichtungen und -räume 
einbringen wollen. Danach sei den Kl. zu 2 und 3 zu 
glauben und als Tatsache festzustellen, daß sie bei dem 
Abschluß des Vertrages die in der gemeinsamen Erklärung 
v. 23. Nov. 1937 aufgeführte „Vorbedingung“ der Ein- 
bringung der Sperrmarke mit dem Wortlaut der 88 6 
Abs. 2 und 7 des Vertrages v. 23. März 1938 hätten auf- 
rechterhalten wollen und daß sie der Meinung gewesen 
seien, daß diese „Vorbedingung“ darin aufrechterhalten 
worden sei. Es spreche nicht dagegen, daB die Kl. zu 2 
und 3 der Gründung der KommGes. schon vor dem Ein- 
gange der Sperrmark zugestimmt und dem Geschäfts- 
gange bis zum Januar 1939 widerspruchslos zugesehen 
hätten. Es habe eben keine Zeit nutzlos mit einer spä- 
teren Gründung vertan werden sollen, damit das ein- 
gehende Geld sofort habe eingesetzt werden können, 
und die Kl. hätten bis Januar 1939 noch die Hoffnung 
auf die Erfüllung der Bedingung gehabt. Die Kl. zu 2 
und 3 hätten damit nicht zum Ausdruck gebracht, daß 
das Geld nun überhaupt nicht mehr beschafft zu werden 
brauchte. Andererseits sei den Bekl. K. und L. zu glauben, 
daß sie die „Vorbedingung“ nicht hätten aufrechterhal- 
ten wollen und nicht der Meinung gewesen seien, daß 
diese in den 88 6 und 7 des Vertrages v. 23. März 1938 
enthalten gewesen sei. Tatsächlich ließen diese Bestim- 
mungen nach ihrem Wortlaute und nach den begleiten- 
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den Umständen, insbes. der Vorgeschichte des Verte 
beide Auslegungen zu. Somit sei es über dieser mmes 
nicht zu einer Willenseinigung der Parteien &° lich ge 
Beide Parteien hätten diesen Punkt für Wesen Hassund 
halten. Wenn die Parteien die gegenteilige Au Verti 
des Vertragsgegners erkannt hätten, wurde de e Miß 
nicht geschlossen worden sein. Das wechselte nieht 
verständnis mache den Vertrag v. 23. März Í März 1035 
Das gleiche gelte auch von dem Vertrag V- 7. M. gejen 
über dessen Aufhebung die Parteien ‚sich * | die 
Wegen der Nichtigkeit des Vertrages könnten Löschung [ 
Herausgabe ihrer eingebrachten Sachen und die 
der zu I beklagten KommGes. verlangen. enüber 

Der Rev. ist darin beizutreten, daß sieh ER trage 
dem klaren und eindeutigen Wortlaut des iner V 
v. 23. März 1938, auch unter Heranziehung ellen läht. 
geschichte, ein Einigungsmangel nicht jestste 
(Wird ausgeführt.) 4% enda 

Wenn die Vertragserklärungen, wie niet; 8 eine! 
sind, darf kein Teil sich darauf berufen, dae, und © 
Erklärungen einen anderen Sinn beigelegt ha steckteit 
ist für die Anwendung des Grundsatzes VON 134 us 
Einigungsmangel kein Raum (vgl. ROZ. 79%) pa en. 
105, 209 [211]; 162, 177 [180] = DR. 1940, % u de 
offener Einigungsmangel nach dem klaren er kö 
Vertragsurkunde ebensowenig in Frage komn 155 BOB 
die Kl. sich weder nach § 154 noch nach 3 23, Marz 
darauf berufen, daß der Gesellschaftsvertr2& in pang”! 
1938 nicht zustande gekommen sei. Ein Eli: 
scheidet danach aus. 

Die Kl. haben weiter versucht, 


„pe aus 
ihre Ansprüch ghet 


in 
weg 


einer völligen Anderung der Geschäftsgrunglagg Aus m i 

unerlaubten Handlung der Bekl. zu 2 und 3 U en une 

Anfechtung des Gesellschaftsvertrages diesen 

und arglistiger Täuschung herzuleiten. Zu gen 

schiedenen Klaggründen ist zu bemerken: se: Bei 058 
Anderung der Geschäfts grund März 5 i 

Abschluß des Gesellschaftsvertrages VOM A habei ’ 


wußten die Parteien, daß das Sperrmarkgt hm all 
mals noch nicht bereitstand; sie könnten uthaben t 
falls den späteren Eingang des Sperrmat f Kommi g 
Geschäftsgrundlage gemacht haben. Soi Fehlen s 
ein nachträglicher Fortfall, nicht aber 7 Ver fats. 
Geschäftsgrundlage schon beim Abschltl) Jer Gesch 
in Frage. Bei dem nachträglichen Fortas r, ein "one 
grundlage gewähren Rechtslehre und Rep bedufd ie 
trittsrecht vom Vertrage, wenn die vertrag Vertrag 
Leistung nach Treu und Glauben einem „m 
eher 


unstreitig in das Handelsregister eingetrag pie sts wol 
dem August 1038 zu arbeiten begomkffil reits Mm 375 
8 
1 


und 326 BGB. wegen Unmöglichwerde end geist 


5 s ech 725 Um. 
werden kann, sondern daß es durch da nach , Vece 


J u 
sellschaft durch gerichtliche Entscheidun 284, 309 pen 
ausgeschlossen wird (vgl. RGZ. 78, 303 [ 2800. Diet gë 
80, 333 [335], 398 [400] und 112, 280 IE rtial 
Rechtsgrundsätze müssen auch uren g1, 


tim mung isn 


epaßt sind und hinter denen das soil muß, 
Sii Rücktritt vom Vertrage zurückstehen 115 Vel en 
übung des Rücktrittsrechts mit seinen i beso iche 
heit hinein wirkenden Folgen würde, ie als ET, 
der OHG. und der KommOes., sofern gerträgiclder i 
Verkehr sich betätigt haben, zu einer F Fortfalls 10 Atie 
wirrung führen. Wegen eines ab nur sge: 
schäftsgrundlage könnten die KI. 01 HGB. klage Oe. 
lösung der KommGes. nach 88 133, on def Gael 0 . 
können aber vor der Auflösung weder labesltz 
die Herausgabe ihrer Einlagen zu Alen Beki 
nur zu Mitbesitz fordern, noch von Komm 
die Einwilligung in die Löschung a 
delsregister oder, entsprechend dem m pigu” 
zuge gestellten Hilfsantrage, die Ein 
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L 
laben der Kl. L. und R. als Kommanditisten. Die Kl. 
Bek] der Revlnst. noch den Hilfsantrag gestellt, die 
ute und K. zu verurteilen, die zur Eintragung der 
forderfjenn E der KommGes. in das Handelsregister er- 
ist nicht en Erklärungen abzugeben. Dieser Hilfsantrag 
Weichen dahin zu verstehen, daß die Kl. nunmehr, ab- 
echtszj von dem Vorbringen in den beiden ersten 
) besteſtengzen, die Auflösung der Kommes. durch rechts- 
Wollen, Ein Urteil gemäß 88 133, 161 HGB. begehren 
gehren a 1 solcher Antrag würde ein völlig neues Be- 
Rdenfayjg geänderter Tatsachengrundlage verfolgen und 
KL, wollen n der Revinst. nicht mehr zulässig sein. Die 
Gesellsch. mit dem Hilfsantrage nicht die Auflösung der 
Schaft herbeiführen, sondern nur die rechtlichen 
Cen aus einer schon eingetretenen Auflösung 
ie Aufl er Fortfall der Geschäftsgrundlage würde aber 
itere rung der Gesellschaft, wie dargelegt, nicht ohne 
ker ociführen können, auch nicht über den Weg 
F Titts vom Gesellschaftsvertrage. Die Haupt- 
danach A sämtliche Hilfsanträge der Kl. lassen sich 
lage nicht einem etwaigen Fortfall der Geschäftsgrund- 

cht begründen. 


n 

Frage eau pte Handlung: Das BU. führt zu der 
Maubten arglistigen Täuschung und damit einer un- 
Und Dek, andlung, begangen durch die Bekl. zu 2 
davon 85 hätte „ehrlicherweise“ nicht die Rede 
bindung. nen, daß der Sperrmarkkredit aus alten 
e zum gen heraus angeboten sei, und daß die Frei- 
h i pril 1938 erwartet werde. Andererseits sagt 
galten den umerhin möge aber trotz alledem das Ver- 
chung bere 0 zu 2 und 3 nicht wissentlich auf Täu- 
t Erkklaru ennet gewesen sein. Sie hätten vielleicht 
RU indichi des Londoner Maklers für ernster und 
Voz läßt Ran gehalten, als sie es verdient hätten. Das 
Ku en ei ach nicht klar erkennen, ob das BG. das 
# ch le Arglist auf seiten der Bekl. zu 2 und 3 
er es für . oder die Frage offenlassen wollte, 
dchaftsvert en Fall das Nichtzustandekommen des Ge- 
a rages wegen eines versteckten Einigungs- 
übten, ws tommen hat. Wenn die KI, wie sie be. 
m Sollten = den Bekl. zu 2 und 3 arglistig getäuscht 
an Zanspri o könnten für sie möglicherweise Schadens- 
anden sein 8, nach 88823 Abs. 2 und 826 BGB. ent- 
nicht auf 7 Ansprüche könnten aber nicht gegen 
el em KommGes. auf Herausgabe der von 
Sei € Buchten Gegenstände, sei es zu Allein- 
- auf diese Mitbesitz gehen. Ebensowenig können 
ek], — rechtlichen Grundlage die Einwilligung 
isch nieht in die Löschung der bestehenden 
er oder ; abgewickelten Gesellschaft im Handels- 
7 die Eintra ung der Auflösung der Ge- 
1 die Löschung der Kl. L. und R. als 
ordern. Aus dem rechtlichen Gesichts- 


Som; einer 
mit nicht „erlaubten Handlung läßt sich die Klage 


An fechp e ünden. 
11 ung wegen Irrtums oder arglisti- 
uf Ahrend ung: 

„ie Stand Jet erk. Sen. noch in ROZ. 127, 186 (191) 
den sehung kt gestellt hat, daß Nichtigkeitsgründe 
Seien Re meinen > Gesellschaftsvertrages durchaus nach 

Ein at er in W ic s teen des BGB. zu beurteilen 

e ERG 1933, 19962 ausgesprochen, daß nach 
Üensmänn, ra der Gesellschaft die Geltendmachung 
i inblie en gegenüber den Gründungserklärun- 
ger ht mehr auf den Schutz der Gesellschaftsgläu- 
Ti ein möglich sei. Die Entsch. will aber nur 
ht nüber nach Jesellschakter sich einem Dritten 
J chr auf e der Invollzugsetzung der Gesellschaft 

1937, 1242 fl vaige Willensmängel berufen könne. 
tun Antechtun at der Senat dann auch die Möglich- 
de u arolia eines Gesellschaftsvertrages wegen 
hende lls cha E Täuschung gegenüber dem 
1 Meinung er bejaht. Das entspricht der herr- 

p? Anm. 2 pe im Schrifttum (vgl. Baumbach, 
itte Koehler zu § 105 HGB.; Koenige- Teich- 
97 2. Ant. Aufl, Anm. 7b zu 8 105 HOB,; 

Shisjep Anm, 40 eu 80 zu 8105 HOB.; Schlegel: 
insellsch. € Stehen ER $ 105 HGB.). Rechtsprechung und 
2 auch aſtvertr anach auf dem Standpunkt, daß der 
dann — 705 ner Personalgesellschaft grundsätz- 
Arund von Willensmängeln angefoch- 


ten werden kann, wenn die Gesellschaft schon als solche 
im Geschäftsverkehr aufgetreten ist, daß daraus aber 
Dritten gegenüber, sofern sie nicht die Anfechtbarkeit 
kannten, Rechte nicht hergeleitet werden können, mit 
anderen Worten, daß an sich im Außenverhältnis alles 
so zu behandeln ist, als ob die Gesellschaft gültig er- 
richtet wäre. Zum Innenverhältnis hat der Senat in IW. 
1935, 26171 dahin Stellung genommen, daß der einzelne 
Gesellschafter nicht schlechthin das von ihm in die Ge- 
sellschaft Eingebrachte zurückfordern, sondern nur den 
sich aus der Auseinandersetzung für ihn ergebenden 
Überschuß verlangen könne. Auch im Schrifttum wird 
anerkannt, daß nach der erfolgreichen Anfechtung einer 
einmal in das Leben getretenen Gesellschaft eine Aus- 
einandersetzung zwischen den Gesellschaftern notwendig 
sei (vgl. Schlegelberger, Anm. 61 zu 8105 HGB.; 
Baumbach, 4. Aufl., 2 F zu 8105 HGB.; Koenige- 
Teichmann- Koehler, 4. Aufl, Aum. 5 zu 8 133 
HGB.; a. M. anscheinend Ritter, 2. Aufl., Anm. 2 c zu 
8 105 HGB.). Bei einer OHG. oder einer KommGes. müßte 
diese Auseinandersetzung jedenfalls in dem förmlichen 
Liquidationsverfahren nach 88 145 ff. HGB. bewirkt wer- 
den; der gegenteiligen Ansicht von Koenige- I eich- 
mann-Koehler à. a. O. würde nicht gefolgt werden 
können. Die Klage würde danach, wenn von dem in der 
Revlnst. unter 2 gestellten Hilfsantrage abgesehen wird, 
schon von der in der bisherigen Rspr. des erk. Sen. ver- 
tretenen Auffassung aus in keinem Falle schlüssig sein. 
Die Kl. könnten weder von der KommGes. ohne weiteres 
die Herausgabe der von ihnen in Anrechnung auf ihre 
Kommanditeinlage übertragenen und im Falle der Nich- 
tigkeit der Gesellschaft im Liquidationsverfahren ver- 
fangenen Gegenstände verlangen, noch von den Bekl. 
zu 2 und 3 die Mitwirkung zu der Löschung der KommGes. 
im Handelsregister oder zu der Löschung der Kl. zu 2 
und 3 als Kommanditisten. 


Die Kl. haben aber den Hilfsantrag gestellt, die Bekl. 
K. und L. zu verurteilen, die zur Eintragung der Aut- 
lösung der KommGes. in das Handelsregister erforder- 
lichen Erklärungen abzugeben. Wie ausgeführt, wollen 
die Kl. mit dem Hilfsantrage nur die rechtlichen Fol- 
ae aus einer etwa schon eingetretenen „Aul- 
ösung“ der KommGes. ziehen. Die Kl. wollen dann offen- 
sichtlich geltend machen, daß die Komm Ges., wenn sie 
auch noch nicht abgewickelt sei, so doch infolge der An- 
fechtung jedenfalls aufgehört habe, als werbende Gesell- 
schaft weiter zu bestehen. Der Hilfsantrag verlangt mit- 
hin weniger als der Hauptantrag auf Einwilligung in die 
Löschung der KommGes. im Handelsregister; er bedeutet 
eine Einschränkung des Hauptantrages und ist somit 
auch noch in der Revlnst. zulässig. Es ist deshalb zu 
prüfen, ob die bisherige Rspr., die die Anfechtung des 
Gesellschaftsvertrages einer OHG. oder KommGes. auf 
Grund von Willensmängeln auch dann zuläßt, wenn die 
Gesellschaft schon in das Leben getreten ist, weiter auf- 
rechterhalten werden kann. Das ist zu verneinen. Der 
erk. Sen. hat für die Kapitalgesellschaften — Aktiengesell- 
schaft, GmbH. — sowie die eingetragenen Genossen- 
schaften ständig die Auffassung vertreten, daß nach 
Eintragung dieser Körperschaften im Handels- bzw. Ge- 
nossenschaftsregister eine Anfechtung des Gesellschafts- 
vertrages wegen Willensmängel nicht mehr möglich ist, 
diese Rechtsbehelfe vielmehr in Abweichung von dem 
sonst geltenden Recht überhaupt entfallen. Den 
gleichen Rechtsstandpunkt hat er hinsichtlich der An- 
fechtbarkeit von Zeichnungs- und Übernahmeerklärungen 
im Falle einer Grund- bzw. Stammkapitalerhöhung sowie 
hinsichtlich der Beitrittserklärungen zu einer Genossen- 
schaft eingenommen. Dem ist die Rechtslehre beigetreten. 
Nun besitzen freilich die OHG. und die KommGes. nach 
herrschender Rspr. und Rechtslehre keine eigene Rechts- 
persönlichkeit. Davon abzugehen ist kein Anlaß. Insofern 
besteht also unverkennbar ein wesentlicher Unterschied 
zwischen den genannten Körperschaften und den Per- 
sonalgesellschaften des Handelsrechts. Andrerseits darf 
aber nicht verkannt werden, daß die Verselbständigung 
des Gesellschaftsvermögens, deren ausgeprägteste Form 
eben die eigene Rechtspersönlichkeit bedeutet, bei der 
OHG. und der KommGes. immerhin auch in erheblichem 
Umfange anerkannt ist und z.B. in den 88 124 Abs. 1, 2, 
125 HGB., der gesamthänderischen Bindung der Anteile 
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der einzelnen Gesellschafter, der Notwendigkeit der all- 
gemeinen Rechtsakte der Übertragung für den Übergang 
von Gesellschaftsvermögen in das Privatvermögen des 
einzelnen Gesellschafters und umgekehrt, des Sonder- 
konkurses usw. ihren besonderen gesetzlichen Nieder- 
schlag gefunden hat. So geschen, nehmen die OHG. und 
die KommGes. zwischen den juristischen Personen des 
Handelsrechts einerseits und den Einzelpersonen anderer- 
seits eine Mittelstellung ein. Ist ferner eine OHG. oder 
eine KommGes. ins Leben getreten, so sind damit, wie 
schon hervorgehoben, Rechtstatsachen geschaffen, die als 
solche in aller Regel nach außen hin im Interesse des 
Rechts und der Verkehrssicherheit nicht mehr ungeschehen 
gemacht werden und deshalb auch nicht unbeachtet blei- 
ben können. Eine rückwirkende Vernichtung des so im 
Rechtsverkehr aufgetretenen gesellschafterlichen Gebildes 
mit absoluter Wirkung, wie es den 88 119 f., 141 BOB. 
entsprechen würde, müßte nach außen hin zu völlig 
unannehmbaren Ergebnissen führen; sie wäre mit den 
Bedürfnissen eines geordneten Handels- und Geschäfts. 
verkehrs schlechthin unvereinbar, der sich nun einmal 
auf die nach außen verlautbarten Erklärungen und den 
so hervorgerufenen Rechtsschein muß verlassen können. 
Dem hat sich auch der erk. Sen. in seiner bisherigen Rspr. 
nicht verschlossen, und eben deshalb sich, wie schon er- 
wähnt, zu dem Grundsatz bekannt, daß jedenfalls einem 
gutgläubigen Dritten die Nichtigkeit der Gesellschaft zu- 
folge Anfechtung wegen Willensmangel nicht entgegen- 
gehalten werden kann, vielmehr die Rechtsbeziehungen 
der „Scheingesellschaft“ nach außen hin in der Regel so 
abzuwickeln sind, wie wenn die Gesellschaft gültig zu- 
stande gekommen wäre. Daran ist auf alle Fälle fest- 
zuhalten. Der Senat ist jedoch dabei nicht stehengeblieben. 
Denn gerade in dem Urteil JW. 1935, 2617+ ist ausgeführt, 
daß ein nichtiger Gesellschaftsvertrag, wenn er bereits 
in Vollzug gewesen sei, selbst im Verhältnis der Gesell- 
schafter untereinander nicht ohne jegliche Wirkung blei- 
ben könne. Es könne auch insoweit nicht an der Tatsache 
vorbeigegangen werden, daß der Gesellschaftsvertrag 
schon in Wirkung gesetzt gewesen sei und jedenfalls tat- 
sächlich ein Gemeinschaftsverhältnis unter den Gesell- 
schaftern begründet habe, dessen Abwicklung nur im 
Wege der Auseinandersetzung herbeigeführt werden könne, 
und zwar eben mit der Maßgabe, daß der einzelne Ge- 
sellschafter auch im Innenverhältnis nicht schlechthin das 
von ihm in die Gesellschaft Eingebrachte zurückfordern, 
sondern nur den sich aus der Auseinandersetzung er- 
gebenden Überschuß verlangen könne. Wie in anderem 
Zusammenhang bereits ausgeführt, geht auch im Schrift- 
tum die überwiegende Meinung dahin, daß nach erfolg- 
reicher Anfechtung einer ins Leben getretenen Gesell- 
schaft eine Auseinandersetzung Platz zu greifen habe, 
die sich bei der OHG. und der KommGes. formell nach 
den Grundsätzen der $$ 147 ff. HGB. zu vollziehen hätte, 
wie dies ohnehin im Außenverhältnis zu geschehen hat. 
Damit ist freilich noch nichts darüber gesagt, nach welchen 
sachlich- rechtlichen Grundsätzen diese Ausein- 
andersetzung zu bewerkstelligen wäre. Zu denken wäre 
von dem bisherigen Standpunkt aus an die Vorschriften 
über die Herausgabe ungerechtfertigter Bereicherung, die 
Bestimmungen über Geschäftsführung ohne Auftrag und 
die der Gemeinschaft. Allein einmal stehen Außen- und 
Innenverhältnis in engster Wechselbeziehung zueinander 
und lassen sich vielfach kaum in ihren Wirkungen tren- 
nen, zumal auch im Innenverhältnis daran nicht vorbei- 
gegangen werden kann, daß die Gesellschaft auch in, 
soweit — unter Umständen geraume Zeit — gelebt hat 
und damit zahlreiche Rechtstatsachen geschaffen sind, die 
sich fortlaufend gerade auch auf das Innenverhäſtnis aus- 
wirken sollten, und zwar so, wie es der Gesellschafts- 
vertrag vorsah. Es läßt sich auch sehr wohl sagen, daß 
Gesellschafter, die eine Gesellschaft in Vollzug gesetzt 
und es auf sich genommen haben, von der Außenwelt 
als Gesellschafter angesehen und behandelt zu werden, 
damit im Grunde fortlaufend doch zugleich den Willen 
getätigt haben, ihre gegenseitigen Beziehungen für die 
Dauer des tatsächlichen Vollzugs des Gesellschaftsver- 
trags als solche aus einem zu Recht bestehenden Gesell- 
schaftsverhältnis angesehen zu wissen. Letzten Endes 
kommt hinzu, daß die Auseinandersetzung eines mit Er- 
folg angefochtenen Gesellschaftsvertrags einer ins Leben 


A 
getretenen OHG. oder KommGes. nach den obener us, 
ten Grundsätzen der ungerechtfertigten Bereicheri Ei zu 
namentlich bei längerer Betätigung der Oese Schtsver” 
kaum lösbaren Schwierigkeiten, zu größter Rec PA 
wirrung und auch zu durchaus unbilligen Erge it den 
führen könnte und müßte, alles Folgen, die ger be 
richtig verstandenen Interessen und Bedürinisset e 
teiligten Gesellschafter unvereinbar sind. Ahne, wenn 
wägungen haben mit dazu geführt, daß der r. eben 
cine Gesellschaft des bürgerlichen Rechts schon 15 ück⸗ 
getreten ist, den Gesellschaftern das gesetzlit au 
trittsrecht aus 88 325, 326 BGB. versagt und 7 
Kündigungsrecht aus wichtigem Grund verwies spel i 
Alle diese Gesichtspunkte sprechen dafür, 110 ont: 
Vollzug gesetzten elle Gebilden, Wi e Tau- 
und KommGes., Willensmängel (Irrtum, a E gefor 
schung, widerrechtliche Drohung) nur in der apgabe dei 
der Auflösung aus wichtigem Grunde nach Mat nen ist 
88133 ff. BGB. Beachtung finden können. Abzu alten l 
der Gedanke, die Auflösung solcher Gesellsc knüpft; 
die bloße Tatsache der erfolgten Anfechtung get ist wi 
Darüber, ob eine etwaige Anfechtung begruf 5 
nicht selten erst nach mehr oder minder lane ische 
dauer rechtskräftig entschieden werden. In er schts” um! 
zeit ist die Gesellschaft weiter als solche IM derum e 
Geschäftsverkehr aufgetreten. Damit wäre = rakteri 
Zwischenstadium ermöglicht, das dieselben ua ins Au 
sehen Züge aufweist, as sie e du dic peciit 
gefaßte Lösung vermieden werden 80 en. Jls 
standpunkt, daß der anfechtungsberechtigte 1 ve 
ter nach Vollzug des Gesellschaitsvertra8S un 
der Auflösungsklage aus wichtigem Grund ascher 
HGB. zu verweisen ist, wird der Eigenart d A 
nisse, wie sie nun einmal bei den ins Le cn, lichte 
Handelsgesellschaften ohne eigene Rechts per "gensal? 


obwalten, am chesten gerecht. Er läßt im ten ig 
der Rechtslage bei den Kapitalgesellscha ng n iel 


mängel immerhin in einer nach außen un koming 
praktisch erträglichen Weise zur Auswirkung ichti 
und schafft dabei gleichzeitig nach beider, wie ai 
hin klare und durchsichtige Rechtsverhältn rg — 
gerade im Handels- und Geschäftsverkehf dem vont ig 
standenen Interesse aller Beteiligten beson = of . 
sind. Die Belange des von dem Willensmanng und 405 
nen Gesellschafters werden über die Auftesu aht, an 


Abs. 2 Oder weckte 
erheben kann. Es scheint auch billiger UN einm bl. 
licher, die Frage nach der Auflösung el 5 


Vollzug gesetzten Gesellschaft nach Las das bei Ge 
nisse in der Gegenwart zu beurteilen, WIN, als die 


j nlet 
Auflösungsklage nach § 133 HGB. geschieht; . Gan 


ohne Rücksicht auf die Entwicklung, de diesen 
hat, rückwirkend zu vernichten. Aus aller vertrage der 
den ist die Anfechtung des Gesellschaft n 
Grund von Willensmängeln auch bei def he 
KommGes. nicht der Kis th 
Da danach alle Versuche der Ki, LWT. el. 
rechtlich zu begründen, nicht zum Ziele ng icht g 
eine andere Möglichkeit für die Begim ige 
sichtlich ist, muß das angefochtene Urteil eigene 
die Berufung der Kl. gegen das klaga — 
des LG. zurückgewiesen werden. 44,40.) 
(RG., Il. ZivSen., U. v. 30. Okt. 1940, U 


Anmerkung: Der Entsch. ist beizupilichte ig We 
entwickelt in ihr die bisherige Rspr- 10.85 und ung 
Nachdem auch das Schrifttum sich AU fassung 
heren Entsch.: JW. 1935, 2617, der Az ) 
schlossen hatte, daß die Nichtigkeit etninis Sapon 
gewordenen Gesellschaft im Innenveidf, r 0 
einandersetzung zwischen den CGesellsenne 9 105 gnd 
habe (vgl. Schlegelberger, „ichen Leine 
61, 62), bringt die Entsch. im wesentlic i 
rung im praktischen Ergebnis. in, de 

Es dürfte aber daran festzuhalten SC gelsges® gel . 
Hinblick auf die Besonderheiten der Hant” ann hr al 
ten gezogenen scharfen Folgerungen h $ 
wenn die Gesellschaft schon im Gesch 
getreten ist. 
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Di 
fechtha i386, ob einem Dritten seine Kenntnis der An- 
kann, is eit bzw. Nichtigkeit entgegengehalten werden 
den, We m vorliegenden Falle vom RG. nicht entschie- 
i er der Gesellschaftscharakter so stark wie 
T dann erscheint auch die Auffassung yon 
dem Dritt nm. 8 zu 8 123) folgerichtig, daß die Kenntnis 
trauen . dann nicht schadet, wenn er darauf ver- 
als Solch ünte, daß die Gesellschaft wenigstens zunächst 

E e auftreten wollte. 

den pap ual ist die Entsch. dagegen für den vorliegen- 
derung aer befriedigend, aber für die Formu- 
rund der Unftiger Klagen sehr wichtig. Auf 
vertretenen in Rspr. und Schrifttum bisher überwiegend 
Auffassung, konnten die KI. sich darauf ver- 
a Falle der Bejahung der Anfechtbarkeit 
gaftsvertrages zum mindesten der Hilfs- 
zZ willigung in die Löschung der Gesell- 
uge komme. Das RG. hat, ohne das Be- 
A Anfechtung nachzuprüfen, die Klage 
m vert abgewiesen, da sie auf Grund der neu 
war, retenen Rechtsauffassung nicht mehr schlüs- 


grün ER 
au detse 


at 
1180 

von ihm ve 

Ig 


ine U 
ale ung gantung des Hilfsantrages in eine Klage auf 
. Hinweis KommGes. hat es ausdrücklich abgelehnt 
iall geänderter gui, daß dies ein völlig neues Begehren 
mir in der Rey] atsachengrundlage darstelle und jeden- 
7u icht A nst, nicht mehr zulässig sei. Es erscheint 
9 05 verweist einleuchtend, daß nicht wenigstens eine 
üke möglich Ing zur weiteren tatsächlichen Aufklä- 

nomie „ gewesen wäre. Im Interesse der Prozeß- 


wäre dieser Weg sicher begrüßenswert ge- 


Pro 

v zessual ; P 

An esondere die Entsch., wie sich hieraus ergibt, 
ung. edeutung und bedarf allgemeiner Be- 


LGDir. a. D. RA. Dr. Lenz, Berlin. 
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Hehe ke. 
au kein 3,119 Sch. $ 92 HGB.; $ 81 ZPO. Es be- 
1 m ernis, einen Entlassungsgrund gegenüber 
z nagenten auch als Anfechtungsgrund zu 
walt ia erlag inne Es ist ferner unbedenklich, die 
uwalt rung innerhalb des Rechtsstreits von An- 
53 en (vgl. Jonas, „ZPO.“, 8 81 


Alxsen., U. v. 15. Nov. 1040, VH 47/40.) [N] 
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1 8 Denn = 249, 276, 459, 480 BGB.; 88 253, 256 
Sehe z ritten A and im eigenen Namen für Rechnung 
N, der 11 Sache kauft, so ist er berechtigt, den 
selbst Dritten durch mangelhafte Lieferung 
Preis attungshauf entlich geltend zu machen. — Bei 
lung An, Ein ist zwischen einer allgemeinen An- 
i genschaften (Brauchbarkeit) der Gat- 
Newahr gemeinen „onderen Übernahme der Gewähr für 
ure (adlür sa en und der Übernahme der 
Preig,, Usfallware ere Eigenschaften der zu liefernden 
H der EI €) zu unterscheiden. Die allgemeine An- 
è aus en der Gattungsware kann eine 
schlug be Qesichtspunkte des Verschuldens bei 
darch Werleteung ünden. — Eine Haftung wegen schuld- 
en. n eier ng 55 Vertragspilichten kann u. U. auch 
ch ner hierauf mer mangelhaften Ware begründet wer- 


Yon mend Ge tie Anspruch kann dem Käufer 
i ngsansprüch 3 
ider ki orliegen ehen 1 en und unabhängig 


erben A. der von B 


a A. und deren Architekt S. mit- 
n Bestät; Kl. im eigenen Namen bei der 
mt 740 A igungsschreiben v. 12. und 22. Nov. 
> ongossi-Bohlen zum Preise von 
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218,50 H je cbm. Bongossi-Holz ist eine afrikanische 
Holzart von besonderer Festigkeit und Härte. Der Ver- 
kauisbestätigung legte die Bekl. ihre Lieferungsbedingun- 
gen zugrunde, wonach Mängelrügen spätestens innerhalb 
3 Tagen nach Ankunft der Ware erfolgen müssen und 
der Käufer bei Mängelrügen über die Qualiät der Ware 
unter Ausschluß des Rechtes auf Wandlung nur Anspruch 
auf eine dem etwaigen Minderwert entsprechende Her- 
absetzung des Kaufpreises hat. Die Bongossi-Bohlen 
wurden im Dez. 1938 geliefert und im Jan. und Febr, 1930 
verlegt. Einige Zeit später bildeten sich Risse und Fugen, 
so daß die Fußböden undicht wurden. Die Firma A. hält 
deshalb eine Neuverlegung der Fußböden für notwendig, 
weil durch die Undichtigkeit der ordnungsmäßige Betrieb 
der Mühle in Frage gestellt werde. 

Der Kl. hat deshalb Klage erhoben mit den Anträgen: 

1.in erster Linie: festzustellen, daß die Bekl. ver- 
pflichtet ist, der Firma A. den durch die fehlerhaite Lie- 
jerung der Bongossi-Holzbohlen entstandenen und noch 
entstehenden Schaden zu ersetzen, 

2. hilis weise: die Bekl. zu verurteilen, den Kl. von 
jeglichen Schadensersatzansprüchen der Firma A. aus der 
Lieferung dieses Holzes freizuhalten. 

Das LG. hat dem Hilisantrage des KI. stattgegeben. 

Das BG. hat die Klage ganz abgewiesen. 

Das RG. hob auf und verwies die Sache zurück. 

Das BG. stellt zwar, auf Grund des eingeholten Sach- 
verständigengutachtens, fest, daß das von der Bekl. ge- 
lieferte Holz nicht genügend ausgetrocknet war sowie 
daß die Spalten und Fugen, die sich im Fußboden ge- 
bildet haben, auf diesen Mangel zurückzuführen sind. Es 
meint jedoch, daß die Bekl. wegen des Zustandes des 
Holzes nur dann auf Schadensersatz in Anspruch ge- 
nommen werden könnte, wenn sie die völlige Trocken- 
heit des Holzes oder die Staubdichtigkeit der Fußböden 
zugesichert hätte. Eine solche Zusicherung verneint es 
mit näherer Begründung. Danach hält es sowohl den An- 
spruch des Kl. auf Freihaltung von Schadensersalzansprü- 
chen der Firma A. entsprechend dem Hilisantrage als 
auch den Hauptantrag, der ebenfalls die Schadensersatz- 
pflicht der Bekl. voraussetzt, für unbegründet. 

Das BG. hat hiernach sowohl den Hauptantrag als 
auch den Hilfsantrag sachlich beschieden, ohne zur 
Frage des Rechtsschutzbedürfnisses überhaupt Stellung 
zu nehmen. Dieses ist jedoch von Amts wegen zu prüfen, 
sei es, daß das Rechtsschutzbedürfnis eine Prozeßvoraus- 
setzung ist, ohne die eine Sachentscheidung überhaupt 
nicht ergehen darf (vgl. RGZ. 160, 209 = DR. 1939, 1591°°), 
sei es, daß es sich hierbei nur um eine Voraussetzung 
für das Bestehen eines Rechtsschutzanspruchs handelt 
(vgl. jonas-Pobhle, ZPO. vor § 253 zu III, § 256 
zu IM). 

e des Kl. zur Geltendmachung des 
Drittschadens unterliegt, entgegen der Annahme des LG., 
keinen Bedenken. Sie ist deshalb zu bejahen, weil der 
Kl. die Bohlen im eigenen Namen für Rechnung der 
Firma A. gekauft hat (vgl. hierzu RGRKomm. BGB. 8 249 
Anm. 3 mit weiteren Nachweisen über Rspr. und Schrift- 
tum). Hierbei kann es nicht darauf ankommen, ob die 
Firma A. nach dem Vertrage, den sie mit dem Kl. ge- 
schlossen hat, den Kaufpreisbetrag für die Bohlen un- 
mittelbar an die Bekl. zu leisten hatte oder ob der Kl. 
auch nur den von ihm verauslagten Betrag der Firma A. 
besonders in Rechnung setzen durfte; es genügt viel- 
mehr, daß die Bestellung der Bohlen durch den Kl. auf 
Grund des von ihm mit der Firma A. ge- 
schlossenen Vertrages zur Verwendung 
in deren Mühlenbau, also in deren Interesse er- 
folgt ist, daß die Bohlen tatsächlich in dieser Weise ver- 
wendet worden sind und daß die Gesamtvergütung, die 
der Kl. hierfür von der Firma A. zu erhalten hat, den 
von ihm verauslagten Kaufpreisbetrag in sich schließt. 
Daß die übrigen Voraussetzungen hier erfüllt sind, ergibt 
sich ohne weiteres aus der unstreitigen Beteiligung der 
Firma A. an den Verhandlungen mit der Bekl. über die 
Auswahl des Bongossi-Holzes für den Mühlenbau. Das 
Feststellungsinteresse des Kl. wäre nur dann zu ver- 
neinen, wenn etwa die Firma A. sich mit der mangelhaften 
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Ausführung des Bauauftrages zufrieden gegeben hätte 
und auf die Nachbesserung keinen Wert legte (vgl. RGZ. 
58, 43; RG.: JW. 1910, 1000 °); dergleichen hat die Bekl. 
aber selbst nicht behauptet und bedarf daher keiner wei- 
teren Erörterung. 

Da somit im Falle der Schadensersatzpflicht der Bekl. 
dem Hauptantrage stattzugeben ist, kommt es auf die wei- 
tere Frage, ob auch hinsichtlich des Hilfsantrages ein 
Rechtsschutzbedürfnis des Kl. besteht, nicht weiter an. 
Erwähnt sei hierzu nur, daß auch dieser Antrag, trotz 
der äußeren Form eines Leistungsantrages, seinem Inhalt 
nach mangels Angabe einer bestimmten Summe, nur ein 
Feststellungsantrag sein kann, mit dem der Kl. die Ver- 
pflichtung der Bekl., ihn von Schadensersatzansprüchen 
der Firma A. freizustellen, grundsätzlich festgestellt wis- 
sen will. Ein Interesse an dieser Feststellung hätte der 
Kl. aber nur dann, wenn er dartäte, inwiefern die Firma 
A. ihn nach dem zwischen ihnen geschlossenen Vertrage 
für die Mängel der Bauausführung verantwortlich machen 
könnte; dies ist aus dem Vorbringen des Kl. deshalb 
nicht ersichtlich, weil er nach seiner Behauptung das ihm 
aufgetragene Werk ordnungsmäßig ausgeführt hat und 
der Mangel nur auf der Beschaffenheit des von der 
Bekl. gelieferten Bongossi-Holzes beruht, das er auf An- 
Weisung der Auftraggeberin, der Firma A., verwendet hat, 
ohne daß der Mangel des Holzes für ihn erkennbar ge- 
Wesen wäre; es bedürfte insoweit zum mindesten einer 
näheren Darlegung des von dem Kl. mit der Firma A. 
geschlossenen Vertrages und des Grundes seiner Scha- 
densersatzpflicht, die gemäß § 651 i. Verb. m. 8 635 BGB. 
grundsätzlich voraussetzt, daß der Mangel auf einem von 
ihm zu vertretenden Umstande beruht. 

Es handelt sich bei dem Streitgegenstand um aen Gat- 
tungskauf einer bestimmten Menge Bongossi-Holz. Bei 
einem solchen Gattungskauf ist zwischen einer all- 
gemeinen Anpreisung der Eigenschaften (Brauchbarkeit) 
der Gattungsware, der besonderen Ubernahme der Ge- 
währ für diese allgemeinen Eigenschaften und der 
Übernahme der Gewähr für besondere Eigenschaiten 
der zu liefernden Ware (Ausfallware) zu unterscheiden. 
Die allgemeine Anpreisung der Eigenschaften der Gat- 
tungsware kann eine Haftung nur aus dem Gesichtspunkte 
des Verschuldens beim Vertragsschluß begründen; ein 
solches ist im vorl, Falle nicht dargetan, weil der Kl. 
selbst nicht behauptet hat, daß Bongossi-Holz für Fuß- 
böden, an deren Dichtigkeit besondere Anforderungen 
gestellt werden wie im Mühlenbetriebe, allgemein un- 
geeignet sei; die Richtigkeit des Gutachtens des Instituts 
für ausländische und koloniale Forstwirtschaft an der 
Forstlichen Hochschule in Tharandt wird von keiner 
Seite angegrifien. Die Übernahme der Gewähr für die 
allgemeinen Eigenschaften von Bongossi-Holz würde 
eine selbständige Garantie darstellen, soweit sie un- 
abhängig von dem Ausfall der einzelnen Lieferung erfolgt 
ist; sie enthält aber in der Regel zugleich die Übernahme 
der Gewähr dafür, mit anderen Worten die Zusicherung 
i. S. der 88459 Abs. 2, 480 Abs. 2 BGB., daß jedenfalls 
auch die Liefer ware (Ausfallware) diese Eigenschaften 
aufweist. Außerdem kann jedoch auch eine besondere 
Eigenschaft gerade der aus der Gattung auszuwählenden 
Ware (Ausfallware) zugesichert sein; als solche Eigen- 
schaft kommt hier in Betracht, daß das Holz ausgetrock- 
net ist und deshalb nach dem Verlegen der Fußböden 
keine Risse und Fugen bildet, so daß die Fußböden dicht 
bleiben. Nur im Falle einer Zusicherung besonderer 
Eigenschaften der Lieferware greifen die Grundsätze der 
Mängelhaftung (5 480 BGB.) ein. Es ist daher von Be- 
deutung, welche Art vertraglicher Zusicherung (Garan- 
tie) im vorl. Falle behauptet werden soll: eine über eine 
allgemeine Anpreisung hinausgehende allgemeine Zu- 
sicherung der Eigenschaften der Gattungsware, die 
zugleich die Zusicherung entsprechender Eigenschaf- 
ten der Lieferware in sich schließt, oder die Zusiche- 
rung besonderer, unabhängig von den allgemeinen Eigen- 
schaften der Gattungsware vorhandener Eigenschaften der 
Lieferware. Dies wird bisher weder von den Parteien 
noch vom Gericht auseinandergehalten und daher zu- 
nächst der Klärung bedürfen. Läßt sich eine Zusicherung 
weder der einen noch der anderen Art feststellen, so 
kommt eine Mängelhaftung nur noch auf Grund des § 480 
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Abs. 1 i. Verb. m, § 459 Abs. 1 BOB. in Betracht, nami 
dafür, daß die Ware zur Zeit des Gefahrübergang ihre 
Fehlern behaftet gewesen ist, die (ihren Wert = ver 
Tauglichkeit zu dem (gewöhnlichen oder) nach nt 
trage vorausgesetzten Gebrauch aufgehoben ode aul 
dert hat; eine solche Haftung ist jedoch, Wie dg 
Schadensersatz gerichteten Anträge ergeb 
geltend gemacht. 
Mit Recht rügt die Rev., daß das BG. de Vertrags” 
punkt der schuldhaften Verletzung allgemeiner elhaftet 
Dilichten (8 276 BGB.) durch Lieferung einer mange 
Ware überhaupt nicht berücksichtigt hat, o l ob- 
Klage auch hierauf ausdrücklich gestützt war diesem 
wohl das LG. sogar die Klage ebenfalls ne nicht 
Gesichtspunkt für begründet erachtet hatte. 3 2 
anzunehmen, daß das BG. diesen Klagegrund für den 
ledigen zu können geglaubt hat, daß es ens a 
Zustand des Holzes hätte die Bekl. Schadens Holzes 
zu leisten, wenn sie die völlige Trockenheit il auch für 
zugesichert hätte. Im übrigen würde es dami der Ver 
seine die Haftung wegen schuldhafter Verle ZB Begrün 
tragspllichten ablehnende Auffassung noch kein gelb: 
dung gegeben haben. Die Nichterörterung die etwaige 
ständigen Klagegrundes enthält ebenso Wie 1106 en 
Nichtbegründung seiner Ablehnung einen Vers 
8551 Ziff. 7 ZPO. wege? 
Es ist anerkannten Rechts, daß eine Hait insbe 
schuldhafter Verletzung von Vertragspflicht nung u. . 
wegen schuldhaft mangelhafter Vertragserfü ründe 
auch durch Lieferung einer mangelhaften zZ dem 
werden kann und daß der hierauf gestützte Ahrleistung 
Käufer möglicherweise auch neben den Ge liegen 075 
ansprüchen und unabhängig von ihrem Vorli Warn. il 1 
(vgl. RGZ. 53, 200; 56, 166; 66, 289; RG.: Hep, die f 
Nr. 130 S. 204). Allerdings werden in der 2 s 
gemeinen Grundsätze über die Haftung mem 135, % 7 
Verschuldens beim Vertragsschluß (vgl. R 1935, 2 
= JW. 1932, 1802 le, ROZ. 148, 296 = JW. auch 5 
RG.: JW. 1930, 3472 2; 1935, 1687 ), Se 18; Oh „ 
schuldhafter Vertragserfüllung (vgl. ROZ. wendbar 1 
71, 174; 95, 4; 125, 76) insoweit für p 1 
achtet, als die gesetzliche Sonderregelung E hierbei mo 
stungsansprüche (88 459 fl. 1 eingreif aug der Scis l 
delt es sich aber nur um eine inschränkl 5 nach. 
densersatzpflicht aus § 276 BGB. dem U enragsel 
dem Gesichtspunkte der schuldhaften“ 
können nämlich nur solche Schäden nicht entstehen, ien 
werden, die auch schon bei Nichterfüllung elha 
den (z. B. wegen Unverwendbarkeit der Erfül Ui ven 
Ware) oder die auch bei ordnungsmäßle® uses, ichen. 
stehen würden (z.B. Zahlung des Kauft nszuglele he 
dung der Transportkosten); diese See üche ie 
sind ausschließlich die Gewährleistung” Tu sie hr“ 
stimmt. Auf schuldhafte Vertragserlüllunß der Genen, 
doch ein Schadensersatzanspruch au — eit SF 
leistungspflicht und unabhängig von ung in ame 
als dee Folgen der mangelhaften Eri raucht 
stehen, insbes. solche, die durch die — kelt per 
der Ware im Vertrauen auf deren Vef — stehe” 
ursacht sind. Derartige mittelbare Sec br e in ich! 
im vorl. Falle, mindestens teilweise, & schuldhaft s pe 
Denn der Kl. wirft der Bekl. vor, daß Sie ge 
genügend ausgetrocknetes und destrals Holz, 15 0 
habe, und er stützt den Schadense datealffolges 0 
darauf, daß durch die e een wendbar ei h rech 
Vertrauen auf seine ee der Bekl. al und, b. 


sei, Schäden verursacht seien. O A pirm ji 
den in der angegebenen Richtung zuf chädigte frc : 
jahendenfalls, ob den Kl. oder die ges eine vo 


oder deren Erfüllungsgehilfen S. etun "a 10 be 
trifft (8254 BGB.), wird das BG. daher haften fla 
der Frage der Zusicherung von Bigg nur eine pade" 
sonders zu prüfen haben. Falls danac (. die Sen eh 
aus 8276 BGB. gegeben ist, wird das a senide nie 

ersatzpflicht der Bekl. auf die besonderen gung den sl 
zuschränken haben, die durch die Ver acht wor N) 

genügend ausgetrockneten Holzes verursa [ 


(RQ, II. ZivSen., U. v. 13. Nov. 1940, II 


1, 
| Jahrgang 1941 Heft 12] 


Anmerkun g: 


1. Drittschaden 


Di i 3 
it Upea ungen des Urteils zum Drittschaden sind 
A Noch: insicht bemerkenswert. 
RORE f. der letzten — neunten — Auflage des 
Recht sei rt S. 510 Anm. 3 zu 8 249 heißt es, mit 
Anspruch oS Einschränkung gemacht worden, daß der 
ist, pa auf Ersatz des Drittschadens ungerechtfertigt 
luft. = feststeht, daß der Beauftragte von seinem 
nicht der nicht haftbar gemacht ist und auch künf- 
"Schon ein 5 Macht werden soll“. Demgegenüber besagt 
trage ak il aus dem Jahre 1915: „Aus einem Ver- 
Schade - Sich auch die Verpflichtung ergeben, einen 
10 eln ersetzen, den nicht der Vertragschließende, 
des Bag Dritter erleidet. ... Daß nach dem Rechte 
kein vermöge. ne Begründung eines Schuldverhältnisses 
f nicht rechtliches Interesse zu erfordern ist, er- 
"tung — zweifelhaft, ebensowenig, daß man eine 
aber ei seinen Dritten sich ausbedingen kann. Wenn 
rechtliches [tragschließender ohne eigenes vermögens- 
Ausbeg; ad resse eine Leistung an einen Dritten sich 
Nicht den aus un, so kann sich der Vertragschuldner 
* dem Vertrage sich ergebenden Verpflich- 
mangle m Einwande entziehen, dem Vertragsgläu- 
zusdeg e für die Geltendmachung der dem Dritten 
e: orteile das vermögensrechtliche Inter- 
einen Veo, [202/03] = JW. 1916, 259°). Das RG. 
iran "tehene Daeg zugunsten Dritter angenommen. 
ERE zugunsten Urteil hat das RG. offenbar keinen Ver- 
Sanschränkun Dritter angenommen und trotzdem jene 
Fuchs — che Rückgriff als Voraussetzung des An- 
hsentwieknnn gemacht. Das verdient für die weitere 
Fall rigens fr ng festgehalten zu werden. 
ten ei Et es sich, ob man nicht auch im vorl. 
5 es und unmittelbares Recht der Mühle auf 
der (orverhanglal eiten könnte; denn die Mühle war in 
teil; edanke nlehf fe in einer Weise eingeschaltet, daß 
lelcten hätte die Aeernliegt, nach dem Willen der Be- 
der sung an de ühle ein Recht auf ordnungsmäßige 
e hiten ye. und auf Schadenersatz im Falle 
Re) Das RG ertragserfüllung erlangen sollen. 
ch „ Meint, der Kl. habe die Bohlen für 
. Mühle gekauft. Das leuchtet nicht 
hp im eigenen N Wenn ein Handwerksmeister Werk- 
5 tut zunehmen amen beschafft, so ist im allgemeinen 
kh — Selber 4 daß er dies für Rechnung des Kun- 
— sann nicht, wenn ihm der Kunde hin- 
ist Stoffes genaue Anweisungen gegeben 
und „Unden en nicht schlechthin zu unterstellen, daß er 
A achtei, weile ‚des Geschäfts zuwenden muß 
deldst er ander Din überbürden kann. Regelmäßig 
aB a; ESchäftsherr Smeister für eigene Rechnung; er ist 
ON Vornher‘ nicht bloß mittelbarer Stellvertreter. 
noch einem 45 beabsichtigt, die Ware nach Ver- 
Recha nicht a, ummten Kunden zu liefern, begrün- 
son diesem p'alft h 


Feststellung, daß er sie für fremde 
4 abe, 
wert „H Unkte 


ten us je 

Kung Teich ist derungen bei Gattungs kauf 

h Test) ei Gatto bersicht, die das RG. über Zusiche- 
Sonden zuzustim Eskauf bietet. Diesen Ausführungen 


sche; e jun nmen. Dem Verständnis mancher, ins- 
eh deidun en Ten schtswahrer würden solche wichtigen 
könn Onan a zugänglich sein, wenn das RG. 
K) Al Wan hier Würde, mehr Beispiele anzuführen. 
Gay Ze meine zur Verdeutlichung sagen: 


are: da e e der Eigenschaften 
pet lgemeinen Verkäufer behauptet, daß Wachtel- 
in = Iur gewisse Jagdzwecke besonders 


t Al omg der GEST 
Male rt zu, dag g Eigenschaften: der Ver- 
) ie der y2 a. der H ; 

ewh achtelhunde 0 die typischen 


esondere Eigenschaften: 
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der Verkäufer sichert zu, daß der Hund Pumps außer- 
dem nicht handscheu ist. 


3. Positive Vertrags verletzung 

Zu billigen sind auch die Darlegungen des Urteils über 
die schuldhafte Vertragserfüllung. Besonders wichtig ist 
der letzte Satz, wonach diese Schadenersatz- 
pflicht gegebenenfalls auf die besonderen Schäden 
einzuschränken ist, die durch die Verwendung des 
nicht genügend ausgetrockneten Holzes verursacht wor- 
den sind. Das mußte nämlich deshalb betont werden, 
weil der Klagantrag zu I auf Feststellung gerichtet ist, 
daß „der“, d.h, aller Schaden, zu ersetzen sei. Das geht 
über das Maß des Begründeten hinaus; denn unter dem 
in Rede stehenden Gesichtspunkte kann Ersatz solcher 
Schäden nicht verlangt werden, die entweder auch schon 
bei Nichterfüllung oder die auch bei ordnungsmäßiger 
Erfüllung entstehen würden. Insofern hätte dieser Klag- 
antrag der Einschränkung bedurft. 

Prof. Dr. Wilhelm Herschel, Frankfurt a.M. 


*. 


4. RG. — 88 249, 254, 844, 1360 BGB. Da nach 8 249 
BGB. beim Schadensersatz der Zustand wiederhergestellt 
werden soll, der ohne das schadenstiftende Ereignis be- 
standen haben würde, kann eine Witwe nach $844 BGB. 
verlangen, so gestellt zu werden, wie sie unter Berück- 
sichtigung des 8 1360 Abs. 1 BGB. bei Fortführung der 
Ehe gestanden haben würde. Dazu gehören u. U. auch 
ihre Freistellung von beruflicher Arbeit sowie Aufwen- 
dungen für eine Haushaltshilfe und für Vergnügungen und 
Reisen (vgl. RGZ. 154, 236). 


(RG., III. ZivSen., U. v. 8. Nov. 1940, III 27/40.) IN.] 
* 


5. OLG. — 88 300, 400, 134 BGB.; 58 811, 766, 793 ZPO. 


1. Der Anspruch auf Herausgabe nicht pfändbarer 
Gegenstände (militärische Kleidungsstücke und Aus- 
rüstung) kann nicht wirksam an die Eheirau abgetreien 
werden. 

Für die Ehefrau besteht auch an der Geltendmachung 
eines derartigen Anspruches zur Einziehung, die nach 
der Rspr. des RG. möglich wäre, kein rechtsschutzwür- 
diges Interesse. 

2. Auch bei vorheriger Weigerung der Zulassung eines 
Vertreters der Ehefrau bei Herausgabe ihr gehöriger 
Möbel und Gegenstände kann der Anspruch auf Zu- 
ziehung des Ehemannes bei der Vollstreckung nicht im 
ordentlichen Rechtswege verfolgt werden. f) 

Die Kl. hat vom Bekl. die Herausgabe einer Anzahl 
von Sachen teils aus eigenem Recht, teils aus abgetrete- 
nem Recht ihres Mannes begehrt und ferner verlangt, 
der Bekl. solle dulden, daß ihr Mann als ihr Beauf- 
tragter bei der Herausholung der mit der Klage zurück- 
geforderten Sachen zugegen sel. Durch Teilurteil ist 
der Herausgabeanspruch aus eigenem Rechte der Kl. 
rechtskräftig zu ihren Gunsten erledigt. Der Bekl. hat 
dem Herausgabeanspruch ein Zurückbehaltungsrecht we- 
gen mehrerer Gegenforderungen entgegengesetzt, 

Hinsichtlich der noch anhängigen Ansprüche mußte 
das Rechtsmittel des Bekl. Erfolg haben. 

I. Der restliche Herausgaveausp: urn der Kl. bezieht 
zieht sich auf Uniformrock, Waffen und Militärstiefel, 
Diese Sachen sind nach dem eigenen Vortrag der Kl. 
lediglich irrtümlich in dem Klageantrag aufgenommen 
worden, da sie ihrem Manne gehören. Dieser hat der 
Kl., damit insoweit eine Klageabweisung vermieden 
werde, durch schriftliche Erklärung v. 9. Okt. 1939 den 
ihm in Ansehung dieser Sachen zustehenden Heraus- 
gabeanspruch gegen den Bekl. abgetreten. Ob der 
aus dem Eigentum entspringende Herausgabeanspruch 
ohnedas Fi gentum übertragen werden kann, ist im 
Schrifttum und der Rspr. streitig (bejahend ohne Be- 
gründung RG.: JW. 1932, 1205). 

Zu dieser Frage, braucht indessen keine Stellung ge- 
nommen zu werden. Denn die Abtretungserklärung vom 
9. Okt. 1939 vermag aus anderen Gründen die Klage 
nicht zu stützen. 

Bei den noch streitigen Sachen handelt es sich um 
militärische Ausrüstungsgegenstände, die dem Manne der 
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Ki. gehören, der zur Zeit als Hauptmann der Artillerie bei 
der Wehrmacht Dienst tut. Es kann angenommen wer- 
den, daß sie deshalb nach 8 811 Ziff. 7 ZPO. der Pfän- 
dung entzogen sind. Ob sie darum nicht Gegenstand 
eines Zurückbehaltungsrechts sein können, wie die Kl. 
meint, kann dahinstehen. Jedenfalls ist, wie die Sachen 
selbst, auch der Anspruch auf ihre Herausgabe der Pfän- 
dung nicht unterworfen (vgl. Jonas, „ZPO.“, zu 
&811 II Abs. 1 a. E. aus 8 8471 Note 3). Dann aber kann 
er nach 8400 BGB. nicht abgetreten werden. Die den- 
noch geschehene Abtretung ist nichtig (8 134 BGB.). 

Zwar ist nach der nicht unbestrittenen Rspr. des RG. 
(RGZ. 94, 137; HRR. 1931 Nr. 1608; RGRKomm. zu 
$ 400 BGB.) solchenfalls gleichwohl eine Abtretung des 
Herausgabeanspruches lediglich zur Einziehung recht- 
lich möglich. Jedoch hat die Kl. bestritten, daß eine 
solche vorliege. Ungeachtet dieses Bedenkens vermag 
die Kl. aber auch nicht darzulegen, welches rechtsschutz- 
würdige Interesse sie an der Einziehung dieses An- 
spruches haben könnte (RGZ. 91, 301 ff.). Da es sich 
bei den Sachen um militärische Ausrüstungsgegenstände 
handelt, ist nicht ersichtlich, daß sie dieses Interesse, 
wie sie anführt, mit ihrem Bestreben, ihre Wohnungs- 
einrichtung zu vervollständigen oder jetzt schon mit 
ihrer Rechtsstellung als vertraglicher Alleinerbin ihres 
Mannes rechtfertigen könnte. Daß die Kl. eine teilweise 
Abweisung der Klage vermeiden will, begründet das 
Interesse nicht. Ein sonstiges Interesse ist nicht er- 
kennbar. 

Bei dieser Rechtslage bedarf es keiner näheren Erörte- 
rung mehr, ob das Zurückbehaltungsrecht des Bekl. 
statthaft und im Hinblick auf seine Gegenforderung be- 
gründet wäre. 

II. Dem Duldungsanspruch fehlt das Rechtsschutz- 
interesse. Im Schrifttum und in der Rechtsübung wird 
mit Recht die Auffassung vertreten, daß bei der Voll- 
streckung der Gläubiger oder sein mit Vollmacht ver- 
sehener Vertreter zugegen sein darf (Jonas, „ZPO.“, 
8758 zu IV; Preuß. Gesch. Anw. f. Gerichtsvollz. 8 48 
Ziff. 6). Die Kl. ist daher in der Lage, auch ohne Auru- 
fung des Prozeßgerichts ihre Belange bei der Voll- 
streckung des Teilurteils zu wahren. Soweit der Bekl. 
diesem Urteile freiwillig nachkommen sollte, bedarf es 
ohnehin nicht des erstrebten Duldungsmittels. Sollte der 
Bekl. aber bei der Vollstreckung Schwierigkeiten machen, 
so ist die Kl. in der Lage, das Recht auf Anwesenheit 
ihres Ehemannes als ihres bevollmächtigten Vertreters 
im Vollstreckungsverfahren gemäß 88 766, 793 ZPO. 
geltend zu machen. Der ordentliche Rechtsweg steht ihr 
dazu vorerst nicht offen. 


(OLG. Düsseldorf, Urt. v. 29. Nov. 1940, 5 U 2/40.) 


Anmerkung: I. Der Herausgabeanspruch. 

a) Sachlich-rechtliche Lage. 

1. Der Kreis der dinglichen Verfügungsgeschäfte ist 
im Sachenrecht beschränkt; hier gibt es keine freie 
rechtsgeschäftliche Gestaltungsmöglichkeit. Das hat sei- 
nen Grund in dem besonderen Werte, der den Gegen- 
ständen des Sachenrechts für die Volksgesamtheit zu- 
kommt. Deshalb kann z.B. der Anspruch auf Grund- 
buchberichtigung (5 804 BGB.) nicht für sich allein ab- 
getreten werden. Anders verhält es sich indessen mit 
der Abtretbarkeit des Herausgabcanspruchs ($ 985 BGB.). 
Denn diese Verfügung ist im BGB. ausdrücklich als 
mögliches Rechtsgeschäft vorgesehen (8 255 BGB.), und 
es ist nicht anzunehmen, daß sie außerhalb des Scha- 
denersatzrechtes unzulässig sein soll. Das ist heute herr- 
schende, wenn auch nicht unbestrittene Meinung (vgl. 
Staudinger-Kober, Bd. III 1 [10] S. 625, Anm. 9 d 
zu 8 985; RGR.-ErlB. Bd. 3 (0) S. 330, Anm. 1 Abs. 2 zu 
8 985). Inwieweit diese Abtretungsmöglichkeit einzu- 
schränken ist, bedarf hier keiner Erörterung. 

2. Die Sachen, deren Herausgabe die Kl. verlangt, 
waren unpfändbar (5 811 Ziff.7 ZPO.). Daher konnte 
der Anspruch auf ihre Herausgabe, wie das OLG. richtig 
bemerkt, nicht abgetreten werden ($ 400 BGB.). Jedoch 
will das Urteil eine Ausnahme für den Fall zulassen, 
daß die Abtretung lediglich zur Einziehung erfolgt. 
Wenn es sich dabei auf die Rspr. des RG. stützen zu 
können glaubt, so ist das nur zum Teil richtig, weil das 
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RG. neuerdings jene Ansicht preisgegeben hat. In RO 
146, 398 (401) = JW. 1935, 16878 ist der Satz 
sprochen: „Das Verbot, eine Forderung abzut 

weit sie der Pfändung nicht unterworfen ist, mi t 
nach Sinn und Zweck des Gesetzes den gesamten Tuch 
und Umfang des Anspruchs erfassen und mul $ rg 
auf die Abtretung einer einzelnen aus dem Fon 


recht fließenden Befugnis, hier der Einziehungsb 


erstrecken.“ Dem ist beizutreten, und zwar ersten © 
des Wortlauts des Gesetzes (8 400 BGB.), zweiten se 
nur so der Zweck des im öffentlichen Interesse Font 
nen Pfändungs- und Abtretungsschutzes erreiC! pritt 
kann, und drittens, weil berechtigte Belange jg Wi 
schuldners es erheischen; seine Rechtsunsicherl@ ne | 
zu groß, insbesondere würde den schon ni 0 
Lohnbüros eine neue untragbare Aufgabe zugeteh® a 

3. Man kann hier die erfolglose Abtretung alle 
in eine Ermächtigung umdeuten, den Herd 
anspruch, obgleich er beim Eigentümer ver 
eigenen Namen zwecks Einziehung geltend 
Sachenrechtliche Bedenken aus § 985 BGB. 8 
nicht entgegen; denn die Ermächtigung gent 
weit als die Abtretung, und diese ist (vgl. Obe 
zulässig. Dagegen ist die Ermächtigung na 5 
BGB. unzulässig, weil auch sie dem Zwecke ng K 
dungs- und Abtretungsschutzes zuwiderliefe, 4 
schon in RGZ. 146, 308 (401) = JW. 1035 
schieden worden. Wo unser Recht sonst 
mächtigungen kennt, handelt es sich stets 
halte, bei denen der Anspruch wenigstens igs 
übung nach gepfändet werden kann. AUT eine 
vorliegenden Falle unmöglich, so daß au 3 
mächtigung nicht in Betracht kommt. 

4. Der Herausgabeanspruch der KI. ist also 
det. Das mag auf den ersten Blick hart ers 
hier die Ehefrau eines im Felde befindliche 
dessen Rechte wahrzunehmen trachtet. 
wäre weit besser zum Ziele gelangt, wenn el 
hätte, was dem gesunden Menschenverstand 5 
liegt: er hätte seine Ehefrau bevollmächtigen Sung 0 
den Gedanken, in solchen Fällen mit tre eptsteti 
Ermächtigung zu arbeiten, wird nur ein in "Diesel 1 
schen Dingen erfahrener Mensch kommen. weil 
weg hat hier auch nur deshalb einen San 
eine versehentlich für den falschen Sachbefeigen t 
hobene Klageforderung nachträglich dur h ea 
technischen Schachzug in Ordnung bringen icht! 
eines solchen Bedürfnisses willen kann ma ung jt 
tige soziale Grundsätze unserer Rechtsordn sach e 
chen. Die KI. ist nicht durch das gelten ersele 
Recht, sondern durch ein prozessuales tte die 
schwert. Es wäre richtig gewesen, man hrema 
insoweit zurückgezogen und namens des 
neue Klage erhoben. 

b) Verfahrensrechtliche Lag® 

Das OLG. hat diesem Teil der Klage da 
würdige Interesse abgesprochen. Sein 
darüber bedürfen der Ergänzung. 

1. Das Urteil geht davon aus, der Mel 
sei der Kl. abgetreten worden. Trifft das 
KI. alleinige Gläubigerin der Forderung & 
macht das Recht nicht bloß in eigene M 
sondern sie erhebt ein eigenes Recht, Ehei di 
zusehen, mit welcher Begründung man reiten 
staltung ihr das Rechtsschutzbedürinis ases Se 

2. Die Frage des Rechtsschutzintere® Ermächech 
erst, wenn man nicht Abtretung, son das ogn 

3 dann; Ae 


unb 
hein 


Kog 


annimmt. Eine verbreitete Lehre 
schutzbedürfnis des Ermächtigten nu FA on 
Kl. ein besonderes Eigeninteresse an ger Obe 
gung hat. M. E. bedarf diese Ansicht 1 Becht hen. i 
Man kann gewiß der Auffassung sein, einen, m 
4 3 12 5 verneinen Er | 
der Ermächtigung sei überhaupt zu Y man che 
det man aber die Bedenken und erkennt R ente ge 
tigung als ein Geschäft des sachlichen 15 f 
sollte man auch das Rechtsschutzbedür n it det de 
tigten nicht bestreiten. Sonst nimmt man 
Hand den größten Teil dessen, was mail 
Hand gibt. Eine Ermächtigung, hinter . 
befugnis steht, ist ein stumpfes Schwert. 


Zwei 
eifel anzunehmen sein, daß der Ermächtigte nach 
N des Ermächtigenden auch zur Prozeßfüh- 


mice; 
tet ist und daß er eine Art Prozeßstand- 


Su; 
er Ans 

ae es 
det 


ungs anspruch. 
der Kl. darauf, daß bei der Vollstrek- 
enheit ihres beauftragten Ehemanns vom 
werden müsse, ist sachlich-rechtlich be- 
steht aber kein. Bedürfnis, diesen An- 
lage geltend zu machen. Denn einen 
and des Schuldners hätte der Gerichts- 
twirknn mts wegen zu brechen, so daß es hierzu 
bedarf © eines besonderen vollstreckbaren Titels 
of, Dr, Wi 
Wilhelm Herschel, Frankfurt a. M. 
E 
-e nS, 880 BGB.; Art. 131 WeimVerf.; 8 127a 
. 2, Mai 1 (15 II 12; Nr. 4 der Kabinettsorder vom 
AN = 149). Schrifttum und Rspr. der früheren 
Frien übereingtj üchtigungsrecht der Lehrer an Berufs- 
le Summend bejaht (vgl. RGSt. 35, 182; 45, 1; 


re METI ivi 
2,2 IC zivil- und strafrechtliche Stellung des Leh- 


liche,“ Buc 
an ine Hommer, „Das Recht der gewerb- 
für d achschuſen ischen und haus wirtschaftlichen Berufs- 
des Reit nac 1 Preußen“, S. 400 ff.). Hieran muß auch 
n elt ähnelt g em Umbruch festgehalten werden. Die- 
bie RGewo em Züchti ungsrecht des Lehrherrn nach 
e Ausführun o fl. RArbO. 20, 280). 
darf nach d. der Züchtigung durch den Berufsschul- 
en in g 50 ALI auch jetzt noch maßgeblichen Bestim- 
I 12 sowie in Nr. 4 der Kabinetts- 


7. R 
tn AÈ — \ 
dn reer dci. § 1542 RVO.; 8 256 ZPO. Wenn 
Ming aden an der durch einen Verkehrsunfall dauern- 


ie Seiner ber Gesundheit erlitten hat, trotz einer 
beding itgeber „, lichen Leistungsfähigkeit von sei- 
30 jaf SEN wie A den gleichen Arbeits- und Entgelts- 
thada ihm hinsiehils dem Unfall weiterbeschäftigt wird, 
Een ein entstande lich seiner Erwerbsverhältnisse kein 
deg Di Ar r wenn fürsorgerische Erwägun- 
bestellte stwerhälinie ers für die unveränderte Fortsetzung 
30 > vo Einer Br maßgebend waren. Erhält der An- 
Brei ihr ëse bei en ufsgenossenschaft eine Unfallrente, 
itun enfenaufu Schädiger nicht Rückgriff nehmen, 
dent. gen über dj wand kein Schaden im Sinne der Be- 
} satza dem sie in Rerlaubten Handlungen gegenüber- 
enn Prüche he e nach § 1542 RVO. 
es Gegen. adensersatzsache die Leistungsan- 
Op, da sitzen den en befriedigt worden sind iind in 
zunade na ch zukin Pllichtigen Partei erklärt worden 
l sangen U anerkannt o Schadensersatzansprüche dem 
“bst — 9250 ZPO würden, so fehlen die Vorausset- 
m Mi eine Feststellungsklage; denn, 
En rungen der Schriftsätze, die dem 
sollte o noch kein vertragliches An- 
1 ist der Schadensersatzberech- 
geschützt, daß er einer Verjäh- 
57775 rpllichteten gegenüber späteren 
d der unerlaubten Rechtsausübung 
entgege sherige Verhalten des Ersatzver- 
"Mai joggen könnte. f) 
n E. Bee Den in der Kreuzung der U.- und 
Straßenbahnwagen der E.er Ver- 
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kehrs-AG. und der Lastkraftwagen des Bekl. zu 1, den 
der Bekl. zu 2 lenkte, zusammen. Hierbei wurde neben 
anderen der Straßenbahnangestellte K. verletzt. Die Kl., 
als die zuständige Berufsgenossenschait, gewährte ihm 
die ihm nach der RVO. zustehenden Leistungen und be- 
willigte ihm durch Rentenbescheid v. 31. Jan. 1930 für 
die Zeit v. 3. Nov. 1038 bis zum 15. Dez. 1938 eine Un- 
fallrente von 60% und von da ab bis auf weiteres eine 
solche von 50%. K., der seit dem 3. Nov. 1938 wiederum 
zum alten Lohn bei der E.er Verkehrs-AG. beschäftigt 
ist, bezieht die Rente auch weiterhin. 

Die Kl. begehrt Verurteilung der Bekl. zur Zahlung 
von 783,70 AM sowie von monatlich 76,70 RM V. 1. Sept. 
1030 ab; ferner hat sie mit der Klage Feststellung ver- 
langt, daß die Bekl. als Gesamtschuldner verpflichtet 
seien, ihr auch alle weiteren Aufwendungen in der Un- 
fallsache K. im Rahmen des 81542 RVO. zu ersetzen, 
die sie nach den Bestimmungen der RVO. für den Ver- 
letzten noch machen müsse. Sie macht geltend, die hinter 
den Bekl. stehende Versicherungsgesellschaft habe ihr 
alle übrigen Aufwendungen ersetzt, weigere sich aber, 
die dem K. zugebilligte Unfallrente zu erstatten. Auch 
hierzu seien die Bekl. aber verpflichtet. Denn wenn K. 
von seiner Arbeitgeberin auch heute noch seinen vollen 
Arbeitslohn erhalte, so sei er doch tatsächlich infolge der 
Unfallfolgen nur in der Lage, etwa die Hälfte dieses 
Lohnes zu verdienen, während ihm der übrige Teil des 
Lohnes von seiner Arbeitgeberin als freiwillige Zuwen- 
dung gezahlt werde; er werde in dem Betriebe über- 
haupt nur deshalb weiterbeschäftigt, weil er in ihm den 
schweren Unfall erlitten habe und keinen weiteren Scha- 
den erleiden solle. K. habe daher gegen die Bekl. An- 
spruch auf Ersatz des Lohnteils, den er nicht verdienen 
könne, dieser Anspruch sei nach 8 1542 RVO. auf die 
Kl. übergegangen. \ 

Das LG. hat den Zahlungsanträgen im wesentlichen 
entsprochen, jedoch die Feststellungsklage abgewiesen. 
Das BG. hat die Klage abgewiesen. Das RG. bestätigte. 

Zur Berufung der Bekl. geht das BG. zutreffend da- 
von aus, daß die Entsch. allein davon abhänge, ob eın 
Anspruch des verletzten K. auf Gewährung einer Rente 
nach 8843 BGB. oder nach 8 11, 13 KraftfG. wegen 
Minderung seiner Erwerbsfähigkeit bestehe, der nach 
81542 RVO. auf die Kl. übergegangen sein könnte. Ein 
Schadensersatzanspruch des Verletzten K. gegen die 
Bekl. wegen Minderung der Erwerbsfähigkeit hätte so- 
wohl nach § 843 BGB. wie nach 8 11 KraftiG. zur 
Voraussetzung, daß dem K. durch die Minderung der 
Erwerbsfähigkeit ein „Schaden“, der ersetzt werden 
könnte, oder, wie 8 11 Kraftfd. es ausdrückt, ein Ver- 
mögensnachteil entstanden wäre. Das ist jedoch nach 
den einwandfreien Feststellungen des BG, hier tatsäch- 
lich nicht der Fall. K. ist auch weiterhin bei seiner frü- 
heren Arbeitgeberin im Dienst und bezieht auf Grund 
seines Arbeitsvertrages denselben Lohn wie vor dem 
Unfall. Seine rechtliche Stellung gegenüber dem Arbeit- 
geber ist völlig unverändert geblieben, sein Arbeitsver- 
dienst, auf den er einen rechtlich verfolgbaren Anspruch 
hat, hat sich infolge des Unfalls gleichfalls nicht ge- 
ändert, insbesondere nicht vermindert. Es ist daher recht- 
lich einwandfrei, wenn das BG. verneint, daß dem Ver- 
letzten ein Schaden hinsichtlich seines Lohnes erwachsen 
sei und ihm insoweit ein Schadensersatzanspruch, der 
auf die Kl. hätte übergehen können, zustehe. 

Die Rev. macht gegenüber den Ausführungen des BG. 
geltend, darin, daß man den K. in die Lage versetzt 
habe, den arbeitsvertraglichen Anspruch auf vollen Tarif- 
lohn zu erwerben, liege eine doppelte Freigebigkeit i. S. 
der Rechtsgrundsätze über die Anrechnung von Leistungen 
Dritter. Da K., so meint sie, keinen Anspruch auf Weiter- 
beschäftigung gehabt habe, so habe der Betriebsführer 
ihm in der Abstandnahme von der Kündigung eine frei- 
willige Zuwendung gemacht; überdies liege eine frei- 
willige Leistung insofern vor, als der Betriebsführer bei 
dem Entschluß, von der Kündigung Abstand zu nehmen, 
nicht einmal von der ihm zustehenden Befugnis Gebrauch 
gemacht habe, K. in eine geringere Lohngruppe einzu- 
weisen. Diese Ausführungen vermögen der Rev. nicht 
zum Erfolg zu verhelfen. Die Frage, ob freiwillige Lei- 
stungen Dritter auf die Schadensersatzverbindlichkeit des 
Schädigers angerechnet werden können oder nicht, kann 
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überhaupt nur dann praktisch werden, wenn feststeht, 
daß der Verletzte hinsichtlich seines Verdienstes infolge 
des Unfalls irgendeinen Schaden erlitten hat. Liegt ein 
solcher Schaden nicht vor, dann kann auch die Frage 
einer Anrechnung keine Rolle spielen. Wenn aber ein 
Angestellter trotz des Unfalls seine Stellung behält und 
sein Gehalt weiter bezieht, so kann, wie der Senat — 
wenn auch in anderem Zusammenhange — bereits in der 
Entsch. VI 11/38 v. 23. Juli 1938 ausgesprochen hat, regel- 
mäßig nicht davon gesprochen werden, daß ihm aus der 
Körperverletzung (soweit es sich um die Minderung der 
Erwerbsfähigkeit handelt) ein Schaden entstanden sei. 
Lediglich für den Fall, daß der Arbeitgeber das Gehalt 
nach dem Unfall nicht mehr als Arbeitslohn, sondern 
aus rein fürsorgerischen Erwägungen weiterzahle, wird 
dort eine Ausnahme gemacht und wird es für angängig 
erklärt, einen Schaden des Verletzten anzunehmen. Dar- 
an ist festzuhalten. Wird das Arbeitsverhältnis, wie es 
nach den einwandfreien Feststellungen des BG. hier der 
Fall ist, rechtlich unverändert fortgesetzt, verbleibt also 
der Angestellte in seiner Stellung und erhält er, wie vor 
dem Unfall, seinen Lohn weiter als wirkliches Arbeits- 
entgelt, so kann, auch wenn fürsorgerische Erwägungen 
des Arbeitgebers für die Beibehaltung des früheren 
Zustandes mitbestimmend gewesen sind, nicht davon ge- 
sprochen werden, daß dem Verletzten durch seine auf 
den Unfall zurückzuführende Minderung seiner Erwerbs- 
fähigkeit ein „Schaden“ und daraus ein Ersatzanspruch 
gegen den Schädiger erwachsen sei. Rechtlich wie wirt- 
schaftlich ist dann die Stellung des Verletzten, soweit es 
sich um seinen Verdienst aus Arbeit handelt, durchaus 
unverändert geblieben, und es ist nicht abzusehen, nach 
welcher Richtung hin ihm aus der Beeinträchtigung 
seiner Arbeitsfähigkeit ein Schaden erwachsen sein sollte. 


Aus denselben Erwägungen folgt, daß auch der Hin- 
weis der Rev. auf die Unzulässigkeit der Anrechnung 
von Leistungen, die Dritte auf Grund vertraglicher Rechts- 
ansprüche bewirken, nicht durchgreifen kann. Denn es 
handelt sich bei der Belassung des Arbeitnehmers in 
seiner Stellung und bei der Weiterzahlung des Lohnes 
auf Grund des bestehen bleibenden Arbeitsverhältnisses 
nicht um eine erst durch das Unfallereignis äusgelöste 
Leistung eines Dritten, sondern allein um die in recht- 
licher und wirtschaftlicher Hinsicht völlig unveränderte 
Fortsetzung des bisherigen Arbeitsverhältnisses. Bei einer 
solchen Sach- und Rechtslage, aus der sich das Fehlen 
eines aus der Minderung der Erwerbsfähigkeit folgenden 
Schadens ergibt, muß auch der Hinweis auf § 843 Abs. 4 
BGB. versagen. 


Der Rev. kann weiter auch nicht zugegeben werden, 
daß das Ergebnis, zu dem das BG. gelangt ist, von dem 
gesunden Rechtsempfinden des Volkes nicht verstanden 
werde und daher nicht zutreffen könne. Sie führt dazu 
aus, es könne nicht angehen, daß ein öffentlich-recht- 
licher Versicherungsträger auf Grund der RVO. nach 
Maßgabe der in abstrakten Prozentsätzen festgestellten 
Erwerbsbeschränkung Leistungen an den Arbeitnehmer 
zu bewirken habe, welche aus der Tasche aller Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer bestritten werden müßten, 
während der Schädiger frei ausgehe. Dieses Ergebnis, 
das im Einzelfall, wie hier, gelegentlich eintreten kann, 
findet, worauf die Bekl. bereits zutreffend hingewiesen 
haben, seine Erklärung in der Verschicdenartigkeit der 
Voraussetzungen, an die die Leistungen der Träger der 
Reichsunfallversicherung und die Schadensersatzpflicht 
des Schädigers geknüpft sind. Während die Leistungen 
der Berufsgenossenschaften davon abhängig sind, ob und 
in welchem Umfange die Erwerbsfähigkeit des Ver- 
letzten abstrakt und unabhängig von seinen tatsächlichen 
Erwerbsverhältnissen beeinträchtigt ist, setzt die Ver- 
pflichtung des Schädigers zum Schadensersatz voraus, 
daß dem Verletzten ein tatsächlicher Schaden erwachsen 
ist; die bloße abstrakte Minderung der Erwerbsfähig- 
keit ist insoweit nicht von Bedeutung. Daß sich bei 
dieser grundsätzlich verschiedenartigen Gestaltung der 
Haftungsgrundsätze auch Verschiedenheiten hinsichtlich 
der Haftung als solcher und ihrer Höhe im Einzelfall er- 
geben können, liegt auf der Hand. 


Die Feststellungsklage erachtet das BG. für unbe- 
gründet, weil es an den Voraussetzungen des § 256 ZPO. 
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fehle, insbesondere an einem Interesse der KL al © fe 
stellung der Ersatzpflicht der Bekl. als solcher, ; 
der Antrag verlange. Die Rev. ist der Meinung, ung er 
dieses Interesse bereits aus der kurzen Verja p 
gebe, deren Verlängerung durch Vereinbarung B 
lässig sei. Auch diese Rüge ist unbegründet. 3 
haben die sonstigen Ersatzansprüche der F a 
Unfall befriedigt und auch im Rechtsstreit 
herein ausdrücklich erklärt, nicht bestreiten, 7 
daß sie aus dem Unfall der Kl. haften und inf, 
Verletzte Schadensersatzansprüche hat und E 
die Kl. übergegangen sind, die entspreche 11 
zahlen müssen; im Schriftsatz vom 22. i 
ben sie ihre Verpflichtung hierzu sogar 
anerkannt. Tatsächlich streiten die Parteien, 
Berufungsrichter zutreffend hervorhebt, aue 
um die Ersatzpflicht als solche, sondern 
dem Verletzten der Höhe nach in einer £ 
ziehung ein Schaden entstanden ist. Wenn der er Ko 
richter unter diesen Umständen ein Interesse eint, so b. 
alsbaldiger Feststellung der Ersatzpflicht e auch 
das rechtlich nicht zu beanstanden. Daran 75 ni 5 
der Hinweis der Rev. auf die kurze Verjäht bis 1” 
Abgesehen davon, daß diese durch das leden cheninstate 
letzten mündlichen Verhandlung in der Taisns 1. 8. 17 i 
aufrechterhaltene und betätigte Anerkennin 26 | 
8 208 BGB. unterbrochen ist, läßt auch 2 itere 
Verjährung im Hinblick auf die Möglichkeit, 
erkenntnisse der die grundsätzliche Hal ng. 
streitenden Bekl. in Zukunft herbeizuführeil Hi 
liches Interesse an alsbaldiger gerichtlie nr 0 
der unstreitigen Haftung der Bekl. als sale die 


A 


erkennen. Überdies aber würde die Kl., WW. uche l 
späterhin sich etwa auf die Verjährung PO item 3 
ihnen im Hinblick auf ihr bisheriges VO Rechts 


sondere auf ihre Stellungnahme in dies‘ entg 
den Einwand der unerlaubten Rechtsausüburg b 
halten können, sofern nicht jenes Veri sollte: 
vertragliches Anerkenntnis zu würdigen a yürde 
der dreißigjährigen Verjährung unterliegen 65/40) 
(RG., VI. Zivsen., U. v. 16. Nov. 1940, VI der 
sprt” Vel. 
Anmerkung: Soweit der bezifferte Kiagenden des . 
halb abgewiesen worden ist, weil ein ht vorlies ges 
letzten f. S. des bürgerlichen Rechts MT Ein Sah 
dem Urteil voll und ganz zuzustimmen gchkelt jal 
Unternehmen verfügt immer über die pderen “ ga 
lungen rein fürsorgerischer Art aus 2 ist aber t einen 
mitteln zu leisten. Im vorliegenden ge let e hal 
lung durchweg als Lohn erfolgt, der 2 h wür el 
rechtlichen Anspruch darauf gehabt, Leistung igrl 
dem gleichen Grunde die Zahlung def Usw., Aube ch 
Abgaben, der Lohn- und Bürgerstellef er unters” yod 
haben. Aus diesen Anzeichen läßt sich 4 iftigunz ei 
zwischen einer wirklichen Weiterbest 
einer aus sozialen Gründen erfolgend@t zug 
deutig feststellen. Es ist dem RG. aber 7 ziale fg 
die bloße Tatsache einer, Mitwirkung erbes? 
legungen bei der Zubilligung der N aßtlichen . 
den Lohnanspruch noch nicht seines de Worſiege 
entkleiden kann. Infolgedessen ist Er- Verletzt 
Schadensersatzanspruches auf seiten fsgeno# 
cher nach 81542 RVO. auf die Bez 
hätte übergehen können, nicht erwiese ‚ich del ist! 
Die allgemeinen Gesichtspunkte bezüg m der 3 
Versicherungsträger unbefriedigenden, d vom ge fee 
ten Schadensberechnung der RVO. ne gesun bel 
falls überzeugend behandelt worden. ich die Ri 
empfinden des Volkes, auf welches HA abstrak 
hat, wird niemals Verständnis Mir "Or tze a i 
densberechnung der Versicherungs erletzten, dale 
können. Dies gilt sowohl für 4 und MN, jj} 
seinen vollen Verdienst weiter erhä h chat 
durch eine Rente der Berufsgeno den wel 
wird, wie umgekehrt für den Vein; , 
einer prozentualen Minderung seinen g 
überhaupt nichts mehr verdienen kann her W o mon 
eine Teilrente bekommt. Wenn man me k 
sunde Rechtsempfinden Rücksicht ne 
man zweifellos auch für die Sozialvel® 
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Atete 
führen, madensberechnung des bürgerlichen Rechts ein- 
it einer $ urch werden aber die Versicherungsträger 
a altigen Verwaltungsarbeit belastet, weil für 
e Schadensberechnung die medizinische Fest- 
in Prozentsatzes der Minderung der Erwerbs- 
ist. De nur ein Anhaltspunkt unter vielen an- 
ea Ermittlungsarbeiten will der Gesetzgeber 
0 den Versicherungsträgern nicht auflasten, 
n deswegen wohl notgedrungen bei der ab- 
Felnteressante ensberechnung verbleiben müssen. 
engen ist die Stellungnahme des RG. zu dem 
ĉizigen nesantrage, Einmal wird man als Folge der 


ke g des RG. über die Beschränkungen des 
Löhnen mü erganges nach § 1542 RVO. sich daran ge- 


assen, daß cs eine Feststellun t 
er g zugunsten 
yeben k In stungsträgers nicht mehr in dem Sinne 
dungen en der Schädiger zum Ersatz aller Auf- 
Fr Feststell lechthin verpflichtet ist. Vielmehr wird 
We der Verletzte immer der Klausel unterliegen müssen, 
iin Ungen ag im Zeitpunkte der Entstehung der Auf- 
ige Schadens Berufsgenossenschaft noch übergangs- 
Sch ie esteta a tzansprüche nach bürgerlichem Recht 
uld a Unfall one, Kant sich mithin nur auf die 
8 eziehen, 
Peststeun. es nach diesem Urteil zur Begründung 
Mehr” auf die Esinteresses i. S. des 8 256 ZPO. nicht 
r E rohende Verjährung hinzuweisen. Viel- 
den, da letz aus au Entsch. entnom- 
Techn atung ; im Prozeß gegebenes Anerkenntnis 
dane Ist diesen. Grunde nach (im Sinne des Prozeß- 
Arglist gegen. Anerkenntnis) immer den Einwand 
a zu r der Verjährungseinrede des Schä- 
$ icht en vermag. Dieser Rechtsgrundsatz 
dieser} daher nur p Eenden Bedürfnis der Praxis, und 
Allgemeintir begrüßt werden, daß er vom RG. in 
Inheit ausgesprochen wird. 


RA. Dr. W. Wussow, Berlin. 
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i tun keiten pol BGB.; §§ 640 fl. ZPO. Um bei einer 
Ver (ber den Fa üg eine möglichst richtige Entschei- 
den, e stehen miliensfand zu treffen, müssen alle zur 
Kane Feschöpit n Beweismittel, die Erfolg haben kön- 
Verst Zeit koste den. Wenn die Beweisaufnahme ge- 
Ein Rang stehen weil nicht genügend Gutachter zur 
Wicht Ndestalter 1 85 weil die Prüfung der Ahnlichkeit 
Nachi eit der „des Kindes erfordert, so zwingt die 

le į zu klärenden Frage dazu, auch solche 


den Bekl. u nehmen. 
Worden KI, am 21. nt erst im Juli 1939 geschiedenen 
1 „Mai 1939 von seiner Ehefrau geboren 


egige Sche; 
bean wordüngsstreit ist Ehebruch der Frau mit 
Betochia t der Ren; Im September 1030 hat der Kl. die 
uf damit $ L, mit der vorliegenden Klage an- 
Worde E der Bench beim LG. Erfolg gehabt. Auf die 
bu ist die Klage hingegen abgewiesen 
rein" mug 
tacheenenden Grungehoben werden, weil das BG. mit 
det eines abge Si an die Einholung eines Ähnlichkeits- 
setz sS Kindes 9 95 Die Anfechtung der Ehelich- 
FE Ört zu den Streitigkeiten, die das 
verfahren der 88 040 ff. ZPO. ver- 
utun weit oderer Wichtigkeit sind und in 
7 155 die Belange der Beteiligten 
ud Wirk Cte Vorsrr R meinschaft betreffen. Deshalb 
f Stellen chen Samehriften gegeben, deren Ziel es ist, 
h art unte de Pflich verhalt möglichst zuverlässig fest- 
blech er die €s Gerichts zu seiner Aufklärung 


Ich en U 
ö einzeinaaus. eden handen über das sonstige Maß er- 
nen k en Falle verttte bels mittel ist zu benutzen, das 


chte unn. Selbst &bar ist und der Sachaufklärung 
eschliegnüt in genen es zuträfe, daß Ähnlichkeits- 
) ung ei nsten Fällen die Grundlage für die 

as kein ne als Erzeuger abgeben kön- 
melt der © ZU unterlas um den Versuch einer solchen 
Passen und damit auf eine Mög- 

eststellung der wirklichen Ab- 
À 2 5 = in denen bekannt ist, 
Nu Se st te Anzahl von Männern als Er- 
tachtung meier trifft es aber auch nicht zu, daß 
eu keinem genügend zuverlässigen 
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Ergebnis führe. Im vorl. Falle kommt, soweit bisher be- 
kannt ist, neben dem Kl. nur noch J. als Erzeuger in 
Betracht. Deshalb ist ein Erfolg des beantragten Be- 
weises keineswegs ausgeschlossen. Auch die Überlastung 
der zur Verfügung stehenden Sachverständigen kann die 
Ablehnung der Beweisaufnahme in einer so wichtigen 
Angelegenheit nicht rechtfertigen, wie denn auch in 
zahlreichen Fällen gleicher Art andere Gerichte solche 
Beweisführung schon zugelassen und mit Erfolg ab- 
geschlossen haben. Endlich gibt das Gesetz auch keine 
Handhabe dazu, die von ihm selbst gebotene Sachaufklä- 
rung mit der Begründung abzulehnen, sie werde den 
sonst entscheidungsreifen Rechtsstreit auf längere Zeit in 
der Schwebe lassen. Solange die vom Gesetz geforderte 
erschöpfende Aufklärung des Sachverhalts nicht durch- 
geführt ist, kann der Rechtsstreit nicht als reif für die 
Entscheidung angesehen werden; denn die vorher mög- 
liche Entscheidung ist, da sie nur auf der fortbestehen- 
den Ungewißheit des Tatbestandes beruhen könnte, eben 
nicht die vom Gesetz geforderte, ‚möglichst zuverlässige 
Feststellung über die Familienzugehörigkeit des Kindes. 
Auch die Befristung der Ehelichkeitsanfechtung, mit der 
erreicht werden soll, daß der anfechtungsberechtigte Ehe- 
mann seine Entscheidung bald trifft, darf nicht mit der 
Dauer des Rechtsstreits in Verbindung gebracht werden. 
Sie hat vielmehr ihr Ziel erreicht, sobald die Ehelich- 
keit zum Gegenstand eines Rechtsstreits durch die Klag- 
erhebung gemacht worden ist. Dann hat der Ehemann 
seine Entscheidung getroffen. Mit diesem Zeitpunkte 
tritt an die Stelle des mit ihr verfolgten Zieles das an- 
dere, das das Gesetz in der möglichst richtigen Entschei- 
dung über den Familienstand sieht. Dieses Ziel aber er- 
fordert die Ausschöpfung aller zur Verfügung stehenden 
Beweismittel, die Erfolg haben können. Wenn die Be- 
weisaufnahme geraume Zeit kostet, weil nicht genügend 
Gutachter zur Verfügung stehen oder weil die Prüfung 
der Ähnlichkeit ein Mindestalter des Kindes erfordert, so 
zwingt die Wichtigkeit der zu klärenden Frage dazu, 
auch solche Nachteile in Kauf zu nehmen. 

(RG., IV. ZivSen., U. v. 9. Dez. 1940, IV 268/40.) 

* 

9. RG. — $§§ 1643, 1822 BGB. Da der Vater in 
der Ausgestaltung des schuldrechtlichen Grundstücks- 
erwerbsvertrages freie Hand hat, so kann er, ohne daß 
die vormundschaftsgerichtliche Genehmigung erforderlich 
wäre, das Kind zur Bestellung einer Restkaufgeldhypo- 
ihek oder zur Übernahme einer auf dem Grundstück 
ruhenden Hypothek verpflichten. Auf diese Rechtsgeschäfte 
findet die Vorschrift des 5 1822 Nr. 10 BGB. keine An- 
wendung (vgl. RGZ. 133, 7; 158, 210 sawie 108, 357; 
110, 173). 

(RG., V. ZivSen., U. v. 28. Nov. 1940, V 41/40.) IN. 


[He.] 


Preisbildungsrecht 


„ 10. RG. — $ 134 BGB.; PreisbildungsG. v. 29. Okt. 
1936 (RGBl. 1, 927); PreisstopVO. v. 26. Nov. 1936 
(RGBI. I, 955). Ein Grundstückskaufvertrag, der ab- 
geschlossen wurde nach Inkrafttreten der PreisstopV O., 
aber vor der vom Preiskommissar am 6. Okt. 1937 getrol- 
fenen Anordnung zur „Preisbildung und Preisüberwachung 
bei Grundstücken“ (Fünfte Anordnung über die Wahrneh- 
mung der Aufgaben und Befugnisse des Reichskommissars 
für die Preisbildung; RAnz. Nr. 238; RdErl. Nr. 155/37; 
RAnz. Nr. 230), kann vom Käufer nicht mit der Begrün- 
dung beanstandet werden, daß der vereinbarte Kaufpreis 
das volkswirtschaftlich gerechtfertigte Maß übersteige. +) 

Der KI. kaufte durch notariell beurkundeten Vertrag 
v. 26. Juli 1937 vom Bekl.,, einem damals in Dresden 
wohnenden Juden holländischer Staatsangehörigkeit, des- 
sen in Charlottenburg, X.straße 81, gelegenes Mietwohn- 
haus zum Preise von 104 500 . Die Auflassung er- 
folgte gleichzeitig. Der Kl. wurde am 13. Aug. 1937 als 
Eigentümer im Grundbuch eingetragen, nachdem er eine 
behördliche Bescheinigung darüber vorgelegt hatte, daß 
der Eintragung steuerliche Bedenken nicht entgegenstän- 
den (8189b, 189 d RAbgO,, i. d. Fass. v. 5. Mai 1936 
[RGB]. I, 422}) und nachdem amtlich bescheinigt worden 
war, daß es keiner Genehmigung nach dem WohnSiediG. 
v. 22. Sept. 1933 (RGBl. I, 659) bedürfe. Der Käufer über- 


81* 


644 


Rechtsprechung 


[Deutsches Recht, Woche 


nahm eine Hypothek in Höhe von 90 000 GM. 44 500 AM 
vom Kaufpreis wurden bei Vertragsschluß und 3000 As 
später bezahlt, Wegen des Restes von 27 000 A% kam es 
zum Prozeß. Der Käufer verweigerte die Zahlung, indem 
er Minderung und Schadensersatz wegen Nichtvorhanden- 
seins zugesicherter Friedensmiete und wegen baulicher 
Mängel beanspruchte. Er wurde jedoch rechtskräftig zur 
Zahlung verurteilt, zuletzt durch Urteile des KG. vom 
24. Jan. und 26. Mai 1939. Er bezahlte die Urteilssumme, 
wandte sich aber an die Preisprüfungsstelle mit der Bitte, 
auf Grund der PreisstopVO. v. 26.Nov. 1936 „den Betrag 
zu ermitteln, um den der Kaufpreis mit Rücksicht auf die 
unrichtigen Friedensmieten und die vorenthaltenen beiden 
Gutachten über den wahren Wert des Grundstücks zu er- 
mäßigen ist“. Der Bezirksbürgermeister erteilte am 
28. Juni 1939 folgenden Bescheid: 

„Auf Ihren Antrag v. 9. Juni 1939 bestätige ich Ihnen, 
daß der in dem Kaufvertrage v. 26. Juli 1937 ... ver- 
einbarte Kaufpreis von 164 500 . gegen die VO. über 
das Verbot von Preiserhöhungen v. 26. Nov. 1936 ... 
. . verstößt. 

Der volks wirtschaftlich gerechtfertigte Wert beträgt 
unter Beachtung der obengenannten VO. 116500 Ru.“ 


Daraufhin verlangte der Ki. Rückzahlung von zunächst 
6500 .2.#% nebst Zinsen, da die Kaufpreisvereinbarung in 
Höhe des Überpreises von 48 000 AM nichtig sei. 

Dem trat der Bekl. entgegen wie folgt: Der Klage stehe 
die Rechtskrait der im Vorprozeß ergangenen Verurtei- 
lung auf Zahlung von 27 000.2.% Restkauigeld entgegen; 
denn darin sei die Feststellung enthalten, daß der Ki. den 
ganzen Kaufpreis von 164 500 , schulde. Die Preisstop- 
VO. enthalte nichts davon, daß in Verträgen, die nach dem 
18. Okt. 1936 geschlossen werden, nur der volks wirtschaft- 
lich gerechtfertigte Preis verlangt werden dürſe; sie ver- 
biete lediglich Preiserhöhungen gegenüber der Zeit vor 
dem 18. Okt. 1936; der Kl. könne aber nicht behaupten, 
daß das Grundstück früher billiger verkäuflich gewesen 
sei. Eine Nachprüfung des Preises sei schon deswegen 
nicht mehr möglich, weil vor der Grundbucheintragung 
des Kl. die zu jener Zeit nötigen amtlichen Bescheini- 
gungen auf Grund des WohnsSiedlG. und des GrErwStG. 
vorgelegen hätten. Der Kaufpreis sei angemessen ge- 
Wesen; er habe das Grundstück, das er im Jahre 1925 er- 
worben gehabt habe, sogar mit Verlust verkauft. Ein 
etwaiger Verstoß gegen die PreisstopVO. würde den 
Kaufvertrag im ganzen nichtig machen und nicht, wie der 
Kl. meine, nur zu einer Preisermäßigung führen. Jeden- 
falls stehe einer Rückforderung seitens des Kl. die Be- 
stimmung des § 817 Satz 2 BGB. entgegen, weil dann beide 
Teile in gleicher Weise gegen die VO. verstoßen hätten. 

Das LG. entsprach dem Klagebegehren mit einer Ab- 
weichung bzgl. der Zinsen. 

Der Bekl. legte Berufung ein. Dieser schloß sich der 
Kl. unter Erhöhung seines Anspruchs um 4500 A an. 
Die Parteien wiederholten ihr früheres Vorbringen. Der 
Bekl. erklärte, bei Nichtigkeit des ganzen Vertrags mache 
er ein Zurückbehaltungsrecht wegen des Anspruchs aul 
Rückgabe des Grundstücks, geltend, Das KG. wies die 
Berufung zurück und sprach dem Kl. weitere 4500 AH 
nebst Zinsen zu. 

RG. hob auf und wies die Klage ab. 

I. Daraus, daß im Vorprozeß dem jetzigen Bekl. der 
damals streitige Teil des Kaufpreises — 27 000 AM — 
rechtskräftig zuerkannt worden ist, entnimmt das KG. 
keine Rechtskraftwirkung gegen das jetzt vom Kl. auf- 
gestellte Begehren auf Rückgewähr eines Teils von 
11 000 , vom Kaufpreise. Dieser Standpunkt ist richtig 
und der dagegen erhobene Angriff der Rev. unbegründet. 
Die Rechtskraft reicht nach 5 322 ZPO. so weit, wie über 
den durch die Klage erhobenen Anspruch entschieden 
wurde. Das war damals nur ein Teil des Kaufpreises. 
Diesen Teil könnte der Kl. nicht mehr zurückfordern; 
dies auch nicht mit der in der gegenwärtigen Klage 
vorgebrachten neuen Begründung aus der PreisstopVO. 
Jetzt aber wird ein Betrag aus einem anderen Teil des 
Kaufpreises zurückgefordert, der schon vor Beginn des 
Vorprozesses freiwillig gezahlt worden, daher nicht im 
Vorprozeß begriffen war. Auf diesen letzteren Teil er- 
streckt sich die Rechtskraftwirkung aus den Urteilen des 
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früheren Prozesses in keiner Weise. Ein solcher on, di 
kann weder aus der Tatsache entnommen “i und 
die eingeklagte Summe als „Rest betrag E ing 
so bezeichnet wurde, noch daraus, dal der a 
Betrag nur von der Annahme der Gültigkeit des u, 
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im einen noch im anderen liegt eine urteils bend 


legung, die für den damals nicht im Streit 


Teil des Kaufpreises von Bedeutung sein Kag le i 


ist mit Rechtskraitwirkung unter den Pa i 
worden, daß der Kaufvertrag gültig sel. — Frage f 


die Gerichte nicht gehindert, ſetzt über . 
ders zu urteilen, als es im Vorprozeß gesci ents 
von der Rev. angezogene, in RGZ. 130, 102 
Fall lag anders. Damals war eine Eigentums” 
klage mit der Begründung abgewiesen wo 
habe ein Recht zum Besitz der Wohnung: 
dies Recht unter den Parteien fest. Es stan 
auf ungerechtiertigte Bereicherung ges 
Zahlung einer Vergütung für 
nung entgegen; denn unter de 


nicht mehr das Gegenteil des durch a 5 


ist 
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im Vorprozeß festgestellten Besitzrec in de! 
werden. Anders waren auch die Fälle U Eigene, 


auf eine Grundbuchberichtigungsklage aneh und 


selbst zum Gegenstand des Streits g den wal, p 3 
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ei ro? 


Entsch. war dann auch für einen späteren, “heten 
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RZ. 158, 41). Für den gegenwärtigen Fall ier 
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forderung handelt, als früher zuerkannt, UN Big 
tigkeit des Vertrages früher nicht urteilen 
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könnte. Eine andere, zur Zeit nicht in Betr 
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deren Bestimmungen i. Verb. m. 82 prer nha 
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18. Okt. 1936, „volkswirtschaftlich gere 
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rechtigte Preis nur auf 116500 A/ 5701 
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reisy, N 
sah, 2 Babarung dem Kl. als Verstoß i. S. des 8 817 
Die recht zur Last zu legen sei. 5 
em e 8 zeigt, daß die PreisstopVO. 
aller Seren keine Grundlage gibt. Dagegen be- 
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Ban En Anordnung über die Wahrnehmung 
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dies aber nicht i. S. eines Gebots oder Verbots, sondern 
zur Umschreibung der Aufgaben und Befugnisse des Preis- 
kommissars. Die PreisstopVO. besagt nichts dergleichen. 
Erst der die Preisprüfung bei Grundstücken eingehend 
regelnde RdErl. Nr. 155/37 des Preiskommissars v. 6. Okt. 
1937 (vgl. dazu Lampe: IW. 1937, 3004) stellt den Preis- 
prüfungsbehörden die Aufgabe, die Bodenpreise „nach 
Möglichkeit wieder auf eine volkswirtschaitlich gerecht- 
fertigte Höhe zurückzuführen“, Dazu wird in Verbindung 
mit der Organisationsanordnung v. 6. Okt. 1937 eine be- 
sondere Verfahrensregelung gegeben. Auch werden die 
bei der Preisprüiung zu beachtenden Gesichtspunkte und 
die als deren Ergebnis möglichen Maßnahmen genau vor- 
geschrieben. So wurde durch diesen RdErl. eingeführt, daß 
die Beanstandung einer Preisvereinbarung bei Grund- 
stücken nicht nur unter dem Gesichtspunkt zu erfolgen 
hat, welcher Preis wohl am 17. Okt. 1936 vereinbart wor- 
den wäre, sondern daß es auch darauf ankommt, ob der 
vereinbarte Preis als volkswirtschaftlich gerechtfertigt an- 
zusehen ist oder nicht. Nicht zu bezweifeln ist, daß der 
Preiskommissar mit den am 6. Okt. 1937 getroffenen An- 
ordnungen i. S. des PreisbildungsG. und in den Grenzen 
der ihm verliehenen Ermächtigung gehandelt hat; aber er 
gibt damit für die Nachprüfung der Grundstückskaufpreise 
eine umfassende Neuregelung gegenüber dem bis dahin 
vorhandenen Rechtszustand. Aus dem in der PreisstopVO. 
enthaltenen Verbot einer Preiserhöhung gegenüber dem 
am 17. Okt. 1936 üblichen Preise kann auch bei weitester 
Auslegung, so wie unter Heranziehung des 82 Preisbil- 
dungsG. kein gesetzliches Verbot eines das volkswirt- 
schaftlich gerechtiertigte Maß übersteigenden Preises ent- 
nommen werden. Die Beachtlichkeit dieses Gesichtspunkts 
führt der Preiskommissar erst durch die Anordnung vom 
6. Okt. 1937 in die Übung der Verwaltungsbehörden und 
damit in das Rechtsleben ein. 

Daß eine Überschreitung des volkswirtschaitlich ge. 
rechtfertigten Preises bei Grundstücksveräußerungen aus 
der Zeit vor dem 6. Okt. 1937 völlige oder teilweise Nich- 
tigkeit des Geschäfts ergeben könnte, ist um so weniger 
anzunehmen, als der Inhalt des RdErl. untrennbar zusam- 
menhängt mit dem gleichzeitig vorgenommenen Aufbau 
der Preisprüſungsbehörden für den Grundstücksverkehr, 
mit der Regelung ihrer Tätigkeit und der ihnen zustehen- 
den Befugnisse. Jede Grundstücksveräußerung hat von da 
an das dort vorgeschriebene Prüfungsverfahren zu durch- 
laufen. Nach der VO. zur Sicherung der Preisüberwachung 
bei Grundstücken v. 8. Juli 1938 (RGBI. I, 850) kann die 
zur Grundbucheintragung des Neuerwerbers nötige Un- 
bedenklichkeitsbescheinigung der Grunderwerbssteuer- 
stelle erst nach Entschließung der Preisbildungsbehörde 
über Billigung oder Beanstandung des Geschäfts erteilt 
werden. Sollte es vorkommen, daß ein von ihr nicht be- 
anstandeter Vertrag in Wahrheit doch gegen die Preis- 
stopVO. verstieße, so gilt in dem Falle die Genehmigung 
als Ausnahmebilligung nach 83 PreisstopVO. (RdErl. v. 
6. Okt. 1937). Damit ist dann ein Verstoß gegen die Preis- 
stopVO. geheilt. Dann kann sich auch keine Partei mehr 
darauf berufen, daß der Vertrag wegen Preisüberhöhung 
ganz oder teilweise auf Grund der PreisstopVO. i. Verb. 
mit 8134 BGB. nichtig sei. Das bedeutet einen Schutz 
des Grundstücksverkehrs vor Unsicherheit und nachträg- 
lichen Überraschungen. : 

Im vorl. Falle aber beansprucht der Kl. allein auf 
Grund der PreisstopVO., ohne Einschaltung des erst seit 
dem 6. Okt. 1937 vorgeschriebenen Prufungs verfahrens, 
eine Herabsetzung des Kaufpreises, weil er in der be- 
dungenen Höhe volks wirtschaftlich ungerechtfertigt sei. 
Wäre das zulässig, so würde für den Verkäufer die Siche- 
rung fehlen, die ihm jetzt das vor der Eigentumsum- 
schreibung stattfindende Prüfungsverfahren gewährt, Es 
würde eine unzulässige Gefährdung der Rechtssicherheit 
bedeuten, wenn man für die Zwischenzeit vom Inkrafttre- 
ten der PreisstopVO. bis zum RdErl. v. 6. Okt. 1937 die 
nachträgliche Beanstandung eines Grundstückskauivertra- 
ges durch einen Beteiligten mit der Begründung zulassen 
wollte, der Kaufpreis sei volkswirtschaftlich ungerecht- 
fertigt. Eine nachträgliche Vernichtung bereits durch- 
geführter Veräußerungen liegt auch nicht i. S. der vom 
Preiskommissar inı RdErl. gegebenen Anweisungen, nach 
denen eine Prüfung vor Durchführung der Veräußerung 
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in einem genau geregelten Verfahren wesentlich ist. Da- 
hingestellt bleiben kann, wie ein Fall zu behandeln sein 
möchte, in dem etwa die Preisprüfungsbehörde doch noch 
nachträglich die Durchführung eines älteren Veräuße- 
rungsgeschäfts verbieten sollte (vgl. DR. 1940, 1306). Im 
vori. Fall hat die Prüfungsstelle sich — offenbar absicht- 
lich — auf die Erteilung einer Auskunft beschränkt, ohne 
von sich aus in die Veräußerung einzugreifen. 

3. Da aus den zur Zeit des ee E und der 
Veräußerung geltenden gesetzlichen Bestimmungen — 
Preisbildungs G. und Preiss top VO. — für sich allein ge- 
sehen kein Verbot eines zu volks wirtschaftlich nicht ge- 
rechtfertigtem Preise abgeschlossenen Grundstückskauf- 
vertrags zu entnehmen ist, entfällt die Anwendbarkeit der 
88134, 812 BGB. und damit die rechtliche Grundlage der 
Klage. Sie ist abzuweisen, ohne daß es noch auf die Pro- 
zeßangriffe ankommt, die die Rev. gegen die Schätzung 
des angemessenen Werts durch das KG. erhoben hat. Es 
erübrigt sich auch die Erörterung der im Schrifttum 
streitigen Frage, ob bei Grundstückskäufen ein Verstoß 
gegen die PreisstopVO. die Herabsetzung des Preises 
auf das richtige Maß oder vielmehr die Nichtigkeit des 
ganzen Vertrages zur Folge hat (vgl. einerseits Oehl- 
schläger: DR. 1940, 301, andererseits Friemann: 
DR. 1940, 564, mit den in beiden Aufsätzen enthaltenen 
Hinweisen). Bemerkt sei nur, daß diese Frage nicht ohne 
weiteres entschieden ist mit der vom 2. ZivSen. des RG. 
in einem den Kauf eines Kraftwagens betr. Streit für den 
Regelfall angenommenen Herabminderung des Preises auf 
das richtige Maß (DR. 1939, 16331), Zwischen dem Kauf 
einer Handelsware und dem eines Grundstücks bestehen 
wirtschaftliche und weltanschauliche Unterschiede, die für 
die Beantwortung der eben berührten Rechtsirage von 
Bedeutung sein können. 

(RG., V. ZivSen., U. v. 19. Dez. 1940, V 49/40.) {He.] 


Anmerkung: Den preisrechtlichen Ausführungen des 
Urteils vermag ich nicht beizupflichten. Zutreffend ist 
der Ausgangspunkt, daß Preisvereinbarungen, die zwar 
volkswirtschaftlich nicht gerechtfertigt sind, aber keinen 
Verstoß gegen die PreisstopVO. darstellen, nicht ver- 
boten sind. Daran hat auch der RdErl. Nr. 155/37 nichts 
geändert, denn dieser Erlaß ist keine Rechtsverordnung. 
Erst 822 KW VO. hat aus der als Richtschnur für die Tätig- 
keit des RfPr. gegebenen Vorschrift des § 2 PreisbildG. 
eine Käufer und Verkäufer verpflichtende Norm gemacht. 

Bei dieser Sachlage hängt die Entscheidung des Falles 
davon ab, welches der Stoppreis des veräußerten Grund- 
stücks ist. Die Tatsache, daß das RG. sich mit dieser 
Frage überhaupt nicht auseinandersetzt, zwingt dazu, auf 
die Konstruktion des Stoppreises bei Grundstücken etwas 
näher einzugehen. Da Grundstücke kein Gegenstand des 
täglichen Handelsverkehrs sind, ist als Stoppreis der- 
jenige Preis anzusehen, der bei einer Veräußerung am 
17. Ökt. 1936 voraussichtlich vereinbart worden wäre. An 
sich könnten die Vertragsparteien ziemlich für jede Kauf- 
preisvereinbarung geltend machen, daß sie sie in der- 
selben Höhe auch am 17. Okt. 1936 geschlossen hätten. 
Es ist aus dem Urteil nicht erkennbar, ob das RG. ciner 
derartigen Rechtsauslegung zuneigt. Sie würde praktisch 
die PreisstopVO. für den Grundstücksverkehr bedeutungs- 
los machen und kann deshalb nicht dem Sinn des 0 
setzes entsprechen. Als Stoppreis sieht der RfPr. deshalb 
den nach dem Stande vom 17. Okt. 1936 ermittelten Ver- 
kehrswert an (vgl. meine Ausführungen in IW. 1937, 2343). 
Bei Mietgrundstücken, deren Wert im wesentlichen durch 
den Ertrag bestimmt wird, entspricht der Verkehrswert 
im allgemeinen auch dem Ertragswert. Daraus ergibt 
sich die Identität von Stoppreis, Verkehrswert und Er- 
tragswert. Da der Ertragswert auch der volkswirtschaft- 
lich gerechtfertigte Wert ist, folgt für Mietgrundstücke 
— und zwar mit Wirkung vom Inkrafttreten der Preis- 
stopVO. an — auch die Gleichsetzung von Stoppreis 
und volks wirtschaftlich gerechtfertigten Preis. Der RdErl. 
Nr. 155/37 bedeutet also für die Bewertung von Miet- 
grundstücken sachlich keine Neuerung. Der Bescheid 
der Preisbehörde v. 28. Juni 1938 entsprach demnach 
durchaus der Rechtslage und ist vom KG., obwohl 
er in der vorliegenden Form keine das Gericht bin- 
dende Festsetzung des Stoppreises darstellt, mit Recht 
zur Grundlage seiner Entscheidung gemacht worden. 
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Bedenken gegen den Bescheid könnten höchs: 
sofern bestehen, als es nicht Sache der Pre 
sein kann, für einen bereits abgewiesenen 
ersatz- und Minderungsanspruch durch Festseifl 
volkswirtschaftlich gerechtfertigten Preises ei 
Rechtsgrundlage zu schaffen. Es würde aber 
führen, hier auf die Frage, welchen Einfluß be 
Grundstückspreisfestsetzungen auf Schaden 
Minderungsansprüche haben und wie sich die a 20 U 
den bei Geltendmachung derartiger Ansprüch 
halten haben, näher einzugehen. 


Bei der eben entwickelten Rechtsauslegun 
ausgeschlossen, daß auch heute noch bei 
der Zeit zwischen dem Inkrafttreten der 
und der Fünften OrganisationsAO. V. 6. OK 
einem Käufer die Rückzahlung eines Teil de 
preises verlangt wird mit der Begründung, dane 
zeit vereinbarte Kaufpreis den Stoppreis 110 
hätte. Dem kann der Verkäufer gege enenfa ich 
begegnen, daß er bei der Preisbehörde nac ode, ? 
Genehmigung des vereinbarten Kaufpreises 
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Festsetzung des Preises in Höhe der ge 
einbarung beantragt. Derartigen Anträgen 
Preisbehörden, wenn es sich nicht um ein 
grobe und für den Verkäufer selbst bei V 
erkennbare Verletzung der Stopverordnung 
(z.B. Ausnutzung einer Zwangslage des suts’ 
allgemeinen ohne besondere Nachprüfungen rechts c 
weil das Wiederaufrollen so alter Fälle die ht im ö 
heit gefährdet und deshalb grundsätzlich ei: 
lichen Interesse liegt. Der RfPr. hat in Ei cin 
Preisbehörden schon wiederholt in diesc eit g. 
gewiesen. Den hinsichtlich der Rechtssichief eu 
ten, an sich berechtigten Bedenken des yruktion 
auch bei der vom RfPr. gewählten Kons 
Stoppreises Rechnung getragen werden. 
Von größtem Interesse sind die am E i 
enthaltenen Ausführungen des RG. über die gehe be. 
Überschreitung des Stoppreises bei Grundst ar hat i 
ergebenden Rechtsfolgen. Der Preiskom# rl 
kanntlich von Anfang an (vgl. meine AUS ger 
W. 1937, 2343) den Standpunkt vertreten, is zum 
satz, wonach preisstopwidrige Verkäufe als evet 
preis geschlossen gelten, auch auf Grunde ne est 
Anwendung findet. Aus Kreisen der an, Unteres ge 
des Grundstücksverkehrsrechts beruflich verschie 
Praktiker sind zwar gegen diese Auffassung se 
lich Bedenken geäußert worden (vgl. 08 
DR. 1040, 301, DNotZ. 1040, 265; Jesen k “peka 
1; Peters: AkadZ. 1941, 27), die bisher S 
dene Rspr. hat sich ihr aber durchweg 
(vgl. OLG. München: DR. 1940, 1306; O j 
1041, 496; LEHG Celle: DR. 1940, 662 ter 
KG.. bisher nicht veröffentlicht s. u.). Un 
ständen muß es besondere Aufmerksa 
wenn jetzt das RG. meint, daß zwischen dir 
Handelsware und dem eines Grundstüt B: 1 
und weltanschauliche (2) Unterschiede 
die Beantwortung der Rechtsfrage u. 
sein könnten. Dieses Argument ist an 
Hand zu weisen. Allerdings ist zu b 
ähnliche Unterschiede auch innerhalb eur wie "re 
weglichen Gegenstände bestehen, ebenda delich l 
seits Grundstücke den Charakter einer 5 15 ; 
nehmen können. Entscheidend wäre, Sa olitise ha 
zwischen den Verkäufen, die aus pre recht p 
wirtschaftlichen Gründen zum Stoppen sich Fe 
werden müssen, und denjenigen, bei tigkeit a 
kommissar mit einer vollständigen Trotz dee, 
könnte, eine klare Abgrenzung jinden. aii ein 
lichen Anregungen von Oehlschlä&f, u 
gegen Friemann (DNotZ. 1940, 265) 8 
vor nicht, daß das gelingen wird, zumal wi 
durch die jeweiligen Erfordernisse der ange 
Preispolitik bestimmt wird und damit 703 
rungen unterworfen sein muß. Davon (un e 
das grundsätzliche Bedenken bestehen, 
Differenzierung, wie Friemann (D 
hervorgehoben hat, im Grunde dem 
Preisrechts widerspricht. Bei diese 
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p aes übrig, als die Entscheidung darüber, ob ein 


geboten a zum Stoppreis gültig bleiben soll oder ob es 
der Preisbehörn vollständig zu vernichten, in die Hand 
ae rden zu legen. Die Entscheidung von Fall 
: Pe. Richter zu überlassen, wie es Oehl- 
Dr schlug u seinem ersten Aufsatz (DR. 1940, 301) 
Tage eine U wegen der preispolitischen Bedeutung der 
ist nmöglichkeit. 
feichen Zeitatentewürdiges Zusammentreffen, daß zum 
a voltstänqpanket, zu dem das RG. den Gedanken 
i nüulverträge igen Nichtigkeit stopwidriger Grundstücks. 
IT die Grun gvieder in die Debatte wirft, das KG. nicht 
Chränkung netze des RGUrt. v. 29. März 1939 ohne Ein- 
ern den Ss auf den Grundstücksverkehr anwenden, 
is absprech eisbehörden anscheinend sogar die Be- 
ine I aufzuf in will, einen stopwidrigen Kaufpreis voll- 
ltlich 2 ehen. Da das Urteil des KG. bisher nur 
NArch nn Aufsatz von SenPräs. Dr. Weber 
glich, nähe 41,2) bekanntgeworden ist, ist es nicht 
wa r dazu Stellung zu nehmen. Es hat zwar 
m, den Grundsatz, daß stopwidrige 
den Oppreis gültig bleiben müssen, ausnahms- 
Mn muß unten Wirtschaftsverkehr anzuwenden. 
ein, M aber auch die Folgerung ziehen, Rück- 
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inbart a e für den Fall einer Preisherabsetzung 
duese ‚ als ungültig anzusehen oder jedenfalls 
ko Pehörde es Rücktritts von der Zustimmung der 
ii jedoch nicht „818 zu machen. So weit will das 
mchk It gehen, Es hält vielmehr ebenso wie 


de tung’ des bine ähnliche Auslegung vertritt, die Ver- 
itige sherige liiert für zulässig. Dann aber bleibt 
ölfe » Wenn auch erenzierung der Grundstückskaufver- 
Alice 3 in anderer Form, bestehen; denn falls ein 
ches Í se die Aufrechterhaltung eines Kauf- 
I t, muß die Preisbehörde eine vereinbarte 
wird in selbstverständlich für ungültig erklären. 
en meisten — allerdings nicht in 
in Betracht kommenden Fälle die 
E nteignung bestehen; es wäre jedoch 
Buchst die Auflösung eines bereits ge- 
de Ger anzuordnen oder zuzulassen, um 
tma] Vege aruer das Eigentum auf dem um- 
Ter ag m dabei er Enteignung doch zu entziehen, 
Rehin; der von — für das hear kein höhe- 
È ve den De Preisbehörde zugelassene Preis zu- 
G, ii esentli ; 
een. richtig ge Praktische Bedenken gegen die vom 
erti daß die maltene Rechtsauslegung besteht m. E. 
25 reisbehörden in Zukunft auch bei 
ten Nicht = Aufrechterhaltung ein öffentliches 
Stzug d sich ni eht, den Stoppreis genau feststellen 
en ticht mehr darauf beschränken können, 
ipt er vereinbarte Preis zu hoch ist. 
ist u n in denen der Eigentümer nicht 
nët unter — nicht gezwungen werden soll, das 
V 7 vereinbarten Preis abzugeben, viel 
dure . verursacht, die der Preis- 
„ Die T Meiden on ihm vorgeschriebene Verfahren 


ene ard in den f. 


Agen sache „wollte, 
gauche reise das RG. und das KG. in wichtigen 
ee ung gabs einen abweichenden Standpunkt 
Wache Sinne m ~ und zwar z. T. in entgegen- 
"enlich" Ist im ——9 der Rechtsauffassung des RiPr. 
u N. dl. Sie iie Nteresse der Rechtssicherheit nicht 
Ri Gerten IM. v. 25 im übrigen, wie notwendig die in 
füllen den {En gegebe kt. 1040 (DJ. S. 1217, DR. S. 1997) 
In den p Preis ne Anweisung war, in geeigneten 
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. Nur der RfPr. kann eine 

h Erke sbestimmung des Grundstücks- 

ig Preig Ob und ech der RiPr. kann letzten Endes 

a pwjq wirtschaft welchen Voraussetzungen es 
echt, drige Gru afts politischen Gründen notwendig 

en Di Stückskaufverträge zum Stoppreis 
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Res cksicn,, CA ä Spr. würde — das wird sowohl 
klin eet 7 die N auch vor allem Peters nicht 
dung renzen üb r im nationalsozialistischen Staat 
an sich „ipefschreiten, wenn sie diese Ent- 


ehen wollte. 
ORegR. Dr. Lampe, Berlin. 
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11. KG. — § 1 PreisstopVO. v. 20. Nov. 1936 (RGBl. 
l, 955). War ein Hypothekendarlehn mit einem Disagio 
(Damnum) auf mehrere Jahre fest gegeben und ist nach 
Eintritt der Fälligkeit seine Laufzeit verlängert worden, 
so ist ein hierbei neu vereinbarter Zinssatz zwecks Fest- 
stellung seiner Zulässigkeit mit dem gesamten früheren 
Nutzungsentgelt einschließlich des auf die bisherige Lauf- 
zeit verteilten Disagios zu vergleichen. 


Im Grundbuche steht eine Hypothek von 100 000 #4, 
verzinslich mit 4½ % seit dem 1. Juli 1935, eingetragen. 
Das Kapital ist nach der zugrundeliegenden Schuld- 
urkunde am 30. Juni 1940 ohne Kündigung zur Rück- 
zahlung fällig geworden. Die Schuldnerin erklärte hierauf 
zu notarischer Niederschrift, sie habe mit der Gläubigerin 
eine Änderung der Bedingungen dahin vereinbart, daß die 
Hypothek v. I. Juli 1940 an mit 5% jährlich zu verzinsen 
sei. Ein Antrag auf Eintragung dieser Änderung wurde 
vom GBA. unter Hinweis auf die PreisstopVO. v. 20. Nov. 
1936 (RGBI. I, 955) dahin beanstandet, daß es zu der 
vereinbarten Erhöhung des Zinssatzes der Genehmigung 
der zuständigen Behörde bedürfe. Die Gläubigerin er- 
widerte, das Hypothekendarlehn sei im Jahre 1935 mit 
einem Abzug (Disagio) von 5% und einer Laufzeit von 
5 Jahren gegeben worden, wodurch sich der Zinssatz 
um mehr als 1% erhöht habe. Demgegenüber liege in der 
neuen Vereinbarung keine Erhöhung des Zinssatzes. Ihre 
Beschw. wurde gleichwohl zurückgewiesen. Eine weitere 
Beschw. hat Erfolg gehabt. u Ar 

Das LG. geht zutrefiend davon aus, daß eine Zins- 
erhöhung der Hypothek gegen die VO. v. 26.Nov. 1936 
verstoßen würde und daß das GBA. einen solchen Ver- 
stoß beachten müßte, da er die Zinsvereinbarung nichtig 
und demgemäß ihre Eintragung unzulässig machen 
würde. Es nimmt weiter an, daß die neue Vereinbarung 
gegen die VO. verstoße, und führt zur Begründung hier- 
für aus: Vom Standpunkte der Gläubigerin aus gesehen 
möge es richtig sein, daß der 1 eines Disagios von 
5% bei der Hingabe des auf 5 Jahre fest gegebenen 
Darlehns eine effektive Zinserhöhung um 1 % jährlich 
bedeutet hätte, wenn das Darlehn am Fälligkeitstage zur 
vollen Valuta zurückgezahlt worden wäre. Die effektive 
Verzinsung hätte dann für die vergangenen Jahre 5 % % 
betragen. Die Neubelassung des Darlehns auf weitere 
10 jahre zu 5% wäre aber nur dann eine Zinsherab- 
setzung, wenn man den Vorgang SO ansehen wollte, daß 
das Darlehen bei Fälligkeit zur vollen Valuta zurück- 
gezahlt und dann ohne ein neues Disagio voll valutiert 
wieder begeben worden wäre, was schon eine gekünstelte 
Konstruktion sei. Richtiger gesehen sei das unter Abzug 
von 5% Disagio vor 5 Jahren gegebene Darlehn auf 
weitere 10 Jahre verlängert und der Zinssatz gegenüber 
den vergangenen 5 Jahren für die folgenden 10 Jahre von 
4½ % auf 5% erhöht werden. Die den Effektivzins er- 
höhende Wirkung des Disagios verteile sich dann gleich- 
mäßig auf die Gesamtheit von 15 Jahren. Auf jeden Fall 
stelle sich so die Sachlage vom Standpunkt der Schuld- 
nerin aus gesehen dar. . i i 

Diese Stellungnahme des LG. ist bei rechtlicher und 
bei wirtschaftlicher Betrachtungsweise gleichermaßen 
unhaltbar. Ist das Hypothekendarlehn, wie mangels Ein- 
greifens des 829 GBO. auf Grund der formlosen Erkla- 
rung der Gläubigerin unbedenklich als glaubhaft an- 
gesehen werden kann, am 1. Juli 1935 mit einem Dis- 
agio von 5% auf 5 Jahre fest gegeben worden, so stellen 
die von der Gläubigerin einbehaltenen 5% ein neben den 
eigentlichen Zinsen und den Verwaltungskosten geleistetes 
Entgelt für die Nutzung des der Schuldnerin überlassenen 
Kapitals von nur 95 000 Z% dar. Dann erhöhte sich das 
im übrigen vereinbarte Entgelt von jährlich 4% %, auf 
reichlich 5 ½ . Am 1. Juli 1940 wurde das Kapital zum 
vollen Nennbetrage der Hypothek fällig. Die Gläubigerin 
hatte also nunmehr 100 000 % zu fordern und die 
Schuldnerin diese Summe zu zahlen. Wenn die Beteiligten 
jetzt eine Verlängerung der Laufzeit der Hypothek ver- 
einbarten, so konnten sie beide nur von diesem Tat- 
bestand ausgehen. Die neue Zinsvereinbarung war also 
auf das der Gläubigerin rechtlich zustehende und mit sei- 
ner Belassung der Schuldnerin wirtschaftlich neu ge- 
gebene Kapital von 100 000 . zu beziehen. Es ist eine 
willkürliche Unterstellung des LG., daß die Gläubigerin 
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unter Verzicht auf die ihr hinsichtlich des Disagios end- 
gültig erwachsenen Rechte mit einer neuen Verteilung 
desselben auf die Gesamtlaufzeit von nunmehr 15 Jahren 
einverstanden gewesen sei. Die Gläubigerin hatte nicht 
die geringste Veranlassung, einen solchen Verzicht aus- 
zusprechen, und hat das auch nicht getan. Infolgedessen 
kann man auch nicht sagen, daß die Sachlage sich vom 
Standpunkt der Schuldnerin aus gesehen anders dar- 
gestellt habe, Die Schuldnerin mußte die Hypothek am 
I. Juli 1940 zum vollen Nennbetrage von 100 000 Z 
zurückzahlen und hätte, wenn sie sich den hierzu erior- 
derlichen Betrag von anderer Seite beschafft hätte, dafür 
die jetzt üblichen Zinsen bewilligen müssen, ohne daß 
ihr von der neuen Gläubigerin das frühere Disagio 
irgendwie gutgebracht worden wäre. Nicht anders stand 
sie aber auch der bisherigen Gläubigerin gegenüber, 
wenn diese ihr nicht die ursprünglich gegebenen 
95.000 e, sondern das ohne die Verlängerung der Laut- 
zeit alsbald in Höhe von 100 000 %% zurückzuzahlende 
Kapital beließ. Man darf daher mit dem ursprünglich ver- 
einbarten Nutzungsentgelt einschließlich des vollen Dis- 
agiobetrages lediglich dasjenige Entgelt vergleichen, das 
die Schuldnerin jetzt nur noch in Gestalt von 5% Zinsen 
für die Belassung eines Kapitals von vollen 100 000 , 
versprochen hat. Dieser Vergleich ergibt zweifelsfrei, 
daß die neue Vereinbarung keine Zinserhöhung enthält. 


(KG., I. ZivSen., Beschl. v. 16. Jan. 1941, 1 WX 585/40.) 


Vertragshilfe und Mietrecht 


12. OLG. — § 4 Vertragshilfe VO. Für die Mietherab- 
setzung durch richterliche Vertragshilfe ist der Zeitpunkt 
der Antragstellung nicht von entscheidender Bedeutung. f) 


Der Senat vermag der Rspr. des AG. Hamburg insoweit 
nicht beizutreten, als grundsätzlich eine Mieteherabset- 
zung erst ab Stellung des Antrages auf richterliche Ver- 
tragshilfe für die laufende Mieterate für zulässig erachtet 
wird. Diese Auffassung findet weder im Wortlaute noch 
aus dem Sinn und Zweck der Vertragshilfe O. heraus eine 
Stütze. $ 4 VertragshilieVO. enthält nicht das im ange- 
fochtenen Beschlusse angeführte Wort „künftig“, sondern 
setzt zeitlich nur voraus, daß das Miete- oder Pachtver- 
hältnis vor dem 1. Sept. 1939 geschlossen sein muß. Weiter 
wird gefordert, daß die Herabsetzung sich auf einen be- 
stimmten Zeitraum beschränken muß. Es fehlt eine Be- 
stimmung, daß der Zeitraum sich nur in die Zukunit er- 
strecken darf. Nicht zuzustimmen ist dem AG. weiter auch 
insofern, als es meint, daß das Verfahren der richterlichen 
Vertragshilfe dem $ 323 ZPO. und den der Entschuldung 
dienenden Verfahren angeglichen sei. Es fehlt in der Ver- 
tragshilfeVO. die ausdrückliche Vorschrift des $ 323 Abs. 3 
ZPO., daß die Abänderung erst für den Zeitraum nach 
Erhebung der Klage erfolgen darf. 


Mehr für die vom AG. vertretene Meinung spricht der 
Hinweis auf die entstehende Unsicherheit in der Kalku- 
lation auf seiten des Grundeigentümers. Entscheidendes 
Gewicht kann aber auch diesem Gesichtspunkte seitens 
des Senats nicht beigemessen werden, da diese Unsicher- 
heit in mehr oder minder erheblichem Ausmaße stets als 
Folge des. Erlasses der VertragshilſevO. eintreten wird. 
Jeder Vermieter von Räumen an Gewerbetreibende muß 
während des Krieges mit einer Mieteermäßigung oder 
Mieteherabsetzung als möglich rechnen. Für ihn ist der 
Zeitpunkt des Beginns der richterlichen Mieteherabsetzung 
ebenso unsicher, wenn auf den Zeitpunkt der Antragstel- 
lung oder den Zeitpunkt der entscheidenden Minderein- 
nahmen des Gewerbetreibenden abgestellt wird. Denn das 
Verfahren auf richterliche Vertragshilfe wird auch sehr 
verschieden lange dauern können, und welchen Zeitpunkt 
der Richter nach Prüfung des Umsatzrückganges des Ge- 
werbetreibenden als für den Beginn der Mieteherabsetzung 
festsetzen wird, bleibt solange fraglich. Diese Unsicherheit 
für den Vermieter hat der Gesetzgeber bei Erlaß der Ver- 
tragshilfe O. also bewußt in Kauf genommen. 


Vermag der Senat sonach die für die Rspr. des AG. an- 
geführten Gesichtspunkte nicht als durchschiagend anzu- 
erkennen, so sprechen andererseits beachtliche Gründe da- 
für, dem Zeitpunkte der Antragstellung keine entschei- 
dende Bedeutung zuzuerkennen. Es ist nicht zu verkennen, 
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daß sonst die Gefahr entstehen würde, den Achtel 
tungsbewußten Schuldner, der den Antrag auf ja 
Vertragshilfe erst stellt, wenn er gar keine and aul 
Möglichkeiten mehr sieht und jede Hoffnung 
Herabminderung der Kriegsauswirkungen auf sí 
trieb erst verschwunden wissen will, schlechter ZU 
als den Schuldner, der stets von Anfang an Air id 
alle neu geschaffenen Rechtswohltaten alsbald mad 
Anspruch zu nehmen bzw. den Versuch dazu go qp. No, 
Hinzu kommt, daß die VertragshilfeVO. erst au gen de 
1939 erlassen worden ist, also fast !/s Jaht Fallen 
Kriegsausbruch. Es wird aber eine Reihe, von el 
geben haben, in denen ziemlich schlagartig ohe 
des Krieges gewisse Betriebe außerordentlich 8% Ü 
satzminderungen erfahren haben. Es kann naci etzo 1 
zeugung des Senats nicht die Absicht des ngere J 
gewesen sein, grundsätzlich für die vorauigeg wäre 
die richterliche Vertragshilfe zu versagen. = worden 
ausdrücklich in der Vertragshilfe O. pestin ig 
Das wird bestätigt durch die Regelungen Z ile VO 
und besonders deutlich 8 und 9 Vertragen 8 
das AG. schon in den Fällen der 88 2 und 3 E 
VO. auch von sich aus nicht auf den Gedanke! 
den Zeitpunkt der Antragstellung auf rio 1 
tragshilfe als Anfangstermin festzusetzen, Oo voll 
den Fällen der 88 8 und 9 Vertragshilſe O. 
möglich, da hier im Wortlaute ausdrücken 
1939 als Anfangstermin genannt ist. Zwinge 


forderliche Anordnung fehlt. f nd 
Festzustellen ist ien alledem, daß nicht Sen 
eine Mieteherabsetzung erst für die lau trat p 
nach Stellung des Antrages auf richterliche artigen | 
zulässig ist. Dagegen wird jedoch in allen deine AU 
len, wo Herabsetzung der Miete auch ! ders sole, uf | 
liegende Zeit begehrt wird, eine beson uch“ ge i 
Nachprüfung erforderlich sein. Nach dem S 
VertragshilieVO. hat jeder seinen Zahlungs” Der U | 
pünktlich nachzukommen. Auch der unter 5 í 
verminderung leidende Gewerbetreibende smi ei 
samten Mittel und nicht nur die Gesche at 219 gd 
Erfüllung seiner Verbindlichkeiten einsetzen bez miele” 
Gewerbetreibender zunächst die Miete V ie O. 
will er dann später auf Grund der Vertrag e zahlter 4 
herabsetzung und Zurückzahlung beretts gstab ben mM 
erreichen, so wird ein sehr scharfer j 
Nachprüfung seiner Verhältnisse in Be 
allgemeinen wird für die Zeit vor Ant 
Kürzung der Mieterückstände erfolgen 
gebnis die gleiche Auffassung vertritt a 
Anm. 13, 1 zu § 4, während Baumbä 
diesen Fragenkomplex nicht erörtern.) wu 


4 T 
(Hanseat. OLG., Beschl. v. 2. Dez. 1940, „re f 


i nn 
Anmerkung: Nach 8 4 VertragshilleVO; Werbel b c. 
ter bei einem Mietverhältnis, das der Ojete l 
vor dem 1. Sept. 1939 geschlossen hat, Meatze: Niall 
bestimmten Zeitraum angemessen hera; ist, Dei 
raum, für den die Herabsetzung Ziet 1i n 
hestens mit dem 1. Sept. 1939 un zung 
an dem die Weins für Herabe ribs 
Die Meinung des OLG., daß eine Miete An 
für die Zeit vor Stellung des Herabselä > 
lässig ist, erscheint mir zutreffend. ; 
manchen Fällen sicherlich ein Beco 
Richter Mietrückstände aus der Zeit Verne 
herabsetzen kann. Ist die Miete für 
allerdings voll bezahlt, so wird eine 
setzung, wie das OLG. mit Recht au Š 
wohnlichen Ausnahmefällen in Frage 
MinDirig. Dr. 


vog? 


i ilfevo: Y 
13. OLG. — § 537 BGB.; Vertragshi Sie von 
1939, Die Vorschrift des $ 537 BGB., w 1 bei der 
nicht bloß auf Sachmängel, sondern a 21 die 
kung öffentlich- rechtlicher Maßnahmen 
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achtsac 

der . angewandt wird, ist von den Bestimmungen 
5 8 unberührt geblieben. 7) 

A. 18 Ei e tü 5 22 2 
Straße ae = Aumer eines Grundstücks in U., Ecke 


urch y 
von na 


A u fr 

lesen Tei — fünf Jahren (bis zum 1. Dez. 1937). Für 
em Vorkauiere Grundstücks räumte der Kl. dem Pächter 
Grundstücksran cht, ein. Der Pächter wollte auf diesem 
Vorhaben Steil eine Tankstelle errichten und hat dies 
Dae ach ausgeführt. 

RI d 8 18 vom 1. April 1933 pachtete die Bekl. vom 
hren, Der u Grundstück auf die Dauer von zehn 
Ba. Vorpächt chtzins betrug monatlich 100 Ff. Die von 
100 von er E. errichtete Tankstelle übernahm die 
i 33 räumte d urch notarielle Verhandlung vom 21. März 
V hinsichtii o Kl. der Bekl. für die Zeit bis zum 1. April 
Orkaufsrecht d des ganzen Grundstücks das dingliche 
züglich * ein und machte der Kl. der Bekl. weiter 
Beki 1 0 5 1 füicke ein Kaufangebot, das 
7 2 rüher a i s i Ü ges 
werden durite als zum 1. April 1938 ange 


Die y 
on 
bene Tankai BeK. auf dem Grundstück des Kl, betrie- 
In Zuge der „en ist alsbald nach Ausbruch des Krieges 


Mannak Bewirtschaftung des Treibstofies getrof- 


Die B men i : 

ekl. hat en im September 1939 stillgelegt worden. 

par einen poo wegen für die Zeit vom 1. Sept. 1939 nur 
h 5 5 von monatlich 20 «#4 bezahlt. Der 

der 1. Sept. 1090 18 von monatlich 100 % für die Zeit 

Rek mme von 7 bis zum 31. März 1940 eingeklagt, von 

190 sprechen * al aber acht Monatszahlungen der 


Die x abgesetzt, er erfolgten Zahlungen mit insgesamt 


e 
reien Abweisung der Klage gebeten. 
SRG, zu ulfassung, daß sie gemäß der ständigen 
BOR Maßnahmen rage der Einwirkung öffentlich-recht- 
hat eur Indern aui Miet- bzw. Pachtbetriebe zu § 537 
Antes abgejehnt ung des Pachtzinses befugt sei. Die Bekl. 
Ag auf Tert entsprechend der Auflage des AG. einen 
tellen; tie haßshilfe gemäß der VO. v. 30. Nov. 1939 
ür sten, daR ie i ersten Rechtszuge den Standpunkt 
j s nicht erfüllt deen der Vertragshilfe O. 
Ei, ur n. 
bea ANd punki der Klage stattgegeben. Es hat sich auf 
birar EV 5 A ent, daß die Bestimmungen der Ver- 
ng gen Recht den allgemeinen Bestimmungen des 
Men n daher die vorgehende Sonderregelung darstell- 
ry auf Grund olgen kriegswirtschaftlicher Maßnah- 
it Ber : der VertragshilfeVO, geregelt werden 
À rutung 
ler 195 Be Bekl. konnte keinen Erfolg haben. 
Usschpi Auswirk. Rechtsauflassung des AG. abzulehnen, 
a i Sch kriegswirtschaitlicher Maßnahmen 
schrifte, worden eiedie VertragshilfeVO. v. 30. Nov. 1939 
n iir 9 7 und daneben die allgemeinen Vor- 
n kriscrlichen Rechts hinsichtlich der Einwir- 
erträ Es wirtschaftlichen Maßnahmen auf be- 
t zur Anwendung zu bringen seien. 
des AG. findet weder in den ein- 
ertragshilfevO., noch in den ein- 
Een derselben eine Stütze. Hätte die 
irkun Sen das bürgerliche Recht so ein- 
ies AA laben sollen, dann hätte es nahe- 
eij B. den & ücklich in ihr gesagt worden wäre; 
ünstigen nach dem Schuldnern rechtliche Möglichkeiten, 
à hiten Stellum allgemeinen bürgerlichen Recht eine 


iii 
n Besti en der 
agshilfe hungen 
tee den ilfey R 


VO 8 verschafien kë 
n „ zuläse schaflen können als nach der Ver- 
erorge Rommen wa, ist, durch die VertragshilieVO. 


ürden ung Wide en sollen, würde dem Sinn dieser 
Hape m vor, Fp echen, Nach der VertragshilfeVO. 
Alle emen daß ennur die beiden Möglichkeiten in 
N 4 SMITH o entweder der Pachtzins bis auf die 
Ya, Widas.). ig der Pachtvertrag aufgehoben wird 

UNI Bersie die peu dBigung des Pachtzinses auf nur 
4 77 OB. wa auf Grund von § 537 i. Verb. m. 
i 147, 157 — der Rspr. des RG.: RGZ. 64, 268; 
JW. 1935, 1771 5) erstrebt, würde nach 


der VertragshilfeVO. nicht möglich sein. Dabei kann der 
Schuldner (Pächter) aber gerade ein Interesse daran 
haben, weniger als die Hälfte des vereinbarten Pachtzinses 
zu bezahlen und den Vertrag über die Kriegszeit hinweg 
aufrechtzuerhalten, also gerade eine Aufhebung nach 8 5 
a. a. O. zu vermeiden. Man denke nur an Pächter, die bei 
Kriegsausbruch noch nicht lange im Genuß ihrer Pach- 
tung waren, die kurz vorher noch größere Aufwendungen 
für die Pachtung gemacht und damit vielleicht ihre letzten 
Mittel festgelegt hatten; solchen Schuldnern würde bei 
einer Stillegung des Betriebes mit einer Ermäßigung des 
Pachtzinses auf die Hälfte nach § 4 a. a. O. nicht genügend 
gedient sein, vor allem aber auch nicht mit einer Auf- 
hebung des Pachtvertrages, da ihnen dadurch ein großer 
Schaden erwachsen würde, ganz zu schweigen von der 
Gefahr, daß sie nach § 5 Abs. 3 2. a. O. noch zu einer 
Entschädigung des Verpächters für verpflichtet erklärt 
werden könnten. Auch sind die Voraussetzungen für die 
Gewährung von Vertragshilie und für eine Minderung 
grundverschieden; bei der Vertragshilfe sind die persön- 
lichen Verhältnisse der Beteiligten, bei einer Minderung 
nach § 537 BGB. die objektiven Einwirkungen auf eine 
Sache die entscheidenden Umstände. 

Diese Erwägungen zeigen, daß die Vo rschrift des 
8 537 BGB., wie sie von der spr. nicht bloß auf Sach- 
mängel, sondern auch bei der Auswirkung öffentlich-recht- 
licher Maßnahmen auf die Miet- bzw. Pachtsache ange- 
wandt wird, von den Bestimmungen der Ver- 
tragshilfe VO. unberührt geblieben ist. Das 
ist übrigens auch die Auffassung von Vogels, M 
tragshilfeVO.“, Einl. H, 1, S. 5 Anm. 13 (vgl. im übrigen 
auch Danielcik: AkadZ. 1940, 177, der dem Schuldner 
die Berufung auf veränderte Verhältnisse — clausula rebus 
sic stantibus — neben den Vertragshilfebestimmungen zu- 
billigt). 

Die Frage ist aber, ob, wie der KI. geltend macht, der 
Bekl, nur das nackte Grundstück verpachtet worden ist 
und damit Mängel der Tankstelle und die 
Tankstelle betreffende 6ffentlich- recht; 
liche Maßnahmen das Vertragsverhältnis 
der Parteien nicht berühren. (Wird näher aus- 
geführt.) 

Die Erwägungen darüber führen zu dem Schluß, daß 
der Kl. der Bekl nach dem Inhalt des Pachtvertrages vom 
1. April 1933 lediglich ein Grundstück zur Verfügung zu 
stellen hat, das tatsächlich und rechtlich geeignet ıst, dar- 
auf eine Tankstelle zu errichten; solange das der Fall ist, 
befindet sich das Grundstück in einem nach dem Vertrage 
vorausgesetzten Zustande, und es liegt kein Fehler der 
Sache i. S. von 8 537 BGB. vor. , 

Eine Minderung des Pachtzinses kann die Bekl. hier- 
nach nicht verlangen. Ob sie, wie sie erst im Berufungs- 
verfahren geltend gemacht hat, auf Grund der Vertrags- 
hilfeVO. eine Herabsetzung verlangen kann, ist hier ohne 
Bedeutung. Denn dadurch, daß die Bekl. Minderung gel- 
tend macht, macht sie den Anspruch streitig und erkennt 
ihn nach § 12 Abs. 2 VertragshilfeVO. nicht an; eine Ver- 
traoshilfe ist daher zur Zeitsunzulässig, so 
daß weder nach 8 24 Abs. 1 VertragshilfeVO. eine Aus- 
setzung des vorl. Prozesses, noch nach $ 24 Abs.2 das. 
eine Regelung durch das Prozeßgericht in Frage kommen 
kann. 

Dadurch, daß die Bekl. am 6. Nov. 1939 das Verkaufs- 
angebot des Kl. vom 21. März 1933 notarisch angenom- 
men und dem Kl. am 14. Nov. 1939 die Annahmeerklärung 
hat zugehen lassen, ist allerdings eın Kaufvertrag zustande 
gekommen. Durch den Kauivertrag wird aber der 
bestehende Pachtvertrag nicht ohne weiteres auf- 
gehoben; vielmehr muß die Bekl. bis zum Über- 
gang von Gefahr und Nutzungen (nach § 446 
RGR.) noch den Pachtzins weiterbezahlen. 
Ob der Bekl. ein Schadenersatzanspruch we- 
sen Nichterfüllung des Kaufvertrages zusteht und 
eine Aufrechnung damit die u zu Fall brin- 
sen kann, mag dahingestellt bleiben. Die ekl. hat diese 
Aufrechnung erst im Berufungsverfahren erklärt, und der 
Kl. hat gebeten, diese Aufrechnung nach $ 529 ZPO. als 
verspätet zurückzuweisen. Da die Bekl. zur Zeit ihren 
Schaden überhaupt nicht berechnen kann, hat der Senat 
nach § 529 Abs. 5 ZPO. diese Aufrechnung nicht mehr be- 
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rücksichtigt, da die Geltendmachung der Aufrech- 
nung nicht als sachdienlich anzusehen ist. 


(OLG. Celle, Urt. v. 14. Nov. 1940, 7 U 202/40.) R.] 


Anmerkung: Die vom OLG, Celle in dieser Sache ver- 
tretene Meinung deckt sich mit der Auffassung, die das 
KG. in seinem Urteil vom 24. Juli 1940 (DR. 1940, 2113) 
ausgesprochen hat. Meine a. a. O. abgedruckten zustim- 
menden Bemerkungen zu jenem Urteil gelten daher auch 
hier. 

Beide Urteile gehen mit Recht davon aus, daß § 4 Ver- 
tragshilfeVO. nicht etwa die in 88 537, 581 BGB. vorge- 
sehene gesetzliche Senkung des Miet- oder Pachtzinses 
hat beseitigen oder ersetzen wollen. $ 4 VertragshilieVO. 
tritt vielmehr ergänzend neben $ 537 BGB.; die neue Vor- 
schrift gibt dem Richter aus Anlaß des Krieges die Be- 
fugnis, die Miete oder Pacht aus Billigkeitsgründen auch 
dann herabzusetzen, wenn. an sich die Voraussetzungen 
für eine kraft Gesetzes eintretende Senkung nicht gegeben 
sind. Unzuträglichkeiten haben sich bisher aus dem Ne- 
beneinanderbestehen der beiden Rechtsbehelfe nicht er- 
geben und sind auch wohl für die Zukunft nicht zu be- 
fürchten. 

MinDir. Dr. Vogels, Berlin. 
* 


14. KG. — Die Möglichkeit richterlicher Vertragshilfe 
hindert den Mieter oder Pächter gewerblicher Räume nicht, 
auf Grund der Kriegsverhältnisse Minderung geltend zu 
machen. Dieser Einwand kann aber bei der Pacht einer 
Tankstelle nicht auf die Neuregelung der Abgabe von Be- 
triebsstoffen oder den Umsatzrückgang, sondern nur auf 
die Einstellung der Betriebsstofilieferung gestützt werden. 


Gegenüber dem Anspruch des KI. auf Pachtzins für 
eine Tankstelle macht der Bekl. geltend, daß die kriegs- 
wirtschaftlichen Verhältnisse den Ertrag der Tankstelle 
wesentlich beeinträchtigt hätten und daß dieser Ertrag 
demnächst ganz weggefallen sei, da die zuständige Stelle 
die Belieferung der Tankstelle mit Betriebsstoff vom 
20. Juni 1940 ab eingestellt habe. Er leitet daraus den Ein- 
wand des Wegfalls der Geschäftsgrundlage und ein Min- 
derungsrecht gem. 88 581, 537 BGB. her. Bis zur Zeit 
der Einstellung der Belieferung der Tankstelle mit Be- 
triebsstoff steht dem Bekl. ein Einwand nicht zu. Denn 
der Verpächter haftet dem Pächter nicht für den Umfang 
des Ertrages der Pachtsache. Ebensowenig wie dem Ver- 
pächter ein Anspruch auf Erhöhung des Pachtzinses bei 
besonders hohem Ertrage der Pachtsache zusteht, steht 
dem Pächter bei Sinken des Ertrages ein Anspruch auf 
Minderung des Pachtzinses zu. 


Der Verpächter haftet dem Pächter aber dafür, daß 
die Pachtsache ertragsfähig bleibt. Wird es dem Pächter 
durch behördliche Maßnahmen unmöglich, weiterhin 
bürgerliche Früchte aus der Pachtsache zu ziehen, so ist 
die Tauglichkeit der Pachtsache zu dem vertragsmäßigen 
Gebrauch i. S. der 88 581, 537 BGB. aufgehoben und der 
Pächter deshalb für die Zeit, während deren die Taug- 
lichkeit aufgehoben ist, von der Entrichtung des Pacht- 
zinses befreit. Wenn nun das LG. meint, diesem Minde- 
rungsrecht stehe der Umstand entgegen, daß dieser Gegen- 
stand eine Sonderregelung durch die VertragshilfeVO. 
erfahren habe und daß die Anträge des Bekl. auf Herab- 
setzung des Pachtzinses im Vertragshilfeverfahren ab- 
gelehnt worden sind, so kann dem nicht beigetreten 
werden. Die VertragshilfeVO. setzt voraus, daß die in- 
folge der Kriegsverhältnisse untragbar gewordene Forde- 
rung des Gläubigers besteht und vom Schuldner anerkannt 
wird. Sie will nur die anders nicht zu behebende Schwie- 
rigkeit der Erfüllung des Schuldverhältnisses beseitigen. 
In diesem Rechtsstreit erkennt aber der Schuldner die 
Forderung nicht an. Das ist dem Schuldner unbenommen, 
auch wenn die Gründe auf kriegswirtschaftliche Verhält- 
nisse zurückgehen. Ebenso wie neben der vorzeitigen 
Auflösung eines Miet- oder Pachtverhältnisses gem. 8 5 
VertragshilfeVO. der Schuldner zu einer sonst gesetzlich 
zulässigen Kündigung (z. B. gemäß 8 542 BGB.; vgl. 
Vogels, „Vertragshilfe VO.“ S. 65, Anm. 1 zu § 5) be- 
rechtigt bleibt, muß das für sein Minderungsrecht gelten, 
zumal da die Entscheidung über die Vertragshilfe gemäß 
§ 1 Abs. 2 Vertragshilfev O. nicht nur das Schuldverhält- 
nis, sondern stets die gesamten Erwerbs- und Vermögens- 
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von dem Zeitpunkt ab, zu dem sich die Eit use 
Belieferung der Tankstelle mit Betriebsstolf, arep- voll 
hat, also vom 1. Juli 1040 ab, von der Ent wei als 
Pachtzins befreit ist. Die Klage ist deshalb federt wird, 
Pachtzins für die Zeit vom 1. Juli 1940 ab geton 
unbegründet. 05,40.) 
(KG., 17. ZivSen., Urt. v. 27. Nov. 1940, 17 U 5255 


* p des 10 
15. KG. — MietSchG. Gegen die Entscheidung die Ver- 
über die Beschwerde gegen die Entscheidung Weitere BE 
längerung der Räumungsfrist findet eine * 
schwerde nicht statt. leich 8e. 
Das AG. hat die der Bekl. im Räumungsve re anget 
währte Räumungsfrist gem. § 5a Mieten s „ 0er 
Auf die sofortige Beschwerde der Kl. hat u. zurück 
Antrag auf Verlängerung der Näumungs ag weiter 
Eich, PEI hat gegen diesen Best ' 
sofortige Beschwerde eingelegt. : egen 
Nach §5a Abs. 2 Satz 3 MietSchG. findet, fangen 
Entscheidung des AG. über den Antrag auf tt. piers 


der Räumungsfrist die sofortige Beschwerde etage A 


dienen und nicht einen weiteren Rechtszug e enso . 0 
mit dem Verfahren vor dem LG. been RK tz"; pen: 
Karlsruhe: JW. 1934, 2085; Ebel, „Mietes tee Ben 
zu §5a, S. 70; Kiefersauer, „Mieters! yi 

zu $5a, 5.63 und Krieg u. Bandmanfizre 
Anm. 6 zu 85a MietSchG., S. 207). Die wo gssig 2 
Beschwerde der Bekl. ist deshalb als un% 


werfen. pw 240 c 
(KG., 17. ZivSen., Beschl. v. 27. Nov. 1940, 


en 
x eter nichi en 
16. KG. — Auch wenn der Unterm! ann er in fje 
Rechtsanspruch auf Küchenbenutzung Hat Sinne 
Räumen eine selbständige Haushaltung im jt 
terschutzvorschriften führen. BR termiet Vol. 
Zwischen den Streitteilen besteht ein inden dic e 
nis über möblierte Räume. Auf dieses „em. 2 dur 
schriften des 1. Abschnitts des Mietscho 00 Ansa 0 
der 3. AusiVO. z. KündSchVO. v, 5. Sept.. Seiner 
wenn der Mieter in den Mieträumen auushaltung Haus, 
eine selbständige Wirtschaft oder Ha aft oder zung 
Zur Führung einer selbständigen wine der BER gem 
haltung gehört in der Regel das RECH zt nun Zimt 
oder Mitbenutzung der Küche. Die KI. beiden sedo 
Bekl. ausdrücklich vereinbart, daß bei! 
ohne Küchenbenutzung überlassen wWündeon F 
erklärt, daß sie geneigt sei, die KOCH 5 de pel 
zur Verfügung zu stellen. Dies genügte iff war un eln 
von dem die Kl. wußte, daß er im CE jetru 1 
raten, das Recht zu verschaffen, in de en, dart 
selbständige Haushaltung zu verscha ilen sollt. 
stand Einverständnis zwischen de nalft We und 
daß dem Bekl. die Möglichkeit versch nſittelpgagebe 
in den Mieträumen einen selbständig ründe data, 
die Lebenshaltung seiner Familie zu bega spe 5 
ist es unerheblich, ob er auch einen bereiten grin N 
hatte, die Mahlzeiten in der Küche me ichtigen stret 
die KI. ihm dies auch aus weniger Waltnis een un? 
untersagen konnte. Auf das Mieta MON i » 
teile finden deshalb die 88 1 fl. 5 . ist, Ja geht yo 
und das Räumungsverlangen der lets ael 
aufhebungsgrund i. S. der 88 2if. Mi 400 
liegt, unbegründet. = ‚zu 48 
(KG., 17. ZivSen., Urt. v. 6. Nov. 1940, 
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Schuldenbereinigungsgesetz 


17. 

digen Ka. — 8 3 SchuldBereinG. n. F. Wer einen selbstän- 

eübt h i mit Hilfe erheblicher sachlicher Mittel aus- 
kann gleichwohl den Schutz des § 3 Schuld- 

nicht gehö F. in Anspruch nehmen, wenn die Mittel ihm 

Gläubiger 17 und deshalb nicht zur Befriedigung der 
Ingegeben werden konnten. 


Ein Ç . 
wendete r übernahm pachtweise zwei Lokale, ver- 
lnstan Bine (verhältnismäßig Rane Geldmittel zur 
Weitere dune der Räume und führte den Betrieb ohne 
Seife gene Mittel mit Hilfe eines ihm von fremder 
enutzung überlassenen Inventars sowie mit 
arenkredits der Brauerei. Der Betrieb kam 
le 3 992 zum Erliegen. Der Schuldner mußte die 
1 8 zur Bef n und den Offenbarungseid leisten, konnte 
treibt un riedigung der Gläubiger nichts hingeben. Er 
eule hr die Bereinigung der ihm verbliebenen 
ereinigung as KG. hat die Möglichkeit einer Schulden- 
anerkannt © aus § 3 SchuldBereinG. n. F. grundsätzlich 


ach 
pa Rp Neufassung des SchuldBereinG. v. 3. Sept. 


ichters in e 1209) kann derjenige die Vertragshilfe des 
deres Selbe tz ee nehmen, welcher als Angehöriger 
A Einsatz igen Berufes, der im wesentlichen durch 


P 19 9 Arbeitskraft ausgeübt wird, infolge der 
enno tübernahme herrschenden Wirtschaftsnot in 
wochen ha Be ist. Wie der Senat wiederholt ausge- 
ke pe T Tage, ob ein selbständiger Beruf im 
mei, nicht r ech den Einsatz der Arbeitskraft ausgeübt 
were, Sonde die verschiedenen Gewerbearten im allge- 
Tbe A ‚für das vom Schuldner betriebene Ge- 
erücksichtigung der besonderen Umstände 
+ Chuldner pe zu beantworten. Im vorl. Falle hat 
I en die Eröffnung der Betriebe N. und Y. 
fügung ehai Eigenkapital (etwa 5000—6000 ,) zur 
er endet ut das fast ganz zur Herrichtung der Lo- 
hangaren A Zur Betriebsführung in diesen Räu- 
dien ung une gs erhebliche sachliche Mittel vor- 
Seri B riebska wehrlich: Tische, Stühle, Geschirr usw. 
e yo 2R apital war dem Schuldner aber von dritter 

ti ellt der und von der Brauerei, zur Verfügung 
We Ren We und stand nicht in seinem Eigentum. An 
weg ung der Rat en setzte er — außer den für die Er- 
die Michen nur une aufgewendeten Geldbeträgen — im 
aussetzun seine Arbeitskraft ein. Damit ist 
g des § 3 der Neufassung des Schuld- 

den i durch 5 = der selbständige Beruf „im wesent- 
Ist, unt insatz der Arbeitskraft“ ausgeübt wor- 
wig ® bei Er § 3 der Neufassung fallen auch solche 
lop PeWerbe __ al — wie nicht selten gerade im Gast- 
r v e rlieh u erdings erhebliche sachliche Mittel er- 
dag lettügcung 5 vorhanden, aber von dritter Seite 
etzt mabers fe ellt worden sind, ohne in das Eigentum 
aSr Inh a ben gehen, Auch in einem solchen Falle 
der onbeitskraft 5 r ausschließlich oder überwiegend nur 
dies K sei es die eigene, sei es die von Hilfs- 
deg dem Inhalt 4 uslegung des Gesetzes entspricht dem 
den ei tegebers er Neufassung zu entnehmenden Willen 
Thulden per. den selbständigen Gewerbetreiben- 


fü], er ei Bereinigung hd Fa 
un ne e 7 auch dann zu ermöglichen, 
abi des § Dar Wirtschaftsgrundlage, die er in Er- 


der Nigern nz S. 1 Ziff. 2 SchuldBereinG. n. F. seinen 
de leseage aufopfern können, nicht gehabt hat. § 3 
feige des 9 sich in dieser Beziehung nach der 
"end a 8 1 Ar. „an den bisherigen Hauptiall, den des 
leigt letztere Vsunmittelpar anschließen. Wäh- 
Mind; zuteil a urn den Schutz des Gesetzes dem- 
Mittsp Berufes . läßt, der zur Ausübung seines selb- 
ng) pllliche Grun igen sachliche Mittel (die 
aberben pa und Arge seiner selbständigen Lebenshal- 

l engen hat, win iese den Gläubigern zur Befriedigung 


tin... auch diefe 3 von den selbständigen Gewerbe- 
ne Betriebes egen einbeziehen, we nach der 
dee ‚Sie Erfordernisse des § 1 nicht erfüllen 


i Wei 

Itnj dete a eine zur Hingabe an den Gläubiger 

N Selbstäng; tsgrundlage nicht besaßen. Nur die- 

es Ges des g 1 Ag wesenen Schuldner sollen bei Nicht- 
„08.1 Ziff. 2 der Neufassung den Schutz 

erhalten, welche eigene sachliche 


Rechtsprechung 


651 


Mittel als wirtschaftliche Grundlage ihrer selbständigen 
Lebenshaltung gehabt und diese Mittel gleichwohl ihren 
Gläubigern überhaupt nicht oder mindestens nicht in den 
wesentlichen Teilen zur Befriedigung hingegeben haben 
(8 1 Abs. 1 Ziff. 2). 


(KG., I. ZivSen., Beschl. v. 2. Jan. 1941, 1 WX 378/40.) 
x 


18. AG. — SchuldBereinG. Die Behandlung von Sozial- 
versicherungsforderungen. 

Einfluß der VO. v. 22. Febr. 1939 über die Durchführung 
des Vierjahresplanes auf dem Gebiete der Handwerks- 
wirtschaft auf ein Schuldenbereinigungsveriahren. 

Bereinigung des Nachlasses eines im Verfahren verstor- 
benen Schuldners. f) 

Obwohl die sachlichen Voraussetzungen der Schulden- 
bereinigung als vorliegend erachtet worden sind, hat das 
Gericht eine Entscheidung über den Antrag zunächst 
nicht getroffen, da die Sozialversicherungsträger Aus- 
setzung des Schuldenbereinigungsverfahrens beantragt 
hatten. Das Gericht entsprach diesem Aussetzungsantrage, 
da vor Erlaß einer Durchführungsverordnung über die 
Behandlung von Sozialversicherungsbeiträgen in dem 
Schuldenbereinigungsverfahren eine abschließende Rege- 
lung nicht möglich war, jedenfalls nicht feststand, zur 
Zahlung welcher Quoten an seine übrigen Gläubiger der 
Malermeister W., der Schuldner, in der Lage sein würde. 
Die Aussetzung des Verfahrens erschien um so mehr 
gerechtfertigt, als sich W. darum bemühen wollte, eine 
feste Anstellung als Arbeitnehmer zu erlangen, so daß 
es sich empfahl, abzuwarten, bis die wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse des Malermeisters W. klar zu übersehen waren. 
Als dann das Gericht die Durchführung des Schulden- 
bereinigungsverfahrens aus den bezeichneten Gründen 
ausgesetzt hatte, tauchte überdies, nachdem die VO. über 
die Durchführung des Vierjahresplanes auf dem Gebiet 
der Handwerkswirtschaft v. 22. Febr. 1939 (RGBI. I, 327) 
und die 1. Anordnung zu dies er VO. v. 22. Febr. 1939 
(RGBI. I, 328) erlassen worden waren, die Frage auf, ob 
das Schuldenbereinigungsverfahren in ein Abwicklungs- 
verfahren gem. § 6 der 1. Anordnung zur VO. über die 
Durchführung des Vierjahresplans auf dem Gebiet der 
Handwerkswirtschaft überzuleiten war. Da in cin solches 
Abwicklungsverfahren auch öffentlich-rechtliche Forde- 
rungen jeder Art, insbesondere auch Rückstände von 
Sozialversicherungsbeiträgen einzubeziehen sind (vgl. 
AGR. Epping: DJ. 1939, 540 J. Sp.), würde für die 
Durchführung des Äbwicklungsverfahrens die Geltend- 
machung der Rückstände der Sozialversicherungsbeiträge 
kein Hinderungsgrund gewesen Sein. Bedenken gegen 
die Durchführung des Abwicklungsverfahrens bestanden 
jedoch insoweit, als It. Mitteilung der Handwerkskammer 
Bremen nach der gültigen Auslegung der VO. v. 22. Febr. 
1030 diese auf Frauen als Inhaberinnen von Handwerks- 
betrieben keine Anwendung finden sollte, der Handwerks- 
betrieb des Malermeisters W. aber unter dem Namen 
seiner Ehefrau geführt wurde. Um diese Bedenken zu 
beseitigen, wurden zwischen dem Reichsstand des Deut- 
schen Handwerks und dem Reichswirtschaftsministerium 
längere Verhandlungen gepflogen. Ehe indessen die Zwei- 
felstrage endgültig geklärt werden konnte, ordnete das 
Reichswirtschaftsministerium durch RdErl. v. 18. Dez. 1939, 
welcher der Handwerkskammer Bremen im Februar 1940 
zugegangen war, an, daß die Durchführung der VO. 
über die Durchführung des Vierjahresplanes auf dem Ge- 
biete der Handwerkswirtschaft v. 22. Febr. 1939 im Hin- 
blick auf die durch den Krieg veränderten Verhältnisse 
ausgesetzt werden sollte. 

Aus dieser Anordnung des Reichswirtschaftsministeriums 
ergab sich, daß ein Abwicklungsverfahren für den Maler- 
meister W. nicht mehr in Frage kam, daß vielmehr das 
ruhende Schuldenbereinigungsverfahren wieder aufgenom- 
men werden mußte. Das Schuldenbereinigungsverfahren 
konnte jedoch für W. nicht mehr fortgesetzt werden, da 
er am 8. März 1940 verstorben ist. Er hat seine Witwe 
und zwei Söhne. nämlich Georg W. und Hermann W. in 
Neuyork (USA.), als Erben hinterlassen. Hermann W. 
in Neuyork hat die Erbschaft nach seinem Vater aus- 
geschlagen. Die Witwe und Qeorg W. in Berlin stellten 
bei dem AG. Bremen, Abt, für Konkurssachen, Antrag auf 
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Eröffnung des Konkurses über den Nachlaß des Maler- 
meisters W. Durch Beschl. v. 6. Juli 1940 wies das AG. 
den Antrag auf Konkurseröffnung gem. 8 107 KO. ab, 
da eine den Kosten des Verfahrens entsprechende Masse 
nicht vorhanden war. Die Witwe hatte bereits vorher bei 
dem AG., Abt. Schuldenbereinigung, den Antrag gestellt, 
sämtliche Verpflichtungen ihres Ehemannes, mit denen 
sie und ihr Sohn Georg noch belastet sein könnten, im 
vollen Umfange zu streichen. Durch das Rundschreiben 
v. 30. Juli 1940 unterrichtete das Gericht die Gläubiger 
des verstorbenen Malermeisters W. über den Stand des 
Schuldenbereinigungsverfahrens und wies die Gläubiger 
insbes. darauf hin, daß nach der Abweisung des Antrages 
auf Konkurseröffnung die Rechtslage die ist, daß gem. 
$ 1990 BGB. die Erben des W. jetzt die Möglichkeit 
haben, die Befriedigung der Gläubiger insoweit zu ver- 
weigern, als der Nachlaß nicht ausreicht. 


Auf das letzte Rundschreiben des Gerichts haben ledig- 
lich einige Gläubiger geantwortet. Die Handwerker. 
Krankenkasse Bremen hat unter Hinweis auf den Erlaß 
des Reichsjustizministeriums v. 6. April 1940 (DJ. S. 428) 
über die Behandlung der Rückstände von Sozialversiche- 
rungsbeiträgen im Schuldenbereinigungsverfahren den 
1 A der Erben auf Streichung ihrer Forderung ab- 
gelehnt. 


Die Handwerker krankenkasse Bremen kann mit ihrem 
Verlangen, daß die von dem Erblasser einbehaltenen Bei- 
träge seiner früheren Gefolgschaftsmitglieder noch ge- 
zahlt werden müßten, nicht durchdringen. Zunächst ist 
nicht festgestellt, daß der Erblasser die Beitragsteile sei- 
ner früheren Gefolgschaftsmitglieder veruntreut hat; be- 
straft ist er jedenfalls nicht. Sodann aber schlägt das 
von der Handwerkerkrankenkasse angeführte Argument 
den Erben des Malermeisters W. gegenüber gar nicht 
durch. Für diese ist lediglich die Rechtslage maßgebend, 
die sich aus 8 1000 BGB. ergibt. Aus dieser Vorschrift 
folgt, daß unter allen Umständen die Erben nur den 
Nachlaß des Erblassers zur Befriedigung von dessen 
alten Gläubigern zur Verfügung zu stellen brauchen. In 
den eingehenden Vernehmungen der Witwe, welche so- 
wohl bei dem AG., Abt. für Konkurssachen, als auch bei 
dem AG., Abt. Schuldenbereinigung, stattgefunden haben, 
hat Frau W. wiederholt erklärt, daß W. außer Klei- 
dungsstücken, die nahezu wertlos seien, nichts hinter- 
lassen habe. Danach ist die Leistungsunfähigkeit des 
Nachlasses des Erblassers zu irgendwelchen Zahlungen 
unzweifelhaft. Auf die Leistungsfähigkeit kommt es aber 
nach den in 8 6 SchuldBereinG. (§ 2 der alten Fassung) 
festgelegten Grundsätzen allein an. 

Die Forderungen der Gläubiger des verstorbenen Maler- 
meisters W. waren nach alledem in vollem Umfange zu 
streichen. Von der Streichung konnte nur die Forderung 
der Handelskrankenkasse Bremen in Höhe von 56 AM 
ausgenommen werden. Da die Forderung dieser Gläu- 
bigerin, wie W. in dem Schuldenbereinigungsverfahren 
anerkannt hatte, eine neue Forderung ist, unterliegt sie 
nicht der Bereinigung auf Grund des SchuldBereinG. Die 
Forderung ist während der Zeit entstanden, als das 
Malereigeschäft unter dem Namen der Ehefrau des Maler- 
meisters W. betrieben wurde. 


(AG. Bremen, Beschl. v. 22. Okt. 1940, Sch B 413/38.) 


Anmerkung: In dem Beschluß werden im wesentlichen 
drei grundsätzliche Fragen der Schuldenbereinigung be- 
rührt, nämlich 


1. die Behandlung von Forderungen der Sozialversiche- 
rungsträger, 

2. die Einwirkung der VO. v. 22. Febr. 1939 über die 
Durchführung des Vierjahresplanes auf dem Gebiet 
der Handwerkswirtschaft auf ein Schuldenbereini- 
gungsverfahren und 

3. die Bedeutung des Todes des Schuldners für ein an- 
hängiges Bereinigungsverſahren. 


1. Das AG. hat während der Geltung des SchuldBereinG. 
v.17. Aug. 1938 festgestellt, daß die Voraussetzungen für 
eine Bereinigung des Schuldners gegeben seien. Trotz- 
dem ist das Verfahren nicht abgeschlossen, sondern nur 
ausgesetzt worden entsprechend dem Antrage der be- 
teiligten Sozialversicherungsträger. Diese Aussetzung war 
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i anng 
vorgesehen bis zum Erlaß einer DurchführungsverordM 


über die Behandlung von Sozialversicherungsbeilf f den 
Der Aussetzungsgrund war nicht zwingend. S0 iche 
Erlaß des Ges. v. 17. Aug. 1938 haben öffentlich Sucker. 
Gläubiger immer wieder versucht, aus der *. eine 
bereinigung herauszukommen oder doch mindet erhaltet 
Vorzugsstellung zu erlangen. Einem solchen * 0. und 
gegenüber war auf § 16 Abs. 2 a. F. SchuldBereil! reino 
auf die amtl. Erläuterung zum § 1 Abs. 3 Schu zhig⸗ 
zu verweisen. Hieraus ergab sich die Bereinigun as Alte 
keit öffentlich-rechtlicher Schulden schon fi 
Gesetz eindeutig. Im Schrifttum und in der 5 Akad? 
daran ebenfalls kein ernstlicher Zweifel en 3500 ] 
1940, 50 [Anm. Vogel] = DR. 1040, 1348; Ife Gereint 
In ständiger Rspr. hat das KG. besonders behörden 
gung von Forderungen der Sozialversicherunee gen 
zugelassen (JFG. 20, 354). Dies geschah durch 3a i 
den Widerspruch der Sozialversicherungsbe 9 beriete: 
sich auf einen Erlaß des RArbM. v. 26. Jan. 193 er 
Danach sollten hinterzogene Beträge nicht 
gar erlassen werden. Die Gerichte sahen diese erung 
als nur für den inneren Verkehr der Sozial ver iBereinO: 
behörden bestimmt an. Ihnen bot 82 a.F- So cherung“ 
die Möglichkeit, die Belange der Sozialvef h 
dude 
3. Sept. 1940 gelten die Richtlinien der amti = Vo els 
zur Fassung v. 17. Aug. 1938 weiter (Oer Ego 6 
2. Aufl., S. 35 Anm. 2). Für Forderungen AnulaBerei ni 
sicherungsträger ist im §7 Abs. 3 n. F. Se fekst 
eine besondere Regelung getroffen woro oi 428) 
sich an die AV. d. RJM. v. 6. April 1940 (DJ. neitnehme 
Ein endgültiges Verbot, nichtabgeführte AM worde 
anteile zu bereinigen, ist nicht ausgespro@ n Im 
Die vorsichtig zurückhaltende Anordnung sätzlich de 
gemeinen nicht erlassen werden“ läßt BUN cher Wine 
bisherigen Rechtszustand bestehen. Denn at all jen 
an derartige Forderungen behutsam herangep so wand d 
bisher 8 1 Abs. 4 und 8 2 a. F. SchuldBerei 88 5 dung 
jetzt die diesen Vorschriften entsprechende ate Kar 
u. F. SchuldBereinG. in erster Linie für die 85 wür® 
wesentlich werden. Ist der Schuldner nie isse , Mr en 
und sind seine wirtschaftlichen Verhäk@®n;chtl 
günstig, daß nur eine Streichung nach pt einer solls 
des $ 6 in Betracht kommen kann, SO Shen entgegen geil. 
Maßnahme 87 Abs. 3 SchuldBerein G. m 1t erten ne 
können dann vielmehr auch die aus nichta Sozialv® 
tragsteilen entstandenen Forderungen eines J 
rungsträgers gestrichen werden. n0: yli 
2. Erst nach dem Erlaß des SchuldBeranc vier] 
1938 ist die VO. über die Durchführung. irtschalt per 
planes auf dem Gebiet der Handwer 175 je: 
22. Febr. 1030 (RGBI. I, 327) ergangen. i e ministe gie 
1939 ist ein Runderlaß des Reichswärtsce in denkt 


005 
bekanntgegeben worden (III WO 17587 Weingesch kes 
Dreh der VO. v. 22. Febr. 1939, af we: 
worden ist. Löschungsverfahren solter hren SO yerk 
nicht mehr eingeleitet, schwebende Verta ander 
gestellt werden, wenn nicht der betro 2 e ave ie” 
mit einer Weiterführung des Verfahren" en die g de 
war. Veranlassung zu dieser Regelung “a inder th tut 
verhältnisse gegeben. Eine weitere h die Eilcpeibe 
Handwerksbetriebe, als dies schon durch unter u 
gen zur Wehrmacht geschehen waf, 8 n. 


Zur Zeit hat daher die von de in 1 
geworfene Frage nach den Einwirkungen ch artahren 
bereinigungsverfahrens auf ein bude eutung: ft Wal, 
umgekehrt nur noch beschränkte Beden jn Kra 


A beit” am 
bestand eine Konkurrenz zwischen ae semei") wi 


qe 
„ 


dies jedoch nur ein Nebenzwec — K 
lichen Hilfeleistung war nach beiden Geseng e Schl 
Das SchuldBereinG. läßt nur die WC sol 
Schulden zu. Hierunter sind regelmäßig en siid» gen, R 
den, die vor dem 1. Jan. 1934 entstan 2 Scht ht ko 
stehen. Ausnahmsweise (§ 3) können 2 petra abe Sn 
bis zum 1. Jan. 1037 aufgelaufen sind, gie Au tal 
men. Die VO. v. 22. Febr. 1939 verlangte m 
Selbständigkeit von dem Schuldner. In 


Aa 
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kann’ q; 
tieten k Regelung der vor der Mitteilung der beabsich- 
Schulden schung in der Handwerksrolle entstandenen 
v. 29 P antragt werden (86 der 1. Anordnung zur 
Weitergen ebr. 1939 [RGBI. I, 328]). Diese Hilfe ist also 
nigung end als die dem Schuldner im Schuldenberei- 
ren zu gewährende. 
a Sienbar die Ansicht des AG. Bremen gewesen, 
antragen edler. noch ein Abwicklungsverfahren be- 
Kung “Onnte, obwohl er schon ein Schuldenbereini- 
ede 
den 


Sve. T 9 
e anhängig gemacht hatte. Durchgreifende 


10 en. en dem nicht mehr entgegengehalten wer- 


f Die Konkurrenz der Schuldenbereinigung 
a > z 
Bereing ren Verfahrensarten ist im 8 14 a. F. Schuld- 
9 20 As geregelt gewesen. Diese Bestimmung ist durch 
Nach kom n. F. SchuidBereinG. erweitert worden. Da- 
M Betrae mi ein Schutz nach dem SchuldBereinG. nicht 
SL für Schuldner, deren Schulden auf Grund der 
gern 1 1939 geregelt sind. Daraus wird man fol- 
Ange nicht 4 daß ein Schuldner das Wahlrecht hat, so- 
A ulla u Abwicklungsverfahren durchgeführt ist. 
ühren, dies. des 8 24 Abs. 3 SchuldBereinG. könnte dazu 
erloschen 15 Wahlrecht des Schuldners erst dann als 
abgeschlosanuschen, wenn die Abwicklung erfolgreich 
Sehen, Hat d ist. Diese Auffassung würde aber zu weit 
2. Fehr 1030 Schuldner einen Antrag nach der VO. 
ders auf Sch 1 gestellt, so wird der Antrag des Schuld- 
3 Ale denbereinigung als zur Zeit nicht gerecht- 
Een und ein etwa schon schwebendes 
18 lungsverfalirteteen sein bis zur Regelung des Ab- 
„ton hän Ahrens, Eine endgültige Aufhebung cines 
lu Vege ne Schuldenbereinigungsverfahrens wird 
m Verfahren, Sofort angebracht sein, weil das Abwick- 
Sg egelun a Posh aus verschiedenen Gründen nicht 
ee . der Be Schulden führen kann (vgl. hierzu 
en eiche, Anordnung der VO. v. 22. Febr. 1039). In 
$ Schu] a Falle würde die spätere Weiterführung 
de dem Ereinigungsverfahreus möglich sein. 
bing huldenpersnungsverfahren gelten die Grundsätze 
zu }iChkeiten u nigung. Auch ‚öflentlich-rechtliche Ver- 
Sich handeln 2 entsprechend der Schuldenbereinigung 
fungsbeitrz -Pping: DJ. 1030, 546). Für Sozialver- 
ührunge Ee gelten demnach die unter 1 gemachten 
der Schulden Unterschied in der Behandlung dieser 
ar das AG 75 in den beiden Verfahren, wie dies 
wil er buldt remen angenommen hat, besteht nicht. 
tend des SR der 1931 zusammengebrochen ist, ist 
Sch, einer Ehefr ahrens gestorben. Er ist beerbt worden 
dale Er und einem Sohn, während der zweite 
storka. Prüfung ausgeschlagen hat. Das AG. hat sich 
und enen die Ve, beenügt. ob in der Person des Ver- 
unter k ; ne ingen für die Bereinigung (881 
buran INweig auf 0) gegeben waren. Es hat dann 
Bor utrag über daten aus § 107 KO. abgelehnten Kon- 
eafin, ce Bereini 10 Nachlaßvermögen und auf $& 1990 
rt, Sung „bezüglich des Nachlasses“ durch- 


offenh 


le 


rei de Han 
Sen igun Wind ang begegnet Bedenken. Die Schulden- 
gebn pllgemein als ein an die Person des 
noch zergeleitet Adener Rechtsvorteil angesehen. Daraus 
ab Erben weder als Erbengemeinschaft 
useinandersetzung ein Bereinigungs- 


reihe x 

881 „Son selbst können, es sei denn, sie erfüllen in 
nung 9 0 n. P 8 die erforderlichen Voraussetzungen 
Anm. Word . chuldBereinG.). Zur näheren Begrün- 
Stheiq . 36; een auf Ger ken- Vogel, 2. Aufl., 
li Danach des Son 4000 15 5 und auf die Ent- 
„ 881 7 ist 1 * N 3 > 5 . 

S diestirbt Sy Bereinigung des Nachlasses nicht zu- 
bete a es einzust ii uidner während des Verfahrens, so 
ein uch in ellen. Durch eine solche Handhabung 


undilzin de 
hatten dülnges En Van dem AG, Bremen behandelten Fall 
Risse Achlaßke a nis herbeigeführt worden. Die Erben 
Then dbselehnt nurs beantragt. Dieser war mangels 
one Rechts orden. Mit Recht hatten daher die 
reinen. Sie Kuontat des $ 1000 BGB. in Anspruch 
deter mangsverfahrenten also auch ohne ein Schulden- 
eich, Soweit ve en die Befriedigung der Nachlaßgläu- 
weigern, als der Nachlaß nicht aus- 


LGR. Dr. H. Vogel, Hamburg. 
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19. KG. — § 15 FGG. Auch wenn die uneheliche Mut- 
ter bereit ist, über die Person des Erzeugers ihres Kin- 
des auszusagen, um damit den Anspruch des Kindes auf 
eine Waisenrente aus 8 1258 RVO. darzutun, darf das 
VormGer. sie hierüber nicht eidlich vernehmen. 


Die geschiedene Amalie M. geborene T. hat als Erzeuger 
ihres am 24. März 1940 unehelich geborenen Sohnes Klaus 
Gerhard T. den Mechaniker Adolf M. angegeben. M. soll 
sich als Vater bekannt, auch für den Unterhalt des Mün- 
dels gesorgt haben. Er ist am 6. Juni 1940 verstorben, be- 
vor er die Vaterschaft formell anerkannt hat. Der Vor- 
mund hat sich an das VormGer. gewandt mit der Bitte, 
die Mutter eidlich darüber zu vernehmen, daß M. als der 
Erzeuger des Mündels in Frage komme. Er benötige diese 
Erklärung, um für den Mündel die Waisenrente be- 
antragen zu können. Das VormGer. hat die eidliche Ver- 
nehmung der Mutter darüber, wer der außereheliche 
Vater des Mündels sei, als unzulässig abgelehnt. Die 
Beschwerde des Vormunds hat das LG. zurückgewiesen. 
Auch seine weitere Beschwerde hat keinen Erfolg gehabt. 


In DJ. 1940, 1174 — DR.1940, 1848 hat der Senat zu 
der Frage Stellung genommen, ob das VormGer. gegen 
eine uneheliche Mutter, die die Angabe des Namens des 
Erzeugers ihres Kindes verweigert, Zeugniszwang aus- 
üben darf. Der Senat hat diese Frage mit der Begründung 
verneint, daß das VormGer. zur Ausübung staatshoheit- 
licher Gewalt nur aus Anlaß solcher Feststellungen und 
Entscheidungen befugt sei, die ihm gesetzlich zugewiesen 
seien. Die Ermittlung des Erzeugers unehelicher Kinder 
sei jedoch nicht Sache des VormGer., sondern eine dem 
Vormund zufallende Aufgabe. Diese rechtlichen Gesichts- 
punkte ergeben auch die Entscheidung in dem vorliegen- 
den Fall, der sich von dem in DJ. 1940, 1174 behandelten 
im wesentlichen nur dadurch unterscheidet, daß hier nach 
Angabe des Vormunds die Mutter zur Aussage über den 
Erzeuger ihres Kindes bereit ist. Da, wie der Senat in 
DJ. 1940, 1174 ausgeführt hat, es Sache des VormGer. 
ist, den Vormund bei der Klärung der Abstammungs- 
verhältnisse seines Mündels zu unterstützen, wird hier das 
VormGer. zwar seine Mitwirkung insoweit nicht ablehnen 
dürfen, als es sich um die formlose, also uneidliche An- 
hörung der Mutter über den Erzeuger ihres Kindes han- 
delt. Soweit dagegen der Vormund die eidliche Verneh- 
mung der Mutter beantragt hat, hat das VormGer. mit 
Recht dies abgelehnt. Denn das Recht zur Vornahme 
förmlicher Beweiserhebungen gem. $ 15 FGG. ist dem 
VormGer. nur in solchen Verfahren eingeräumt, in denen 
Feststellungen und Entscheidungen zu treffen sind, die 
ihm gesetzlich zugewiesen sind. Die Feststellung dahin 
zu treffen, ob M. wirklich der Erzeuger des Mündels ist 
und dem Mündel daher nach dem Verstorbenen die Wai- 
senrente aus § 1258 Abs. 2 Nr. 4 RVO. zusteht, ist aber 
nicht dem VormGer. übertragen. Sie obliegt vielmehr den 
Versicherungsbehörden der Invalidenversicherung in dem 
dafür eröffneten Rentenfeststellungsverfahren (vgl. RVA.: 
RVersANachr. 1926, 204; Krohn-Zschimmer-Knoll- 
Sauerborn, „RVO“, § 1258 Anm. 6). Soweit im übrigen 
sich der Vormund für die Zulässigkeit der eidlichen Ver- 
nehmung der Mutter durch das VormGer. auf die Espr. 
des RG.: RGZ. 67, 416; 71, 303 beruft, wonach das 
Vormüer. in den Grenzen seiner Obliegenheiten handele, 
wenn es den Erzeuger darüber vernehme, ob er seine 
Vaterschaft anerkenne, sich zur Zahlung bestimmter Un- 
terhaltsbeträge verpflichte und sich wegen dieser Ver- 
pflichtung der sofortigen Zwangsvollstreckung unterwerfe 
(so auch RGZ. 84, 317; 87, 426; OLG. Kassel: IW. 
1925, 1898; Schlegelberger, „FGG, $ 2 Anm. II), 
hat bereits das RG. hierzu in LZ. 1917, 333 ausgeführt, 
daß aus dieser Rspr. nicht auch die Folgerung gezogen 
werden dürfe, daß es nun Aufgabe des Vormüer. sei, im 
voraus die für den Vaterschaftsprozeß dienlichen Be- 
weise zu erheben. Die vom VormGer. dem Vormund zu 
gewährende Unterstützung dürfe nicht darauf hinaus- 
laufen, daß mittelbar die staatshoheitliche Gewalt dem 
Vormund zur Handhabe für seine bürgerliche Geschäfts- 
tätigkeit diene. Am allerwenigsten sei dies zulässig in 
einem Fall, wo gar kein Hindernis dagegen bestehe, daß 
die Sache alsbald im ordnungsmäßigen Wege des Zivil- 
prozesses unter Wahrung der den Parteien zustehenden 
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Rechte bzgl. des Beweisverfahrens zum endgültigen Aus- 
trag gebracht werde, Das Entsprechende muß hier gelten, 
wo die vom Vormund beantragte eidliche Vernehmung 
der Mutter durch das VormGer. lediglich der Vorberei- 
tung des Rentenfeststellungsverfahrens dienen soll, in 
welchem übrigens die Mutter zeugenschaftlich vernommen 
werden kann. 


(KG., ZivSen. 1 a, Beschl. v. 15. Nov. 1940, 1 a Wx 915/40.) 


Verfahren, Gebühren- und Kostenrecht 


20. RG. — § 4 ZPO. Zinsen und gleichartige Neben- 
forderungen stehen in einem engeren Zusammenhang zur 
Hauptsache als die Prozeßkosten. Wenn auch diese Neben- 
forderungen-nicht mehr im Streite sind, können die Pro- 
zeßkosten zur Haupisache werden. 


Mit der Klage hat der Kl. von den Bekl. die Zahlung 
von 1000 ÆA nebst Zinsen als Teil des Restkaufgeldes 
aus einem Grundstückskaufvertrag gefordert. Die Bekl. 
haben die Fälligkeit des Restkauigeldes bestritten. Das 
LG. hat die Klage durch Urteil v. 28. Jan, 1938 ab- 
gewiesen. Das Urteil ist der Bekl. am 9. Febr. 1938 zu- 
gestellt. Durch Schriftsatz v. 1. März 1938, beim OLG. 
eingegangen am 2. März 1938, hat der Kl. Berufung ein- 
gelegt und das Rechtsmittel begründet. Mit Schriftsatz 
v. 23. Okt. 1940 hat der Kl. mitgeteilt, die Bekl. hätten 
das mit der Restkaufgeldhypothek belastete Grundstück 
Anfang Okt. 1939 weiterverkauft, der Käufer habe hierauf 
das gesamte Hypothekenkapital nebst Zinsen an den Kl. 
ausgezahlt. Es werde nunmehr beantragt, die Hauptsache 
für erledigt zu erklären und die Bekl. in die Kosten des 
Verfahrens zu verurteilen. Das OLG. hat sodann durch 
Beschluß v. 31. Okt. 1940, dem Kl. zugestellt am 11. Nov. 
1940, die Berufung auf Kosten des Kl. als unzulässig 
verworfen. Hiergegen richtet sich die am 16. Nov. 1940 
bei dem OLG, eingegangene sofortige Beschw. des Kl. 
Diese ist nach $519b Abs. 2 i. Verb. m. § 547 Nr. 1 ZPO. 
zulässig, auch ordnungsmäßig eingelegt und sachlich be- 
gründet. Das OLG. begründet seine Entsch. damit, daß, 
nachdem der Hauptanspruch in vollem Umfange, auch 
hinsichtlich der Zinsen, erledigt sei, eine die Berufungs- 
summe erreichende Beschwer des Ki. nicht mehr vor- 
handen sei. Die Prozeßkosten erreichten zwar die Be- 
rufungssumme. Allein diese könnten nicht als Hauptsache 
angesehen werden, weil i. S. des $4 ZPO, nicht die 
Kosten des laufenden Rechtsstreits, sondern nur die vor 
dem Beginn des Rechtsstreits entstandenen Kosten zu ver- 
stehen seien. Das OLG. weicht hier bewußt von der Rspr. 
des RG. (RGZ. 118, 149; vgl. auch RGWarn. 1920 Nr. 121) 
ab. Die von ihm angegebenen Gründe geben jedoch keinen 
hinreichenden Anlaß, von dieser Rspr, abzugehen, zumal 
auch diese allein der Billigkeit entspricht. Richtig ist 
zwar, daß i. S. des 84 ZPO. die Kosten des laufenden 
Rechtsstreits nicht in demselben Verhältnis zum Haupt- 
anspruch stehen wie die in dieser Gesetzesvorschriit ge- 
nannten übrigen Nebenſorderungen. Vielmehr stehen Zin- 
sen und gleichartige Nebenforderungen in einem engeren 
Verhältnis zur Hauptsache als die Prozeßkosten. Sie bil- 
den mit der Hauptiorderung zusammen die Hauptsache 
im Gegensatz zu den erst durch den Streit über jene ver- 
anlaßten Prozeßkosten. Sie gehören i. S. des $15 Abs. 3 
GKG. zum Hauptanspruch. Das hat aber lediglich die 
Folge, daß, solange noch Zinsen oder eine sonstige 
Nebenforderung im Streit ist, die Prozeßkosten nicht zur 
Hauptsache werden können. Wohl aber besteht diese Mög- 
lichkeit, wenn die Hauptsache, also der Hauptanspruch 
einschließlich aller Nebenforderungen, erledigt ist (vgl. 
RGZ. 145, 309). Die von dem OLG. angeführte Entsch. 
des 2. ZivSen. des RG. v. 25. Nov. 1930 (JW. 1931, 1035 12) 
betrifft den vorl. Fall nicht, da einmal dort noch Zinsen 
streitig waren, die den Betrag der Berufungssumme nicht 
erreichten und außerdem die Hauptsache im übrigen sich 
bereits in erster Instanz durch Zahlung erledigt hatte. 
Im vorl. Falle war die Berufung zulässig eingelegt. Die 
Hauptsache einschließlich der Zinsiorderung hat sich erst 
im Laufe des Berufungsverfahrens erledigt. Hier steht 
nichts im Wege, die Beschwer des Ber Kl. nach den noch 
im Streit befindlichen Prozeßkosten zu bemessen. Die in 
der letztgenannten Entsch. angezogene Vorschrift des 
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$99 ZPO., auf welche sich auch das OLG, beruft, I 
auf einen Fall wie den vorliegenden, in dem die Bern gef 
zulässig eingelegt war und es sich nur darum $ 5 
ob zur Zeit der Entsch. durch das BG. noch eier 
Berufungssumme erreichende Beschwer des Kl. 10 b 
überhaupt keine Anwendung. Das von dem ; 
widersinnig bezeichnete Ergebnis, daß die Beruang 
lässig bleibt, wenn sich nach ihrer zulässigen 
die Hauptsache vollständig erledigt hat und — ge. 
über die die Berufungssumme erreichenden KOT nur 
stritten wird, daß sie aber unzulässig wird, fe der 
noch ein die Berufungssumme nicht erreichender 
Hauptsache in Streit bleibt, beruht auf dem,‘ 
gelegten Verhältnis der Prozeßkosten zu der I 
und den übrigen Nebeniorderungen. 


(RG., V. ZivSen., Beschl. v. 12. Dez. 1940, N 
5 


21. KG. — $$ 115, 127 ZPO.; AllgVig. des R 
12. Aug. 1935. in einen | 
1. Die Entschädigung dritter Personen, welche, erauge. 
Rechtsstreit zur erbbiologischen Untersuchung den dd 
zogen werden, richtet sich nach den Bestimmu die „ 
ZeugGebO. Demgemäß ist eine Beschwerde 2000 ? 
richtliche Entsch. nach § 6 VO. v. 4. Okt. 
schlossen. tel, 
k kos 
2. Die Entschädigung der Partei selbst tür Rein, i 
falls sie mittellos ist, richtet sich nach Allgvig- Y- Dien 
1035 und ist Verwaltungsangelegenheit, welche 
aufsichts-, keine Sachbeschwerde auslöst. ligt dant 
3. Ist jedoch der Partei das Armenrecht bew swi 
handelt es sich um eine gesetzliche Armen r 
Die Entsch. über die Reisekostenentschädig UTE gyrch pe 


m” | 
| 


obliegt dann dem Gericht und ist mit der Serde n 

schwerdesumme nicht eingeschränkten) Bes 

§ 127 ZPO. anfechtbar. 770 4 
4. Entschädigung für die Begleitperson ein adig" 

Partei (z.B. minderjähriges Kind) ist, als N tung ie 

der Partei selbst zu behandeln. Ob eine MR essen ad 

wendig ist, unterliegt dem pflichtgemäßen Ber 


Vormundes, welches für das Gericht 80 langangemes 
ist, als nicht von dem Ermessen ersichtlich un 
Gebrauch gemacht wird. 


5. Die von dem beauftragten gerichtliche 


digen abgegebenen Erklärungen, Vorladuf Aust 
stigen MER nahme sind in Mer kostenrechtlich 5 0 
kung wie Erklärungen und Maßnahmen des im Ra 
zu werten, solange sich der Sachverständt m 
seiner Befugnisse hält. 3 Feststellän 
Durch Beweisbeschluß ist in dem auf die ver, Gut“ 
der blutmäßigen Abstammung des Kl. VON gischen geh 
teten Rechtsstreit die Erstattung eines erbbld il des ch 
achtens auf Grund einer Untersuchung s % e wie pug 


als auch des am 18. Nov. 1034 geborenen rlot igh die 

seiner Mutter durch das K.-A.-V.-Haus in "Tchriftli® an 

angeordnet worden. Demgemäß hat diese Kind 

Vormünderin gebeten, zu veranlassen, 

23, Sept. 1940 zur Untersuchung in die 

Fan n werde, mit dem Zusatz, daß R 
ind und eine Begleitperson vom 


c es d wii 
s ügt 
den. Nachrichtlich war außerdem Musee Sucha Ge- 


r, 
Kindesmutter für den gleichen Tag ZU Erstattung 5 de 
stellt worden sei. — Den Anspruch auf EN Jet el di? 
samtkosten für die Vormünderin als gelehnt sei 9 


Kindes in Höhe von 80,10 4% hat Mien gewesen ene he 
Mutter des Kindes, die selbst vorgela ine pesoni? 

Kind hätte mitnehmen können, so da are funde“ 

gleitung nicht erforderlich gewesen va pegrüng, af“ { 

hwerde welchem 

Was zunächst die Zulässigkeit des ei vo 
nicht 1 


der ZeugGebO. Anwendung inden. Die ich, Stie 
ser Gebührenordnung ist zwar unbedenkli d, sind 


u 
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2 . 
Arch untersucht werden?“: DR. 1939, 1128.) Diesfalls 


betreien agerichtig auch die Zulässigkeit einer Beschw. 
nach den „die Kostenansprüche solcher dritten Personen 
nen Vors tür die Gebührenansprüche von Zeugen gegebe- 
a iften sich richten und damit nach dem Z. Zt. 
mitte) en $ 6 VO. v. 4.Okt. 1939 jedwedes Rechts- 
schloss Sen die gerichtliche Entsch. überhaupt ausge- 

Be . Hier steht aber in Frage der Anspruch 
Solche Be on für eine der Parteien, welche ohne 
en. Bleitperson nicht die Reise hätte unternehmen 
Anders hen derartiger Anspruch kann rechtlich nicht 
selbst „wandelt werden als ein Anspruch der Partei 

üg ib diese gilt aber die AllgVig. des RIM. vom 
teien, der 35 (DJ. 1935, 1171), wonach mittellosen Par- 
mu en persönliches Erscheinen oder deren Verneh- 


Vor 5 
ie Reise nſeht angeordnet worden ist, die Kosten für 
den kö a Rückreise aus der Reichskasse gezahlt wer- 


een, d 
genngſeich dig über deren Höhe, dem Prozeßgericht, 
Ä Prozegger Anweisung selbst Sache des Vorsitzenden 
een der 
nahme rend 


tine 2 erielſe wie verfahrensrechtliche Lage ist aber 
e 2 


= Vorlage, enn statt der Vorladung durch das Gericht 


auff. Gericht rn 

g orden i 
beaufty welchen e 
die, im ert 
Une cha. e Auftrages die Parteien vorlädt, wie 


sh Wi 
richitiche 
de 10 
„sind 2 x 
Verg. Ürsorgerin 0 ischen Untersuchung begleiten- 
naeh gng einer 0 Beschw. der Partei selbst gegen die 
k 10 Z ene dar und ist somit 
na tüte sejp lässig. 
ae Mutter Seine versagende Entsch. darauf, daß die 
kön logischen 1 Kindl anläßlich ihrer eigenen Reise zur 
der Bin wodurch une suchuung nach B. hätte mitnehmen 
dag Wand EM die Kosten erspart worden wären. Die- 
Tingen. Reisekosten unter dem Gesichtspunkt erheblich, 
Remig Höhe hä en des klagenden Kindes nur in ge- 
die Be Verfahren ten zu entstehen brauchen, sofern sach- 
Schw, Fe n wäre. Demgegenüber verweist 
us anedon ‚ daß in der Vorladung durch das K. 
RER ücklich auch von Erstattung der Reise- 
Wengi Worden Begleitperson durch das Gericht ge- 
Worda čich er 7 An sich ist auch dieser Hinweis, 
micht a ist, für = vom Gericht selber ausgesprochen 
uren anders „ das Gericht verbindlich und rechtlich 
e. das Gerichten, als eine entsprechende Zusage 
worde, Welcher die F st, wenn und sofern nur diejenige 
S sich a rledigung des Gutachtens übertragen 
Satz „erteilten 9 mit dieser Erklärung im Rahmen 
a en B kags hält. Dies kann, da der Kosten- 
werdende komm estehenden gesetzlichen Bestimmungen 
gelder. » vorliegend nicht in Zweifel gezogen 
ue Seits ; h 
een m dieser Hinweis der den KI. be- 
indes das Recht Schaft naturgemäß nur in vernünftigem 


er: 


i Ba auf t geben, K u i 

e ZUw en, Kosten für die Begleitung des 
Bleach men nämlich nur dann, wenn nach den 
Week E enden Umständen ein einfacherer und 


Ker e d ! 
80 gen ülke, en, gleicher Sicherheit den erstrebten 
Sebenenfajis beschreitbar war. Insofern würde 


le naheliegende Möglichkeit, das 


Kind durch die eigene Mutter nach B. begleiten zu lassen, 
sofern diese zum gleichen Tage und zum gleichen Zweck 
nach B. bestellt war, einen Anspruch auf Erstattung der 
Reisekosten für eine Begleitperson ausschließen können. 
Immerhin darf dabei nicht übersehen werden, daß irgend- 
ein Zwang in dieser Richtung durch das Gericht nicht 
ausgeübt werden kann und daß z.B. im Falle der Ab- 
lehnung durch die Mutter, das Kind selbst nach B. zu 
bringen, gerichtliche Maßnahmen gegenüber der Mutter, 
welche für den Rechtsstreit nur als dritte Person gilt, 
nicht in Frage kommen könnten und daß fernerhin insbes. 
dieses Verhalten einer dritten Person, der Kindesmutter, 
dem Kinde selbst, hier also der Vormundschaft, nicht 
kostenmäßig zum Nachteil gereichen kann. Tatsächlich 
hat die Vormundschaft die Möglichkeit einer Begleitung 
durch die Mutter erwogen. Dies ergibt sich aus ihrer 
Erklärung, die Mutter des Kindes selbst habe die Für- 
sorgerin ersucht, mitzufahren, weil sie sich mit dem 
Kinde nicht zu helfen wisse, insbes. auch vollkommen un- 
beholfen der Sache gegenüberstehe. Bei dieser Sachlage 
war es in das pflichtgemäße Ermessen des Vormundes 
gestellt, ob die persönliche Betreuung des Kindes durch 
die Mutter als Begleitperson gerade nach B. ausreichend 
gewährleistet sei oder ob die Begleitung durch eine be- 
sondere erfahrene Begleitperson am Platze sei. Die vor- 
mundschait hat sich für letzteres entschieden. Solange sie 
dabei nicht von ihrem Ermessen einen ersichtlich unange- 
messenen Gebrauch gemacht hat, fehlt es an einer aus- 
reichenden Handhabe, die so entstandenen Reisekosten 
insoweit als nicht notwendig zu bezeichnen und deren 
Erstattung der klagenden Partei zu versagen. i 

Danach mußte dem Grunde nach die Erstattungspflicht 
der Reichskasse hinsichtlich der Reisekosten für die Be- 
gleitperson des Kindes anerkannt werden. Die Festsetzung 
im einzelnen war der zuständigen Berechnungsstelle nach 
8 575 ZPO. zu überlassen. 

(KG., 20. ZivSen., Beschl. v. 18. Dez. 1940, 20 W 3652/40.) 
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22, OLG. — § 606 ZPO.; Art. 29, 17 EGBGB. Schei- 
dung von Polen. f) 

Beide Parteien haben „die polnische Staatsangehörig- 
keit“, Obwohl ihre Heimat zu den Gebieten gehört, die 
nach dem Erlaß des Führers und Reichskanzlers über 
Gliederung und Verwaltung der Ostgebiete v. 8. Okt. 1939 
(RGBI. I. 2042) in das Deutsche Reich eingegliedert wor- 
den sind, haben sie damit die deutsche Staatsangehörigkeit 
nicht erworben. Ganz abgesehen davon, daß die Parteien 
nicht zu den Bewohnern der eingegliederten Gebiete 
zu rechnen sind, werden auch diese Bewohner deutschen 
oder artverwandten Blutes — zu letzteren gehören u.a. 
auch die Polen — deutsche Staatsangehörige nur nach 
Maßgabe näherer Vorschriften (8 6 Abs.1 des Erlasses). 
Solche Vorschriften sind bislang nur für die Angehörigen 
des deutschen Volkstums ergangen (s. Erl. des RMdl. vom 
25. Nov. 1939 [RMBIiV. 2385), nicht aber für Polen. 

Wenn sonach die Parteien auch keine Reichsdeutschen 
sind, so ist es doch andererseits mehr als zweifelhait, ob 
sie noch als polnische Staatsangehörige anzusprechen sind. 
Denn von einem polnischen Staat kann nach dem Polen- 
feldzug, der Eingliederung von Gebietsteilen ins Reich, 
der Aufteilung des übrigen bisherigen Staatsgebiets in 
eine deutsche und eine sowjetrussische Interessensphäre, 
dem Erlaß des Führers und Reichskanzlers über die Ver- 
waltung des besetzten polnischen Gebietes v. 12. Okt. 1930 
(RGBI. I 2077) und der mit Erlaß v. 31. Juli 1940 verfügten 
Umwandlung des Amtes des Generalgouverneurs in eine 
„Regierung des Generalgouvernements“ (wodurch nach 
Dr. Frank zum Ausdruck gebracht wird, daß das General- 
gouvernement fortan nicht mehr als besetztes, somit reichs- 
fremdes Gebiet, sondern als Bestandteil des großdeutschen 
Machtbereichs behandelt wird, s. die Tageszeitungen, Mo- 
natsheft für auswärtige Politik 1940, H.9, S.686) keine 
Rede mehr sein. 

Nach allgemein anerkanntem Völkerrecht sind aber An- 
gehörige untergegangener Staaten, solange nicht die das 
bisherige Staatsgebiet okkupierenden Mächte eine ander- 
weitige Regelung getroffen haben, als staatenlos zu be- 
trachten und zu behandeln (vgl. Dr. Franke: Ztschr. für 
Standesamtswesen 1940, 189 wegen der Polen im General- 
gouvernement). 
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Zur Scheidung von Ehen Staatenloser sind aber die 
deutschen Gerichte zuständig (s. alle Erläute- 
rungsbücher zu § 606 ZPO.). Nach Art. 17 i. Verb. m. 
Art: 20 EheG. zum BGB. — i. d. Fass. des Ges. v. 21. Aprıl 
1938 (RGBl. I, 380) — sind für die Scheidung dieser Ehen 
die Bestimmungen des Ehe G. v. 6. Juli 1938 maß- 
gebend. 

Nicht anders ist aber das Ergebnis, wenn man die Par- 
teien noch als „polnische Staatsangehörige“ betrachtet und 
behandelt. 

Daß dann — entgegen der früheren Rspr. (z.B. RGZ. 
150, 293 = JW. 1936, 1063) — jetzt deutsche Gerichte für 
die Scheidung der Ehen polnischer Staatsangehöriger als 
zuständig anzusehen sind, hat auch das LG. zutreffend an- 
genommen; denn den Grund für die Bestimmung in 8 600 
Abs. 4 ZPO., zu verhindern, daß ein deutsches Gericht 
Ausländer scheidet, obwohl von vornherein damit zu 
rechnen ist, daß der Heimatstaat dem Urteil die Aner- 
kennung versagt, besteht nicht mehr, es ist, wie das LG. 
mit Recht sagt, in der Tat nicht zu befürchten, daß irgend- 
ein neuer polnischer Staat oder ein anderes polnisches Ge- 
bilde dem Urteil eines deutschen Gerichts die Anerken- 
nung versagen wird. Zu Unrecht hat jedoch das LG. an- 
genommen, daß sachlich keine Scheidungsmöglichkeit 
dieser Ehe besteht. 

Richtig geht allerdings das LG. davon aus, daß für die 
familienrechtlichen Beziehungen der Parteien zueinander 
und für die Scheidung der Ehe (nach Art. 17 EGBGB.) 
polnisches Rechts gilt, und zwar das im sogen. Kongrel- 
polen geltende EheG. von 1836, da der klagende Ehemann 
aus dem ehemaligen Kongreßpolen stammt, und daß, ob- 
wohl dieses Gesetz bei Angehörigen christlicher Glaubens- 
bekenntnisse nur die kirchliche Eheschließung kennt, die 
Eheschließung vor dem Standesbeamten in Chlingen Kreis 
Sondershausen am 14. Juni 1937 im Hinblick auf Art. 13 
Abs.3 EheG. zum BGB. für die deutschen Gerichte als 
rechtsgültige Eheschließung anzusehen ist und auch in 
Polen nach Art.13 PolnGes. betr. das für internationale 
Privatverhältnisse geltende Recht v. 2. Aug. 1926 als solche 
anerkannt wird. Nun kennt zwar das polnische EheG. von 
1836 — von einer hier nicht in Betracht kommenden Aus- 
nahme abgesehen — bei römisch-katholischen Ehegatten 
keine Scheidung der Ehe (dem Bande nach). Ob das wegen 
des sakramentalen Charakters der kirchlichen Eheschlie- 
Bung nur für kirchlich geschlossene Fhen oder überhaupt 
für alle Ehen, auch für Zivilehen galt, war früher streitig. 
Nach einem Plenarbeschluß des Obersten (poln.) Gerichts 
vom 9./16. Okt. 1037 (abgedr. in der Ztschr. für osteuro- 
päisches Recht 1938/39, 459 ff. und Ztschr. für Standes- 
amtswesen 1939, 188) gilt dieses Scheidungsverbot nur für 
kirchlich geschlossene Ehen, danach ist auch im Geltungs- 
bereich des EheG. von 1836 auf Grund des Art.17 des 
Gesetzes über das für die inneren Verhältnisse geltende 
Recht vom 2. Aug. 1926 die Scheidung einer von Katho- 
liken außerhalb dieses Gebietes in ziviler Form gültig ge- 
schlossenen Ehe zulässig, wenn das letzte gemeinsame 
persönliche Recht der Ehegatten im gegebenen Fall die 
Scheidung der Zivilehe von Katholiken zuläßt, wenn aber 
dieses letzte gemeinschaftliche Recht — wie hier — das 
EheG. von 1836 ist, ist die Scheidung zulässig, wenn das 
Recht des Ortes der — zivilen — Eheschließung eine der- 
artige Scheidung zuläßt. Da das Recht des Ortes der 
zivilen Eheschließung, das ist das deutsche EheG. vom 
6. Juli 1938, eine Scheidung der zivilen Ehe von Katholiken 
zuläßt, kann auch die Ehe der Parteien hier geschieden 
werden, und zwar nach Maßgabe des deutschen 
Ehe G Daß die Parteien die Ehe auch kirchlich mitein- 
ander geschlossen haben und daß nach polnischem Recht 
auch diese kirchliche, wenn auch in Deutschland erfolgte 
Eheschließung als gültig anzusehen ist, ist ohne Belang, 
da diese kirchliche Eheschließung für die deutsche Rechts- 
ordnung unbeachtlich und durch sie keine von unserer 
Rechtsordnung anerkannte Ehe zustande gekommen ist 
(vgl. Art. 13 Abs. 3 EheG. zum BGB.). 

(OLG. Jena, 1. ZivSen., Beschl. v. 28. Nov. 1040, 3 W 
426/40.) 


Anmerkung: Die Entsch. befaßt sich mit der Frage der 
Zuständigkeit deutscher Gerichte für die Scheidung von 
Angehörigen des ehemaligen Polen sowie dem sachlich 
auf die Scheidung anzuwendenden Recht. 
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I. Hinsichtlich der Staatsangehörige zu 
beide Fragen eine Rolle spielt, wird man jolg 
unterscheiden haben: 


ung 

a) Der Führererlaß über die Gliederung und Veit die 
der Ostgebiete v. S. Okt. 1939 (RGBI. I, 2042) ve nd Posh 
Bildung der neuen R ei chs gaue Westpreußen E t 
(heute Danzig-Westpreußen und Wartheland) 6 1); ft 
deren Eingliederung in das Großdeutsche Reich 2 
ner wurde in Oberschlesien der neue Regie gberi 
Kattowitz, in Ostpreußen der neue Regie er diese 
Zichenau gebildet ($ 4). Hinsichtlich der Beva dab ste 
neu eingegliederten Gebiete bestimmt der Ef ind, den 
soweit sie deutschen oder artverwandten Blutes 99025 
sche Staatsangehörige nach Maßgabe näherer 
ten werden ($ 6 Abs. I). Ein Gesetz über den N StehendEl 
menhang mit der Eingliederung dieser Gebie 575 8 
Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit ist pehördel 
ergangen. Die Grundlage für die Verwaltun Erl. de 
und Gerichte sind vielmehr insofern die beiden Jeutschen 
RMdl. v. 25. Nov. 1939 (betr. den Erwerb dere ich einge 
Staatsangehörigkeit in den in das Deutsche, d, pri 
gliederten Ostgebieten |RMBIIV. 23850) und vendre, 
1040 (betr. den Erwerb der deutschen Staate scher Volk” 
durch ehemals polnische Staatsangehörige deutz deutsche 
zugehörigkeit aus Ösipolen)- Danach sind use dle 
Staatsangehörige diejenigen Volksdeutschen a" 8 at. Ange 
1. bis zum 1. September 1930 die Danziger 90 Oktober 
hörigkeit besessen haben, oder 2. bis ee. de 
1939 die polnische Staatsangehörigkeit E ondeutsch“ 
diesem Zeitpunkt zu den Bewohnern des EE g 
Reiches einschließlich der einge liederten Os 
hört haben, oder 3. nach Verlust den tenlos ware 
Staatsangehörigkeit bis zum 26. Okt. 1030 stage des Grok 
und an diesem Zeitpunkt zu den Bewohner? gertell ` 
deutschen 7 „ der ein geh 
gebiete gehört haben. Zu diesem Per 786 
auch diejenigen Volksdeutschen, die deutschen, der, 
polnische Staatsangehörige angesehen Yen polnische, 
polnische Staatsangehörigkeit aber von a frühen 
Behörden nicht anerkannt wurde (aul ebieten j 15 
Zugehörigkeit zu den eingegliederten 5 ich! 
es also bei den zu 3 genannten Perso bat 
vgl. unten 2 b). Dieser letztgenaunte A: 
bei Scheidungen a e A . 1931; 
nissen geführt (vgl. z. B. 8 .. 19000 g ein "nd 
und 1978; 1038, 2140). bis dann in ROZ. 160, pe 
weg gesucht wurde. 4. Deutsche Staatsang die des srir 
schließlich auch diejenigen Vollsdeutscheepiet de 100 
Interessenzone der Sowjetunion gehören Sela | 
heren polnischen Staates im Zuge der Um ultrag en sche 
verlassen haben und von den besonders bea 
len eingebürgert worden sind. Für ad die wanten gie 
deutsche Volkszugehörige, insbes. solche, 
Krieges aus ihrer bisherigen ostpolnischen 
eingegliederten Ostgebiete geflüchtet sin y 
gerung auf Antrag vorgesehen. Als deut munge 
hörige im Sinne der vorgenannten 415 À s 
diejenigen anzusehen, die sich selbst dieses Kenn 
des deutschen Volkes bekennen, ern che, 12 
nis durch bestimmte Tatsachen, Wie See ein ecke 
Kultur usw. bestätigt wird; ausgenoMlT ‚den 85 del 
stets Personen artiremden Blutes, Are A| 
des RMdl. v. 29. März 1930 [RME aubsel unge 
Feststellungen des OLG. lagen jene Vora Volkszt pej 
Ehemann nicht vor; denn nur auf d De 
keit kommt es an. Die Frau würde, eie 
Staatsangehörigkeit bei bestehender me ezuge 
Rücksicht darauf, ob sie deutsche 0 
oder nicht (Abs. 3 und 5 des RdErl. des er 
1030) lea 

3 Stak 

Das OLG. fragt nun weiter, welche parteiet, mic! 
hörigkeit unter diesen Umstanden di mag den ar 
und spricht sie als staatenlos an. 3 
zuzustimmen. Es ist awar richtig, nent 
rehöripen eines Staates, der nic ehr er, ade 
SEN Angehörige dieses Staates sein I see 000% 
des früheren polnischen Staates umla? pa 17 5 D* 
Generalgouvernement Polen, Interessen pst gehe esche À 
deutschen Reiches, aber nicht zu 1 m se 
deutsche Regierung des Generalgouverne i 


lt 
Jahrgang 1941 Heft 12] 
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E det, $ 1 E 
i resic. das in dem hier gegebenen Zusammenhange 
Nene die deutschen Volks zugehörigen 
führung 9 ral gouvernement (vgl. VO. über die Ein- 
Gener get Kennkarte für deutsche Volkszugehörige im 
Von der uvernement v. 26. Jan. 1940 [VOBI. GGP. 1, 36]) 
ments e nischen Bevölkerung des Generalgouverne- 
dieser also v. 26. Okt. 1939 [VGBI. GGP. 8]). Sie weist 
ZU Sie ist ‚eine Zugehörigkeit zum Generalgouvernement 
Polnischen Sta! bei diesen Personen an Stelle der früheren 
also aue taatsangehörigkeit getreten. Die Parteien sind 
nis e en Babsreentlich als Angehörige der pol- 
nement e völkerung des Generalgouver- 
7 S Polen anzusprechen. 
ng une Zuständigkeitfürdie Schei- 
a) el t, so ist folgendes zu unterscheiden: 
aatsan es sich um eine solche von deutschen 
0 gehörigen im Generalgouverne- 
ch 4 . die dort gebildeten deutschen Ge- 
19 deutsche Sschließlich zuständig (8 19 VO. über 
h kebr. 1 10 erichtsbarkeit im Generalgouvernement vom 
dlerersreehtl [VOBI. GGP. I, 57). Das von ihnen ver- 
Cie im ka anzuwendende Recht ist gemäß § 25 VO. 
in dann „eich geltende ZPO. Gemäß $ 606 Abs. 1 ZPO. 


ei 
Stand hafter Klagerhebung seinen allgemeinen Gerichts- 


0 

rne 1 
end im ent hat, für die Ehefrau aber ein Hilfsgerichts- 
Faden Zust 
efran 
Onn m. E. 


Danzig: 

10 Oeneraiko DR. 1941, 395 näher dargelegt habe); denn 

die Schen een ist im Verhältnis zum Groß- 
inter Ausland. Der Fall muß also anders als 

Meine A a Zuständigkeitskonkurrenzen (vgl. 

i usführungen DJ. 1940, 1006) entschieden 
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liegt f 
deutig en; es bei deutschen Volkszuge- 
ehen Stastsaneralgouvernement, da diese ARTEN ZIEH 
Ehen, Febr, ahne chsrigen gleichgestellt sind (8 19 VO. 
(aach ann, der Er Siedelt der deutsche volkszugehörige 
Rony, nicht im G ier in den nichteingegliederten Gebieten 
niche dement wobbedeutschen Reich), sondern im General- 
a 10 Staa tsan De und auch bis zum Kriege die pol- 
über unter 3 Sehörigkeit hatte (also nicht zu den oben 
für 5 kann ten Personen gehört), ins Altreich 
Sich Usländer a ner klagen, da 8606 Abs.1 ZPO. auch 
nicht uf diese Pa? denn als solcher ist er anzusehen, da 
digej Strecken ersonen die zu I genannten Runderlasse 
it nicht, da $ 606 Abs. 4 ZPO. hindert die Zustän- 
a era tenden ws auch nach der im Generalgouverne- 
de, elührt, 7 erfahrensordnung gegeben ist, wie eben 


“ud i 7 1 
uteis Gericht ist es natürlich ausgeschlossen, daß ein 


l Atreic en Reich He, mag sein Bezirk auch nicht im Groß- 


R ln un das Urteil eines Gerichts des 
AE e 
er, den Angehörigen der polnischen 
55 Generalgouvernements, 
10 N ohnt, ist hier die Zuständigkeit 
euch in dtess lage gemäß $ 606 Abs. 1 ZPO. ge- 
atü N) Wie das pie i stent 8 606 Abs. 4 ZPO. nicht 
Atke at darin . mit Recht feststellt. Der Grund 
ersten, der hi daß die polnische Gerichts- 
würd 
eg 0 der de eine vom Generalgouver- 
ſehtsb derichtsp 
aͤrkeit DA 


1 ericht 5 
über pÉ 10, 17 u deutschen Obergericht beantra- 


die A 
Tichte 85 hnung der Zuständigkeit der deut- 


Staatsangehörigen vorlagen (vgl. RGZ. 150, 203; KG.: IW. 
1037, 1979 und dazu die Entsch. des OG. Warschau: D). 
1938, 251), gelten heute also nicht mehr für die Ange- 
hörigen der polnischen Bevölkerung des Generalgouverne- 
ments. 

III. Was schließlich das auf die Scheidung früherer pol- 
nischer Staatsangehöriger im Altreich anzuwendende 
sachliche Recht anbetrifit, so ergibt sich folgendes: 

a) Soweit die früheren polnischen Staatsangehörigen 
deutscheStaatsangehörige geworden sind (vgl. 
oben zu I), kommt natürlich das deutsche EheG. v. 6. Juli 
1933 zur Anwendung. Polnisches Recht kann lediglich 
für zeitlich vor dem Staatsangehörigkeitswechsel liegende 
Scheidungsgründe in Betracht kommen (Art. 17 Abs. 2 
EGBGB.). 

b) Dasselbe ist bei den deutschen Volkszuge- 
hörigenim Generalgouvernement (oben II b), 
für deren Scheidungsklage im Altreich eine Zuständigkeit 
begründet ist, der Fall; denn gemäß § 24 VO. v. 19. Febr. 
1940 über die deutsche Gerichtsbarkeit im Generalgou- 
vernement i. d. Fass. der AndVO. v. 14. Dez. 1940 (VOBI. 
GGP. I, 364) stehen die deutschen Volkszugehörigen mit 
Ausnahme der Frauen, die einen Mann geheiratet haben 
oder heiraten, der weder deutscher Staats- noch Volks- 
zugehöriger ist, hinsichtlich der Anwendbarkeit des deut- 
schen Personenstands- und Familienrechts den deutschen 
Staatsangehörigen im Generalgouvernement gleich; für 
letztere stellt & 22 VO. ausdrücklich die Beurteilung ihrer 
Rechtsverhältnisse, insbes. auf dem Gebiet des Personen-, 
Familien- und Erbrechts nach dem Heimatrecht nochmals 
sicher. Mit Rücksicht auf die zur Zeit im Großdeutschen 
Reich fehlende Rechtseinheit bestimmt 8 24 VO. das Recht 
des Altreichs als Heimatrecht für diese deutschen Volks- 
zugehörigen. 1 

c) Die Scheidungsklagen von Angehörigen der 
polnischen Bevölkerung des Generalgou- 
vernements werden nach dem oben zu I a. E. Gesag- 
ten und Art. 17 Abs. 1 EGBGB. nach dem im Generalgou- 
vernement geltenden polnischen Recht behandelt, wobei 
natürlich die Berechtigung der Scheidung gemäß Art. 17 
Abs. 4 EGBGB. auch nach deutschem Recht zu prüfen ist. 

Das OLG, stützt sich nun auf eine Entsch. des OG. 
Warschau v. 9/16. Okt. 1937 (abgedr. Ztschr. für osteuro- 
päisches Recht 1938/30, 450 ff.) und will auch hier deut- 
sches Rechts, d. h. das EheQ. von 1938 im Wege der Rück- 
verweisung zur Anwendung bringen. Dem kann nicht bei- 
gepflichtet werden. Die Fntsch. des OG. Warschau nennt 
ausdrücklich das Poln es. v. 2. Aug. 1926 über das für die 
inneren Verhältnisse geltende Recht, d. h. das Gesetz, 
das jeweilig die Anwendung der im früheren Polen gelten- 
den fünf verschiedenen Lokalrechte regelte. Daraus ergibt 
sich schon, daß dieses Gesetz an den früheren Landesgren- 
zen Halt macht und selbstverständlich auch nur Verweisun- 
gen auf eins dieser fünf polnischen Lokalrechte, also in- 
fer lokal, niemals aber eine Verweisung auf das Recht 
eines fremden Staates, also das im Altreich geltende 
FheG. von 1038 enthalten kann, Tatsächlich behandelt die 
angezogene Entsch. auch nur den Fall der Scheidungs- 
möglichkeit einer im ehemals preußischen Gebietsteil des 
früheren Polen geschlossenen Zivilehe in Kongreßpolen, 
also eine rein interlokale Frage. Eine Verweisung, wie sie 
das OLG. meint, könnte nur das PolnGes. v. 2. Aug. 1926 
über das internationale Privatrecht vorschreiben, ohne daß 
aber vorliegend etwas Derartiges der Fall wäre. 

Die Rechtslage ist vielmehr folgende: Wie oben hervor- 
gehoben, entscheidet über die Möglichkeit einer Eheschei- 
dung das polnische Recht (Art.17 Abs.1 EGBGB.). Wel- 
ches der fünf im früheren Polen geltenden Lokalrechte hier 
zur Anwendun kommt, gibt das PolnGes. über das für 
die inneren Verhältnisse geltende Recht v. 2. Aug. 1926 an. 
Das OLG. meint, daß es für die Scheidung auf das letzte 
gemeinschaftliche Recht der Eheleute ankomme (so Art. 17 
Abs 1 Satz 2). Ob die Voraussetzungen für diese Bestim- 
mung vorliegen, daß nämlich zur Zeit des Ehescheidungs- 
begehrens verschiedenes (polnisches Lokal-) Recht für die 
beiden Eheleute vorliegt, läßt der mitgeteilte Sachverhalt 
nicht ersehen. Jedenfalls kommt das OLG. zu der Feststel- 
lung, daß dieses letzte gemeinsame und damit das hier an- 
zuwendende Recht das polnische EheG. von 1836 ist, das in 
Kongreßpolen gilt, Die Ehe der Parteien ist nun nicht 
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nur als Zivilehe, sondern auch kirchlich geschlossen wor- 
den. Mag die kirchliche Trennung auch für den deutschen 
Richter bei Deutschen rechtlich ohne Bedeutung sein, so 
doch nicht bei Ehen von Ausländern, wenn deren Gesetz- 
gebung an diese kirchliche Trauung besondere Wirkungen 
knüpft. Und so ist es hier. Die zivile Trauung tritt in dem 
Heimatgebiet der Parteien gegenüber der kirchlichen 
durchaus in den Hintergrund; denn das polnische EheG. 
von 1836 ist ein Gesetz, das die Ehe noch den konfessio- 
nellen Gesetzen unterstellt. Für Katholiken — die Parteien 
sind katholisch — enthält es einen Niederschlag der da- 
mals geltenden eherechtlichen Bestimmungen des katho- 
lischen Kirchenrechts. Danach ist die kirchlich geschlos- 
sene Ehe nur durch den Tod auflösbar (Art. 1 PolnEheG. 
von 1836); ob eine Zivilehe daneben geschlossen ist, bleibt 
vom kongreßpolnischen Recht her gesehen gleichgültig. 
Das LG. hatte also aus diesem Grunde mit Recht das 
Armenrecht versagt. 
KGR. Dr. Lauterbach, Berlin. 


* 
23. KG. — § 13 Zif.3 RAGebO. 


1. Ein selbst gegenseitig abgegebener Rechtsmittelver- 
zicht bedeutet für sich allein noch keinen Prozeßvergleich. 

2. Im Eheprozeß kann eine vergleichsweise Beilegung 
durch Rechtsmittelverzicht nur auf dem Wege über einen 
Gesamtvergleich erfolgen, welcher zur Beilegung sowohl 
des Eheprozesses als auch zur Regelung der Unterhalts- 
ansprüche der Parteien geschlossen wird. Andernfalls ge- 
hört der Verzicht zu einem nur der vereinfachten und be- 
schleunigten Abwicklung des Eheprozesses dienenden Ver- 
einbarung, welche sich als — gebührenrechtlich bedeu- 
tungsloser — Zwischenvergleich darstellt. 


Die vom BeschwF. als dem Kl. im Eheprozeß beigeord- 
neten ArmAnw. in Ansatz gebrachte Vergleichsgebühr ist 
von den Vorinstanzen mit Recht abgesetzt worden. Denn 
es fehlt an einem zur Beilegung des Eheprozesses geschlos- 
senen Vergleich. Ausweislich des Sitzungsprotokolls sind 
zunächst die Parteien persönlich gemäß 8 619 ZPO. ver- 
nommen worden und haben alsdann Erklärungen dahin ab- 
gegeben, daß Klage und Widerklage nunmehr nur noch 
a die zugegebenen ehewidrigen Beziehungen gestützt 
würden und daß der Kl. zur Widerklage, die Bekl. zur 
Klage keinen Antrag stellt. Alsdann ist die Ehe der Par- 
teien auf Klage und Widerklage aus Schuld beider Par- 
teien geschieden worden. Nunmehr haben die Parteien 
beiderseits auf Rechtsmittel verzichtet. 

Der BeschwF. ist der Ansicht, daß dieser Rechtsmittel- 
verzicht einen Vergleich darstelle, und beruft sich dafür 
auf Entsch. sowohl des Senats (v. 19. Aug. 1939: DR. 1939, 
1926) als auch des OLG. Breslau (DR. 1940, 465) und des 
OLG. Dresden (DR. 1940, 463). In keinem dieser Fälle ist 
dagegen der bloße — beiderseitige — Rechtsmittelverzicht 
als Vergleich anerkannt worden. Ein solcher Verzicht stellt 
sich vielmehr, wie LG. zutreffend ausführt, ebenso wie 
eine Rechtsmittelrücknahme als einseitige — gegebenen- 
falls von beiden Parteien abgegebene — prozessuale Er- 
klärung dar, welche verfahrensrechtlich unter den allge- 
meinen Prozeßbetrieb fällt und somit gebührenrechtlich 
durch die Prozeßgebühr abgegolten wird. Der Rechts- 
mittelverzicht als solcher, auch wenn er gegenseitig abge- 
geben wird, ist daher keine Vereinbarung und erfüllt schon 
aus diesem Grunde nicht die Voraussetzung des § 13 Ziff. 3 
RAGebO. 

Auch die angezogenen Entsch. besagen nichts Abwei- 
chendes. Wohl aber hat der Senat in einer neuerdings er- 
gangenen grundsätzlichen Entsch. (20 W 2758/40 v. 20. Sept. 
1940: DR. 1940, 2122) erstmalig anerkannt, daß ein Rechts- 
mittelverzicht wirksamer Bestandteil eines Gesamtver- 
gleichs sein kann, welcher zur Beilegung sowohl des Ehe- 

rozesses selbst als auch eines Unterhaltsverfahrens nach 
$ 627b ZPO. geschlossen wird. Denn ein zur Beilegung 
des Rechtsstreits geschlossener Vergleich ist verfahrens- 
rechtlich an sich auch dann noch zulässig, wenn bereits 
ein Urteil ergangen ist, gegen welches ein an sich zu- 
lässiges Rechtsmittel eingelegt werden könnte, auf welches 
aber eine Partei oder beide Parteien gegen ein Nach- 
geben in bezug auf andere Ansprüche verzichten. Nur in 
diesem Sinne spielt denn auch bei den angeführten Entsch. 
des OLG. Breslau und des OLG. Dresden der im Ehe- 
prozeß erklärte Rechtsmittelverzicht eine entscheidende 
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-P G6. 
Rolle insofern, als dieser Verzicht Bestandteil ang I 
samt-) Vergleichs ist, in welchem die Beendigung eben 
prozesses ausgehandelt wird gegen ein Nachg 
bezug auf andere (vermögensrechtliche) Anspf 
Parteien. 1% für sich 
Die Frage, ob ohne solchen Gesamtvergleich bereit 
allein ein Eheprozeß durch beiderseitigen, All. ft seine 
stimmendem Willen beruhenden Rechtsmittelvefzl d 
vergleichsweise Erledigung finden kants ich bel 
Senat verneinen. Denn in Wahrheit handelt €S Wereil. 
einem solchen Verzicht um das letzte Glied eine terung 
barung der Parteien, welche nicht nur eine Erb ehe, 
der Scheidung, sondern, was für die Frage des ag Till.“ 
gleichs und damit der Vergleichsgebühr aus 5 
RAGebO. entscheidend ist, auch eine ver ia 
Erledigung des Prozesses durch eine Prozel ge Verein 
Parteien erstrebt und erreicht. Eine derartig 
barung stellt aber ihrem Wesen nach nichts an 
einen zur Vereinfachung des Prozesses ges 
Zwischen vergleich dar. Ein derartige : 
d 


in 
üche de 


vergleich erfüllt aber grundsätzlich die 
eines Prozeßvergleichs deshalb nicht, weil 
lich auf eine Beilegung des Rechtsstreits ohne g 19 
Urteil abzielt (Enisch. v. 25. Febr. 1939: Un 
Eine Vereinbarung der Parteien der err 
nach die Parteien sich über die Geltendmackaeleulige 
stimmter Scheidungsgründe zum Zwecke pole e 
und vereinfachter Durchführung des Scheid . 
einigen und dabei bereits in Aussicht nehmer teil beide 
dem demgemäß dann ergehenden Scheidung a 
seits auf Rechtsmittel verzichten wollen, stellt © 
rade auf ein gerichtliches Urteil ab. Der Aitestrei® er 
daß damit die Weiterverfolgung des A iteres I le 
höherer Instanz und damit wenigstens eln 1 801 
Rechtsmittelinstanz ergehendes Urteil erspart \hochtsstt® 
insofern also doch von einer Beilegung ‚des 
gesprochen werden könne, steht dabei in 
Anfang an vollkommen im Hintergrund, dl stehen 
Herbeiführung der Scheidung durch das bam, im Vore 
teil dagegen vollständig und ausschlaggeben auc erklä 
rund. Der vereinbarte und dann tatsächlich é die Be 
'echtsmittelverzicht kann also für sich nic e ei 
tung in Anspruch nehmen, der Vereinbarn 10 itest! 
teien den Charakter eines zur Beilegung he 
geschlossenen Prozeßvergleichs zu geben. zujlem, ben 
Völlig anders ist die Rechtslage in den Henn in! 
in den genannten Entsch. behandelt sine- es Bat 
handelt es sich darum, daß die Beendieu g ittee je 
prozesses durch — vereinbarten — Rech! 7 
gegen ein Nachgeben hinsichtlich ander. dem Pyer 
welche verfahrens rechtlich zulässiger weise erbunden icht 
über § 627 b ZPO. mit dem Hauptproze Kamittelvef 
den, ausgehandelt wird. Hier ist der Klä j 
mag er einseitig oder beiderseitig TK ichs. 
Tat nur ein Bestandteil des (Gesamt-) Vergies 
gleich die Beendigung des ProzeßverhätintS esi 
te i herbeiführt. Nur unter dern ozeß selbe 
connte überhaupt ein Vergleich im Haup p 
erkannt werden. y3 
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24. KG. — § 13 Zift.3 RAGebO. Ein Igechege pat 
verlangt das Aufgeben einer wirkli 1 sprüche 
ein Nachgeben in bezug auf konkrete 
gehört ein Verzicht auf bloße in, 11 gegen 
Möglichkeiten nicht. Deshalb liegt in huld gesch ver 
Unterhaltsverzicht von aus gleicher j 
Ehegatten regelmäßig kein Vergleich, 
bindung mit einem Rechtsmittelverzie k 12800 
Die Beschwerde, welche sich gegen G. zu 1050 
der Vergleichsgebühr wendet, ist e v. 4. in 6 
und deshalb zulässig (87 Abs. 2 der? nicht bez 10 
[RGBI. I, 1004 ]). Sie ist aber sachlich genen Reiche 
Zwar kann den Erwägungen, AUS aus des Ker 
die Festsetzung der Vergleichsgebühr werden: sche 
kasse abgelehnt hat, nicht beigetreten ergleleh, ben 4 ; 
geht davon aus, daß bei einem Gesar ng zwise ate N 
den Eheprozeß und die Unterhaltsreg® pegel 
Ehegatten umfaßt, der im EheprozeB leichs 
menanwalt den Anspruch auf die Verg 


I, 
| Wehrgang 1941 Heft 12] 
die 


prozeg bse, soweit die Vergleichsgebühr im Ehe- 
bonne, wen rage kommt, nur dann geltend machen 
tade auch n er nicht nur im Eheprozeß, sondern ge- 
ordnet en Abschluß des Gesamtvergleichs beige- 
Frage ist Fe sel, woran es vorliegend fehle. Diese 
5 sch, 20 Wen vom Senat in seiner grundsätzlichen 
ereſts im 3248/40 v. 11. Nov. 1940: DR. 1941, 110, 
he Steht > genteiligen Sinne entschieden worden. Da- 
15 enanwalt qi nur für den Eheprozeß beigeordneten 
ächst, daß lie Vergleichsgebühr, welche dadurch er- 
amtverelejch . auch den Eheprozeß beilegender Ge- 
Nmenrecht geschlossen wird, für welchen aber das 
teung den u bewilligt worden ist, für die Bei- 
totzde heprozesses aus der Reichskasse zu. 
Segen 7 besteht hier kein Anspruch des BeschwF. 
Dean ehskasse auf Erstattung einer Vergleichs- 
beschlossen mn Prozefvergleich ist überhaupt nicht 
a Eden. Zu einem solchen Vergleich gehört, 
de eenen E age in mehreren in jüngster Zeit er- 
yo der arteien à betont hat, ein wirkliches Nachgeben 
E Rechtspoai ein Opfer, welches in dem Aufgeben 
m uch een, welche die Parteien für sich in 
Ad Wen, liegt (20 W 3635/40 v. 18. Dez. 1940 
Von an, 002/40 v. 20. Dez. 1940). 
ufgeben von Rechten kann allerdings 
de die Partei Weiteres dann gesprochen werden, 
fen auf irgend en eine Vereinbarung dahin treffen, daß 
iniy Vielmehr "eiche Ansprüche gegeneinander verzich- 
Is Eebenen muß es sich bei den von den Parteien 
äber erst in Betten um konkrete (wenn auch viel- 
iM die 1 Zukunft liegende) Ansprüche, nicht 
hep et — oße Möglichkeit handeln, unter be- 
Eee: anssetzungen vielleicht einmal Ansprüche 
dense anen, Diese Klarstellung ist gerade bei 
tipe ten von nterhaltsregelung unter — früheren — 
sie incheigung ist deutung. Denn durch die rechtskräf- 
und den 98 2 i neue Rechtslage geschaffen, wie 
eb kin 5 EheG. geregelt ist. Danach ist 
Len Fällen u. Unterhaltsanspruch nur in den- 
da „ein Oder o gesehen, in denen der eine Ehegatte 
dah den beide überwiegend schuldig erklärt ist. Sind 
Einen van g gatten schuld an der Scheidung, ohne 
ann en die überwiegende Schuld trifft, 
kita alten Lang igen Ehegatten, der sich selbst nicht 
7 theg zu aren unter gewissen Voraussetzungen ein 
Die 


8 0 Unterhalt zugebilligt werden (8 68 


ns 
Kelc 
2 


V 
í nicht. solchem A 
Venn „Non ohne 


at aber, wie § 68 ausdrückli i 
Bilk ae? 8 ausdrücklich ausspricht, 
Wie ihn eteitsnegelüng, Von einem . 
Sesprochen die 88 65, 67 gewähren, kann dabei 
di Baden, Ob die Voraussetzungen selbst 
Sa vird ee igkeitsregelung des 868 EheG. vor- 
Ming dung noch big oder doch häufig im Zeitpunkt 
der Scher Unterhal völlig dahinstehen, Ein derartig be- 
(dung Ab: S-„Anspruch“ wird sich demnach bei 
liegende als eine völlig unbestimmte, in der 

N u ungewisse Möglichkeit darstellen, 
hg gen En on der späteren Entwicklung der 
N abhi  „chaftlichen Verhältnisse der früheren 


Oder war t. Der Verzicht auf Unterhalt durch 


Seiten er wirklichen Rechtsposition, keines- 
en genen Ehegatten, der in diesem Zeit- 
de chert jg : f 5 5 f = 

eff en e. Wie dies überwiegend beim Ehe- 
Rel in di et ee: Mag dann selbst auf seiten der 
den ihre he ung eine günstigere sein können, 
ml ea terhalt TR bereits die Voraussetzungen für 
nes V 80 fehlt illigkeitsgründen gemäß $ 68 EheO. 

an der es gleichwohl auf seiten des Ehe- 
at das ane des Nachgebens und ent- 
fil an tige Nac! ernis eines Prozeßvergleichs, das 
ig bestand de geben beider Teile, ohne welches 
> 8 13 Ziff.3 RAGebO. nicht cr- 


Par, es auch; 
Regen cien ha a dem zur Entsch. stehenden Falle. 
geb » Wonach. zunächst beiderseits Erklärungen 
derben haben sie jeder gewisse Eheverfehlungen 
Le aus 0 ann ist die Ehe auf Klage und 
erseitiger gleicher Schuld geschieden 
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worden. Danach haben die Parteien auf Rechtsmittel ver- 
zichtet und anschließend einen Vergleich dahin zu Proto- 
koll gegeben, daß sie auf jeden Unterhaltsanspruch 
gegeneinander für die Vergangenheit und die Zukunft 
verzichteten und wechselseitig den Unterhaltsverzicht 
annähmen. Hier ist in keiner Beziehung, weder was den 
gegenseitigen Unterhaltsverzicht noch was den Rechts- 
miftelverzicht anlangt, ein wirkliches Nachgeben über- 
haupt, jedenfalls kein solches auf seiten beider Parteien 
zu ersehen. 

Was den Rechtsmittelverzicht anlangt, so hat der Se- 
nat in der oben schon genannten Entsch. v. 18. Dez, 
1940 bereits aus gleicher Erwägung heraus verlangt, daß 
auch dieser Verzicht ein Aufgeben einer Rechtsposition 
bedeutet und deshalb dann zu einer vergleichs- 
weisen Beilegung des Rechtsstreits nicht führen kann, 
wenn die Ehe der Parteien entsprechend dem Einver- 
nehmen der Ehegatten geschieden worden ist, wie dies 
ausweislich des Sitzungsprotokolls auch hier der Fall ist. 

Die Parteien können sich schließlich auch nicht dar- 
auf berufen, daß sie ausdrücklich einen „Vergleich“ zu 
Protokoll gegeben haben und ein solcher vom Gericht 
zu Protokoll genommen worden sei. Nicht die äußere 
Formulierung von Abreden durch die Parteien, auch 
nicht die Art der Protokollierung oder gar die Bezeich- 
nung der zwischen den Parteien getroffenen Verein- 
barung durch das Prozeßgericht ist für die gebühren- 
rechtliche Beurteilung, ob ein Prozeßvergleich nach 8 13 
Ziff. 3 RAGebO. vorliegt, maßgebend. Entscheidend ist 
vielmehr ausschließlich, ob die Vereinbarung ihrem We- 
sen nach die Voraussetzungen des Vergleichs in dem 
oben dargelegten Sinne erfüllt (so die oben genannte 
Entsch. v. 20. Dez. 1040). 

Damit erweist sich hier der Anspruch des BeschwF. 
auf die Vergleichsgebühr als unbegründet. 

(KG., 20. ZivSen., Beschl. v. 20. Jan. 1941, 20 W 63/40.) 


25. KG. — 58 13 Ziff. 3, 42, 43, 45 RAGebO. 

Die Tätigkeit des Substituten läßt Gebühren grund- 
sätzlich nur in der Person des Hauptbevollmächtigten ent- 
stehen, außer wenn das Gesetz selbst — so in 8 45 RA- 
GebO, etwas anderes vorsieht. Das gilt auch für die Ver- 
gleichsgebühr, die sonst grundsätzlich eine Mitwirkung 
desjenigen Anwalts voraussetzt, welcher die Vergleichs- 
gebühr für sich beansprucht, ar 

Wird dagegen außer dem Prozeßbevollmächtigten auf 
Verlangen der Partei noch ein anderer Anwalt tätig 
(88 42. 43 RAGebO.), dann kann außer den für letzteren 
vorgesehenen besonderen Gebühren für ihn auch eine 
Vergleichsgebühr, und zwar neben der für den Prozeß- 
bevollmächtigten entstehenden Vergleichsgebühr erwach- 
sen und nach Maßgabe des $91 Abs.2 S.2 ZPO. erstat- 
fungsiähig sein, sofern jeder der Anwälte entscheidend 
zu dem Vergleichsschluß mitgewirkt hat. f) 

Der von der Beschw. verfolgte Anspruch auf Festset- 
zung einer zweiten Vergleichsgebühr ist nicht begründet. 
Denn durch den im zweiten echtszuge unter den Par- 
teien zu gerichtlichem Protokoll v. 30. Juli 1940 geschlos- 
senen Vergleich ist die Vergleichsgebühr nur, einmal, 
nämlich für den Prozeßbevollmächtigten des Kl. im zwei- 
ten Rechtszuge, nicht dagegen für den bei dem Ver- 
pleichsschluß unmittelbar mitwirkenden erstinstanzlichen 
Rechtsanwalt entstanden. Dies ergibt sich aus folgenden 
Erwägungen: *. 

Durch Beweisbeschluß ist die Augenscheinseinnahme 
darüber angeordnet worden, ob sich in dem von der 
Bekl. errichteten Luftschutzkeller Risse gezeigt haben. In 
dem auswärtigen Augenscheinstermin ist nicht der zweit- 
instanzliche Prozeßbevollmächtigte des Kl., sondern des- 
sen erstinstanzlicher Rechtsanwalt erschienen. In diesem 
Termin ist es dann zum Abschluß eines Vergleichs ge- 
kommen. Der Anspruch auf 2 wei Vergleichsgebühren 
wird vom Kl. damit begründet, daß eine solche Gebühr 
für jeden der Anwälte erwachsen sei. Der erstinstanzliche 
Anwalt sei in Untervollmacht des Prozeßbevollmächtig- 
ten aufgetreten. Der Vergleich sei in einer vom Bericht- 
erstatter durchgeführten Sitzung des KG. geschlossen 
worden. Im übrigen habe der Prozeßbevollmächtigte 
auch selbst die erforderliche Tätigkeit, welche zum Ab- 
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schluß des Vergleichs geführt habe, entwickelt. Denn erst 
durch den Inhalt seiner BerBegr. und den Vortrag in der 
mündlichen Verhandlung habe ein Beweisbeschluß ermög- 
licht werden können, ohne die Beweisaufnahme wäre aber 
die Gegenpartei niemals zu einer vergleichsweisen Ver- 
ständigung bereit gewesen. Auch bei einer persönlichen 
Besprechung mit dem Prozeßbevollmächtigten habe dieser 
die Möglichkeit eines Vergleichs erörtert und den Ab- 
schluß eines solchen befürwortet. Damit habe auch er 
einen Beitrag zum Abschluß des Vergleichs geleistet, wie 
er schließlich den Vergleich nebst Vollstreckungsklausel 
zugestellt habe. 

Diese Ausführungen lassen nicht erkennen, inwiefern 
hier zwei Vergleichsgebühren entstanden sein sollen. Die 
Rechtslage bei Tätigwerden mehrerer Anwälte für eine 
Partei hinsichtlich der für die mehreren Anwälte erwach- 
senden Gebührenansprüche ist eine verschiedene, je nach- 
dem ob die Anwälte untereinander im Verhältnis vom 
Hauptbevollmächtigten zum Unterbevollmächtigten stehen, 
oder ob beide von der Partei mit Hauptvollmacht — sei 
es zum Betriebe des ganzen Prozesses, sei es zur Ver- 
tretung der Partei in einzelnen Prozeßabschnilten — 
versehen werden. Erteilt der Prozeßbevollmächtigte für 
einzelne Prozeßhandlungen einem anderen Rechtsanwalt 
Untervollmacht, so daß der Substitut die Prozeßhand- 
lungen nur an Stelle des Prozeßbevollmächtigten vor- 
nimmt, so erwachsen grundsätzlich die dadurch entstehen- 
den Gebühren nur in der Person des Prozeßbevollmäch- 
tigten selbst. 

Eine Ausnahme macht das Gesetz in $45 RAGebO. 
für denjenigen Rechtsanwalt, dessen Tätigkeit sich Auf 
die Vertretung in einem nur zur Beweisaufnahme be- 
stimmten Termin beschränkt. Diesfalls entsteht für den 
Beweisterminsanwalt neben der Beweisgebühr des Pro- 
zeßbevollmächtigten und neben dessen Prozeßgebühr die 
Beweisgebühr für den Substituten, außerdem noch eine 
Prozeßgebühr in Höhe von fünf Zehnteilen. 

Für die hier zur Entscheidung stehende Ver- 
gleichsgebühr des $13 Ziff.3 RAGebo. gilt aber 
diese Ausnahmeregelung nicht. Zwar erwächst sie für die 
Mitwirkung des Anwalts bei einem zur Beilegung des 
Rechtsstreits abgeschlossenen Vergleich, verlangt also 
grundsätzlich und regelmäßig, daß derjenige Anwalt, der 
eine Vergleichsgebühr für sich in Anspruch nimmt, auch 
selbst ursächlich zu dem Vergleichsabschluß mitgewirkt 
hat. Steht dieser Anwalt aber zu dem Prozeßbevollmäch- 
tigten in dem Verhältnis als Unterbevollmächtigter, so 
ist seine Tätigkeit dem Prozeßbevollmächtigten als eigene 
Tätigkeit zuzurechnen, auch soweit es sich um eine auf 
vergleichsweise Beilegung des Rechtsstreits gerichtete 
Tätigkeit handelt. Obwohl also die maßgebliche Tätig- 
keit vom Substituten entwickelt wird, erwächst die Ver- 
gleichsgebühr ausschließlich für den Prozeßbevollmäch- 
tigten und kann nur von diesem gegen die Partei geltend 
gemacht werden. Es steht dann überhaupt nur eine ein- 
zige Vergleichsgebühr zur Erörterung und kann auch 
nur eine Vergleichsgebühr als erstattungsfähig in Frage 
kommen. 

Anders ist es in den Fällen der 8842, 43 RAGebO,, in 
denen von der Partei selbst oder auf ihr Verlangen von 
dem Prozeßbevollmächtigten die Vertretung der Partei 
in der mündlichen Verhandlung einem anderen Rechts- 
anwalt übertragen wird. Dieser Anwalt steht neben dem 
Prozeßbevollmächtigten und ist rechtlich nicht als dessen 
Subsfitut anzusehen. Für ihn erwachsen daher nach Maß- 
gabe der 88 42, 43 Gebühren neben denen des Prozeß- 
bevollmächtigten. Dies gilt, obwohl im Gesetz nicht aus- 
drücklich erwähnt, auch hinsichtlich der Vergleichs- 
gebühr. Sie ist in sinngemäßer Anwendung dieser Be- 
stimmungen, mindestens auf dem Wege über 9 80 RA- 
GebO., dem nach 88 42, 43 auftretenden Anwalt zuzubil- 
ligen, sofern durch seine und nicht des Prozeßbevollmäch- 
tigten Mitwirkung es zum Abschluß eines Vergleichs 
kommt. Der Senat schließt sich hierin der auch von 
Baumbach, 1 zu 843; Willenbücher, 3 zu 843 
und OLG. Hamburg: OLGRspr. 35, 228 vertretenen Auf- 
fassung an. Daneben kann auch für den Prozeßbevoll- 
mächtigten eine Vergleichsgebühr entstehen, sofern auch 
er entscheidend ursächlich zu dem Vergleich mitgewirkt 
hat, so daß in diesem Falle die Partei zwei Vergleichs- 
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di 
gebühren schuldet und zwei Vergleichsgebühren dur io 
Erstattung durch die Gegenpartei in Frage kom 
nen. Die gleiche Rechtslage findet sich auch im | 
844 bei Mitwirkung von Verkehrsanwalt ch des Se 
bevollmächtigten zu einem Vergleich (vgl. Enisa À 
nats v. 22. Okt. 1932: JW. 1933, 542). 

Daß auch im Falle des §45 RAGebO. . 
für den Prozeßbevollmächtigten als auch fir 
stituten die Vergleichsgebühr erwachsen kaum 870 
OLG. München v. 28. Okt. 1916: JW. 1917, M 
gesprochen hat, vermag der Senat nicht für ür 
anzuerkennen. Denn wenn die Vergleichsgeb en 
Prozeßbevollmächtigten — auch ohne ituten < 
Tätigkeit, allein durch die Tätigkeit des Se ob auch 
reits entstanden ist, ist es rechtlich unerheb 2 en wWicken 
er selbst noch irgendwelche Vergleichstatig tes 
und ob die Vergleichsgebühr für ihn aut 
Grunde erwachsen ist. Solchenfalls — ausi 
zwei Vergleichsgebühren, eine für den a 
mächtigten, eine für den Substituten, entsſe 
fehlen Anlaß wie Rechtsgrundlage. 1 

Die Rechtslage ist also in den Fällen de 
auch 44 RAGebO. einerseits und des g4; 
eine verschiedene. Dabei liegt das entscheity 
liche Merkmal in den Fällen der 834% be 
darin, daß die Trennunng der Tätigkeit al 
Verlangen der Partei beruht, während di el 
prozeßbevollmächtigte Rechtsanwalt seines hen Ve 
seiner Person liegenden Gründen) für die 8 iit diese 
einem anderen Anwalt Untervollmacht erte sole 
stimmungen nicht zur Anwendung gelang Palle des ii 
Falle bewendet es dann ebenso wie IM "un ver 
RAGebO,, sofern daselbst die Tätigkeit A a die 

bee Anal a 


msW 
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gewirkt hat. Es ist dann gegebene uin 


lenbücher zu § 43). Vorliegend ist vom Kl ] 
geführt, daß sein erstiustanzlicher ATW proze 
bevollmächtigter des zweitinstanzlichen i 
mächtigten im Augenscheinstermin avigt ti 
lich ist der in diesem Termin unter eie 
Unterbevollmächtigten geschlossene Vers 
rechtlich ausschließlich dem Haupteron m 
ten zuzurechnen, ohne daß es darauf aue 


Vergleichsabschluß anerkannt werden 
das LG. bereits zutreffend verneint 
bloß allgemein einen Vergleich b 
eines Anwalts die Voraussetzung 
einem bestimmten Vergleich nicht, ers ig \ 
nicht der Umstand, daß durch die bisher ych d 
des Prozesses, mag sie auch maßgebli aß 
keit des Prozeßbevollmächtigten beein 
der Gegenpartei überhaupt erst eine 
heit herbeigeführt worden ist. 
Es ist somit hier nur eine einzige 
entstanden. oan, 20 W 
(K G., 20. ZivSen., Beschl. v. 20. Dez. 1% 
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Anmerkung: Der Entsch. ist zuzustimmen 42, 
verschiedene Rechtslage in den Fällen ründung 
8 44) und des $ 45 klar heraus. Die dab der 
leuchtend. Die Richtigkeit des Satzes, a 
der einen Beweistermin wahrnimmt, Welter 
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durch persönliche Tätigkeit. Kann oder swi 
nicht machen und beauftragt er einen ird 
legen mit der Termins wahrnehmung, 
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mang 
lich im den Gedanken kommen, daß — selbstverständ- 
&leichsg ergleichsfalle — beide Anwälte je eine Ver- 


Vertreter verdient hätten, der Prozeßbevollmächtigte 


ch. Auch in diesem Falle ist es Sache der 


JE 

‚Wa ion 0 

in * untereinander abzufinden, worauf zu 8 45 
begebenenf⸗ Schlusse hingewiesen ist. Ein gewisser und 


solchen P. erstattungsfähiger Betrag steht ja in einem 
Zur Verti über die Vergleichsgebühr hinaus schon 
Wwesenſenus in Höhe der Reisekosten, Tagegelder und 
Part y itsgelder, die fällig geworden sind, aber er- 
erden konnten. 


RA. E. G. Wegener, Berlin. 
10 OLG. — 
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Mer $ 1 ArmAnwG.; 8 39 RAO.; § 45 RAGebO. 
der esonders dringlichen Falle der ArmAnw., 
A wendigen persönlichen Wahrnehmung eines 
erechtigi Weistermins verhindert ist, ausnahmsweise 
P Mterbeyoymzusehen, einen auswärtigen Rechtsanwalt 
balstermins ächtigten mit der Wahrnehmung des Be- 
piire zu beauftragen, so kann er die vollen Ge- 
ię alle sein uslagen, die der auswärtige Rechtsanwalt 
lat Reichsk er Beiordnung nach den 8839, 41 RAO. aus 

gen asse erstattet erhalten hätte, als eigene Aus- 

er KI m Reichskasse erstattet verlangen. 5) 
Ethalten 1 De der von dem beauftragten Richter ab- 
En einst a tigen Beweisaufnahme nicht von sei- 

des anzlichen Prozeßbevollmächtigten, sondern 
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won „ollmacht von einem auswärtigen Anwalt 
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der Festsetzung seiner Armen- 
den seinen eigenen Gebühren und son- 
en Be, Nicht die für die Zuziehung des aus- 
sondern als Auslagen geforderten 77,15 RM zu- 
len n nur einen Betrag von 34, 40 AM, der 
F entstanden wäre, wenn der Prozeßbevoll- 
selbst erwähnten auswärtigen Beweisaufnahme- 
Mi Erinnern genommen hätte. 
augen gehärt 08 hiergegen ist stattzugeben. Im allge- 
ert uswärtige TAN den Pflichten des Armenanwaltes, 
WG ung sein, „eWeisaufnahmetermine, bei denen die 
hen D Selbst artei erforderlich ist (81 Abs. 3 Arm- 
Kun dall se; wahrzunehmen. Will er der Gefahr ent- 
vo em sicht über die Notwendigkeit der 
ichs halb gi ericht nachher nicht geteilt und daß 
el Erstattung der Reisekosten aus der 
A t wird, so ist es, wie der erk. Senat 
37 sprochen hat (z.B. in den Beschlüs- 
= 120 und HöchstRRspr. 1937 Nr. 1472), 
er Armenanwalt über diese Frage vor 
rbeifip se eine Stellungnahme des Prozeß- 
ies r. Wird dabei die Erforderlichkeit be- 
; * Ne das Kostenfestsetzungsverfahren nach 
Nach 1030, “pr. des Senats (a. a. O.) bindend (a. M. 
U 939 N 
lieg Si RRAO. kann auch, wenn besondere 
eines e. der armen Partei zur Wahr- 
ter Anwalt Partigen Beweisaufnahmetermins ein 
t emen er beigeordnet werden. Der Anlaß dazu 
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eigeordnete Brom daß der der Partei im 


enen lsaufnahme, 


in 
Der 


£ Seiner p 


rozeßbevollmächtigte die aus- 
a ann Wiewohl ihre Wahrnehmung 
KA wderwei je indigen Vertreter notwendig ist, in- 
melt dahrnennen beruflicher Inanspruchnahme nicht 
Hate gemäß ann. Der beigeordnete Beweisanwalt 
tags der De 45 RAGebO. die Beweisgebühr und 
atze deelgebühr nach Höhe der Armen- 
k 11 Reichskasse. Die Rspr. gibt dem 
ne allgemein das Wahlrecht (KG.: 
j 7, 824; Gacdeke, „KostRspr.“, 
MB: JV) 19 und die dortigen Verweisungen; 
M. d. RAI. 099 = M.d.RRAK. 1038, 69; 
Ter K. 1938, 189; Jena: SächsA. 1940, 
des min selbst wahrzunehmen, mit der 
auswärtz auswärtigen Beweistermins von sich 
henden“ fel Anwalt zu beauftragen. Die da- 
der ‚Ausla osten billigt sie dem Armenanwalt 
Rehe bei en überwiegend nur bis zu dem Be- 
kost 5 Terminswahrnehmung erwachsen- 
zum Teil aber auch (Naumburg: M. d. 
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RRAK. 1036, 65 = JW. 1936, 2152; M. d. RRAK. 1038, 
60 = JW. 1938, 699; Düsseldorf: JW. 1936, 2571; befür- 
wortend auch Gaedeke: JW. 1936 Anmerkungen, 
2572, 3325 je unter 6) bis zu demjenigen Betrage zu, den 
die Reichskasse im Falle einer Beiordnung nach 8 39 
Abs.2 RAO. aufzuwenden gehabt hätte, 

Nach der feststehenden Rspr. des erk. Senats (Höchst- 
RRspr. 1937 Nr. 1472; JW. 1938, 1195 und M.d. RRAK. 
1938, 86; M. d. RRAK. 1938, 158) und auch verschiedener 
anderer Obergerichte (Kassel: IW. 1937, 1651; Düssel- 
dorf, Breslau: M. d. RRAK. 1938, 86, 185; ebenso Jonas, 
„ZPO.“, 16. Aufl., $115 Anm. VII Abs. 2 u. JW. 1937, 
201) steht dagegen dem Armenanwalt die Befugnis, von 
sich aus einen unterbevollmächtigten Anwalt für die aus- 
wärtige Beweisaufnahme zu bestellen, nur ausnahms- 
weise und nur dann zu, wenn besondere Umstände — 
z.B. Zeitmangel — das als den regelmäßigen Weg an- 
zusehende Beiordnungsverfahren nach § 39 Abs. 2 RAO. 
ausschließen. In aller Regel ist demnach der armen 
Partei anzusinnen, daß sie über die Frage, ob die Wahr- 
nehmung des auswärtigen Termins durch einen beson- 
deren Anwalt auf Kosten der Reichskasse notwendig ist, 
zunächst eine Entsch. des Prozeßgerichts herbeiführt. 
Von diesem Standpunkt aus kann es deshalb für ge- 
wöhnlich nicht in Frage kommen, dem Armenanwalt, 
der diesen Weg nicht einhält, die Kosten seines Nach- 
bevollmächtigten aus der Reichskasse zu ersetzen. 

Im vorliegenden Falle hatte aber das Prozeßgericht 
die Reise des Prozeßbevollmächtigten zu der Beweisauf- 
nahme in M. für „erforderlich“ erklärt. Es steht deshalb 
für die Kostenfestsetzung bindend fest, daß die Wahr- 
nehmung dieses Termins durch einen Anwalt notwendig 
war. Der Prozeßbevollmächtigte hatte außerdem dem 
Prozeßgericht angezeigt, daß es ihm wegen anderweiter 
Termine unmöglich sei, an dem Beweistermin ‚teilzu- 
nehmen. Diese Begründung seiner Unabkömmlichkeit 
durfte er — ähnlich wie dies für das Kostenerstattungs- 
verfahren gilt (Beschl. des Sen.: DJ. 1936, 078 u. SächsA. 
1937, 27) — für ausreichend halten. Er hatte gleichzeitig 
gebeten, dem KI. für die Beweisaufnahme in M. auf 
Grund von 88 30, 41 RAO. den erstinstanzlichen Prozeß- 
bevollmächtigten beizuordnen. Er hatte damit den an 
sich vorgeschriebenen Weg eingehalten, dann aber wegen 
der Besorgnis, daß diese Maßnahme nicht mehr rechtzei- 
tig durchführbar sei, selbst den Substituten bestellt. 

Einerseits war es also, da der Ausgang des für den 
Kl. lebenswichtigen Rechtsstreits von dem Ausfall der 
Beweisaufnahme abhing, besonders wichtig und notwen- 
dig, daß der persönlich verhinderte Kl. dort von einem 
Anwalt vertreten wurde. Andererseits stand dem an der 
eigenen Wahrnehmung dieser Beweisaufnahme verhin- 
derten Prozeßbevollmächtigten infolge des schon ge- 
schilderten Verlaufs der Sache nicht mehr genügend Zeit 
zur Verfügung, für die rechtzeitig beantragte gericht- 
liche Bestellung eines geeigneten besonderen Beweis- 
anwalts zu sorgen. Bei dieser Sachlage diente er seiner 
Partei und der Sache am besten, wenn er dem mit dem 
Streitstoff bereits vertrauten erstinstanzlichen Prozeß- 
bevollmächtigten des Kl. Nachvollmacht erteilte. Von 
dem von Naumburg: M. d. RRAK. 1938, 60, 70 vertrete. 
nen Rechtsstandpunkt aus, daß das AG., wenn es nicht 
selbst mit der Durchführung der Beweisaufnahme befaßt 
ist, zur Auswahl eines Terminsanwalts gar nicht befugt 
sei, war dies sogar unter den gegebenen Verhältnissen 
der einzig mögliche Weg, die Interessen des KI. in der 
Beweisaufnahme zu wahren. Wenigstens unter diesen 
besonderen Umständen erscheint es gerechtfertigt, dem 
Armenanwalt zur Befriedigung des von ihm bestellten 
Beweisanwalts diejenigen Kosten aus der Reichskasse zu 
erstatten, die sie auch bei einer Beiordnung aus 8 39 
Abs.2 RAO. zu tragen gehabt hätte. Nach Lage der 
Verhältnisse ist dem Armenanwalt billigerweise nicht an- 
zusinnen, die den Betrag seiner eigenen Reisekosten 
übersteigenden Mehrkosten, die überdies zu dem Werte 
des Streitgegenstandes (12000 AA) in keinem Mißver- 
hältnis stehen, auf sich zu nehmen. 

(OLG. Dresden, 14. ZivSen., Beschl. v. 26. Nov. 1940, 
14 W 186/40.) 


Anmerkung: Zu der hier wieder einmal auftretenden 
Streitfrage, ob durch 839 RAO. in gewissem Sinne ein- 
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schränkend in die Funktionen des Armenanwalts einge- 
griffen worden ist, indem die Wahrnehmung auswärtiger 
Termine entweder nur durch den prozeßbevollmächtig- 
ten Armenanwalt oder durch einen eigens hierfür bei- 
geordneten Beweisterminsanwalt erfolgen kann, während 
die Betrauung eines Substituten durch den prozeßbevoll- 
mächtigten Armenanwalt grundsätzlich ausgeschlossen 
sein soll, wäre an sich nichts weiter zu sagen. Denn der 
Stand der Meinungen ist in obiger Entsch. zutreffend 
wiedergegeben, die Gründe für und wider ergeben sich 
aus den aufgeführten Entscheidungen. 

Doch ist es folgender Satz der Entsch. des OLG. 
Dresden, welcher ein Verweilen notwendig macht, der 
Satz: „Bei dieser Sachlage diente er (der Armenanwalt) 
seiner Partei und der Sache am besten, wenn er ..“ 
Damit wird nämlich an den Kernpunkt der besonderen 
Streitfrage gerührt und zugleich der gerade im Armen- 


anwaltkostenrecht schlechthin ausschlaggebende Gesichts- 


punkt genannt, jedenfalls soweit es sich um die Stel- 
lungnahme des Gerichts zu Ermessensentscheidungen 
des Armenanwalts handelt, aus denen er Ansprüche an 
die Reichskasse herleitet. Ich habe schon häufig be- 
tont, daß er für den Armenanwalt eine überaus mißliche 
Sache ist, wenn er zwar auf der einen Seite aus eigener 
Verantwortung über die Wahrnehmung und das Wie der 
Wahrnehmung der Rechte seiner Partei befinden soll, 
auf der anderen Seite aber diese nur durch seine Ver- 
antwortung bedingte Entschlußfreiheit mittelbar — sogar 
recht erheblich — dadurch eingeengt wird, daß später 
das Gericht die Maßnahme des Anwalts für nicht not- 
wendig erklärt und ihm so entweder seine Vergütung 
oder (worum es sich dabei meist handeln wird) seine 
baren Aufwendungen (überwiegend Reisekosten) vor- 
enthält. 

Hier kann in der Tat nur der Gesichtspunkt, wie der 
Sache selbst — was mehr ist als: der Partei am 
besten gedient ist oder gedient wäre, den Ausschlag 
geben. Denn wenn die Frage so gestellt wird und dann 
bejaht werden muß, dann kann die Entsch. über die 
Notwendigkeit der vom Anwalt ergriffenen Maßnahme 
nicht zweifelhaft sein. So darf man also getrost für den 
Begriff „notwendig“ i. S. der Reisekostenbestimmungen 
des 81 Abs.3 ArmAnwG. den Begriff: „der Sache 
selbst am besten gedient“ setzen und wird dann am 
leichtesten zu der richtigen Beurteilung der Sachlage und 
damit des Erstattungsanspruchs des Armenanwalts ge- 
langen. 

Mit diesem Satz widerlegt aber eigentlich OLG. Dres- 
den seine eigene grundsätzliche Auffassung zu der Frage 
aus 839 RAO., welche dahin geht, daß nur in ganz be- 
sonderen Ausnahmefällen dem Armenanwalt gestattet 
(d.h. mit Aussicht auf Erstattung seiner Aufwendungen 
hierfür gestattet) ist, zu der Maßnahme zu greifen, 
selbst sich einen Substituten zu bestellen, wenn der Ter- 
min wahrnehmungswürdig und der Prozeßbevollmäch- 
tigte selbst daran verhindert ist oder seine Reisekosten 


dafür unverhältnismäßig hoch sein würden. Bei folge-, 


richtiger Durchführung des vom OLG. Dresden aufge- 
stellten — und wie gesagt, als Prinzip aufzustellen- 
den — Satzes, „wie der Sache selbst gedient ist“, muß 
dem Armenanwalt stets das Wahlrecht offenbleiben, 
welche der in Betracht kommenden drei Möglichkeiten 
er benutzen will, je nachdem „der Sache selbst“ damit 
am besten gedient ist, unter welcher Devise alle in 
Betracht kommenden Gesichtspunkte in gerechter Weise 
Berücksichtigung finden können. Dann ist es allerdings 
nicht mehr zu vertreten, die durch Bestellung eines 
Substituten dem Anwalt erwachsenden Auslagen nur in 
ganz besonderen Ausnahmefällen ihm zu erstatten, son- 
dern diese Erstattung hat stets dann zu erfolgen, wenn 
der von ihm eingeschlagene Weg der Sache am besten 
entspricht (vgl. Gaedeke, „ArmAnwG.“ S. 63: „Die 
Wahl muß der pflichtmäßigen Entschließung des An- 
walts überlassen bleiben‘), 

Daß man gerade beim Armenanwalt auch sonst von 
diesem Grundsatz aus allgemein die Richtschnur für eine 
richtige Beurteilung findet und am ehesten zu einer der 
Gesamtsachlage entsprechenden befriedigenden Lösung 
von Grenzfällen gelangt, dafür möchte ich ein besonders 
anschauliches Beispiel aus der Praxis anführen: Im Unter- 
haltsprozeß des unehelichen Kindes, das obgesiegt hatte, 
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hatte der Berufungsanwalt des Bekl. zunächst petr 25 
Kosten Ermittlungen durch einen Detektiv anstellen der 
sen, welche so bedeutsames Material gegen die f 
mutter erbrachten, daß der Anwalt daraufhin je un 
das Armenrecht für den Bekl. nachsuchen Koe ee 
auch ohne weiteres ein abweisendes Urteil erzielte, in 
Anspruch auf Erstattung der Detektivauslagen % 
als Armenanwalt erwachsenen Auslagen standen 
tige Gründe entgegen. Einmal unter dem Gesi dsatz 
daß eine derartige Materialbeschaffung gTUM 
Aufgabe der Partei selbst ist, derartige Kosten 
Wahrheit Parteiauslagen darstellen, die nicht 
Umwege über den Armenanwalt aus der Reic 
erstatten sind. Ferner unter dem Gesichtspunl 
Aufwendungen vor Bewilligung des Armen 
macht waren, vom Armenrecht ohne Rückwirk ii 
nung also nicht gedeckt werden konnten. 
war kein Wort darüber zu verlieren, daß das nd 
des Anwalts im Interesse der Sache selbst i 
gerechten Entscheidung nur zu begrüßen Un 
durch die richtige Entscheidung des Unterhal 
ermöglicht worden war. Folglich mußte 
funden werden, dem Anwalt zum Ersatz 
wendungen zu verhelfen. Er wurde gefunden yon 
Hilfe des vom KG. vertretenen Grundsatzes, da 
Armenanwalt aufgewendete Kosten, deren al Ausiade 
sich der Partei obliegt, ausnahmsweise erden k 
des Armenanwalts anerkannt und erstattet bir nde was 
nen, wenn entweder die arme Partei aune | 
aus eigenen Mitteln das zur sachgemäßen Materia ut 
des Prozesses für ihren Anwalt erforderliche tei nl 
beschaffen oder wenn sonst billigerweise def 
zuzumuten ist, selbst tätig zu werden und Au vielme 
zu machen, das Vorgehen durch den Aa Na 
durchaus sachgemäß ist (KG. v. 14. Nov. wo. 8.40 
3588; vgl. dazu auch Gaedeke, „Arman A 
Hier ist also bereits der Satz: „der Sache d Gee 
dient ist“ als letzten Endes ausschlaggebe keit ger 
punkt anerkannt. Damit war die eine eil a 
geräumt, und es konnte so wenigstens deren gung 
Detektivkosten, welchen er erst nach 
Armenrechts gezahlt hatte, ihm als seine 
der Reichskasse erstattet werden. 1 
Es ist also der vom OLG. Dresden für seht geh. 
deren Fall als ausnahmsweise zu erh er 9 
Gesichtspunkt geführte Maßstab in Wahr ingen 
gemeine Maßstab jedenfalls für die Bet em pl 
Auslagen des Armenanwalts, welche aus ahmen ihn 
gemäßen Ermessen unterliegenden Maßna cee 
wachsen, mindestens da, wo es sich um die Reise". 
von Terminen oder sonst den Aufwand Vo! PX perin 
handelt. KGR. Dr. Gaede% j 
fi 
2 9 nun ki 
0 
27. KG. — $ 1 ArmAnwG.; $ 515 ZPO. Beime ie 
den BerBekl. erst nach der Berufungsrü Ant gi 
Erwirkung eines Kostenurteils läßt für den z Kostë” jyst 
Prozeßgebühr nur nach dem Streitwert ch ein 8 
stehen, da trotz der Möglichkeit, auch h 
urteil zu erwirken, der Rechtsstreit dureh edigung 


ehet | 


seiner al nt. 


rücknahme in der Hauptsache seine uhr 
den hat. 1% Prozeß gh 
Die Erinnerung rügt zu Unrecht, daß de 150-200 pael 


nur nach dem Streitwert der Kosten un ſche hen 
statt nach dem vollen Streitwert der laub Elie de. 
ist. Denn der Erinnerungsführer ist erst e sich 10 N 
der Hauptsache dem BerBekl., und 1 stell! 9 
prozessualen Lage im Zeitpunkt der Lab u 7 f 
Armenrechtsbewilligung ohne weiteres € aus $ 5 
nur für die Erwirkung des Kostenurte nn, ungleich ie fit 
gegen den BerKl. beigeordnet worden. Armen 

trag auf Bewilligung des notwendigen Berufungen uc 
den BerBekl. bereits vor Rücknahme def chic des, 
worden war und nur deshalb vorher nion noch 7 * 
den ist, weil die Zulässigkeit der Beru upi aus „ 
stand, so hat doch die später im Termin ranar 
Armenrechtsbewilligung und Anwalts n 
rückwirkende Kraft. Eine solche hätte VON. dor ver w 
ausdrücklich ausgesprochen werden Mhin ent 
dazu nach der gegebenen Sachlage ohn rozebgen, 
lassung vorgelegen. Außerdem hat das 


ab 
hrgang 1941 Heft 12] 


Mehr e 
lehnt eine solehe Rückwirkung auch ausdrücklich abge- 


In 

ien ger A erfolgten Berufungsrück- 
ledigt, By: aber der Rechtsstreit in der Hauptsache er- 
mäßige Be elte sich nur mehr noch um die kosten- 
lich der „wicklung des Rechtsstreits, so daß ausschließ- 
eitgegen tag der bis dahin entstandenen Kosten den 
Ofenstehe Stand bestimmt. Selbst die für den BerBekl. noch 
lustiol., de Möglichkeit, seinen Antrag auch auf ein Ver- 


au h — nach § 515 Abs. 3 ZPO. auszudehnen (wo- 
willig auch einer Ausdehnung der Armenrechtsbe- 


der Rechte it hätte), würde nichts daran ändern, daß 
keits Rehm in der Hauptsache seine Erledigung be- 
Mehr nach = hatte, die Prozeßgebühr somit keinesfalls 

Wesen wi em Streitwert der Hauptsache zu berechnen 
I. Jan. 1033. zu vgl. dazu die Entsch. des Senats vom 
193 0 40 IW. 1933, 1078; bei Gaedeke, „KostRspr.“ 
anderer Ed die daselbst weiter angeführten Entsch. 


K 
, 20 ZivSen., Beschl. v. 9. Dez. 1940, 20 Wa 143/40.) 


28. + 
KG. — 88 4, 77, 79 GKG. 


„Bei 6 
Rechten, er schiedener Beteiligung von Streitgenossen am 
stim PE der Antragstellerhaftung (§ 77 GKG.) be- 
aß der Beteiligung, bei der Entscheidungs- 
al Ommen Ziff, 1 GKG.) die in der Kostenentscheidung 
A Keane, Verteilung, mangels einer solchen die 
89878 Sehuldnerische Haftung der Streitgenossen 
Fasse gegenüber Umfang der Kostenhaftung der Reichs- 


ie gering; 
Kostenan Seri chtliche Kostenentscheidung ist die für den 
ka Eebende “uf Grund des § 79 Ziff. 1 GKG. schlechthin 


si 12 12 0 
au * men Haitung für die Gerichtskosten 
N 5 
pu stheidu * del dieser Unabänderbarkeit ist die Kosten- 
Unetzichung er Auslegung, gegebenenfalls auch unter 
Ständen 3 außerhalb der Entscheidung liegenden 
pa durch Urteil > Wertfestsetzungsbeschluß) fähig. 
Sampel ung E LG. sind die Bekl. nach Klageantrag 
Ute Auldnern uten die Kosten des Rechtsstreits als Ge- 
R il Beruf, auferlegt worden. Sie haben gegen dieses 
nen y Streit duren gelegt. Im zweiten Rechtszuge ist der 
des B. leich x zu gerichtlichem Protokoll geschlosse- 
st Streit edigt worden. In diesem sind die Kosten 
die bnbeamte = gegeneinander aufgehoben worden. Der 
dag Sichskas.. > LG. hat die von dem Bekl. zu 2 an 
! den Ref zu zahlenden Kosten derart berechnet, 
Tng dern 2 wegen der vollen gerichtlichen 
ur gA in Ans dem vollen Streitwert der Klage mit 
edel segen „Prüich genommen, den KI. und den Bekl. 
En Haftung nicht herangezogen hat, weil 
Cara sst bein recht bewilligt worden war. Diesen 
Na % daß er „Mpft der Bekl. zu 2 mit dem Hinweis 
der k beteili an dem Rechtsstreit nur in Höhe von 
Ser; ner lauten gewesen sei, und daß folglich ihn trotz 
m Skos n nj en Kostenentscheidung des LG. die 
Icht nach einem höheren Streitwert als 
sch Wiesen, Könnten. Das LG. hat die Erinnerung 
Viti, dung bew es bei der gerichtlichen Kosten- 
s gericht den müsse, die nur durch ander- 
Br bgeände ‚ches Urteil und nicht durch Vergleich 
hohen egen 2 Werden können. 
ug die lies 8 sich die in zulässiger Weise er- 
Feucht Reichsien.. des Bekl. zu 2. Sie ist der Ansicht, 
An che oste > Wenn sie in Ausnutzung der land- 
na neben nentscheidung den Bekl. zu 2 in vollem 
stechen ern Bekl. zu 1 für die gesamten erst- 
dem Stellterm htskosten in Anspruch nehme, obwohl 
in ok samt tanzen nur mit einem Betrage von 7320 RM 
bey, m ekti “wert von 17000 24 beteiligt sei, sich 
tan üre Seradezı gen Vermögensvorteil verschaf- 
In Stra Stand . handeln würde. Im übrigen 
wicht genossen e t, daß für die Heranziehung meh- 
bade bun Er Kostenhaftung von verschiedenen 
"eg, ragsteljenugehen sei, je nachdem ob es sich 
| drin end aftung oder die Entscheidungshaftung 
r Nachprüfung in dem Sinne, daß in 


er 
7 
de 
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keinem Falle ein Streitgenosse für mehr Kosten zur’ Haf- 
tung herangezogen werden könne, als seiner Beteiligung 
am Rechtsstreit entspreche. 

Die Beschwerde mußte im Ergebnis Erfolg haben. Aller- 
dings besteht keinerlei Veranlassung, die bisher in der 
Rspr. über die Inanspruchnahme mehrerer Streitgenossen 
wegen der von der Partei geschuldeten Gerichtskosten 
entwickelten Grundsätze zu ändern. Der Senat hat seine 
Auffassung hierzu bereits in seiner Entsch. 20 Wa 21/35 
v. 2. Febr. 1035 (JW. 1935, 1710, bei Gaedeke, KostRspr. 
1938 Nr. 90) niedergelegt und befindet sich hierbei in 
Übereinstimmung mit der Rspr. des RG. (zu vgl. RG. 
v. 19. Febr. 1934: JW. 1934, 1354 mit zustimmender Be- 
sprechung von Gaedeke a. a. O. = RGZ. 144, 12). 
Danach ist zu unterscheiden zwischen der Antragsteller- 
haftung aus 8 77 GKG. und der Entscheidungs- und Über- 
nahmehaftung aus 8 70 GKG. Bei der ersteren kann der 
einzelne Streitgenosse nur gemäß seiner Beteiligung am 
Rechtsstreit, d.h. nur im Verhältnis der ihn betreffenden 
Anträge, als Kostenschuldner in Anspruch genommen 
werden. Anders bei der Entscheidungshaftung. Hier ist 
maßgebend die gerichtliche Kostenentscheidung. Sie be- 
stimmt ausschließlich den Umfang der Kostenhaftung 
jedes einzelnen von mehreren auf einer Seite beteiligten 
Streitgenossen. Nur das Prozeßgericht hat es danach in 
der Hand, durch Anwendung der Vorschriften des 8 100 
Abs. 2 u. 3 ZPO. Unbilligkeiten vorzubeugen und eine 
Haftung jedes einzelnen nicht im vollen Umfange am 
Rechtsstreit beteiligten Streitgenossen nach dem ganzen 
Streitwert zu verhindern. 


Eine Ausdehnung des für die Antragstellerhaftung aus 
8 77 maßgebenden Gesichtspunktes auch auf die Fälle der 
Entscheidungshaftung aus 8 70, wie sie insbes. Jonas: 
JW. 1932, 3199 Anm., ebenso Komm. 2b zu 887 GKG., 
auch OLG. Düsseldorf: Recht 1934, 6847 für angebracht 
halten, ist vom Senat wie auch vom RG. (zu vgl. auch 
schon RG. v. 27. Febr. 1931: JW. 1931, 1811 = RGZ. 131, 
339) ausdrücklich abgelehnt worden. Denn maßgebend 
ist nicht, wie für das Verhältnis der Prozeßparteien zu- 
einander, der Grundsatz des 8 100 Abs.1 ZPO., daß die 
Streitgenossen nach Kopfteilen haften (mit der Möglich- 
keit der ausdrücklichen Anordnung einer engeren oder 
weiteren Haftung, § 100 Abs. 2, 3 ZPO.), maßgebend ist 
vielmehr für den Kostenanspruch der Reichskasse an sich 
der Grundsatz des 887 GKG. Nach ihm tritt die ge- 
samtschuldnerische Haftung mehrerer Kostenschuldner 
dann ein, wenn eine Verteilung der Kosten in der ge- 
richtlichen Entscheidung nicht erfolgt ist. Ist eine gericht- 
liche Entscheidung ergangen und ist eine verschieden 
bemessene Verteilung der Kosten unter den Streitgenossen 
nicht vorgenommen, so bewendet es mithin bei der Regel 
des 887, welche bewußt im Gegensatz zur früheren 
Kopfteilshaftung in das GKG. in der Form des Ges. vom 
21. Dez. 1022 „zur Vereinfachung der Kostenerhebung 
aufgenommen worden ist. Das bedeutet, daß „überall da, 
wo eine Verteilung möglich gewesen wäre, ergänzend 
und zugleich zwingend die gesetzliche Verteilung ein- 
greift, nämlich die gesamtschuldnerische Haftung auf das 
Ganze“ (Gaedeke: JW. 1934, 1353 Anm.). Dieser gesetz- 
geberische und im Gesetz auch hinreichend ‚zum Aus- 
druck gebrachte Zweck darf naturgemäß nicht durch 
entsprechende gegenteilige Gesetzesauslegung vereitelt 
werden. 

Wenn trotzdem für die Antragstellerhaftung 
das Maß der Beteiligung jedes einzelnen Streitgenossen 
den Umfang der Haftung bestimmt, so liegt die dafür 
ausschlaggebende Erwägung darin, daß anders keine 
Möglichkeit bestünde, der verschiedenen Bemessung der 
Beteiligung einzelner Streitgenossen am Rechtsstreit 
kostenrechtlich überhaupt Rechnung zu tragen. Bei der 
Kostenentscheidung kann dies durch das Prozeßgericht, 
also durch besondere Anordnung, geschehen. Bei der 
Antragstellerhaftung dagegen würde eine entsprechende 
Möglichkeit, welche als Gegengewicht gegen die grund- 
sätzliche Gleichbehandlung in § 87 GKG. gegeben sein 
muß, fehlen. Folglich entsprieht es hier — ohne den 
Grundsatz des 887 GKG. zu verletzen — nur einem 
Gebot gerechter Inanspruchnahme der mehreren Streit- 
genossen, wenn jeder nur in Höhe seiner Beteiligung am 
1 aa als Kostenschuldner der Reichskasse zu haf- 
ten hat. 


664 Rechtsprechung: 


An dieser auf wohlerwogenen Gründen beruhenden 
Unterscheidung hält der Senat auch bei erneuter Prü- 
fung gegenüber den Ausführungen der Beschwerde fest. 
Es ist insbes. nicht zu ersehen, inwiefern diese Rspr., wie 
die Beschwerde meint, vom Standpunkt der neueren gc- 
läuterten Rechtsauffassung aus dringend einer Revision 
bedürfte. Denn diese Revision in dem von der Beschwerde 
angestrebten Sinne würde nach den obigen Darlegungen 
zu einer einschneidenden Änderung der Tragweite des 
§ 87 und damit zu einem Eingriff in den Willen des Ge- 
setzgebers führen, der ausschließlich diesem vorbehalten 
bleiben muß, um so mehr, als seine Auswirkung Kosten- 
ansprüche des Reichs und damit solche Mittel betrifft, 
welche für die Zwecke der Allgemeinheit vom Reich ein- 
gezogen und verwertet werden. 

Ist danach hier von der landgerichtlichen Kostenentschei- 
dung dahin auszugehen, daß beide Beklagten für die Ge- 
richtskosten des ersten Rechtszuges in vollem Umfange 
gesamtschuldnerisch haften, so besteht, selbst wenn diese 
Kostenentscheidung sich als rechtsirrig und selbst falsch 
herausstellen sollte, nur die Möglichkeit einer Korrektur 
auf dem Wege einer Änderung der Kostenentscheidung 
im Rechtsmittelwege, ein Weg, der naturgemäß dort ver- 
sagt; wo es zu einer Entscheidung in höherer Instanz 
deswegen nicht kommt, weil die Parteien sich vergleichen. 
Selbst wenn dann in dem Vergleich eine der verschie- 
denen Beteiligung der Streitgenossen Rechnung tragende 
Kostenverteilung vorgenommen wird, so kann diese, weil 
mit Rücksicht auf $81 GKG. zur Anderung der gericht- 
lichen Kostenentscheidung nicht ausreichend, an der 
durch das Urteil geschaffenen uneingeschränkten Kosten- 
haftung der mehreren Streitgenossen nichts ändern. 

Diese Korrektur kann auch nicht etwa auf dem Wege 
erreicht werden, daß der Reichskasse verwehrt wäre, von 
der Entscheidungshaftung Gebrauch zu machen. Der Siun 
der Entscheidungshaftung des 8 70 GKG. ist der, die 
Haftung einer Person der Reichskasse gegenüber auf 
den gerichtlichen Kostenausspruch zu gründen. Dieser ist 
folglich so, wie er lautet, für die Frage der materiellen 
Haftung der Reichskasse gegenüber für deren Kosten- 
ansprüche und damit für das vom Kostenbeamten zu 
handhabende Kostenansatzverfahren schlechthin maß- 
gebend. Es würde zu einem unerträglichen Zustand von 
Rechtsunsicherheit führen, wenn dem die Kosten an- 
setzenden Kostenbeamten die Befugnis eingeräumt wäre, 
die ergangene Kostenentscheidung des Gerichts darauf- 
hin zu überprüfen, ob sie materiell richtig erscheint und 
der umfangmäßig etwa verschiedenen Beteiligung ein- 
zelner Streitgenossen am Rechtsstreit überhaupt oder in 
ausreichendem Maße Rechnung trägt. Solche Befugnis 
würde bedeuten, daß ein gerichtlicher Ausspruch, von 
dem mit vollem Bedacht die Kostenrechtsbeziehungen 
der Prozeßparteien zur Reichskasse abhängig gemacht 
sind, gerade im Verhältnis dieser Beteiligten zueinander 
seiner Wirkung beraubt würde. Damit wäre dem Kosten- 
beamten und den Instanzen des Kostenansatzverfahrens 
eine Befugnis eröffnet, welche nur den Spruchinstanzen, 
gegebenenfalls im Rechtsmittelverfahren, zugewiesen ist 
und welche sich praktisch über die grundsätzliche Un- 
anfechtbarkeit einer Kostenentscheidung für sich allein 
hinwegsetzen würde. 

Es muß auch dem von der Beschwerde gegen die 
Reichskasse erhobenen Vorwurf, daß sie, wenn sie sich 
eines solchen Urteils bediene, welches nach Ansicht der 
Beteiligten eine zu hohe Kostenhaftung eines der Streit- 
genossen ausspricht, mindestens objektiv sich einen rechts- 
widrigen Vermögensvorteil verschaffe, darüber hinaus 
aber arglistig handele und gegen die guten Sitten ver- 
stoße, mit Entschiedenheit entgegengetreten werden. Die 
Rechtsgrundlage für das Vorgehen der Reichskasse ist 
durch die gerichtliche Entscheidung geschaffen. Sie be- 
gründet die Kostenhaftung einer Partei. Sie umschreibt 
auch den Umfang dieser Haftung und gibt damit der 
Reichskasse die Rechtsgrundlage und das Recht, dem- 
entsprechend den Kostenschuldner in Anspruch zu neh- 
men, ohne daß dieser auf dem Umweg über derartige, in 
Wahrheit nur die Richtigkeit der gerichtlichen Kosten- 
entscheidung betreffende Einwendungen eine auf pro- 
zessualem Wege nicht mehr herbeiführbare Änderung 
der Kostenentscheidung erzwingen könnte. 

Versagen danach die von der Beschwerde gegen die 


[Deutsches Recht, Wochenaus 


über ihre Tragweite und über den Erfolg vo igt hat 
das Gericht mit dieser Entscheidung bea 10 olche 
Immerhin ist die Auslegung nicht schlecht cin me 


Fälle beschränkt. Auch eine dem äußeren * 


2 n 
dann, wenn besondere Umstände dafür uS h 


Ausdruck bringen wollen, . 
klar in eindeutiger Weise besagt. Es wird Ste 
um verhältnismäßig seltene Ausnahmefall 
denen entweder die Begründung der Entsch 
oder auch außerhalb derselben liegende M S durch 9; 
solche wird vornehmlich die Wertiestsetzung illon % 
Gericht in Frage kommen — außer zwei willen, at 
nur mit Hilfe einer Auslegung dem wahr versch 
Prozeßgerichts über die Kostentragung Gel 
wird. f 1 
Solche besonderen Umstände liegen hier Klage 8 
zunächst LG. den Streitwert hinsichtlich 0% fest 


mA 
alang 


dings irrtümlich -- von einer gleichen Betel 
Bekl. ausgehe. Demgemäß konnte die Hr Bell. 
Kostenentscheidung beim Unterliegen be osten rG 
dahin lauten, daß sie gesamtschuldnerisch > 
Rechtsstreits zu tragen hätten. Dieser 1 dad i. 
bringt aber nichts anderes zum Ausdrucks or Betelit 
Bekl. entsprechend dem Maße eaten veel 
gung am Rechtsstreit auch in die K die Strel 
würden. Erst nachdem in höherer Instanz 2 
festsetzung der — unstreitig verschieden, u, hat 
gung der beiden Bekl. angepaßt worden ertiests 
das LG. auf e mn seine Deni 
eändert und durch Beschl. v. II. Sept, ansicht ten 
gebe des Bekl. zu 1 auf 17.000 Ad, ten enih) 
Bekl. zu 2 auf 7320 A., letztere in ers 
festgesetzt. ellt 
8 hat das LG. nachträglich, klargeste der 
frühere Auffassung über das gleiche Tisse Ka 
gung der beiden Bekl. unzutreffend sel. ung ei 
der Auffassung des LG. muß sich zwan lands 
die Tragweite der Kostenentscheidung e nacht! 
lichen Urteil auswirken, wenn anders i 
Streitwertfestsetzung überhaupt noch sollte be 
haben soll. Diese Kostenentscheidung bringen, eilig” 
Erlaß, wie dargelegt, zum Ausdruck ihrer è 4 
beiden Bekl. entsprechend dem Mab. damit als = ban 
am Rechtsstreit zur Kostentragung kunde 
schuldner) verpflichtet würden. Nut # 
deshalb diese Kostenentscheidung auch % 
dem die damalige Auffassung des LG reitwert c ist. 
Beteiligung durch die nachträgliche 
richtig- und damit zugleich Klargeste“ 
Die Kostenentscheidung ist daher chen als 
weichenden Wortlauts — so zu 1 gell 
ausgesprochen hätte, daß jeder det Rechtss!" sq 1 
dem Maß seiner Beteiligung an ET 10 
gen habe. Nur diese Auslegung e 
den hier vorliegenden besonderen, & 
Umständen dem wahren Willen des tenansatz 
lich ist diese Auslegung für den Jeses 
zu legen. Sie führt zur Aufhebun lange als 
der Bekl. zu 2 bisher in höherem Um afton 
teiligung (7320 AM) entspricht, Zur 
gezogen worden ist. 1041 20 
(KG., 20. ZivSen., Beschl. v. 6. Jan. K 
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bien. — 88 41, 48 RGes. zur Änderung von Vor- 
sohn auf dem Gebiete des allgemeinen Beamten-, des 
tische gs- und des Versorgungsrechts (BRÄndG.); Bay- 
amt o über die Besoldungsangleichung bei den Be- 
er Gemeinden, Gemeindeverbände und Körper- 
a Rechts (2. BAV.) v. 7. Aug. 1933 


Abs. 3 BRÄndG. schließt den Rechtsweg für Ruhe- 
Ansprüche eines Gemeindebeamten nicht aus. Die 
en Gerichte sind aber in vollem Umfang an den 
hgsakt der Ruhegehaltsangleichung gebunden. 
N e hat die Verwaltungsbehörde allein zu prüfen, 
Nie dae die Bestimmung eines höheren Hundertsatzes 
ruht u alegehalt auf eigenen Leistungen des Beamten 
thung 6 deshalb nach H 2 e der 2. BAV. der Anglei- 
zogen 11 die Ruhegehälter der Reichsbeamten ent- 
Eine x 
Grund le Grune der Regelung von Bezügen, die auf 
romeine BRÄndG. schon gekürzt waren, ist unter. den 
Verwatun o Voraussetzungen der Widerruflichkeit von 
lichtag in alten nicht nur zulässig, sondern Pflicht. Der 
dag n 848 BRÄndG. ist nicht dahin zu verstehen, 
lich , tesem Zeitpunkt eine Änderung der Regelung 
bie Gong lässig wäre. 
i Ängerenmigungspllicht des I17 der 2. BAV. gilt nur 
ung der Been einer bereits vorgenommenen Anglei- 
e ezüge zugunsten des betroffenen Beamten. 


. EN im jahre 1890 als Ratsassessor in den 
elelagten Stadtgemeinde, rückte im Jahre 
echtsrat auf und wurde ab 1. Juli 1919 auf die 
Am 1 Jahren als zweiter Berufsbürgermeister be- 
we SAN 1929 trat er in den Ruhestand. 
deten palts- und Hinterbliebenenversorgung ihrer 
Amar 1879 eamten hatte die beklagte Stadtgemeinde im 
dane des NTN Pensionskasse als örtliche Stiftung im 
— Fechtspho: 9 der bayerischen Gemeindeordnung für 
; sche Bayern v. 20. April 1869 errichtet. 
nde. eben blieb Eigentum der beklagten Stadt- 
E dem Pensionsstatut waren sämtliche in 
en stehenden Angestellte zum Beitritt 
le Reitrh hatten Eintrittsgebühren und regelmäßig 
eit erhien ge zu leisten. Im Falle der Dienstuntaug- 
Q 


ens rg sie als Ruhegehalt im ersten Jahrzehnt 
one im zweiten Jahrzehnt 3/,, und im 
letzten gt oder später. % des im Durchschnitt 
dig enstſahre Jahre bezogenen Dienstgehalts; bei 
24 olle = ‚und zugleich 70 Lebensjahren wurde 
tnh des Statutstschalt als Ruhegehalt gewährt. Nach 
iope Padet S konnten Änderungen des Statuts nur 


n. er bereits erworbenen Pensionsrechte er- 


80 
beben {Angestellten der Gemeinden nicht gün- 


Shr 0 n dürften als die der gleichzubewerten- 
0 tee ® und Angestellten des Reichs. In der ent- 
dest! 10551 schen BesoldungsangleichsVO. vom 
gq czu y yi 249) und den Bayerischen Ausf- 

e 16. Okt. 1031 (GVBl. 303) — unter Al 
ter m Eelung e bestimmt worden, daß eine günsti- 
diese nadert Insbesondere auch bei Bestimmung höhe- 
an ergünstiet für die Ruhegelder vorläge, soweit 
N del engen nicht auf eigenen Leistungen der 
die ) berußtense zur gemeindlichen Pensionskasse 
fi nicht de allgemeine Regelung hat hierzu 

m 30 En en. 

kt zur ai 1933 (RGBI.I, 433) ergangene Reichs- 


À 
ungen den aag von Vorschriften auf dem Gebiete 
1 rechts len, des Besoldungs- und des Ver- 
ander di RändG.) forderte in seinem Kap. VIII 


lan Gemamgleichung der Bezüge der Beamten der 
ſagleien gangen en usw. an die der Reichsbeamten. Die 
tba chung dane Bayerische VO. über die Besoldungs- 
"Bay und Kö Beamten der Gemeinden, Gemeinde- 
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Aug. 1933 (GVBl. 211) bestimmte in II 2, 
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a, d, e, unter anderen: Eine günstigere Regelung der 
Dienst- und Versorgungsbezüge liege insbesondere vor 
bei Gewährung höherer Grundgehälter, höherer Woh- 
nungsgeldzuschüsse, höherer Zulagen, Nebenbezüge, fer- 
ner bei Bestimmung höherer Hundertsätze für die Ruhe- 
gehälter, soweit diese Vergünstigungen nicht auf eigenen 
Leistungen der Beamten (Beitragsleistungen zu gemeind- 
lichen Pensionskassen u. dgl.) beruhten. 

Der Kl. hatte während seiner 30jährigen Dienstzeit die 
satzungsgemäßen Beiträge an die Pensionskasse entrich- 
tet, hatte zuletzt ein Dienstgehalt von 17 350 RM und 
hieraus zunächst ein Ruhegehalt von 15 615 A4 (= 90%) 
bezogen; dieser Jahresbezug unterlag späterhin der Ge- 
haltskürzung von 230. 3 

Am 17. Nov. 1033 beschloß der Stadtrat der Bekl., in 
Anwendung der 2. BAV. und der dieser beigefügten 
Richtlinien entsprechend der unter 50 000 liegenden Ein- 
wohnerzahl A.s ab 1. Okt. 1033 dem Ruhegehalt des KI. 
ein Grundgehalt von 10 600 Z, einen Wohnungsgeld- 
zuschuß von 1440 & und einen Hundertsatz von 79 und 
11 gleich 90%, ab 1. Jan. 1934 — wegen Vollendung des 
65. Lebensjahres — einen solchen von 75 und 11 gleich 
86% zugrunde zu legen. Dieser mit einer Reihe weiterer 
besoldungsrechtlicher Maßnahmen der Regierung von M. 
vorgelegte Beschluß wurde von dieser nicht beanstandet; 
in deren Bescheid Nr.8153f 136 v. 30. Dez. 1933 heißt 
es lediglich, es werde Entschließung ergehen, falls sich 
bei Prüfung der Einstufung der Ruhestandsbeamten Be- 
anstandungen ergäben. - 

Im April 1936 reichte der Kl. gegen die beklagte 
Stadtgemeinde Klage auf Zahlung von 600 AM Teilbetrag 
zurückbehaltenen Ruhegehalts ein, die die Bekl. aus der 
Zeit vor dem 1.Okt.1933 noch schulde, da die An- 
sprüche des Kl. aus der Mitgliedschaft zur Pensions- 
kasse nicht auf einem Dienstverhältnis, ‚sondern auf 
einem besonderen Vertrag, einer Art Versicherungsver- 
trag, beruhten. Demgegenüber berief sich die Bekl. auf 
das BRÄndG. und die 2. BAV., die nur das unberührt 
ließen, was der Kl. selbst zur Pensionskasse geleistet 
habe, rechnete mit den bis 31. Okt. 1034 erfolgten Uber- 
zahlungen der Ruhegehaltsbezüge auf und beantragte 
Klageabweisung. Das LO. A. gab mit — rechtskräftig 
gewordenem — Endurteil v. 3. Dez. 1936 der Klage statt, 
da der Ruhegehaltsunterschied von 75 auf 90% des 
Dienstgehalts auf eigener, wenn auch nicht ausschließ- 
licher Leistung des KI. beruhe und insoweit keine ruhe- 
geldähnlichen Bezüge, sondern ein versicherungsähnliches 
Vertragsverhältnis vorliege. j 

Die Bekl. setzte diesem Urteil entsprechend mit Ver- 
fügung v. 10. Febr. 1937 das monatliche Ruhegehalt des 
Kl. auf 728,51 Rt fest, das ihm in dieser Höhe auch für 
die Monate März bis Juni ausbezahlt wurde. 

Am 22. Juni 1937 löste der Oberbürgermeister der be- 
klagten Stadtgemeinde die Pensionskasse von 1879 mit 
Wirkung v. 1. Juli 1937 auf und stellte die Zahlung von 
sog. Zuschußnensionen ein; demgemäß wurde das Ruhe- 
gehalt des Kl. erstmals für Juli 1937 auf 604,45 AM um 
124,06 RM gekürzt. 

Mit der gegenwärtigen Klage begehrt der Kl. Zahlung 
dieser 124,00 AM nebst Zinsen hieraus mit folgender Be- 
gründung: Der Unterschied zwischen 75%0 gesetzlichem 
und 000% statutarischem Ruhegehalt sei ihm rechtskräftig 
zugesprochen, sein Anspruch darauf überdies durch die 
Verfügung ‚der Bekl. v, 10. Febr. 1937 anerkannt, auch 
durch 8 184 Abs. 1 8 3 DBG. geschützt, endlich auch im 
Stadtratsbeschluß v. 17. Nov. 1933 ohne Beanstandung 
der übergeordneten Regierung von M. ihm zugesprochen. 
BRÄndG, und 2. BAV. seien auf die sog. Zuschußpen- 
sionen nicht anwendbar, da diese auf Grund eines außer- 
halb der Diestbezüge stehenden versicherungsähnlichen, 
bürgerlich-rechtlichen Vertragsverhältnisses geschuldet 
würden, und da ferner die Vergünstigung auf eigenen 
Leistungen des Kl. beruhe. 

Die Bekl. trat dem Anspruch des Kl. entgegen: Die 
Auflösung der Pensionskasse sei gesetzliche Pflicht der 
Stadtgemeinde gewesen; insbesondere habe das Bayeri- 
sche Staatsministerium des Innern in einer Entschließung 
v. 17. Sept. 1937, 3 054 a IVI, die Angleichung der Ver- 
sorgungsbezüge auch hinsichtlich der Zuschußpensionen 
ausdrücklich gefordert. Zudem seien die Rechtsansprüche 
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des KI. durch § 63 mit 840 Abs. 4 BRÄndG. gegenstands- 
los geworden. Die Verfügung v. 10. Febr. 1937 stelle 
keine endgültige Festsetzung der Bezüge des Kl. dar, 
die Nichtbeanstandung durch die Aufsichtsbehörde seı 
keine Genehmigung. Das Urteil v. 3. Dez. 1936 sei nur 
hinsichtlich des damals eingeklagten Betrags in Rechts- 
kraft erwachsen. 

Das LG. sprach mit Endurteil v. 20. Jan. 1938 dem 
Kl. einen Teilbetrag von 42,74. RM nebst Zinsen zu und 
wies im übrigen die Klage ab. 

Das BG. wies die Klage im vollen Umfange ab. 

Das RG. bestätigte. 

Die Bekl. hat auf Grund der Verfügung des Ober- 
bürgermeisters v. 22. Juni 1937 das Ruhegehalt des Kl. 
ab 1. juli 1937 von 728,52 RM auf 604,45 AM, also um 
124,07 RN, gekürzt. Von diesem Differenzbetrag macht 
der Kl. nunmehr nur den Betrag von 42, 76 AM nebst 
Zinsen geltend. 

Trotz Fehlens der Revisionssumme bestehen gegen 
die Zulässigkeit der Rev. keine Bedenken (RGZ. 152, 3). 

Auch die Zulässigkeit des Rechtswegs wurde vom BG. 
mit Recht bejaht. Wie der erk. Senat in seinen Urteilen 
v. 13. Dez. 1938, III 74/1938 und v. 6. Jan. 1939, II 60/1938 
schon ausgeführt hat, wird die Zulässigkeit des Rechts- 
wegs nicht durch die Bestimmung des 8 41 Abs. 3 
BRÄndG. in Frage gestellt, wonach Maßnahmen, die 
in Durchführung des § 40 dieses Gesetzes getroffen wer- 
den, nicht der Nachprüfung im ordentlichen Rechtsweg 
unterliegen, da es sich bei dieser Vorschrift nicht um 
die Ausschließung des Rechtswegs, sondern nur um die 
Bestimmung, inwieweit das Gericht bei seiner Entsch. an 
den Verwaltungsakt der Angleichung gebunden ist, 
handelt. 

"Auch die übrigen Prozeßvoraussetzungen liegen nun- 
mehr vor. Die Klage ist erst nach dem Inkrafttreten des 
Deutschen Beamtengesetzes (DBG.) erhoben worden. 
Damit ist, auch soweit es sich um Ansprüche aus der 
Zeit vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes handelt, die 
Beibringung des Vorbescheides der Obersten Aufsichts- 
behörde (8143 DBG.; $1 Abs. 3 der DurchfVO. zum 
DBG. für die Kommunalbeamten v. 2. Juli 1937 [RGBI I, 
729]) erforderlich. Diesen Vorbescheid des RegPräs. in 
W. v. 12. Sept. 1040 Nr.8153d48 hat der Kl. nunmehr 
vorgelegt und damit die Voraussetzungen des 8 143 DBG. 
noch rechtzeitig erfüllt (RGZ. 104, 23 [24]; 161, 163 [165] 
= DR. 1939, 182210), 

Aus der Rechtskraft der Entsch. des früheren Rechts- 
streits kann der Kl. nichts für seine Ansprüche herleiten, 
weil die Rechtskraft bei teilweiser Geltendmachung eines 
Anspruchs sich nur auf den eingeklagten Betrag erstreckt, 
die Gründe des Urteils aber nach ständiger Rspr. nicht 
an der Rechtskraft des Urteils teilnehmen (RGZ. 120, 319 
mit Anführungen). 

Die Gerichte sind nach § 41 Abs. 3 BRÄndG. in vollem 
Umfange an den Verwaltungsakt der Ruhegehaltsanglei- 
chung gebunden und müssen die von der Verwaltungs- 
behörde getroffene Entsch. ohne eigene Nachprüfung 
ihrer Entsch. zugrunde legen. Die Verwaltungsbehörden 
allein haben zu prüfen und zu entscheiden, inwieweit 
die Bestimmung eines höheren Hundertsatzes für das 
Ruhegehalt auf eigener Leistung des Kl. beruht und so- 
mit gemäß II 2 e der 2. BAV. der Angleichung entzogen 
ist. Das hat der erk. Senat in seinen Urteilen v. 22. Mai 
1936, III 275/1935: JW. 1936, 3183? und v. 25. März 1939, 
III 60/1938 in dem Rechtsstreit F. gegen Stadtgemeinde 
E. eingehend dargelegt. Der Kl. hat demgegenüber nichts 
vorgebracht, was zu einer anderen rechtlichen Beurtei- 
lung Veranlassung geben könnte. 

Einzugehen ist aber auf das Vorbringen der Rev., daß 
die Verfügung des Oberbürgermeisters der Stadtgemeinde 
v. 22. Juni 1937, durch die die Pensionskasse mit Wir- 
kung v. 1. Juli 1937 aufgelöst und die Zahlung der 
Zuschußpensionen an Ruhegehaltsempfänger eingestellt 
wurde, einen rechtsgültigen Verwaltungsakt, der dem 
von den ordentlichen Gerichten verfolgbaren Anspruch 
des Kl. entgegenstehe, nicht darstelle. Die Rev. meint, 
durch den Beschluß des Stadtrats v. 17. Nov. 1939 sei dem 
Kl. in Anwendung der 2. BAV. mit Genehmigung der zu- 
ständigen Aufsichtsbehörde (der Kreisregierung von M.) 
die jetzt streitige Zuschußpension zugesprochen worden 
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und gemäß H Nr. 7 der 2. BAV. hätte ein die ag ng 
ungsbezüge neuregelnder Beschluß der Gen en 
ir Aufsichtsbehörde bedurft. Diese Ausführung 
fehl. : 
Zunächst ist darauf hinzuweisen, daß ei 
der Regelung von Bezügen, die auf Grund den 
schon gekürzt waren, unter den allgemeinen 
zungen der Widerruflichkeit von Verwaltung Siicht zum 
nur zulässig war, sondern daß sogar die duung be 
Widerruf und zum Erlaß einer richtigen ANON 1 ie wal 
stand, wenn die erste Anordnung sachlich UnC.. Brest 


und dem Gesetz nicht entsprach. Es ist 20 Bech i 


setzung des Stichtags (31. Dez. 1933) in 8 
nicht dahin zu verstehen, daß nach diesem 
Regelung nicht mehr zulässig wäre (RGZ. 125 sy, 
IW. 1936, 222112; RGZ. 157, 161 [164 Bürgerm liste 
152717 RAG. 15, 305 [308]). Die vom Obe, E 
der beklagten Stadtgemeinde am 22, Juni = nos in 
Anordnung fiel ihrem Inhalte nach zellen sch 
Rahmen der nach dem BRAndG. zulässigen. ausdt 
gebotenen Maßnahmen. Die Verfügung nim Bezug. © 
lich auf das BRÄndG. als Rechtsgrundlage —otzmaß 
handelte dabei als fie des gern 
Organ der beklagten Stadtgemeinde an Ste Idungs* f 


is u 
Tat Nach 
DGemO. v. 30. Jan. 1935 in Kraft getreten (8e 

$ 32 des Gesetzes führt der Bürgermeiste! Au 0 10 
tung in voller und ausschließlicher Vera es Sn 
also der Oberbürgermeister in Durchtühf 55 
BRAndG. die Ruhegehaltsbezüge, so wie Beier angele 
Bezügen gleich zu bewertender Reichsbeiit entgegen e. 
hat, so kann dem aus Rechtsgründen nich 
treten werden. Einer Genehmigung 


Angleichungsmaßnahme nicht. Der Hinwêls ant. 
Nr. II 7 der Bayerischen 2. BAV. ist verfeh 

Von dem erk. Sen. wurde schon in dem, ge Vorscgch⸗ 
1939, III 60/1938, darauf hingewiesen, dal -i Mög 
lediglich die von dem Gesetzgeber vorges® ersten 
keit regelt, daß sich nach der Prüfung der rde 
chungsmaßnahme durch die Aufsichtsbe on Bezüge alb 
oder im Einzelfall zu einer Neuregelung ar als ad ! 
Anlaß ergibt, der vom Gesetzgeber oftend ge 
der Durchführung der Angleichung liegen 
Die in Nr. II, 7 der 2. BAV. vorgesehene einer gehen, 
kann sich auf die weitere Durc führung 
eingeleiteten Angleichung schon desha 7 
weil auch die zunächst durchgeführte eg 
maßnahmen dieser Genehmigung nicht ur Prül 
genügt, daß sie der Aufsichtsbehörde 4 erden e 
gelegt und von ihr nicht beanstan nel allge gur 
schärfere Erfordernis der „Oenehmigaffensichſle A.- 
oder besonderer Neuregelungen soll agen kan ge 
verhüten, daß durch solche Neuregelun&Ti e1gä gun 
gleichungen wieder ganz oder teilen hat un 
macht werden. Die fragliche Bestimm ; 
stigere Neuregelungen im Auge, we 
der Regierung v. I. Okt. 1937 zutreile d 
scheidend ist, daß ein sachlicher Grun n 
führung der Angleichung, abweichen troffenen unter“ 
für die erste Angleichungsmaßnahmf, Shor zu 
lung einer Genehmigung der Aufsichts 
werfen, nicht ersichtlich ist. 

Es kann auch 1 1 A 
und die Auflösung der Pensionskas sse 
folgte. Nur die Auflösung der Pension autsi tell 


Stiftung bedurfte der Genehmigung ar die F ger 
(866 Abs. 2 DGemO.). Im übrigen . Folge 

der Zahlung der Zuschußpension die TA 
lösung der Pensionskasse. 2500. 


113 
(RG., III. ZivSen., U. v. 18. Okt. 1940, ii 
* 


30. RG. — Art. 2 Ges. über den Neusg 
v. 30. Jan. 1034 (RG Bl. I. 75); Ges. über fy 
im Behördenaufbau v. 5. Juli 1939 u 1.57 
WeimVerf.; 88 17, 124, 139 DBG.; 11 1 

Die Länder sind als Gebietskörpel: heiten 
seitigt und bestehen als Verwaltungse! 


N. Jahrgang 1941 Heft 12] 


dem P 
ee über den Neuaufbau des Reiches fort. Die 
i 17705 insbes. Träger der Schulverwaltung und des 
Landestjer denen fiskalischen Vermögens. Zwischen dem 
i u und der Reichsbahn besteht ein so weit- 
derseifigen hterschied, daß die Selbständigkeit der bei- 
önnen 8; Rechtsstellung außer Zweifel ist. Deshalb 


Die egenübertreten. 


Beamte stimmung in Axt. 57 WürttBeamtG., wonach der 
selbst en ertretungskosten im Umfange eines für ihn 
en grundsät nden Rückgrifisanspruchs gegen einen Drit- 
gegen Ar 558 selbst zu tragen hat, verstößt nicht 
Solcher sti 9 Abs. Satz 3 WeimVerf. Die Zulässigkeit 
Allerdings un mungen ist in der Rspr. des RG. anerkannt. 
m Inkrafttr nd solche Bestimmungen für die Zeit nach 
| ei der eten des DBG. nicht mehr wirksam. 
gehen, Nwendung des § 130 DBG. ist davon auszu- 
des Beamte im Rahmen dieser Bestimmung der Schaden 
währte Var nicht als durch ihm nach einem Unfall ge- 
soll. 8 139 ppa ngsbezüge gemindert angesehen werden 
die urruhes ist auch dann anzuwenden, wenn zwar 
as elzung nach dem Inkrafttreten des DBG. er- 
zeinem Inkrapnadenstiftende Ereignis aber schon vor 
it die Beg treten war. Dienstherr i. S. des § 139 DBG. 
ezüge zu ir welche dem Beamten die Versorgungs- 
ni teinfachina ünren hat. § 6 Abs. 2 Satz I Ges. über die 
190 entgegen im Behördenaufbau steht dieser Auffassung 
. en 
Schender pE zu bezweifeln, daß der Begriff „weiter- 
lden Schageprüche im § 124 Abs.2 DBG. schlechthin 
want Chadene. satzanspruch umfaßt. Das Gesetz will 
it einschrang a zansprüche wohl der Höhe nach inso- 
Orgeleigiun en, als sie über die Grenzen der Unfall- 
leine sfalle gen hinausgehen. $ 124 DBG. ist auf Ver- 


M 28. Mär, 
A, bei U, a wurde auf dem Bahnübergang in 
Ban Reichspan = omnibus durch einen Eilgüterzug der 
Saso ale Schranke erfaßt, da der Bahnwärteraushelfer 

un En x en nicht geschlossen hatte. Zu den In- 
rug außer 8 gehörte der Gewerbeschulrat R. 
R Stirmwund, ürfungen und Quetschungen eine klaf- 
ber der als e und einen Rippenbruch davon. 


leteng Ka nach 


disc die e 21.7 
LE Kultmin aa tähig geblieben sei. Das Württember- 
Nach ao Seiner an leitete daher im April 1937 das 


„er 
les Ehre, Kraft 


kun nd pacten des DBG. — durch den Erlaß 
Waren l. Jan, pogo chskanzlers v. 27. Aug. 1937 mit Wir- 
Stein, dem Lande in den Ruhestand versetzt. Bis dahin 
den. ertretung nde Württemberg (dem Kl.) für seine 
Hing; denen g mte 2960,43 N % an Kosten entstan- 
Abs, 2 tich ger Lie, Bekl. nur 167,13 AM erstattet hat. 
Württzen Stellvertretungskosten bestimmt Art. 57 


pEine Vera v. 21. Jan. 1020 (RegBl. S. 7) folgendes: 


K ernfli 

Gnten beaichtung zum Ersatze der Stellvertretungs- 
Ersan bürgerli „soweit, als Dritte dem Beamten auf 
Pan? haften par echtlicher Verpflichtung für Wieder- 
fun Dritte an a Beamte hat solche Ersatzansprüche 
‚8 hört Se Staat abzutreten; mit der Abtre- 
btretun eigene Ersatzpflicht auf.“ 


Stine Regeben, erklärung hat R. am 12. Mai 1037 schrift- 


Schalte Wanzigjzü <> Ruhegehalt des R. ist entsprechend 
both Flährigen Dienstzeit auf 700% einer ruhe- 
Monali dem rag festgesetzt worden. Er erhält da- 
Sa geg n. 1038 ein Ruhegehalt von 307, 89 2h 
enwärti 

ec gen Verfahren macht der Kl. weitere 
yade ont, Sonde. che geltend, jedoch nicht aus eige- 
igafrer, „ich einmal aus übertragenem Rechte des R. Es 
hd in, “Osten 270g u den nicht erstatteten Teil der 
wndun auf Grund ` ORM nebst 4% Zinsen ab 8. Jan. 
Ind, umi der von a Art.57 Abs. 2 WürttBO. in Ver- 
ben Fan anderen y R, erklärten Abtretung gefordert 
derungsup, langt der Kl. auf Grund gesetz- 
"bergangs gemäß 8139 DBG. Scha- 
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denersatz im Umfange der Versorgungsbezüge, die an 
R. gezahlt sind und weiterhin gezahlt werden müssen. 
Insoweit wird mit der Klage zunächst ein Betrag in 
Höhe der Ruhegehälter für die Monate Jan. bis Mai 1938 
mit insgesamt 1898,45 AM nebst 4% Zinsen von jeweils 
397,89 RM seit den einzelnen Fälligkeitsterminen begehrt, 
außerdem die Feststellung der Verpflichtung der Bekl., 
dem Kl. die künftigen Versorgungsleistungen an R. bis 
zum 19. Aug. 1957 (Vollendung seines 65. Lebensjahres) 
oder für den Fall seines früheren Ablebens bis zu seinem 
Tode zu ersetzen. 

Das LG. hat den Hauptanträgen der Klage stattge- 
geben. Das BG. hat jedoch nur den Zahlungsantrag hin- 
sichtlich der Vertretungskosten, und auch diesen nur für 
den Zeitraum bis zum 30. Juni 1937 als begründet an- 
gesehen. Unter Berücksichtigung der geleisteten Teil- 
zahlung hat das BG. daher die Verurteilung der Bekil. 
nur in Höhe von 1738,49 RM nebst Zinsen hiervon auf- 
rechterhalten; im übrigen hat es die Klage abgewiesen. 

Das RG. gab der Klage im wesentlichen mit folgen- 
der Begründung statt: 

Die Klage verfolgt bürgerlich-rechtliche Schadens- 
ersatzansprüche des Gewerbeschulrats R. gegen die 
Deutsche Reichsbahn, die zum Teile durch rechtsge- 
schäftliche Abtretung, zum anderen Teile kraft beson- 
derer Gesetzesvorschrift auf das Land Württemberg 
übergegangen sein sollen. In Ansehung dieser Ansprüche 
kann die Zulässigkeit des Rechtsweges nicht zweifel- 
haft sein. i 

Wäre indessen die Ansicht der Bekl. richtig, daß sie 
selbst und das Land Württemberg sich als bloße Verwal- 
tungsstellen des Reichsfiskus entgegenstünden, dann 
würden die Klageansprüche nicht nur wegen der Ver- 
einigung von Forderung und Schuld in einer Hand er- 
loschen sein, sondern es würde auch für einen Rechts- 
streit kein Raum bleiben, weil dieser von einer Partei 
nicht gegen sich selbst geführt werden kann. ~ 

Keinesfalls kann das Land Württemberg in dem hier 
gegebenen Zusammenhang als Stelle der Reichsvermö- 
gensverwaltung angesehen werden. Die gegenteilige Auf- 
fassung der Bekl. hat das BG. mit Recht abgelehnt. 
Nach Art.2 des Ges. über den Neuaufbau des Reichs 
v. 30. jan. 1034 (RGBI. I, 75) sind die Hoheitsrechte der 
Länder auf das Reich übergegangen. Damit wurden zwar 
die Länder ihrer Eigenstaatlichkeit entkleidet. Sie sind 
aber als Gebietskörperschaften nicht beseitigt und be- 
stehen als Verwaltungseinheiten fort. Nach 81 der 
1. Durchf VO. zu dem vorgenannten Gesetze v. 2. Febr. 
1934 (RGBI. I, 81) haben die Landesbehörden diejenigen 
Hoheitsrechte wahrzunehmen, die ihnen zur Ausübung 
im Auftrage und im Namen des Reichs insoweit zurück- 
übertragen sind, als das Reich nicht allgemein oder im 
Einzelfalle von diesen Rechten Gebrauch macht. So ist 
insbesondere die Schulverwaltung nicht vom Reiche in 
Anspruch genommen worden. An dem Fortbestehen der 
Länder und ihrer Behördenorganisation hat auch das 
Gesetz über die Vereinheitlichung im Behördenaufbau 
v. 5. Juli 1939 (RGBI. I, 1197) nichts Grundlegendes ge- 
ändert, mögen auch die Landesbehörden nach 8 1 dieses 
Gesetzes zugleich zu Behörden des Reichs und die 
Landesbeamten nach 85 Abs.1 zu unmittelbaren Reichs- 
beamten geworden sein. Denn das genannte Gesetz setzt 
in seinen 88 1, 6 u. 7 das Bestehen der Länder und ihrer 
eigenen Haushaltsführung voraus, auch sind die Besol- 
dungsgesetze der Länder aufrechterhalten geblieben. So 
werden die Mittel für die damit zusammenhängenden 
Personalausgaben nach der ausdrücklichen Bestimmung 
des $7 von den Ländern bereitgestellt und bilden einen 
Teil des Landeshaushalts, wenn sie auch „für das Reich‘ 
aufgebracht werden. In einem höheren Sinne steht frei- 
lich das Vermögen der Länder dem Reiche zu. Aber die 
noch im ‚Flusse befindliche Reichsreform ist nach der 
organisatorischen Seite hin bisher nicht bis zu einer 
Verschmelzung der fiskalischen Verwaltungen der Län- 
der mit derjenigen des Reichs vorgetrieben worden, Bei 
dem gegenwärtigen Stande müssen daher die Länder als 
Träger namentlich der Schulverwaltung und des damit 
verbundenen fiskalischen Vermögens angesehen werden. 
Sie treten als solche nicht nur Dritten, sondern auch 
dem Reiche gegenüber in Erscheinung, so daß gegen- 
seitige bürgerlich-rechtliche Beziehungen nicht ausge- 
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schlossen sind. Der gegenteilige Standpunkt der Bekl. 
greift der künftigen staatsrechtlichen Entwickelung vor 
und würde auf bürgerlich- rechtlichem und verfahrens- 
rechtlichem Gebiete die Grenzen verwischen, die ver- 
fassungsrechtlich noch aufrechterhalten sind. 

Die in dem vorgenannten Umfange bestehende selb- 
ständige Rechtsstellung der Länder tritt mit besonderer 
Deutlichkeit gegenüber der Deutschen Reichsbahn her- 
vor. Diese bildet nach dem neuen RBahnG. v. 4. Juli 
1939 (RGBI. I 1205) zwar nicht — wie früher die Deut- 
sche Reichsbahngesellschaft — eine juristische Person 
neben dem Reiche, sondern einen Teil der Reichsverwal- 
tung. Aber das Reichseisenbahnvermögen, zu dem die 
streitigen Verbindlichkeiten gehören (8 1 Abs. 2 Nr. 1b), 
ist in weitgehendem Maße aus dem übrigen Vermögen 
des Reichs ausgegliedert worden und stellt cin hiervon 
völlig getrennt zu haltendes Sondervermögen mit cige- 
ner Wirtschafts- und Rechnungsführung dar (§ 1 Abs. 3), 
für das die Deutsche Reichsbahn im rechtsgeschäftlichen 
Verkehre und vor Gericht unter ihrem Namen auftritt 
(82 Abs. 1). Ob diese Ausgliederung zur Folge hat, daß 
sich das Reich und die Deutsche Reichsbahn in rechts- 
geschäftlicher und verfahrensrechtlicher Hinsicht als selb- 
ständige Parteien gegenübertreten können, mag hier 
dahingestellt bleiben. Jedenfalls besteht zwischen dem 
Landesfiskus und der Reichsbahn ein so weitreichender 
Unterschied, daß er die Selbständigkeit der beidersei- 
tigen Rechtsstellung jeglichen Zweifels entheben muß. 
Die von der Bekl. gegen die Zulässigkeit der Klage 
erhobenen Einwendungen dringen daher nicht durch. 

Den verlangten Ersatz für die Stellvertretungskosten 
hat das BG. dem Lande Württemberg nicht für die ge- 
samte Zeit seit dem Unfall (28. März 1936) bis zur Pen- 
sionierung des R. (1. Jan. 1938), sondern nur bis zum 
1. Juli 1937, dem Tage des Inkrafttretens des DBG,, zu- 
gesprochen. Dieser Teil des Urteils ist sowohl von der 
Rev. des Kl. als auch von der Anschlußrev. der Bekl. 
angegriffen worden, und zwar von der Rev., soweit der 
Anspruch für die Zeit v. 1. Juli bis zum 31. Dez. 1937 ab- 
gewiesen, von der Anschlußrev., soweit ihm für die vor- 
hergehende Zeit entsprochen worden ist. 

Der Anspruch wird, wie gesagt, aus abgetretenem 
Rechte des R. erhoben. Er hängt mit der im Tatbestande 
wiedergegebenen Bestimmung in Art. 57 WürttBG. zw 
sammen, wonach der Beamte die Vertretungskosten im 
Umfange eines für ihn selbst bestehenden Rückgriffs- 
anspruchs gegen einen Dritten grundsätzlich selbst zu 
tragen hat, hiervon aber durch die Abtretung dieses 
Rückgriffsanspruchs an das Land, die er vornehmen 
muß, befreit wird. Das BG. hat zunächst geprüft, ob 
die grundsätzliche Belastung der württembergischen Be- 
amten mit den Kosten für ihre Stellvertretung etwa den 
Vorschriften in Art. 120 Abs.1 Satz3 WeimVerf. zu- 
Widerlief. Das Hat das BG. unter Darlegung der rechts- 
geschichtlichen Entwicklung des württembergischen Be- 
amtenrechts verneint, weil die Rechtslage der Landes- 
beamten durch Art.57 WürttBG. gegen früher nicht ver- 
schlechtert worden sei. Diese Ausführungen bewegen 
sich im wesentlichen auf dem Gebiete nichtrevisiblen 
Rechts und sind daher im dritten Rechtszuge nicht nach- 
prüfbar. Sofern aber eine Verletzung wohlerworbener 
Rechte nicht vorliegt, stand es dem Landesrecht frei, 
den Landesbeamten auch für den Fall unverschuldeten 
Fernbleibens vom Dienste die Verpflichtung zum Er- 
satze der durch ihre Vertretung entstandenen Kosten 
aufzuerlegen; das erst recht, wenn diese Verpflichtung 
auf den Umfang etwaiger Rückgrifisrechte des Beamten 
gegen Dritte begrenzt wurde und es genügen sollte, daß 
der Beamte seine Rückgriffsansprüche dem Lande zu 
dessen Befriedigung zur Verfügung stellte. Dieser Stand- 
punkt ist bereits in RGZ. 140, 373 mit eingehender Be- 
gründung vertreten worden. Dort ist auch dargelegt, 
daß der Abtretung des Befreiungsanspruchs des Beamten 
weder die Bestimmungen in 8 400 BGB. noch in 8 850 
Abs.3 ZPO.a.F. (jetzt 8 850 g Nr. 1 ZPO.) entgegen- 
stehen, und daß der Anspruch in der Hand des Abtre- 
tungsempfängers die Gestalt eines Leistungsanspruchs 
angenommen hat. 


Im weiteren ist das BG. aber schon um deswillen zu 
einer Abweisung des Anspruchs für die Zeit v. 1. Juli 
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4 In 
bis zum 31. Dez. 1937 gelangt, weil mit dem des 
treten des DBO. am 1 Juli 1937 die Verpilichidi aii 
R. zum Ersatze der Vertretungskosten ihr Ende 
habe. Das ist zutreffend. Das Beamtenverhältnt® 
unterfiel mit dem genannten Tage den Bes ibens des 
dieses Gesetzes, das die Folgen des Fernbleiben 
Beamten vom Dienste in $17 abschließend reg en fit 
Heranziehung des Beamten zum Ersatze def huldetel 
seine Vertretung auch in den Fällen unver A 
Fernbleibens vom Dienste ist dieser Kess Denstes I 
fremd. Da R. an der Wahrnehmung seines 4 br 
folge des Unfalls unverschuldeterweise gehin 10 
gingen die Kosten für seine Vertretung sen die 
1937 also nicht mehr zu seinen Lasten, sond diese" 
zu Lasten des Landes Württemberg. 50 tel vo pst de 
Zeitpunkte ab die Schädigung fort, die . Yürttem 
durch erlitten hatte, daß er dem Lande 1 Wal 
die Kosten seiner Stellvertretung erstatten mis Kamen 
er aber, soweit Stellvertretungskosten in Betran eigen pr 
nicht mehr geschädigt, dann konnte er auen, on ihm an 
satz dafür von der Bekl. verlangen, und def Ye nsprücl 
das Land Württemberg abgetretene Nuckck gens 
hatte damit seinen Inhalt verloren und wär Z 

los geworden. 


tung aufzukommen hatte, erst durch das, „führt 
der Bestimmung in Art. 57 WürttBG. herbe 
dor Mit Bet N ist das DE 7 1 Hi 
gelangt, daß die Bestimmungen in 88 b regel 
Nie 7. Juni 1871 (RGBI. S. 207) auf 80. Kt dart 
tigen Fall nicht anwendbar seien. Das ten noch geh 
aus, es handele sich weder um Tleilungs een 
Vermögeusnachteile, die R. dadurch erli f 
infolge der Verletzung seine Erwerbsi hig der eine gele 
oder dauernd aufgehoben oder gemindef ei; es har 
nehmung seiner Bedürfnisse eingetreten Befreitfß, hc 
sich vielmehr um einen Anspruch au bestanden pden 
einer bedingten Verpflichtung, die nut ti wO par 
weil sie in dem WürttBG. besonders bejſgemeine abe 
sei. Das BG. glaubt daher auf sonstige B müssen. einen 
densersatzbestimmungen zurückgreifen Zr der ige. 
verneint das BG., daß die Schadhaftig edeutunf fie 
Schranke für den Unfall von ursächlicher rage, . den 
wesen sei. Die dann noch verbleibende F dureh dem 
Beki. für das Nichtschließen der Schra hst unten Das 
Schrankenwärter haftet, ist vom BG. Er worden, für 
Gesichtspunkt des 8 831 BGB. ge ruft zer peki 

BG. lehnt jedoch insoweit eine Ha tung Feil die ger 
das Verhalten ihres Schrankenwärters #0 pi ung pa 


i z 1895 ani 
den Nachweis seiner sorgfältigen AE gas 105 5 15 


R. gegenüber obliegende Amtspflicht e. 
Ben der Schranken. schefähäft verletzt ea mohi 
Diese Erwägungen des BG. sind jedoch. ist . de’ 
Hinsicht von Rechtsirrtum beeinflußt. ender Refire! 
darauf hinzuweisen, daß nach festste lichen gebe 
RG. die Haftung einer öffentlich resten niche, 
schaft für das Verschulden ihrer Bean, 131 Wely 9 
einander aus 8 831 BGB. und aus ; ann (K. 
i. Verb. m. 8 830 BGB. begründet sei ner, egi 50 
239 [250] und oft). Das BO. hätte 1 en $ her 5 
Haftung des Art. 131 WeimVerf. be jah a allem jeng 
von vornherein ausschalten mussen. BG die sa 
die Anschlußrev. mit Recht, daß das ster al 0 o i 
der Schranken durch den Schrankenwante def dag T 
öffentlicher Gewalt ansieht. Das trifft, eingeht 36t 
in mehreren Entsch. aus jüngster 11 8025 16% il y 
legt hat, nicht zu. Insoweit kann aul Furore Ur g 
das in demselben Sinne ergangene ® & 
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a: 
der long, HI 124/39, verwiesen werden. Die Haftung 
en SOY sich daher nicht auf Art. 131 WeimVerf. 


1 
l aber gegensatz zu der Auffassung des BG. ergibt sich 
RHafpg. tung des Bekl. ohne weiteres aus dem 
Meinen Ve as Gesetz schützt zwar nicht die allge- 
| letzten R ermögensbelange, sondern gewährt dem Ver- 
erben satz für denjenigen Schaden, der aus der 
braucht der gung als solcher entspringt. Andererseits 
Örperlich t Schaden aber nicht unmittelbar aus der 
der eren Unmöglichkeit, die Erwerbstätigkeit infolge 
| kann sion „ug auszuüben, hervorzugehen; der Schaden 
hältnis 0 erst aus dem Hinzutreten äußerer Ver- 
folge Beben. So liegt die Sache hier. R. mußte in- 
traf ihn $a Verletzung vom Dienste fernbleiben; daher 
Ver lichtu gen des hinzutretenden Art.57 WürttBG. die 
dafür ein ers seine Vertretungskosten zu tragen, soweit 
„eher rundsgt⸗Pflichtiger Dritter vorhanden war. Es ist 
beuge um sätzlich so anzusehen, daß sich seine Dienst- 
d-eichne 11 Stellvertretungskosten in dem vom Gesetz 
sach einen V mfange vermindert haben. Daß R. da- 
Kane Verſet, ermögensnachteil erlitt, der ursächlich auf 
eit zur Re ung und seine dadurch bedingte Unfähig- 
mit Nicht ne seines Berufs zurückgeht, kann so- 
Die mi Sein. 
Höhe TS D Klage weiter verfolgten Ansprüche (in 
S abgeleitet Sorgungsbezüge des R.) werden ebenfalls 
t einen ch Rechte erhoben, setzen also auch inso- 
Dhn Voraus. | adensersatzanspruch des R. gegen die 


sch tpi ge Rechtsgrundlage bildet auch hier das 
15 on ausgefüinen wesentliche Voraussetzungen — wie 
ymt art — vorliegend gegeben sind. Nur 


T des R. in Betracht, sondern es han- 
der q Unfall Hat vermögensrechtlichen Dauerfolgen 
Eo urch den Y 8 R., wie das BG. feststellt, infolge 
1 Beki rüheres Ben erlittenen Gesundheitsbeschädigung 
den dach g at und Gehalt verloren, so muß ihm die 


Chaden . den daraus entstehen- 


er 

und d, Ursäechl 

Bang en TAN Zusammenhang zwischen dem Unfall 
temi Seiner zung des R. ist weiter für den Über- 
ist — von 8 ensersatzansprüche auf das Land Würt- 
hen mt, Kai clegender Bedeutung. In $ 130 DBG. 
Dez, ur Gewähr wenn ein Ereignis, das den Dienst- 
ine verpflich eaS Oder Erhöhung von Versorgungs- 
diese 8 e et, für den Versorgungsberechtigten 
den Hiansprueh Satzanspruch gegen Dritte begründet, 
dag der Stheryn t Umfange der Versorgungsbezüge auf 
des Wer, Unfalj , ibergeht, Insoweit steht jedenfalls fest, 
anger üürttember ugleich die Versorgungspflicht des Lan- 
Und ach des pe gegenüber R, über den Schadenersatz- 
nannt damit diesen die Bekl. zur Folge gehabt hat, 
When mung eri iste Voraussetzung der ge- 
ins gehen . 

t eit, als konnte der Anspruch des R. natürlich nur 
Uher Aber nur „Wirklich einen Schaden erlitten hat. 

Rehal ur 


en Schad ; ; i 
i dei sn en hier nicht mehr ein zeitweiliger 


t erhält, Di Gehalt verloren, während er jetzt 
dritten > daß der Be Rspr. hat früher die Auffassung 
ist, u vertrete eamte, der durch ein von einem 
Eseta weit kein ndes Ereignis dienstunfähig geworden 
Sun, uche en Vermögensschaden erleidet, als er 


t 
nte nunmehr, sungsbezüge erhält. Dieser Auffas- 
. ale Er: durch 8 130. DBG. die Grundlage 
garip ES unbillig wa diese Bestimmung geht davon 
ntete eh & wäre, wenn der Dritte den von ihm 
l brauche men zu einem Teile deshalb nicht zu 
Nach q sorgung weil ‚der Dienstherr dem Geschädigten 
1 D Vorbige naht. In 8 130 DBG. ist deshalb 
A) benen des Solda § 12 des UnfFürsG. für Beamte 
gL Arg stimmt Oldatenstandes v. 18. Juni 1901 (RGBI. 
aberein ngsbe zii der Anspruch im Umfange dieser 
rag stil auf den Dienstherrn übergeht. In 


m ge 


ung mi 

zuge der Entsch. RGZ. 163, 306 ist also 
dedider Sewährten 1 85 der Schaden des R. sich nicht 

hin 9190 egrüngung ersorgungsbezüge mindert. 


DBQ. a pPedari ferner die Anwendbarkeit 
"ten as Schadens „solche Fälle, in denen — wie 
s DBG, (jstiftende Ereignis vor dem Inkraft- 


(1. Juli 1937) liegt, die Zurruhesetzung 


aber erst nachher erfolgt ist. Die Durchf Best. z. DBG. 
in der Fass. der 2. DurchfVO. v. 13. Okt. 1938 (RGBl. 1, 
1421) zu 8139 unter Nr. 1 besagen darüber, daß Scha- 
denersatzansprüche auf den Dienstherrn nach $ 184 Abs. 1 
auch in den Fällen übergehen, in denen die Versorgung 
auf bisherigem Recht beruht. Diese Bestimmung betrifft 
allerdings, wie sich aus dem Hinweise auf $ 184 Abs. 1 
ergibt, unmittelbar nur diejenigen Versorgungsberechtig- 
tigten, die sich zur Zeit des Inkrafttretens des DBG. 
bereits im Ruhestande befanden. Gehen aber deren 
Schadenersatzansprüche aus vorher erlittenen Unfällen 
auf den Dienstherrn über und ist dieses nach 8 139 DBG. 
ohne weiteres auch für später in den Ruhestand getre- 
tene Beamte wegen ihrer Ansprüche aus späteren Un- 
fällen der Fall, so kann es für Mischfälle der vorliegen- 
den Art vernünftigerweise nicht anders sein. Der Zeit- 
punkt des Unfalls des R. ist daher für den Übergang 
seiner Ansprüche auf den Dienstherrn nicht von Be- 
deutung. 


Fraglich kann jedoch sein, ob das Land Württemberg 
für den Anfall der Schadenersatzansprüche noch als 
Dienstherr des R. anzusehen ist, nachdem in 8 6 Abs. 2 
Satz 1 des Ges. über die Vereinheitlichung im Behörden- 
aufbau v. 5. juli 1930 bestimmt worden ist, daß die 
(früheren) Landesbeamten nur noch das Deutsche Reich 
zum Dienstherrn haben. Mit Recht hat das BG. dieses 
Bedenken nicht für durchschlagend erachtet. Das DBG. 
hatte im 8 139 unzweifelhaft diejenige Behörde im Auge, 
welche dem Beamten die Versorgung zu gewähren hat, 
denn der Ubergang der Schadensersatzansprüche des Be- 
amten sollte dafür einen Ausgleich gewähren. Für die 
Bestimmung können somit nur wirtschaftliche, nicht 
staatsrechtliche Gesichtspunkte entscheidend gewesen 
sein. Daher muß auch jetzt noch der Schadenersatzan- 
spruch derjenigen Behörde anfallen, die die Versorgungs- 
lasten trägt. Sie ist trotz der Bestimmung in $ 6 des Ges. 
v. 5. Juli 1939 als Dienstherr in dem besonderen Sinne 
anzusehen, den 8 139 DBG. mit dieser Bezeichnung ver- 
bindet. Das aber das Land Württemberg die Last der 
Versorgung des R. zu tragen hat, ist unstreitig und er- 
gibt sich ebenfalls aus dem Ges. v. 5, Juli 1939, ‚Nach 87 
dieses Ges. haben die Länder die Mittel für die Besol- 
dung der Beamten der in $1 Nr. 1 genannten Behörden 
aufzubringen. Nach 85 Abs. 1 Satz 2 könnte es aller- 
dings zweifelhaft sein, ob die Lehrer an staatlichen 
Schulen zu den Beamten der in 8 1 Satz 1 genannten Be- 
hörden rechnen, da sie dort als eine besondere Art von 
Beamten genannt sind. Aber aus §5 Abs. 3 ergibt sich, 
daß besoldungsmäßige Änderungen durch die veränderte 
staatsrechtliche Stellung der bisherigen Landesbeamten 
nicht eintreten sollten, und zwar weder bei den Beamten 
der in 8 1 Satz 1 genannten Behörden noch bei den ihnen 
nach 85 Abs. 1 Satz 2 gleichgestellten Lehrern an staat- 
lichen Schulen. Das Reich seſbst hat die Besoldung und 
Versorgung dieser Beamten bisher auch noch nicht in 
die eigene Hand genommen. 

Nach alledem rechtfertigt sich die Folgerung, daß 
der Schadenersatzanspruch in Höhe der dem R. gewähr- 
ten Versorgung begründet und in diesem Umfange kraft 
Gesetzes auf das Land Württemberg übergegangen ist. 

Es fragt sich endlich noch, ob, dieses Ergebnis durch 
die Bestimmung in 8 124 DBG. wieder umgestoßen wird. 
Diese Frage hat das BO. bejaht. Es geht von der un- 
streitiren Tatsache aus, daß der Unfall des R. ein Dienst- 
unfall i S. des 8107 Abs.2 DBO. gewesen ist. Es 
nimmt sodann an, daß dieser Dienstunfall sich im Be- 
reiche einer anderen öffentlichen Verwaltung, nämlich 
derjenigen der Bekl., ereignet habe. Für diesen Fall 
aber, so führt es aus, habe ein Beamter nach 8 124 Abs. 1 
DBG. nur einen Anspruch in den Grenzen der 88 107 bis 
112 und 8121 Abs. 1, 2 u. 4 — das sind die maßgeb- 
lichen Bestimmungen über die Unfallfürsorge — und 
dieser Anspruch stehe ihm nur gegen die eigene Behörde 
zu, weitergehende Ansprüche auf Grund allgemeiner ge- 
setzlicher Vorschriften könne er nach 8 124 Abs. 2 gegen 
eine öffentliche Verwaltung oder ihre Bediensteten nur 

eltend machen, wenn der Unfall durch eine vorsätzliche 
unerlaubte Handlung eines Bediensteten verursacht sei, 
was bei dem Unfall des R. aber nicht zutreffe. Das BG. 
legt demnach den $124 Abs. 2 dahin aus, daß der dienst- 
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unfallverletzte Beamte, falls sein Unfall nicht auf einer 
vorsätzlichen unerlaubten Handlung eines Behörden- 
bediensteten beruht, auf die ihm von seiner Behörde zu 
gewährende Unfallfürsorge beschränkt ist, und daß da- 
neben keine Schadenersatzansprüche gegen die andere 
für den Dienstunfall verantwortliche Verwaltung beste- 
hen, also auch nicht auf den eigenen Dienstherrn des 
Beamten übergehen können. Das BG. meint ferner, dab 
die so zu verstehenden Bestimmungen des 8 124 DBG. 
im gegenwärtigen Falle zur Anwendung zu bringen 
seien, obwohl der Dienstunfall sich vor ihrem Inkraft- 
treten ereignet habe, weil die dem R. wegen des Dienst- 
unfalls gewährte Versorgung wenigstens ihrer Höhe 
nach auf dem DBG. beruhe. Denn die Versorgung habe 
sich nach den schon genannten DurchfBest. zu diesem 
Ges. zu 8 107 unter Nr. 4 für vor dem 27. Jan. 1937 
eingetretene Dienstunfälle zwar nach dem bisherigen 
Rechte zu richten, sofern dieses dem verletzten Beamten 
günstiger sei, anderenfalls aber nach den allgemeinen 
Versorgungsbestimmungen in 88 70 bis 106 des neuen 
Gesetzes. Da nun in der Tat die Unfallfürsorgebestim- 
mungen des WürttBG. für R. die ungünstigeren gewesen 
seien, habe er Ruhegehalt nach den allgemeinen Be- 
stimmungen des DBG. erhalten, so daß auch dessen 
8 124 Platz greifen müsse. 


Diesen Ausführungen kann nicht zugestimmt werden. 
Sicher ist freilich, daß dem durch Dienstunfall ver- 
letzten Beamten nach 8 124 Abs.2 „weitergehende“ An- 
sprüche gegen eine andere Verwaltung, in deren Dienst- 
bereich der Unfall geschehen ist, abgeschnitten sein 
sollen, wenn der Unfall nicht durch eine vorsätzliche 
unerlaubte Handlung eines Bediensteten verursacht wor- 
den ist. Aber es ist zu bezweifeln, daß das Gesetz unter 
den „weitergehenden“ Ansprüchen schlechthin jeden 
Schadenersatzanspruch versteht, der an sich neben dem 
Anspruche auf Unfallversorgung hergehen kann. Eher 
ließe sich annehmen, daß das Gesetz diese Schaden- 
ersatzansprüche nur der Höhe nach insoweit einschrän- 
ken will, als sie über die Grenzen der Unfallfürsorge- 
leistungen hinausgehen, und damit würde sich die sicher- 
lich nicht ohne Bedacht gewählte Fassung des Abs. 1, 
wonach der Verletzte mit seinen Ansprüchen nicht über 
die „Grenzen“ der Unfallfürsorgebestimmungen hinaus- 
gehen kann, decken. Die weitere Vorschrift in Abs. 1, 
daß sich der Verletzte nur an den eigenen Dienstherrn 
halten soll, braucht, wie auch die amtliche Begründung 
zum DBG. (DRAnz. Nr. 22) nahelegt, nicht mehr zu be- 
zwecken, als den Adressaten für die Ansprüche des Be- 
amten zu bestimmen, ohne daß dadurch notwendiger- 
weise der Bestand etwaiger Schadenersatzansprüche be- 
rührt sein müßte. Vielleicht muß gerade daraus, daß der 
Beamte an seinen eigenen Dienstherrn verwiesen wird, 
entnommen werden, daß diesem sodann auf dem Wege 
über § 130 DBG. ein Ausgleich mit der anderen Verwal- 
tung, in deren Dienstbereich der Unfall geschehen ist, 
vorbehalten bleiben soll. Einer abschließenden Stellung- 
nahme zu diesen Fragen bedarf es indessen nicht, weil 
8124 DBG. auf den vorliegenden Fall überhaupt nicht 
zur Anwendung kommen kann. Überleitungsbestimmun- 
gen zu dieser Vorschrift fehlen. Das BG. hat richtig er- 
kannt, daß 8 124, der einen Teil der Uniallfürsorge- 
regelung des DBG. bildet, nur dann anwendbar sein 
kann, wenn die Versorgung des R. auf eben dieser 
Unfallfürsorgeregelung beruht. Insoweit besteht ein Ge- 
gensatz zu 1 8 DBG., dessen Anwendbarkeit auf die 
Versorgungställe des früheren Rechts, wie schon er- 
wähnt, durch besondere Überleitungsvorschriften zuge- 
lassen worden ist. Die Unfallfürsorge, die R. wegen 
seines vor dem 27. Jan. 1037 eingetretenen Dienstunfalls 
zu beanspruchen hatte, richtete sich aber nach den schon 
oben angeführten Überleitungsbestimmungen zu 8 107 
unter Nr. 4 nach bisherigem Rechte, soweit es sich um 
seinen Anspruch auf Unfall-Ruhegehalt handelt. Die 
Überleitungsvorschrift fügt hinzu, daß das auch dann 
gelte, wenn das Beamtenverhältnis des durch den Unfall 
Verletzten — wie es für R. zutrifft — erst nach dem 
30. Juni 1937 endet, es sei denn, daß nach den allgemei- 
nen Vorschriften der 88 79 bis 106 eine höhere Versor- 
gung zusteht. Die zuletzt genannten allgemeinen Vor- 
schriften verhalten sich aber nicht über das günstigere 
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soft“ 
Unfallruhegehalt (8108 Abs. Nr. 1 und SU ier 
dern das gewöhnliche Ruhegehalt ($ 79). Dei dureh 
Überleitungsvorschrift zu 8 107 läßt sich den ume de 
kolgende Uberlegung ermitteln: Wenn ein 1 r Folge 
vor dem 27. Jan. 1937 einen Dienstunfall 


gehalt oder auf Grund seiner Zurruhesetzun® i 
sonst damit verbundenen Anspruch auf das ber 
Ruhegehalt besitzt. Diese Frage hat U 
vorschrift klären wollen und hat sie d 
daß der Beamte einen Anspruch aut damit abet 
gehalt nach altem Rechte behält, daß ihm 5 durch e 
etwa günstigere Stellung, die er auch N pätte, 
Zurruhesetzung nach neuem Rechte erlang etroffene! 
genommen werden soll. Da nun nach den F 
Feststellungen das letztere das für, R. Shgutegenel . 
ist er denn auch mit dem gewöhnlichen! Dien fall 
ohne Rücksicht auf seine Eigenschaft aly alt 
verletzter — zur Ruhe gesetzt worden. Itspunk 
Ruhegehalt demnach nicht unter dem Gesie Fürsorg 
in 88 107 ff. DBG. besonders geregelten 5 
Dienstunfälle, sondern als Ruheständler son i 
Art. Die besonderen, aber hinsichtlich seine 5 Diem, 
nicht praktisch gewordenen Rechtsfolgen "schen Rec”! 
unfalls beruhen nur auf altem württem eri ver gung 
das neue Recht des DBG. dagegen hat seine je Tatae 
wie bei jedem anderen Beamten nur A einen Une 
seiner Zurruhesetzung geknüpft, ohne Bi: fehlt es 
fürsorgebestimmungen einzugreifen. Damit rered 
die Anwendung des 8 124 DBG. an jeder S mit kein 
ten Grundlage. Diese Bestimmung stet Anspriüch 
der vom Lande Württemberg erhobenen 
gegen. 9.) 
(RG., II. ZivSen., U. v. 18. Okt. 1940, in 14879 p und 


eich te 
Anmerkung: Die Annahme des RG., Gentner 
Länder im fiskalischen Raum getrennte 55 
sind und sich somit auch im Prozeß 2 entsptlent Jan. 
Prozeßparteien gegenübertreten können, uO. V ang ale 
gegenwärtigen Rechtslage. Das Neuat oa Stena 
1034 hat die Länder zwar in ihrer frühe? aten; b 
Hoheitsträger eigenen Rechts, d. h. als u mit gen 
sie aber in ihrer Eigenschaft als „Fisku vgl Le 
herigen Rechtsfähigkeit bestehen gelassen -a und 
„Dt. VerwR.“ S. 27—30; Maunz in ke 8, 50 
boda, „Grundfragen der Rechtsauffassunß, reiche 5 
das daselbst, Fußn. 13, angeführte umian 10 
tum, vor allem Emig, „Der Neu hat, W, ben 
DVerwBl. 1934, 319). An dieser Rechtslag® Gesetz 105) 
RG. weiter zutreffend ausführt, auc uf 
die A im Bee 
nichts geändert (vgl. zur Bedeu 
Pfundtner: RVerwBl. 1939, 509 f. undi r 
berger: Dt. Verw. 1939, 419 ff.). Da a ihm End 
Länder vom Deutschen Reich getrennte äger sind ge al 
über rechtlich selbständige Vermögens a rembe Bpi ba 
der vorliegenden Klage des Landes Teil det, 


: ts 
das Deutsche Reich bzw. die eme, 1 nich del 
verwaltung bildende Deutsche elch hesse 5 A 
Wege. Auch im Reichsleistungs- und ich 3 beben 


e 
recht werden die Länder gegenüber dem Rin geobike 
lich selbständige Vermögensträger und, i angsË 
falls auch als Vergütungs- bzw. Entsc b 
des Reichs behandelt. det = mel 


e 
Auch den Ausführungen des RG. zur it zuz Re 
pflicht für die Stellvertretungskosten jetzige! ji) 
Insbesondere trifft es zu, daB nach de am | 
lage, d.h. seit Inkrafttreten des DBC. neamllen 
grundsätzlich keine Verpflichtung teetungsleie wer. 
Ersatz der für ihn aufgewandten 9 de g € 
steht. Das gilt auch von Vertretung. 10 Gem 
der im Zuge eines an dung des eam de 
folgten vorläufigen Dienstenthebu agen, aeb a 
RDSIO.) eng N sind. Von den Bel ent atit 
Beamten nach Aufhebung der vorläufigen gie Einban. 9 5 
(mit der nach 8 790 RDStO, regelmäßig ist) gige” 
eines Teiles seines Gehaltes verbun en wie s 
Abs 2 RDStO. nachzuzahlen sind, dürfen, 


Anerka s d 
kuligen ist, die Kosten einer für die Zeit der vor- 
Ienstenthebung notwendig gewordenen Stell- 
DStO.@ SR abgezogen werden (vgl. Behnke, 
brand, Rp ufl,, 8 82 Anm. III, 2, Abs. I a. E., S. 581; 
an gd e 882 Anm. 1, letzter Abs., S, 391; 
ings dürfte B DStO.“ 882 Anm. 24, S. 735 oben). Aller- 
Usführt, daz rand zuzustimmen sein, wenn er a. a. O. 
ng er der Beamte im Falle vorsätzlicher Ver- 
' uch 15 Amtspilicht, z. B. bei Amtsunterschlagungen, 
aan ezogen ung der notwendigen Vertretungskosten 
. en kann. Der in den Ausführungen 
stellung ee $ 17 DBG. befaßt sich, wie zur Klar- 
erkt sei, nicht mit der Frage der Stell- 
verlust der Diens sondern — in Abs. 2 — mit dem 
Fetsdumung Denstbezüge im Falle schuldhafter Dienst- 
ſtemnbleibens 10 der Beamte im Falle un verschuldeten 
10 gar om Dienst weder seine Dienstbezüge ver- 
gewandten em Ersatz der für seine Vertretung auf- 
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uneifelhaft, sten herangezogen werden kann, ist un- 
we Neckmäßj, at diese Regelung erscheint, so 
enn der pe © Kann sie u. U. sein. Dies nämlich dann, 


gemeinheit ante dadurch der Dienstleistung an der All- 
rechtlich and cogen wird, daß er von 18 wider- 
der undheit e an seinem Körper oder seiner 
z A 15 ädigt worden ist. Dann fehlt es, wenn 
i Ukommen 1 nicht für seine Stellvertretungskosten 

A den schuldig, an jeder rechtlichen Handhabe, hier- 
„den lastet 5 Dritten haftbar zu machen, und der 
teuerkraft a im Ergebnis statt auf diesem auf 
i Rechtelag er Allgemeinheit. Dieses Ergebnis der 


ische Regeln ist unerwünscht. Die frühere württem- 
Sarnen Beamte” die unter völliger Schonung des be- 
a ers ermö H die Haftbarmachung des eigentlichen 
Am ihr widere ichte und damit die Allgemeinheit von 
DR" eder Freisgahtlich und schuldhaft zugefügten Scha- 
frühe, Vorzuzieh elite, war gegenüber der Regelung im 
ere yi n. Es wäre zu erwägen, ob man die 
che Regelung (vgl. dazu RG.: JW. 


; 1 y is 
Einführen 905 — nachträglich für das ganze 


N ien 
k des g 10 rungen des RG. über Sinn und Trag- 
z Ss in eee auf die Erörterung dieses 
Auch di Dort ist 8 Anmerkung: DR. 1040, 1435/36 ver- 
mit y ie Bedentu owohl die frühere Rspr. des RG. wie 
dem alder spr ig des 8 130 DBG. im Zusammenhang 
pen abgedrucnandelt. Mit Recht führt das RG. in 
Stiften Che Fälle Anatten Urteil aus, daß § 130 DBG. auch 
987) fle Ereignis une finde, in denen das schaden- 
b dag Eb die Ze dem Inkrafttreten des DBG. (1. Juli 
80 der Zei esetzung aber erst nachher erfolgt 
ER 8 des Unfalls für den Ubergang 
engste cht von 50 etzten Beamten auf seinen Dienst- 
isch ent betre 3 deutung ist. Zu diesen das Über- 
DEG en Fragen heißt es zutreffend bei 
un }: si ‚ Komm, 2. Aufl., Teil II, § 139 
Wi H Sbeztige na eh 39 gilt für alle Fälle, in denen Ver- 
Aus et erhöht dem DRG. (vgl. 8 184 Abs. 1) ge- 
ej n eitpu Werden müssen, ohne Rücksicht 
nach gen is ein nkt, in dem das maßgebende 
tigt sin Vorscheiften neten is t. Zu den Personen, 'die 
euen Ve gehöre en dieses Gesetzes versorgungsberech- 
F SOFSChriften einmal die Personen, die nach den 
zonen, a lu, ycrsorgungsberechtigt werden (8 184 
tüche © bereite un anderen gehören dazu die Per- 
AGN di eo dem Inkrafttreten des DBG. An- 
l Sete Ansp "gungsbezüge erworben haben und 
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wenn die 2 für 9 55 gemäß der Vorschrift in 8 184 


N le Zukunf 11 5 
m Te Versor nft zugesprochen worden sind; 
diensten nach bian.&sbezüge dieser Personen sich auch 
isn all] vor d em Recht regeln (ist der Schaden 
ans tif Sen Vorschri 27. Jan. 1037 eingetreten, sa sind 
e en des Gitten maßgebend, anderenfalls die 
Abe. J 8 ts grund! vgl. DV. Nr. 4 zu § 107), so ist 
28 atag und n ge dafür nunmehr 8 184 
i Sig fgehobe, Cht mehr das durch 8184 
deten Mach 8 184 S alte Recht, vgl. DV. Nr. 1 
HrRun des Hst Abs. 1“, Seit dem Inkraft- 
Nepp bezü 2 „ Werden somit alle Ver- 
Zut liebene- für Beamte und Beamten- 
"elfend si “ nach dem DBQ. gewährt.“ 
auch die Ausführungen des RG. dar- 
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über, daß trotz § 6 Abs. 2 Satz 1 des Ges. über die Ver. 
einheitlichung im Behördenaufbau v. 5. Juli 1939 das Land 
Württemberg und nicht das Deutsche Reich als Berech- 
tigter aus der cessio legis des $ 139 DBG. anzusehen ist. 
Es kann in diesem Zusammenhang, wie das RG. richtig 
bemerkt, nur der Träger des finanziellen Aufwandes, also 
das Land, das für die Besoldung und die Ruhebezüge 
des Beamten aufzukommen hat, als der rechte Forde- 
rungsprätendent in Betracht gezogen werden (vgl. 
Ehrensberger.a.a.O.S.420 links: „Im übrigen ändert 
sich nichts an der Personalverwaltung durch die Länder. .-. 
Zwar ist ‚Dienstherr‘ nur das Reich (86 Abs. 2), aber 
die Zuständigkeiten für die Anstellung und Beförderung 
der Beamten ... und für die ganze Personal- 
wirtschaft... bleiben unberührt‘). 

Bemerkenswert — und bisher wohl auch erstmalig — 
sind die Überlegungen, die das RG. zu 8 124 PBG. an- 
gestellt hat. Ob 8 124 Abs. 2 DBG. mit dem Ausschluß 
„weitergehender“ Ansprüche dem betroffenen Beamten 
alle neben der beamtenrechtlichen Unfallversorgung her- 
gehenden Ansprüche von Grund auf nehmen oder 
sie, wie das RG. zur Erwägung stellt, „nur der Höhe 
nach insoweit einschränken will, als sie über die 
Grenzen der Unfallfürsorgeleistungen hinausgehen“, läßt 
sich mit interpretativer Logik allein nicht entscheiden. 
Eine am vernunftgemäßen Ergebnis ausgerichtete (‚teleo- 
logische‘) Gesetzesauslegung wird aber wohl zu dem 
dem RG. vorschwebenden Ergebnis gelangen müssen. 
Denn es ist bei der Verschiedenheit der Vermögensträger 
in der ‚öffentlichen Verwaltung möglichst zu erstreben, 
daß dem mit der Bezahlung von Gebuhrnissen vorzeitig 
belasteten Verwaltungsträger in den Grenzen seiner vor- 
zeitigen Leistungspflicht ein Ausgleichsanspruch gegen 
die für die vorzeitige Belastung (d. h. fur den Unfall) 


gebnis läßt sich aber nur mit den Gedankengängen des 
RG, erreichen. Man wird somit in der Tat zu dem Er- 
gebnis kommen müssen, daß der Anspruch des unfall- 
verletzten Beamten gegen die schädigende andere Ver- 
waltung durch 8 124 Abs. 1 und 2 DBG. nicht dem 
Grunde nach verneint, sondern für diesen Anspruch 
nur — unter gleichzeitiger Begrenzung seiner Höhe — 
die Passivlegitimation verändert, der allein 
für passivlegitimiert erklärten eigenen Verwaltung aber 
nicht der Rückgriff gegen die für den Unfall verantwort- 


liche andere Verwaltung verlegt werden Sal, a. 
a m 8 
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31. RG. — 88 469, 1369 ABGB. Wendet der Schuldner 
egenüber der Leistungeklag“ des Pfandgläubigers ein, 
daß er nur gegen gieichzeitige Rückgabe der Piandsache 
verurteilt werden dürfe, so ist die Klage nicht „dermalen 
abzuweisen“, wenn der KI. die Rückstellung des Pfandes 
nicht angeboten hat. Der beklagte Schuldner ist vielmehr 
sofort — jedoch Zug um Zug gegen Herausgabe des Pfan- 
des -— zur Zahlung zu verurteilen. 

Der Kl. behauptet, er habe den beiden Bekl. in deren 
emeinschaftlichen Auftrag und für deren gemeinschaft- 
fiche Rechnung in den Monaten Februar, März und April 
1936 Waren zum Preis von 19813,45 K geliefert, Der KI. 
behauptet ferner, zur Sicherstellung seiner Ansprüche 
seien ihm am 13. Febr. 1936 von der Erstbekl. zwei Bonds 
von je 1000 $ nom. der 8%igen jugoslawischen Dollar- 
anleihe als Handpfand übergeben worden. Der Kl. hat 
gegen die beiden Bekl. Klage erhoben mit dem Antrag, 


u erkennen : f 
$ I. die Erstbekl. sei schuldig, zur ungeteilten Hand mit 


dem Zweitbekl. dem Kl. 19 813,45 K nebst Zinsen bei 
Exekution zu bezahlen, insbes. bei Exekution auf die 
im Besitz des Kl. befindlichen zwei $-Bonds; 
2. der Zweitbekl. sei schuldig, zur ungeteilten Hand 
mit der Erstbekl. dem KI. 11 496,45 K nebst Zinsen 
hei Exekution zu bezahlen, insbes. bei Exekution in 
die im Besitz des Kl. befindlichen zwei $-Bonds. 
Die Klage gegen die Erstbekl. hat das BO. „dermalen“ 
abgewiesen. Der Klage gegen den Zweitbekl. auf Zan- 
lung von 11496,45 K hat das BG. unter Kostenauferlegung 
an den Zweitbekl. stattgegeben; das Mehrbegehren auf 
Zahlung dieses Betrags „bei Exekution auf die im Besitz 
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des Kl. befindlichen $-Bonds“ hat das BG. jedoch eben- 
falls „dermalen“ abgewiesen. 

Das RG. hob das Urteil des BG. mit folgender Be- 
gründung auf: 

Es ist entgegen der Ansicht des BG. nicht einzusehen, 
warum die vom Kl. erhobene Klage nicht als eine Pfand- 
klage anzusehen sein soll. Der Klagantrag bei einer 
Pfandklage hat nach der herrschenden Lehre und Rspr. 
dahin zu lauten, daß der Bekl. schuldig sei, den Betrag 
der Pfandforderung bei Zwangsvollstreckung in die Pfand- 
sache zu bezahlen. Diesem Erfordernis entspricht der 
vom Kl. gestellte Antrag, der dahin geht, die Bekl. seien 
schuldig, den Betrag von 19813,45 K_bzw. von 11 496,45 K 
bei Exekution, und „insbes. bei Exekution in die im 
Besitz des Kl. befindlichen zwei $-Bonds“ zu bezahlen. 
Damit bringt der Kl. in unzweideutiger Weise zum Aus- 
druck, daß er Befriedigung aus der in seinem Besitz be- 
findlichen Pfandsache verlangt. Er verlangt allerdings 
mit dem gestellten Klagantrag außerdem auch von den 
beiden Bekt. als von seinen persönlichen Schuldnern Be- 
zahlung dieser Beträge und beansprucht dafür, wie es 
jedem Gläubiger zusteht, Exekution in das gesamte Ver- 
mögen der beiden Bekl. Der KI. erhebt also gegen jeden 
der beiden Bekl. sowohl die dingliche als die persönliche 
Klage. Diese Auslegung seines Klagbegehrens ergibt sich 
ohne weiteres sowohl aus der Fassung des Klagantrags 
als aus dem Vorbringen des Kl., mit der er seinen Klag- 
antrag begründet. Sollten beim BG. trotzdem Zweifel 
über den Sinn der erhobenen Klage bestanden haben, so 
wäre es Sache des BG. gewesen, diesen Zweifel durch 
Befragung zu beseitigen. — Rechtsirrig ist aber auch die 
Ansicht des BG., daß die Klage „dermalen“ abzuweisen 
sei, weil der Kl. nicht die Rückstellung des Pfandes bei 
Bezahlung der Forderung angeboten habe. Zwar ist es 
richtig, daß nach 88 400, 1369 ABGB. der Pfandnehmer 
das Handpfand dem Pfandschuldner, sobald dieser die 
Befriedigung leistet, zurückzugeben hat. Auch hat die 
Rückgabe des Pfandes durch den Pfandnehmer Zug um 
Zug gegen Bezahlung der Pfandforderung zu erfolgen. 
Der Schuldner kann gegenüber der Klage einwenden, 
daß er nur gegen gleichzeitige Rückgabe der Pfandsache 
verurteilt werden dürfe. Das bedeutet aber nicht, daß die 
Klage, wenn dieser Einwand vom Schuldner erhoben 
wird, als vorzeitig erhoben anzusehen und daher der- 
malen abzuweisen“ ist. Denn der mit der Klage erhobene 
Anspruch ist kein betagter Anspruch. Es hat daher keine 
zeitweise Abweisung des Klagbegehrens, sondern eine 
Verurteilung Zug um Zug zu erfolgen. Durch eine zeit- 
weise Abweisung der Klage würde, wie Unger („System 
des österr. allgemeinen Privatrechts“ Bd. 2 S. 501) zu- 
treffend bemerkt, nicht nur ganz unnötiger- und un- 
gerechtfertigterweise die Führung eines zweiten Prozesses 
veranlaßt, sondern es würde dem Kl. Unrecht geschehen, 
da der Bekl. nur verlangen kann, daß er nicht früher 
leisten müsse als der Kl. und da der KI. infolge der Ab- 
weisung der Klage sogar in die Prozeßkosten verurteilt 
werden müßte. Das Recht und Interesse beider Teile wird 
vollkommen gewahrt, wenn der Bekl. verurteilt wird, 
nur gegen Rückgabe der Pfandsache zu zahlen. Auf dem 
Standpunkt, daß in einem solchen Fall die Klage nicht 
als vorzeitig erhoben abzuweisen ist, steht auch die 
Rspr. des ObGer. Brünn. Nach ihr genügt es, daß der 
Kl. sich — wie es im vorl. Fall geschehen ist bereit 
erklärt, das Pfand zurückzugeben. Danı hat Verurtei- 
lung der bekl. Partei Zug um Zug zu erfolgen. (Vgl. 
Klang Bd.4 S.856 und die dortigen Zitate.) 


(RG., VIII. ZivSen., U. v. 11. Nov. 1940, VIII 525/39.) 
N. 
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Rechtsprechung 


32. RG. — 88 28, 66, 76 Öst]N.; 88 13, 606 ZPO. | 
der letzte gemeinsame Wohnsitz der Ehe atten I 
land war, kann die örtliche Zuständigkeit 
einen Ehescheidungsstreit nicht nach $ 76 OSY 
werden. Hat der beklagte Ehemann zur Ze „ird d 
erhebung seinen Wohnsitz im Altreich, 0 PO) ë 
diesen sein allgemeiner Gerichtsstand (8 13 a 
stimmt, der wiederum für die Zuständigkeit de 
Ehesachen nach § 606 ZPO. maßgebend ist. D 
mung eines ostmärkischen Gerichts als zus 
8 28 Öst]N. ist in diesem Falle nicht zulässig. - 


(RG., VIII. ZivSen., Beschl. v. 21. Nov. 1040, 
148/40.) 


u 05 
N 


33. 88 104, 103 RAbgO. Erzielt der j 
durch Fortführung des Gewerbebetriebes rechnung ae. 
schuldners Gewinne, so sind diese für die 

von dem Gemeinschuldner zu entrichtenden 
als dessen Einkommen zu behandeln. Der 

ter haftet mit der Masse für diese Steuer in 
auf Grund der von ihm erzielten Gewinne zu 


Die Rechtsfolgen aus vom Konkursver wall, andl 
der Masseverwaltung vorgenommenen Vermögen 
treffen die Konkursmasse und damit das 
Gemeinschuldners. Die Konkursmasse kan 
selbständiges Steuersubjekt darstellen. Der 
ner bleibt Eigentümer der Masse un 
Träger ihrer Einkünfte. Durch die von em m zwi 
walter abgeschlossenen Verträge werden P sondert jie 
ihm persönlich und den Vertragsgegnerd, pliche Belm 
schen diesen und dem Gemeinschuldner Te 
hungen geschaffen. a 

Sind demnach die durch die Fortführung egeträge 
betriebs des Gemeinschuldners gewonnene ö 
Einkommensteuer mit zugrunde zu legen ſntigt D 
auch für die Kirchensteuer nicht unberüg r Kire 
Denn die Grundlage für die Bemessung Ciach § Wor 
ist das Einkommen des Steuerpflichtige ursver el ges 
bunden mit § 103 RAbgO. hat der Konk Vermögen die 
ihm nach der KO. die Verwaltung des rgen, 10 Ge 
Gemeinschuldners zusteht, dafür ZU ihm erzielten 
Steuern, soweit sie auf Grund der voll "ihm verw 40 
winne zu entrichten sind, aus den von htigte i 
Mitteln beglichen werden. Der Steuerberseſgr die 
auch die Haftung des Konkursverwalter® S 28 jan 
der Steuer in diesem Umfang geltend m agseschull der 


Steueranspruch zum mindesten nicht allein pistele, d 
und Handlungen al 
Steueranspruch entsteht daraus, dal 
Konkursmasse für diese und damit I 
ner Erträge erzielt. Die Zugehörigkel in 
ners zu einer Religionsgesellschaft 18t Elpereite 
der Eröffnung des Konkursverfahrens irc 
war. Er ist ebenso Voraussetzung — An 
spruchs wie der Wohnsitz oder der Saapeschrs ficht 
halt im Inland Voraussetzung für die muersleuecbl 
kommensteuerpllicht und für die pürg 

einer bestimmten Gemeinde ist. 


(SächsOVG., Entsch. v. 16. Nov. 1940, 
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Anfang Mai erscheint in 4. Auflage: 


Das gesamte deutsche 


 Gnadenredt 


nebst verwandten Gebieten 


Sys 
Istematische Textausgabe mit Anmerkungen und einem ausführlichen Sachregister von 


Regierungsrat Wolfgang Menschell 


Deutsche Justiz: ... Damit darf das Werk als die bisher vollständigste Zusammenstellung 
gnadenrechilicher und verwandter Bestimmungen angesprochen werden. Durch diese Eigenschaft 
urd durch die Übersichtlichkeit seiner Anordnung wird es sich in der Praxis der Bewegung so- 
wohl wie der staatlichen Verwaltung als zuverlässiges Hilfsmittel bewähren und überall dort un- 
entbehrlich werden, wo, wie es häufig der Fall ist, die Gnadenfrage über den Bereich der ein- 
i zelnen Verwaltung hinausgreift. 

Ministerialblatt des RWM: Das Buch entspricht einem dringenden Bedürfnis. Der Ver- 
lasser, der sich die Aufgabe gestellt hat, vor allem der Praxis zu dienen, hat seinen Zweck in vor- 
bildlicher Weise erreicht. Das Buch sollte bei keinem Sachbearbeiter in Gnadensachen fehlen. 


Ganzleinenband — Preis: 12.— RM. 


Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag . 
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Mietern Berlin W 35, Hildebrandstraße 8 
- g für Ostmark und Sudetenland: Deutscher Rechtsverlag GmbH., Wien!, Riemergasse 1 


Das ausgezeichnete Hand- und Nachschlagebuch in neuer Auflage: 


Reichsnotarordnung 


der bekannte Standardkommentar 


Herausgegeben auf Veranlaſſung der Neichsnotarkammer 


Dr. Seybold Hornig Dr. Lemmens 
Notar AG.-Nat im RIM. Mal., Geſchäftsführer d. Reichs notarkammer 


Mit einem Geleitwort des Präſiventen der Reichsnotarkammer, Juſtizrat Wolpers 


au Be 
ra à ; s i 
"laffung der Reichsnotarkammer geſchaffene ausführliche Kommentar hat weit über die Kreiſe der Notare hinaus eine Über⸗ 
aus große Verbreitung und außerordentliche Anerkennung gefunden. Die 


en 2. völlig neubearbeitete, ſtark erweiterte Auflage 


zm der Pran; 
SON ' roris um fo mehr willkommen fein, als hier eine vollſtändige, klare und gründliche Darftellung der Reichsnotarordnung nebſt 
le ip COND., der Dienſtordnung und der ſonſligen Vorſchriften und Erlaſſe nach neueſtem Stande geboten wird. Von berufener 
Ergebniſſen und Erfahrungen ſeit Erlaß des Geſetzes unter eingehender Berückſichtigung der für die Oſtmark und das 
tüngter nden Beftimmungen eingehend Stellung genommen. „Das Werk verdient uneingeſchränkte Anerkennung. 
( unge bringt es außerordentlich viel, es it ein in ſich geſchloſſenes vollſtändiges Kompendium des nolariſchen Berufs- 
„Das Standardwert, das bei aller Kürze der Darstellung eine ungeheure Fülle von Stoff bietet.“ Meckl. Ziſchr.) 
ch erſchöpfend, überall den Bedürfniſſen der Praxis entſprechend. Gehört wegen ſeines reichen, wichtigen Inhalts 
tten Darſtellung zu dem notwendigen Ruſtzeug des Notars.“ (Dt. Notarztſhr.) 458 S. 8°, Leinen 11.50 RM. 


Kr 
urz und do 
ausge zeichn 


W. 
MOESER BUCHHANDLUNG / VERLAG FRANZ VAHLEN 
- LEIPZIG BERLIN 


—— 


Die Genehmigungspflicht des 
2.BAV. gilt nur für 
reits vorgenommenen Angleic 


eige 
RG.: DR. 1941, 665 Nr. 29 


Art. 2 Ges. über den Neuaufbau des Rei- 
ches v. 30. Jan. 1934; Ges. über die Verein- 
fachung im Behördenaufbau v. 5. Juli 1939; 
Art. 120 WeimVerf.; 88 17, 124, 139 DBG.; 


Art. 57 WürttBeamtG. 


Die Länder sind als Gebietskörperschai- 
ten nicht beseitigt und bestehen als Verwal- 
tungseinheiten auch nach dem Gesetz über 
den Neuaufbau des Reiches fort. 


der sind insbes. Träger der Schulverwaltung ; re T 
und des damit verbundenen fiskalischen Ver- Ge a E aber ang verwalter durch Fortlühn nf er 
mögens. Zwischen dem Landesfiskus und r k betriebes des Gemeins 

1941, 666 Nr. 30 (Reuß) so sind diese für die Berechnung 


der Reichsbahn besteht ein so weitreichen- 


der Unterschied, daß die Selbständigkeit dem Qemeinschuldner zu € men zu | 
der beiderseitigen Rechtsstellung außer Recht der Ostmark chensteuer als dessen Ei Iter haftet mi f 
Zweifel ist. 88 469, 1369 ABGB. Wendet der Schuld- | deln. Der Konkursverwä it, als 


Die Bestimmung in Art. 57 WürttBeamtG., 
wonach der Beamte die Vertretungskosten 
im Umfange eines für ihn selbst bestehen- 
den Rückgriffsanspruchs gegen einen Drit- 


u 5 einer be- 
ung der Be- 
zugunsten des betroffenen Beamten. 


II 7 der 
stößt nicht 


nicht mehr wirksam. 


Die Län- 


ner gegenüber 


ist. 


Für die Dauer unseres Wehr- 
dienstes suchen wig ab sofort 
Vertreter. 

Dr. Mundt und Dr. Hoffert, 
Rechtsanwälte und Notare, 
Stettin, Paradeplatz 16. 


Vertreter 


Gir A macht für sofort ; 
für zur Wehrmacht einberufenen Angebote unter Angabe von Oenaltsan nes neung 
Rechtsanwalt sofort Vertreter Referenzen, möglichst unter Beifü nE Anz- Ah ger 15. 
gesucht. gesucht. Lichtbildes u. „Bergbau“ A: 1490 35 Lützow 
rli 
Schulz, Rechtsanwalt Schoen, Deutschen, Nee ee 


Potsdam, Zeppelinstr. 26. 


Anwaltsassessor 
(arbeits. gedieg. Persönlichkeit) 
mit Aussicht auf spätere Assoz. 
nach Breslau 

gesucht. 
Angebote unter A, 1488 an Anzei- 
gen-Abteilung Deutscher Rechts- 
verlag, Berlin W 35, Lützowufer18. 


.. 
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Bewerbungen auf Zifferanzeigen stets mit der 
Ziffernummer kennzeichnen; auch auf dem Um- 
schlag, dort am besten in der linken unteren Ecke, 
mit Buntstift umrahmt. 
Bei Bewerbungen. auf Stellenanzeigen niemals Ori- 
ginalzeugnisse, sondern mit Namen und Adresse 
gekennzeichnete Zeugnisabschriften beifügen. Auf 
Lichtbildern müssen Name und Adresse auf der 
Rückseite vermerkt sein. Unter „Einschreiben“ oder 
„Eilboten“ eingesandte Bewerbungen können nur 
als „Einschreiben“ oder „Eilboten“-Briefe weiter- 
gesandt werden, wenn das Porto hierfür beigefügt 
Diese Art Briefe und mehrere Bewerbungs- 
schreiben auf verschiedene Zifferanzeigen dürfen auf 
dem äußeren Umschlag die Ziffernummer nicht tra- 
gen; sie sind nur an die Anzeigenabteilung zu richten. 


„Anzelgen - Abteilung“ Deutscher Rechtsverlag GmbH., Berlin W 35, LU 


: 


Vertretung 

für beide Fächer wegen Einbe- 
rufung ab sofort 

zu vergeben. 
Gehaltsangebote an 

Rechtsanwalt und Notar 
Houdelet, 
Schwedt / Oder 


Wegen Einberufung zur Wehr- 


Gummersbach (Rhld.). 


Rechisanwalt in Stuttgart sucht bald- 
möglichst 


Assessor 


als Vertreter für die Dauer des Krleges 
unter günstigen Bedingungen. Weiter- 
beschäftigung nach Feeder des 
Krieges wahrscheinlich. Zuschriften mit 
Lebenslauf, Lichtbild, Zeugnisabschrif- 
ten sowie Angabe der Vergütungsan- 
sprüche unter A. 1494 an Anzel- 
gen-Abtellung Deutscher Rechtsverlag, 
Berlin W 35, Lützowufer 18. 


ten grundsätzlich selbst zu tragen hat, ver- 
gegen Art.129 Abs.1 Satz 3 
WeimVerf. Die Zulässigkeit solcher Bestim- 
mungen ist in der Rspr. des RG. anerkannt. 
Allerdings sind solche Bestimmungen für 
die Zeit nach dem Inkrafttreten des DBG. 


Bei der Anwendung des § 139 DBG. ist 
davon auszugehen, daß im Rahmen dieser 
Bestimmung der Schaden des Beamten nicht 
als durch ihm nach einem Unfall gewährte 
Versorgungsbezüge gemindert 
werden soll. § 139 DBG. ist auch dann an- 
zuwenden, wenn zwar die Zurruhesetzung 
nach dem Inkrafttreten des DBG. erfolgte, 


der Leistungsklage des 
Piandgläubigers ein, daß er nur gegen 
gleichzeitige Rückgabe der Pfandsache ver- 
urteilt werden dürfe, so ist die Klage nicht 


PP PET Te TITEL ELELIIELETEITTILELELEITTEIEIEIIIE 
PRRSFPETELLLIIEIELEIEIEIEI III EI nn 


Offene Stellen 


....... . 222 
2 „%%% „„, 


„dermalen abzuweisen“ wenn 
Rückstellung des Pfandes 1 
hat. Der beklagte Schuldner 18 
fort — jedoch Zug um zug f 
gabe des Pfandes — zur ZA 
urteilen. RG.: 

88 28, 66, 76 Ost] N.; 88 
Wenn der letzte gemeinsame 
Ehegatten im Ausland War, 
liche Zuständigkeit des LO. 


angesehen | stimmt werden. RG.: DR. 


Masse für diese Steuer ! 


entrichten ist. SächsO VG. 


Nr. 33 


verkehrsanzeigen 36 Kpt; für 


einspaltige Gele enheitsanzel 
Pente nussigen und chrufe 
Ziffergebühr für Stellen 
für Stellengesuche und G 
50 Rpf. 


der Montag der Erscheinun 


1 a 
Zahlungen für Anzeigenbetr&8® ER 
scheckkonto des Deutschen 


1 
Große Bergbaugesel 
sucht 


Sächsisches Oberverwaltt 
88 104, 103 RAbgO. Erzielt 5 Ger 


wenn Raum noch zur Verfügung ighe 
í 


egen H 
jung u 
DR. 1941, 671 Nr. 

13, sit de 
Wonne, irl 
kaun © 


| 08 
scheidungsstreit nicht nach di fga Ni 


ntrichtelg 


mm 

Anzeigenprels: die viergespalten® # F 
mm-Zeile 45 Rpf.; für Verlegen WR rilen 
45 RP = Stellen, 


i : nn und 
Anzeigenschluß: jeweils der Do 195 i 
Vorwoche, nur für eilige Stellenan weilt | 


au Po 
nere | 


schaf! 


Dolljurift(in) _ 


zur Bearbeitung von Rechtsangel, 
zu möglichst baldigem 


Beschäftigung als Anwalt t. 
ist möglich und erw 


Großes Industriewerk im Su 
sucht 
zur Entlastung des Syndikus 


zentbild 
Bewerbungen mit Lebenslauf, Lichtb E A 


— . 


deten& au e 
D 


i f 
juriſtiſchen Mitarbeit, 


einen 


Wel ewe 


Grund der von ihm erzieltegg 194l 


und Gehaltsansprüchen unter A. * B 
Abteilung Deutscher Rechts vert“ 
Lützowufer 18 


Anzeigenschluss 


ist jeweils der Donnerstag der Vorwoche | 


Deutscher Rechtsverlag G. m. b. H., Anzeigen-Abteilung, 
Berlin W 3, Lützowufer 18. Telefon 22 40 86. 


Btirovorsteher 
für Notariats- und Anwaltspraxis 
asterfragen erw.) gesucht. 


Be çrwaltungsgesell- Rechtsanwalt Dr. Auert, 


eue ert Berlin W15 
slührli Sucht. > 

x p ewerbungen mit Kurfürstendamm 197. 
dicht, Gebenem Lebenslauf, Tel. 91 68 18. 
DR an A tsansprüchen u. 


nzei i s = z 
Rechtsferfenbigune _Bürovorsteher (in) 
Owufer 18, & Berlin fur jebhafte Anwaltskanzlei in 


Köln a. Rh. für sofort oder später 


gesucht. 
Angenehme selbständ. Stellung. 
Nur Angebote tüchtiger Kraft 
mit Gehaltsforderung. 
Rechtsanwalt E. Brinkmann |, 
Köln (Rh.), Hohe Str. 55/61. 


Bürovorsteherin, 


perfekt in Steno u. Schreibm. für 
Berliner Anwaltspraxis 


gesucht. 
Angebote mit Lebenslauf, Zeug- 
nisabschriften und Gehaltsangabe 
erbeten unter A. 1489 an Anzei- 
gen-Abteilung Deutscher Rechts- 
verlag, Berlin W 35, Lützowufer 18. 


Anwaltsgehilfe (in) 
für sofort gesucht. 
Bewerbungen mit Gehaltsan- 


Dr Rechtsanwalt 
"Franz Crü er 
Berlin ws, A 


2 
d 
nter den Linden 43, 


Ş 


Büro Vorsteher — 
tide F 
schine 


Acher, möglichst 
Nschreiber sowie 


tenotypistin 
er tarlatsbüro für 
auerstellung 


An 
Ka TA A. 14 


W tutsa OZ an Anzei- 
ee elta 


Uh en Wältsbüro 


sprüchen, Zeugnissen und Licht- 
8 Notariat, bora (möglichst | bild erbeten an 
Am und Rechtsanwalt und Notar 
) zu 4 ostenwesen Dr. Pocher 
chan alf et früher, Meiningen (Thür), 
Ben. Dr nd Notar Schlundgasse 3. 
Min Ws anger, 


y auent è 
Tel, 24 73 * 13a, 


Perfekte Stenotypistin, 
die auch Bürovorsteherarbeiten 
übernehmen kann, für sofort 


oder zum 1. 4. 1941 
gesucht. 
Rechtsanwalt Dr. Kühn, 
Berlin W50, Tauentzienstr. 20. 


o ot pistin 
an a ach, nur perfekte 
Päufühlge Stellung 


— ME VER — 
Es gilt Anzeigen-Prelsliste Nr. 2 
— Zu ee 


der Führer: 
eutfchen Soldaten an der Front 


den d 
it dae Bemußtfein und dos 
inter ihm in elſerner 6e- 


d fanatifhem Willen ein 
ganzes voln ſteht! 


eee 


ese 222222 
....n...n...... 2222 


22222222277 „%% 


Gesuchte Stellen 


222222222 
122717777 


2222775 


22 99 272222 
2222277727 7222 727772 12ꝛ7 ::: 227272 


Volljurist 
sucht Stellung als Syndikus oder 
Hilfsarbeiter, auch auswärts. 
Angebote unter A. 1491 an Anzei- 
gen-Abteilung Deutscher Rechts- 
verlag, Berlin W35, Lützowufer 18. 


20 jährige Bürogehilfin 
aus Anwaltspraxis, erfahren im Notariat, 
mit guten Zeugnissen, flotte Maschinen- 
schreiberin 


sucht Stelle 


in industriellem Unternehmen, Versiche- 
rung oder Anwaltspraxis. Angebote mit 
Gehaltsangaben erbeten unter A, 1493 
an Anzeigen-Abteilung DeutscherRechts- 
verlag, Berlin W 3, Lützowufer 18. 


zee: : 
228877 „%½ %%%, 


Volljurist, 


mehrjährige, selbst. Anwaltspraxis 
u. Schriftleitertätigkeit, befähigt, 
vielseitig interessiert, schr gew., 
frei verfügbar, sucht Dauer- 
stellung in Industrie, Wirtschaft 
oder als Hilfsarbeiter in größerer 
Anwaltskanzlei. Berlin bevorzugt. 
Angebote unter A. 1498 an Anzei- 
gen-Abteilung Deutscher Rechts- 
verlag, BerlinW 35, Lützowufer 18. 


Anwaltsassessor 


mit besten Zeugnissen 'und Referenzen, 
dessen Anwärterzeit abläuft, 
sucht 

Verbindung mit Alterem oder jüngerem 
Anwalt in Ober- oder Niederbayern 
(Großstädte ausgeschlossen) zwecks 
Praxis übernahme. Zuschriften unter 
A. 1474 an Anz.-Abteilung Deutscher 
Rechtsverlag, Berlin W 35, Lützowufer 18. 


Opfert für das KWHW! 


u 


Bekanntmachungen versciedener Art 


95 99% % 2222222222222 
222435222528˙22822 28752885 


99 2 ꝗ 2 ee 222222222222222 
2828822428222 %%% %% 


Rechtsanwalt, Dr., 


35 Jahre, z.Zt. beauftragt. Richter, 
tüchtig. Sachbearbeiter, gewandte 
Umgangsformen, sucht alsbald 
oder später Assoziation oder 
Praxisübernahme. Einlage 
möglich. Ang. u. A. 1450 an Anzei- 
gen- Abteilung Deutscher Rechts- 
verlag, Berlin M 35, Lützowufer 18. 


Pfundtner - Neubert, 
Reichgrecht, neuester Stand. Ordner 
mit Ringmechanik. Sehr gut erhalten 3, 
zu verkaufen. Angebote mit Preis gut erhalten, für 55.— RM. 
unter A. 1490 an Anzeigen- Abteilung Rechtsanwalt Dr. Kühn, 


Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 3, Berlin W 50, Tauentzienstr. 20. 
Lützowufer 18. 


Lützomuler JB I) La u Fre ee 
Verkaufe Juristische Bücherei 


enthaltend u. a 

Bundesgesetzblati 1868, 1809, 1870 
Relchsgesetzblatt 1871—1940, außer 1873 
Pr. Gesetizsammiung 18581940, außer 1883, 1899. 
Justizministerlalblatt 1844—1932, außer 1846, 1923 
Deutsche Justiz 1933—1940. 
Enischeidungen des Obertribunals von 1897— 
Generalregisier zu den a eee des 

ntecheidungen aus den er 
Nr E TR chronologiash geordnet (3 Bände und Registerband), 
Entacheldungen des Relchsgerlehts Band 1164 mit 
Generalregister zu den Bänden 1—30, 3140, 41—50, 518 61—70, 71—80, 

81-90, 91-100, 111—120, 121-130, 131—140, 141—150, 151—1 

Juristische wochenschrift berw. Deutsches Recht 1883—1940 
sowle zahlreiche andere Bücher. 


Rechtsanwalt Gerike, Breslau, Schweidnitzer Str. 27. 


Anwaltsnotar i. landschaftl. schön. 
westdeutshemKurort, ruhige 
Praxis, geeignet für älter. Kollegen 


sucht Tausch nach Berlin. 


Eigenheim mit großem Garten 
kann übernommen werden. An- 
gebote unter A. 1496 an Anzei- 
gen-Abteilung Deutscher Rechts- 
verlag, Berlin W 35, Lützowufer 18. 


Verkaufe 


Kommentar Reichsgerichtsräte 
Band 1—5, 8. Auflage, 


1879 (Bd. 1—83) 
Obertribunals (Bd.1-80). 
sten 60 Bänden des 


Antiquariſches ae * — 
" r v. RG,-Näten. 8, A., 5 Bde. 1944/35 ge (143,—) 
1 gi Konk.⸗Ord. 9/7. A. 2 Bde. 1081/36 geb. (105.— J RM 
UEntſcheldungen ts RG, ee; Bd. 1180 u. Reg. 1-150 geb. RM 
ohow, Jahrb. d. Eniſch, d. Kammerger. Bd. 1 64 (1881-1922), . 
hrbuc) des Deutſchen Rechts. oo eb. 
echtſprechung der OLG., 48 Bde. 1900-27 (alles erjhienene) geb. 
Me ichsgeſekblatt. 1900-1939 (ab 1922 Tl. I und I b. 
Wochenſchrift, Juriſt., 1900-1938 (198638 ungebunden). 


J. Schweitzer Sortiment / Berlin WS 
Franzöſiſche Straße 10 / Fernſptecher 1211867/868 
Buchhandlung und Antiquariat für Rechts und Wirtſchaftswiſſenſchaften 


Wir kaufen zurück: 


Deutsches Recht vereinigt mit Juristische Wochenschrift: 
Jahrgang 1940: Heft b, 7, 8, 41, 47 
zum Preise von 50 Pfg. je Heft zuzügl. Versendungsspesen 
Übersendung erbeten an 
Deutscher Rechtsverlag G. m. b. H., 
Leipzig C 1, Inselstraße 10 


Die Kündigung 

Lösung des Arbeitsverhältnisses und ihre rechtlichen Folgen 
Von Dr. KURT MAURER 

Die vielen am Arbeitsprozeß Beteiligten, seien es Betriebsführer, Angestellte, Arbeiter oder Lehrlinge in der Privat 

wie bei öffentlichen Verwaltungen und Betrieben, brauchen einen leicht verständlichen Ratgeber in allen Fragen e 

des Arbeitsverhältnisses. Diesem Bedürfnis dient die vorliegende Schrift. Die neuen Bestimmungen der Kriegsgest sonde 
sind eingearbeitet. Von jeher hat das Recht der Kündigung nebst den angrenzenden Fragen nicht nur den juristen, 

jeden schaffenden Volksgenossen interessiert. 4.80 RM. 

Umfang: 143 Seiten Preis: kart 4. 

Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag N 

16 / WII 


DEUTSCHER RECHTSVERLAG G. m. b. H., BERLIN ı LEIPZ 


Berlin W 35, Hildebrandstraße 8 
Auslieferung für Ostmark und Sudetenland: Deutscher Rechtsverlag G. m. b. H., Wien I, Riemer 
2 
Scheidung 
ohne Verfchulden 


von Rechtsanwalt 
Dr. G. von Scanzoni 


Zweite, verbesserte und Auflage 
auf den neuesten Stand gebrachte 


18 halt 
L sung 


Amtsgerichtsrat Franz Holtkamp 


Bereinigung alter Schulden 


Textausgabe 
mit Anmerkungen und ministeriellen Verfügungen auf 
Grund der Neufassung des Gesetzes vom 3. Sept. 1940 


3., völlig neu bearbeitete Auflage 


Das Schuldenbereinigungsgesetz beruht auf dem Orund- antes!" 
gedanken, Volksgenossen, die unverschuldet infolge der Die Broschüre behandelt den wohl interesie Mög- 
Wirtschaftsnot vor der Machtübernahme oder infolge Teil des neuen deutschen Eherechis, nämlich nid 
ihres Einsatzes für die Bewegung verschuldet sind, nicht lichkeit, eine Ehe wegen eines Grundes zur > andie 


zu bringen, der mit „Schuld“ des einen dent 
Gatten nichts zu tun hat. Die durch das ES ründe 
Eherecnt neu hinzugekommenen nz pie 
ausführlich behandelt; die reichsgefl@ gelegt: oks 
sprechung ist beinahe lückenlos da ue 
Sprache ist klar und in ihrer Form- un ahrelz, gie 
sicherheit nicht nur für den Rechts "Gerade eg 
dern auch für den Laien verständlich oddeutse ist 
Laienwelt, die über die Neureglung des g" ja el 
Eherechts noch immer sehr ver wenn peg 
falsch urteilt, wird das Erscheinen dan 


länger in ihrer Schuldennot zu belassen, sondern sie in 
der Weise zu entlasten, daß sie durch Gewährung von 
Stundung, Ratenzahlungen, Zinsermäßigung oder Erlaß 
der Schuld wieder zu einer angemessenen Lebenshaltung 
und zum Aufbau einer neuen Existenz gelangen können. 
Alle Schuldner und Gläubiger sind an dem Gesetz interes- 
siert. Das Buch ist für alle Personen- und Behörden- 
kreise gedacht, und auch ein praktisches Hilfs- 
mittel für den Rechtswahrer, der nicht zu einem 
umfangreichen Kommentar greifen will. 


Preis kartoniert RM. 2.70 


Preis kart. RM 1.80 
r direkt vom 


Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag Zu beziehen durch den Buchandel ode 


f D 
Ee: teip! 
Deutscher RechtsverlagGmbH.* Berlin 

Berlin W 35, Hildebrandstr-® 


d: 
gelen a ge 


Ri — 


Deutscher Rechtsverlag G. m. h. H. Berlin · Leipzig- Wien 
Berlin W 35, Hildebrandstraße 8. 


Auslieferung für Ostmark und “A 
Deutscher Rechtsverlag Om b H., Wien b 


Auslieferung für Ostmark und Sudetengau: 
Deutscher Rechtsverlag, Wien 1, Riemergasse 1 


end, 
-delklajle, 


das sparsame” Schönschriftband , 


*) Man braucht es seltener zu wechseln, weil das feinfädig Gewebe besonders duver 
hoft ist und im Spezialverfahren mit hochkonzentriarten Farbstoffen getränkt wurde 


Ha N We neee. 


